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Erst seit ungefähr zehn Jahren befaßt sich 
die historische Forschung in Deutschland 
intensiv mit dem Problem der Verdrän-
gung und Vernichtung der Juden unter 
dem Nationalsozialismus. Die Sinnlosig-
keit des Geschehens erschwerte eine ratio-
nale Deutung, auf die Historie angewiesen 
ist. Im Wintersemester 1991/92 — so Jahre 
nach Beginn der Deportation der Hambur-
ger Juden — versuchten die Referenten ei-
ner öffentlichen Vorlesungsreihe an der 
Universität Hamburg, eine Deutung zu 
wichtigen Komplexen dieses Themas zu 
bieten. Es war u. a. die Absicht, die allge-
meine Problematik an regionalgeschichtli-
chen Beispielen aufzuzeigen und dabei 
auch die Schwierigkeiten deutlich zu ma-
chen, die die Geschichtsforschung und 
-schreibung damit hat. Die Vorträge wer-
den hier in erweiterter, z. T. auch neu ge-
faßter Form publiziert. Dabei sollten u. a. 
die in der ehemaligen DDR entwickelten 
Forschungsergebnisse, ferner die neuen 
Ansätze einer «postkommunistischen» 
Holocaust-Forschung berücksichtigt wer-
den. Historische Forschung und histori-
sche Bewältigung der Shoah sind zweier-
lei. Nicht nur das osteuropäische Beispiel 
Lettland, wo sich das Problem der «Bewäl-
tigung» recht drastisch stellt, oder aber Po-
len, macht dies deutlich. Auch in der Bun-
desrepublik, der alten wie der neuen, ist 
eine Aufarbeitung nicht gelungen. Jüngste 
Äußerungen zeigen, daß sich ein allgemei-
nes antijüdisches Vorurteil ohne Scham 
neu artikuliert. Dagegen hilft nur Aufklä-
rung. 
Das Buch gliedert sich in vier Aspektkapi-
tel. Einmal geht es um die historische Deu-
tung und Darstellung in der Bundesrepu-
blik, in Israel und als exemplarische Bei-
spiele für die osteuropäische «postkommu-
nistische» Forschung: Lettland und Polen. 
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VORWORT 

Die Universität Hamburg veranstaltete im Wintersemester 1991 / 92 im 
Rahmen ihres Allgemeinen Vorlesungswesens eine Ringvorlesung zur 
Erinnerung an die Verfolgungsgeschichte der Juden in Hamburg. Das 
Datum war begründet in dem Beginn der Deportationen Hamburger 
Juden vor 5o Jahren, die erste am 25. Oktober 1941. Eine Reihe nam-
hafter Wissenschaftler konnte gewonnen werden, einzelne Fragen der 
deutsch-jüdischen Geschichte während der Zeit der nationalsozialisti-
schen Herrschaft zu untersuchen und die Ergebnisse vorzutragen. 
Diese Vorträge werden jetzt, auch durch weitere Beiträge ergänzt, als 
wissenschaftliche Abhandlungen in dem hier vorgelegten Band einer 
breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 

Die deutsche Geschichtswissenschaft befaßt sich erst seit etwas 
mehr als zehn Jahren vertieft mit der sozialen, kulturellen, wirtschaft-
lichen und rechtlichen Ausgrenzung und Verdrängung, der systemati-
schen Entrechtung und der schließlich physischen Vernichtung der 
Juden unter dem Nationalsozialismus. Die Autoren haben es in ihren 
Beiträgen unternommen, Beschreibungen vorzulegen, in der Detail-
liertheit erschreckend, dem Leser die Sinnlosigkeit des Geschehens 
nochmals zu verdeutlichen. In vielen Fällen haben sich die Autoren 
auch dem Versuch einer erklärenden Deutung nicht verschlossen, die 
Zweifelhaftigkeit rationaler Zuordnungen nicht verkennend. Allge-
meine, aber auch persönliche Bewertungen sind vielfach hinzugefügt 
worden. In diesem Bemühen um historische Klärung haben sich 
Schwerpunkte in vier Bereichen abgezeichnet, die dem hier vorgeleg-
ten Band eine eigene sinnvolle, ursprünglich indes nicht so beabsich-
tigte Systematik verleihen: 

Im Mittelpunkt jeder Überlegung steht die historische Darstellung 
der Shoah und deren Deutungsversuch in der Bundesrepublik und in 
Israel. Ergänzt wird dies durch Beiträge aus der sich vertiefenden ost-
europäischen Forschung für Polen und Lettland. Das eröffnet dem Le-
ser nochmals in verstärkender Weise die Dimension der Ereignisse. 
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Das Verdrängen aus der gesellschaftlichen Umwelt und aus dem 
Wirtschafts- und Erwerbsleben — einsetzend bereits 1933 —, die Zer-
störung der Synagogen in der Pogromnacht 1938, die Vernichtung in 
den Konzentrationslagern auf dem Gebiet des Deutschen Reiches 
sind die Themen eines weiteren Komplexes. Deutlicher ausdifferen-
ziert erweist ein dritter Schwerpunkt mit regionaler und lokaler Ana-
lyse den gesamtthematischen Bezug. Untersuchungen werden hier für 
die Großstädte Berlin, Hamburg und Leipzig und für die eher pro-
vinzielle Region Mecklenburg vorgelegt. Insbesondere für die lokale 
Verfolgunsgeschichte in Berlin und Hamburg konnten bislang unbe-
kannte Dokumente erschlossen werden. Damit wird zugleich eine 
wichtige Perspektive eröffnet, wie die nicht deportierten Juden in 
ihrer faktischen Ghettoisierung die Vernichtungsphase 1941-1945 
«erlebten». Ein vierter und letzter Teil befaßt sich schließlich mit Fra-
gen der geistigen Auseinandersetzung in der Bevölkerung um «Be-
wältigung» des Judenmordes, zeitlich sowohl der Aufbauphase nach 
Kriegsende 1945 als auch der Gegenwart zugeordnet. Hier geht es um 
soziale und psychische Befindlichkeiten, Voraussetzungen der Bewäl-
tigung. So erfassen die insgesamt vierzehn Einzeluntersuchungen 
letztlich ein breites Spektrum des neuesten Wissenstandes, dessen, 
was die historische Forschung gegenwärtig zu einer Aufarbeitung 
beitragen kann. 

Das Institut für die Geschichte der deutschen Juden in Hamburg hat 
für die Veröffentlichung gerne seine wissenschaftliche Reihe der 
«Hamburger Beiträge zur Geschichte der deutschen Juden» zur Ver-
fügung gestellt. Damit wird nicht nur die fachübergreifende Verbun-
denheit deutlich, der sich das Institut verpflichtet weiß. Es ist ebenso 
das wissenschaftliche Anliegen der Autoren, wie es in den Abhandlun-
gen zum Ausdruck kommt, das sich in die Arbeit des Instituts einfügt 
und zu fördern ist. Das Schicksal der deutschen und der ausländischen 
Juden unter nationalsozialistischer Gewaltherrschaft ist Teil der 
deutsch-jüdischen Geschichte. Es muß verpflichtende Aufgabe und 
Ziel der historischen Forschung sein, gerade diesen Gegenstand wis-
senschaftlichem Suchen und Erkennen durch Veröffentlichungen na-
hezubringen. 

Die Herausgeber danken den beteiligten Autorinnen und Autoren 
für ihre Bereitschaft, ihren Beitrag für die Veröffentlichung zur Verfü-
gung zu stellen und hierfür nochmals zu überarbeiten. Es ist uns ferner 
eine angenehme Verpflichtung, der Hamburgischen Wissenschaft-
lichen Stiftung und der Karl H. Ditze-Stiftung (Hamburg) für ge- 
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währte Druckkostenzuschüsse zu danken, ohne die ein derartiges Vor-
haben kaum zu verwirklichen gewesen ist. Unser Dank gilt schließlich 
dem Hans Christians Verlag (Hamburg) für gute Zusammenarbeit und 
für eine rasche Drucklegung. 

Hamburg, im September 1992 Arno Herzig 
Ina Lorenz 





EINFÜHRUNG 





HISTORIE UND SHOAH 

Arno Herzig 

Seit dem Historismus des ig. Jahrhunderts gilt die Hermeneutik als 
wichtigstes Forschungsprinzip der Geschichte. Sie besagt, daß sich der 
Historiker in die Personen der Geschichte gleichsam hineinversetzen 
müsse, um aus ihrer Sicht heraus Motivation und Handeln zu erklären. 
Den Zugang bieten die Quellen, die uns historisches Handeln aus zeit-
genössischer Sicht darstellen und Motive für dieses Handeln angeben. 
Das hermeneutische Prinzip, jenes verstehende Beschreiben, versagt 
jedoch angesichts der Shoah, der geplanten Ausrottung des jüdischen 
Volkes.' So mag es wohl zu erklären sein, daß erst in den endsechziger 
Jahren in der deutschen Zeitgeschichtsforschung eine intensive De-
batte über zentrale Fragen der nationalsozialistischen «Endlösung der 
Judenfrage» einsetzte. Raul Hilberg stellt dazu lakonisch fest: «Der 
Holocaust brach herein wie ein Blitzschlag, die Forschung darüber ge-
riet hingegen zu einem langsamen und über Jahrzehnte sich hinziehen-
den Suchen.» Doch liegen inzwischen wichtige Ergebnisse über die 
Durchführung des seit 1941 geplanten Genozids vor, als Hitler in sei-
ner Siegeszuversicht glaubte, im Zuge einer rassenpolitischen Neuord-
nung Europas alle im Machtbereich der Deutschen lebenden Juden 
umbringen zu können. Die im Juli 1941 in Auftrag gegebene Gesamt-
planung wurde im September/Oktober 1941 in Ermordungsaktionen 
umgesetzt. So wichtig die Detailergebnisse hier sind, vor allem, was die 
Rolle der Reichswehr betrifft, so gilt für die Anfänge der 1980er Jahre 
die Feststellung von Wolfgang Scheffler, daß «der Schwerpunkt der 
Aufhellung im Hinblick auf die Handlungsweisen der nationalsoziali-
stischen Akteure [...] aber bis heute [fehlt] ».2  Das gilt für die Akteure 
im weitesten Sinne, für die Mörder wie für den einfachen Eisenbahner, 
der «nur seine Pflicht tat», als er mithalf, hunderttausende Juden in die 
Vernichtungslager zu transportieren. 

Inzwischen hat sich aber mit der 1985 erschienenen Studie von Her-
bert A. Strauss: «Der Holocaust. Reflexionen über die Möglichkeiten 
einer wissenschaftlichen und menschlichen Annäherung» ein grundle- 
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gender Wandel vollzogen.3  Herbert A. Strauss gelingt es hier, mit der 
traditionellen hermeneutischen Methode Motive der Täter und auch 
der dieses System tragenden Mitläufer verständlich zu machen. 
Strauss' «menschliche Annäherung» führt jedoch nicht zu einer alles 
entschuldigenden Deutung. 

Weitere Studien dieser Art sind inzwischen gefolgt. So die 1988 in 
den USA und 1992 in Deutschland publizierte Studie von Tom Segev: 
«Die Soldaten des Bösen. Zur Geschichte der KZ-Kommandanten», 
deren Motivation und Handlungsweisen er analysiert.4  Beschränkt 
sich diese Untersuchung auf eine relativ kleine Gruppe, so ist weitaus 
aufschlußreicher für das Verhalten der « gewöhnlichen», nicht durch 
die NS-Propaganda ideologisierten Polizisten Christopher R. Brow-
nings Studie von 1992: «Ordinary Men: Reserve Police Battalion ioi 
and the Final Solution in Poland».5  Er untersucht das Jozefow-Massa-
ker, bei dem am i3. Juli 1942 I Soo jüdische Einwohner, Männer, 
Frauen und Kinder, in einem Wald von den deutschen Reservepolizi-
sten erschossen wurden. Die Analyse der Biographien dieser Täter er-
gab, daß es sich dabei weitgehend um Familienväter in mittleren Jahren 
handelte, die aus der Hamburger Arbeiter- bzw. unteren Mittelschicht 
stammten und ihre Sozialisation zur Zeit der Weimarer Republik er-
fahren hatten. 

Es ist auffällig, daß diese Studien fast ausschließlich von amerikani-
schen Historikern herrühren. Dort sei es auch heute noch leichter, 
über den Holocaust zu schreiben als in Deutschland, wie Raul Hilberg 
bemerkt, dessen klassische Studie «Die Vernichtung der europäischen 
Juden» in den USA schon 1961 erschien. Erst 1982 wurde sie ins Deut-
sche übersetzt, aber wiederum erst acht Jahre später (199o) durch die 
dreibändige Taschenbuch-Ausgabe einer breiteren Allgemeinheit be-
kanntgemacht.' Grundlegende Fragen zur Erforschung des Holocaust 
hatte 1978 der israelische Historiker Yehuda Bauer als Leitfrage für die 
Behandlung des Holocaust formuliert: 

«Who were the murderers? What social strata did they come from? What did 
they think? When was the mass murder planned and how? How did the bureau-
cracy work that was able to sit behind their desks and direct the murder? Who 
built the gas chambers? What was the reaction of the victims? Sheep to the 
slaughter? Glorious resistance? Was there a way of rescue?» 

Es ist verständlich, daß für Yehuda Bauer neben der Motivation der 
Täter die Bewältigung der Shoah durch die Überlebenden und durch 
das gesamte jüdische Volk im Mittelpunkt des Interesses stehen. In der 
Diskussion um die Bedeutung des Holocaust für Israel hat der Jerusa- 
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lemer Historiker Moshe Zimmermann vor kurzem eine These aufge-
stellt, die nicht unwidersprochen blieb. Er deutet ihn als «Raison d'etre 
des Zionismus und des Staates Israel », neben der Bibel gleichsam die 
einzige Begründung für die Existenz des Staates Israel.' 

Für das historische Bewußtsein in Israel hat der Holocaust sicher 
eine andere Bedeutung, als dies für Deutschland der Fall ist. Für das 
historische Bewußtsein in Deutschland und damit auch für die deut-
schen Historiker sind andere Fragestellungen ausschlaggebend. Sie hat 
in einem Beitrag über «Freud und die Deutschen» (199o) der Psycho-
loge Hermann Beland recht treffend wie folgt zusammengefaßt: «Hit-
lers Grausamkeit gegen die Juden ist psychotisch, das ist kein Rätsel 
[...]. Ein Rätsel aber war und ist die Begeisterung der Deutschen für 
diese Grausamkeit und die Unterwerfung eines christlichen Kulturvol-
kes unter diesen Größenwahn und die Projektionen.» In diesem Zitat 
sieht der Psychoanalytiker Hans Keilson «den Ansatzpunkt einer 
transkulturellen Geschichtsschreibung» formuliert, die sich angesichts 
der Singularität der Ermordung der europäischen Juden [...] mit der 
Frage der Regulierung und gesellschaftlich verankerten Beherrschung 
der Destrukionstriebe» befassen sollte.9  Die Historie sollte diese Frage 
der Psychoanalytiker aufgreifen und sie mit ihren Methoden zu beant-
worten suchen. Dabei steht fest, daß eine wertfreie Beurteilung dieses 
historischen Phänomens, wie sie Thomas Nipperdey zwar nicht spe-
ziell im Hinblick auf die Shoah, jedoch generell für die Geschichtsfor-
schung verlangt, hier nicht angebracht ist.' Der (Pseudo-)Rationalis-
mus und (Pseudo-)Legalismus, den die Nationalsozialisten für sich in 
Anspruch nahmen, hat in der deutschen Bevölkerung, wenn auch nicht 
zur Zustimmung, so doch zur Duldung der NS-Verbrechen beigetra-
gen. Die Akzeptanz der Nürnberger Rassegesetze macht das deutlich. 
Selbst der «Historikerstreit» von 1986ff. tendierte mit mancher Posi-
tion in diese Richtung." Es erweist sich als wenig sinnvoll, dem Geno-
zid am jüdischen Volk durch die Nationalsozialisten eine rationale 
Deutung zu geben. Nicht zuletzt scheiterten daran die marxistisch-
leninistischen Deutungsversuche, die gemäß einem fast ausschließlich 
ökonomischen Ansatzpunkt die Vernichtung der Juden als ökonomi-
sche Notwendigkeit des NS-Regimes erklärten und sich dabei auf das 
Zitat aus den Beschlüssen der Wannsee-Konferenz (1942) bezogen, 
daß Juden durch Arbeit zu vernichten seien. 

Wie Ulrich Herbert in seiner Studie «Arbeit und Vernichtung. Öko-
nomisches Interesse und Primat der <Weltanschauung> im Nationalso-
zialismus » nachgewiesen hat, läßt sich Kurt Pätzolds These, den Ge- 
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nozid an den Juden allein aus ökonomischen Gründen zu erklären, 
nicht halten. Vielmehr zeigt Herberts Untersuchung, daß das ideologi-
sche Ziel: die physische Vernichtung der Juden als Weltfeind Nummer 
eins, über allen ökonomisch und kriegswirtschaftlich bedingten Zielen 
stand. Das schließt taktische Zugeständnisse nicht aus. Die deutsche 
Industrie und die mit ihr eng verbundene Behörde Speer haben bei der 
Frage der Zwangsarbeit ausschließlich nach effektivbezogenen Ge-
sichtspunkten gehandelt und jeweils auf die Gruppe von Arbeitern zu-
rückgegriffen, die in ausreichender Zahl zur Verfügung stand und die 
die jeweils beste Relation zwischen Aufwand und Ertrag versprach.' 2  

Die monokausale Deutung: die Juden seien aus Profitgründen der 
deutschen Industrie vernichtet worden, vermag den sinnlosen Mord an 
5 bis 6 Millionen Juden nicht zu erklären, noch gar die Verstrickung 
von Millionen Deutscher in dieses nationalsozialistische Mordsystem 
zu deuten. 

Ein ähnlich eindimensionales Erklärungsmodell bietet nach meiner 
Einschätzung die These der Autoren Götz Aly und Susanne Heim, 
die die Ermordung der Juden und anderer Gruppen als «Ballastexi-
stenzen» im Rahmen einer durchrationalisierten nationalsozialisti-
schen Großraumwirtschaft sehen. Dies sei vor allem das Ziel einer 
«planenden Intelligenz » gewesen, die nicht mit den Mördern der NS-
Institutionen identisch sei. Auch wenn Wissenschaftler in den unter-
schiedlichsten Positionen der «Rationalität» der nationalsozialisti-
schen Ausrottungspolitik folgten, so erklärt diese These nicht die 
Breitenwirkung, mit der diese «Rationalität» von der Bevölkerung 
akzeptiert wurde.' 3  

Eine Deutung der Shoah — als « Sinngebung für das Sinnlose» —, mit 
Fragezeichen versehen, versucht die Antisemitismusforschung, um die 
sich in den letzten Jahren der aus Würzburg stammende amerikanische 
Kollege Herbert A. Strauss sehr verdient gemacht hat. Die Antise-
mitismusforschung, der wohl für unsere Fragestellung bedeutendste 
historische Forschungszweig, kann auf eine längere Wissenschaftsge-
schichte zurückblicken. Nach ersten Ansätzen in der Weimarer Zeit, 
verwiesen sei hier auf Wawrzineks Dissertation von 1927 über «Die 
Entstehung der deutschen Antisemitenparteien (1873 — 189o)», fand 
die historische Forschung im akademischen Rahmen der Bundesrepu-
blik erst relativ spät zu diesem Thema. Bezeichnenderweise waren es 
nicht Historiker, sondern Soziologen, vor allem die Mitarbeiter des 
ehemaligen Frankfurter Instituts, die in den USA nach den historischen 
Ursachen des deutschen Antisemitismus forschten und hierzu die er- 
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sten Studien publizierten: so neben dem bekannten Kapitel über die 
Elemente des Antisemitismus in Horkheimers und Adornos Buch 
über die «Dialektik der Aufklärung» von 1944, vor allem das von 
Horkheimer 1949 herausgegebene Buch von Paul Massing über die 
«Vorgeschichte des politischen Antisemitismus ». Als Horkheimer 
und Adorno 195o ihr Institut wieder nach Frankfurt verlegten, war es 
ihr erklärtes Ziel, « die Kontinuität zwischen der amerikanischen Pro-
duktion des Instituts und seinen Forschungen in Deutschland nach 
195o hervorzuheben». Massings Studie wurde deshalb 1959 ins Deut-
sche übertragen und in der Reihe des Instituts veröffentlicht. Bereits 
1956 war — wie Horkheimer und Adorno betonten — als Ergänzung zu 
Massing die soziologische Dissertation von Eleonore Sterling mit dem 
Titel «Er ist wie du. Aus der Frühgeschichte des Antisemitismus in 
Deutschland i8I5-185o» erschienen. Dieses Buch war ohne Zweifel 
nicht nur in den 195oer Jahren die wichtigste Studie zur Problematik 
des frühen Antisemitismus in Deutschland.'4  Um die Deutung des An-
tisemitismus in der politischen Kultur Deutschlands geht es auch der 
Soziologin Eva Reichmann, deren grundlegendes Buch: «Flucht in den 
Haß », ebenfalls zunächst in England (195o) erschien und später dann 
ins Deutsche übersetzt wurde. 

Die von den Sozialwissenschaften herkommende Antisemitismus-
forschung hat wesentlich zur Differenzierung dieses Phänomens bei-
getragen und nicht den Fehler begangen, die Shoah als eine zwingende 
Folge einer Entwicklung auszumachen, an deren Anfang Luthers anti-
jüdische Schriften und an deren Ende die Gaskammern von Auschwitz 
stehen.' 5  Die Ansätze der Frankfurter Schule und der von ihr angereg-
ten Historiker wirkten auf die deutsche Forschung insofern zurück, als 
nun zahlreiche jüngere Historiker sich diesem Thema widmeten. Doch 
als 1985 Herbert A. Strauss gleichsam ein Resümee dieser Forschungs-
ansätze zu geben versuchte, mußte auch er mit der Einsicht fertig wer-
den, « daß eine Sinndeutung des Holocaust über das hinausgeht, was 
Wissenschaft leisten kann ». i6  Selbst wenn man dem Antisemitismus 
eine politische oder funktionale Motivation zugesteht, dem Holocaust 
selbst kommt kein rational erfaßbarer Sinn zu. Hermeneutik als ein 
verstehendes Beschreiben bedeutet Einordnung in als sinnvoll erfah-
rene Zusammenhänge. Die kann die Geschichte oder Sozialwissen-
schaft in diesem Fall nicht leisten.'? Dennoch wäre es verkehrt, die 
gesamte Antisemitismusforschung, die ein Versuch ist, das Unerklär-
liche doch in Ansätzen erklärbar zu machen, damit als erfolgloses Un-
terfangen abzuqualifizieren. Auch Strauss tut das nicht, sondern ver- 
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sucht, Verhaltensweisen der deutschen Bevölkerung gegenüber ähn-
lichen Vernichtungsstrategien der Nationalsozialisten wie die Shoah 
als Erklärungsansätze heranzuziehen. So finden sich zum Beispiel bei 
den Euthanasie-Aktionen ähnliche Momente wie bei der Judenver-
nichtung. Einmal wird auch hier die «Entmenschlichung» der Gruppe 
propagiert, die ermordet werden soll. Die Opfer werden zu «Parasi-
ten» degradiert. Ferner stoßen wir hier auf den Versuch der Geheim-
haltung durch Sprache und verschlüsselte bzw. falsche Mitteilungen 
an die Hinterbliebenen. Dazu kommt die Pseudolegalisierung durch 
die Ärzte und Juristen, die selbst auf protestantische Diakonissen und 
katholische Nonnen ihre Wirkung nicht verfehlte und sie zu Handlan-
gern des Vernichtungsapparates werden ließ. Da die Zahl der Betroffe-
nen jedoch sehr groß war, zudem durch Kriegsereignisse (Verwundun-
gen etc.) jeder ein potentielles Opfer sein konnte, war der Widerstand 
hier am stärksten und zumindest nach außen auch am wirksamsten. 
Unter dem Protest der Bevölkerung, die einen Rückhalt in dem Wider-
stand des Münsteraner Bischofs von Galen fand, mußte die Regierung 
zumindest offiziell im August 1941 von diesen Plänen abrücken. Als 
1941 / 42 die Münsteraner Juden jedoch unter den Fenstern des bi-
schöflichen Palais zusammengetrieben und deportiert wurden, schwie-
gen allerdings die Münsteraner und ihr Bischof. 

Ein weiteres Beispiel für das Verhalten der deutschen Bevölkerung 
gegenüber NS-Vernichtungsstrategien bieten die geplanten Mordak-
tionen an den sog. polnischen «Schädlingen» oder den sowjetischen 
Kommissaren. Sie stießen im Gegensatz zum Euthanasieprogramm 
kaum auf Widerspruch in der Bevölkerung, sondern fanden sogar, 
wenn auch nicht die Zustimmung, so doch die Billigung der Wehr-
macht. Diese Aktionen zeigen, daß weite Teile der Bevölkerung bereit 
waren, den Pseudolegalisierungen und entmenschlichenden Ausgren-
zungen der Opfer, die als «Ungeziefer», «Parasiten» bezeichnet 
wurden, nur allzu schnell zuzustimmen. 

Diese entmenschlichende Ausgrenzung der Opfer findet sich auch 
bei den KZ-Mördern. Überzeugt von der Stimmigkeit der rassistischen 
Ideologie ignorierten oder verdrängten auch sie, daß ihre Opfer Men-
schen waren. Aufschlußreich ist hier ein Interview, das die britische 
Historikerin Gitta Sereny mit dem ehemaligen Kommandanten des 
Vernichtungslagers Treblinka führte. '8  Die Opfer waren für die Mör-
der keine Menschen. Stangl bezeichnet sie relativ neutral als «Ware». 
Geläufiger war auch ihm vermutlich die Gleichsetzung mit Tieren, vor 
allem mit Ungeziefer. Die Ungeziefer-Metapher für die Juden in der 
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Gesellschaft hat in der deutschen Literatur eine lange Tradition. Sie 
findet sich im 19. Jahrhundert in amtlichen Stellungnahmen preußi- 
scher Landräte, in Trivialromanen und natürlich auch in dem Buch, in 
dem als erstem in der deutschen Literatur die physische Vernichtung 
der Juden gefordert worden war, in Hundt-Radowskys «Judenspie-
gel» von 1819.'9  

Die Gleichsetzung der Opfer mit Ungeziefer, ihre Entmensch-
lichung, setzte bei vielen KZ-Mördern die Hemmschwelle sehr tief 
und «legalisierte» gleichsam die Ermordung. Auch der Auschwitzer 
Lagerkommandant Höß rechtfertigte sich 1943 gegenüber seinem 
Schwager, der von ihm eine Erklärung des Begriffs «Untermensch » 
verlangte: «Sieh dir die Menschen doch an. Sie sind nicht wie wir. Sie 
sind anders. Sie sehen ganz anders aus. Sie haben kein menschliches 
Benehmen ...»" 

Die KZ-Mörder stellen einen besonderen Typ dar. Wenn auch die 
wenigsten unter ihnen kriminell oder sadistisch prädisponiert waren, 
so hatte sie die NS-Ideologie «immunisiert», so daß sie nach Himmlers 
perverser Deutung den Mord «gewissenhaft» ausführten und dabei 
«anständig» geblieben sind. Als dieses Gesetz nicht mehr galt, folgten 
sie in der Nachkriegszeit bereitwillig neuen, nun nicht mehr kriminel-
len Anforderungen. Sie lebten als KZ-Mörder auf einem « anderen 
Planeten», wie Rudolf Höß meinte. 

Der israelische Historiker Tom Segev hat die SS-Personalakten der 
KZ-Kommandanten in seinem Buch: «Die Soldaten des Bösen» einge- 
hend analysiert und deren fast durchgängiges Persönlichkeitsbild wie 
folgt charakterisiert: «Sie waren mittelmäßige Menschen ohne Phanta-
sie, ohne Courage und ohne Initiative. »21  Dabei stellt er zu Recht Han- 
nah Arendts Deutung in Frage, die, wie schon der Titel ihres Buches 
«Eichmann in Jerusalem. Ein Bericht über die Banalität des Bösen» 
aufzeigt, die Frage nach Motiv und Bewertung der Täter für überflüs- 
sig erklärte: «Sie haben es ganz einfach getan, das ist alles. Wenn sie es 
nicht getan hätten, hätten es andere getan.» Nicht nur das Böse wird 
hier zur Banalität, die Deutung wird es ebenfalls. 

Wenn sich die KZ-Mörder in ihrem (klein)bürgerlichen Habitus 
kaum von dem Gros der übrigen Deutschen unterschieden, so waren 
sie doch, wie Tom Segev zu Recht betont, «mitnichten Deutsche wie 
alle anderen Deutschen». Sie kennzeichnet vielmehr «ihre innere Iden-
tifikation mit dem Bösen». Fraglich bleibt allerdings, ob sie dieses Böse 
auch als das Böse erkannten, oder sich nicht mit einer «Pseudolegalisie-
rung » gegen die Erkenntnis schützten, die ihre Tat zur Pflicht machte 
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und ihr damit sogar einen «ethischen Anstrich» gab. Die « ethische » 
Begründung, die Himmler für den Mord an Kindern und Frauen vor 
hohen SS-Offizieren 1943 in Posen gab, indem er den Verweigerer zum 
«Mörder» an « deutschen Soldaten» stempelte, konnte freilich nur dem 
eine ethische Begründung liefern, der die pervertierte «Ethik» des NS-
Staates voll akzeptierte.' 

Doch finden sich unter den Mördern auch «ordinary men», ge-
wöhnliche Menschen, die nicht durch die NS-Ideologie geprägt waren 
und dennoch sich zum Judenmord bereit erklärten. Christopher 
R. Browning hat in seiner aufschlußreichen Studie die Motivation der 
«Polizisten» des Reserve-Polizei-Bataillons 101 untersucht, die das 
Massaker von Jozefow durchgeführt haben. Das Überraschende der 
Untersuchung ist, daß, obgleich der Bataillons-Chef den Polizisten 
freistellte, an der «Erschießung» der Juden teilzunehmen, nur rund ein 
Dutzend zurücktrat. Ungefähr weitere zehn bis zwanzig Prozent er-
klärten, als die Exekution begann, sich nicht dazu in der Lage, Frauen 
und Kinder zu erschießen. Doch achtzig Prozent der Polizisten führ-
ten freiwillig die Erschießung von 150o Juden — sowohl Männern wie 
Frauen und Kindern — durch. 

In den 196oer Jahren durch den Staatsanwalt nach ihren Motivatio-
nen befragt, gaben sie weitgehend als Motiv für ihre Teilnahme an die-
ser Mordaktion an: Sie wollten nicht als Feiglinge von ihren Kamera-
den angesehen werden, nicht ihr Gesicht verlieren oder als zu weich 
gelten. Groteske Pseudorationalisierungen und Pseudolegalisierungen 
fehlen auch bei diesen « gewöhnlichen» Polizisten für die Mordaktio-
nen nicht. So die absurde Behauptung eines 35jährigen Polizisten, er 
habe deshalb die Kinder erschossen, weil sie ohne ihre Eltern nicht 
überlebt hätten.23  

Pseudolegale Begründungen, schließlich eine Immunisierung gegen-
über den NS-Verbrechen sind auch bei dem Gros der deutschen Bevöl-
kerung auszumachen, das nicht an den Mordaktionen der Shoah aktiv 
teilnahm, das doch davon wußte oder das Verbrechen ahnte. 

Die Ausgrenzung, Verfolgung und Vernichtung der jüdischen Bür-
ger in Deutschland erfolgte von 1933 bis 1941 in unterschiedlichen 
Aktionen. Gewaltmaßnahmen wie Boykotts, Pogrome, schließlich die 
Deportationen wechseln mit pseudolegalisierenden Maßnahmen, von 
denen die Nürnberger Gesetze von 1935 den gravierendsten Einschnitt 
bilden. Dabei zeigt sich ein Nicht-Einverständnis der durch die 
Aktionen nicht betroffenen Bevölkerung vor allem bei Gewaltakten. 
Dieses Nicht-Einverständnis basierte einmal auf der Empörung über 
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die Zerstörung von Sachwerten, zum anderen aber fühlten sich viele 
durch die brutalen Aktionen der SA, SS und anderer Parteiorganisatio-
nen selbst bedroht. Dagegen regte sich zum Beispiel bei den Nürnber-
ger Gesetzen, die einen gravierenden Einschnitt in die Rechtstradition 
darstellten und in eklatantem Widerspruch zum moralischen Empfin-
den standen, kaum Widerstand. Durch die Gesetze sahen sogar viele 
die bis dahin willkürlichen Maßnahmen überwunden und meinten, 
daß nun ein kalkulierbarer Rechtszustand hergestellt worden sei. 

Mit dieser Selbstberuhigung durch Pseudolegalisierung ging ein 
Nicht-mehr-wahrnehmen-Wollen einher. Dies trifft vor allem für die 
Deportationen zu, deren Folgen — also die Ermordung — sich außerhalb 
des unmittelbaren und sicheren Wissens abspielten. Die Shoah ereig-
nete sich zudem in einer Periode großer persönlicher Nöte, als Krieg 
und Bombardierung, Gestapoterror, aber auch intensive ideologische 
Bearbeitung zu Verengungen der Wahrnehmung und zur Verdrän-
gung des eigentlich Unfaßbaren führten. Hinzu kam, daß sich nicht 
nur die NSDAP-Wähler, die Hitler an die Macht gebracht, korrum-
piert hatten. Die Mehrheit der Bevölkerung ließ sich erst nach 193 5 von 
den Scheinerfolgen der Nationalsozialisten in der Innen- und Außen-
politik blenden und fand die Ausgrenzung der jüdischen Bürger aus 
dem politischen, dem Kultur- und Wirtschaftsleben durchaus rechtens 
oder sogar begrüßenswert. 

Hier kann eine sozialpsychologisch-sozialgeschichtlich orientierte 
Historie individuelle Verhaltensmuster von Gruppen deuten, die zu-
mindest den fehlenden Widerstand erklären. Strauss hebt zu Recht 
hervor, daß eine «seit 1933 intensiv eingehämmerte Ideologie eine Sub-
kultur von radikaler Immoralität geschaffen hat, in der Kadavergehor-
sam und Karrierismus zu jener Mentalität verschmolzen, die in Himm-
lers Reden, in den Eichmann- und Stangl-Prozessen oder im Höß-
Tagebuch klar zu Tage treten».24  Die Denunziationen oder Anzeigen 
in Erwartung von oder aus Enttäuschung über nicht erhaltene « Arisie-
rungs »objekte, Arbeitsplätze bzw. Wirtschafts- oder Führungsposi-
tionen, die in den Archiven überliefert sind, sprechen eine deutliche 
Sprache und machen verständlich, daß in dieser Subkultur kein Wider-
stand gegen die, wenn auch nicht gewußte, so doch vermutete physi-
sche Vernichtung der Juden wachsen konnte. 

Was Historie zu leisten vermag, ist also die Aufarbeitung der Ver-
strickung weiter Teile der Bevölkerung in das NS-System. Hier sollte 
historische Forschung ansetzen. Wo liegt bei aller Pseudolegalisierung 
das Versagen des einzelnen Bürgers, das den Massenmord der Natio- 
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nalsozialisten ermöglichte? Die bisherige Forschung hat gezeigt, daß 
es eine nicht-kleine Gruppe war, die den nationalsozialistischen Ver-
nichtungsapparat unterstützte. Es waren Offiziere und Mannschaften 
der Wehrmacht, Organisatoren und Durchführende der Deporta-
tionstransporte, Industrielle und Ingenieure in den Vernichtungs-
lagern. Sie alle beriefen sich darauf, nur in ihrem kleinen Bereich ihre 
Pflicht getan zu haben, indem sie zum Beispiel nur den Fahrplan eines 
Deportationszuges ausgearbeitet haben. Das war aber — so ihre Auffas-
sung — nicht nur ihre Pflicht, sondern durchaus rechtens. Aus all diesen 
kleinen Mittätern setzte sich jedoch der gesamte Vernichtungsapparat 
zusammen. 

Was Historie ferner leisten kann, ist eine Analyse der Motive all der 
Helfershelfer und Nutznießer des NS-Systems. Das Spektrum reicht 
von der Führungselite der Wehrmacht bis in die christlichen Kirchen 
hinein, die ihre eigenen «nicht-arischen» Glaubensbrüder ohne nen-
nenswerten Widerstand der nationalsozialistischen Vernichtung aus-
lieferten. Sie finden sich in der Verwaltung, die sich bis hin zu den 
Bahnbeamten dem Vernichtungsapparat zur Verfügung stellte. Sie fin-
den sich ebenso in den Universitäten, die in zahlreichen Disziplinen 
nur allzu bereit der NS-Ideologie Pseudobegründungen lieferten. 
Neuere Forschungen zeigen, daß der Handlungsspielraum all dieser 
Institutionen groß genug war, um Widerstand leisten zu können, oder 
sich zumindest nicht anpassen zu müssen. 

Diese Aufarbeitung sollte nicht nur Betroffenheit auslösen, sondern 
zu «Handlungsanleitungen führen, die zum Ziel haben, die Wieder-
kehr analoger Konstellationen der Eskalierung der Inhumanität zu 
verhindern» (Strauss).2  Dabei gilt es, die Mechanismen einer fort-
schreitenden Indifferenz aufzuzeigen, die schließlich zur schweigen-
den Zustimmung führte und, als das Grauen offenkundig wurde, zur 
Aufrechnung mit dem selbst erlebten Leid der Kriegs- und Nach-
kriegszeit. 

Dergleichen Einzelstudien stehen noch vielfach aus. Ihre Ergebnisse 
verdeutlichen uns jedoch, wie es zur Shoah kommen konnte. Diese 
Untersuchungen können nur Aspekte des Gesamtthemas aufzeigen, 
aber sie sollten uns in einer Zeit, in der Ausgrenzung und Abschie-
bung, aber auch die physische Verfolgung von Minderheiten zur routi-
nierten Alltagspolitik zu werden drohen, wachmachen, um in analogen 
Situationen die Eskalierung der Inhumanität zu verhindern. 

Dem dienen auch die folgenden Beiträge einer Ringvorlesung, die im 
Wintersemester 1991 /92 — 5o Jahre nach dem Beginn der Deporta- 
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tionen — an der Hamburger Universität gehalten wurden und hier in 
ergänzter und erweiterter Form zur Publikation kommen. 

Im ersten Aspektkapitel setzen sich die Autoren mit der historischen 
Deutung der Shoah auseinander. Für Deutschland und Israel bedeutet 
sie ein Kernproblem der jeweiligen Geschichtsschreibung und wurde 
wohl deshalb in Deutschland so lange nicht angegangen. Die Beiträge, 
die sich mit der historischen Aufarbeitung der Shoah in Lettland und 
Polen befassen, stehen exemplarisch für diesen Vorgang in postkom- 
munistischen osteuropäischen Staaten. Es liegt uns angesichts der 
Schwierigkeit unserer eigenen Geschichtsschreibung fern, hier mit 
dem Finger auf Länder zu zeigen, die nicht ohne deutsches Verschul-
den in diese Schwierigkeit gekommen sind. Schon gar nicht kann uns 
dies in irgendeiner Art exkulpieren. 

Das zweite Aspektkapitel befaßt sich mit drei grundsätzlichen The-
men der Verdrängung und Vernichtung der Juden unter den National- 
sozialisten. Wie hier deutlich wird, erfolgte die Verdrängung aus der 
Gesellschaft und dem Wirtschaftsleben nicht erst nach 1938 — so ist 
weitgehend noch die Meinung — sondern wurde konsequent seit 1933 

durchgeführt. Gerade hier zeigt sich, daß sich zahlreiche Deutsche um 
materieller Vorteile willen früh in die nationalsozialistische Vernich-
tungspolitik verstricken ließen. Die Zerstörung der Synagogen und die 
Tötung der Juden in den in der Nähe der Großstädte gelegenen Kon- 
zentrationslagern macht deutlich, wie nah am Leben der Deutschen die 
Vernichtung des Judentums und der Juden vor sich ging. Es bedurfte 
schon eines bewußten Nicht-wissen-Wollens der Vernichtung, wie 
auch die Untersuchungen zum Ablauf in den einzelnen Städten —
Hamburg, Berlin und Leipzig sowie in der Region Mecklenburg — zei- 
gen, die hier vorgestellt werden. Aus bisher unbekannten Dokumenten 
konnten für Hamburg und Berlin wichtige neue Erkenntnisse über die 
eigentliche Vernichtungsphase von 1941-1945 vermittelt werden. 

Ausgrenzung und Vernichtung der Juden sind nach 1945 von der 
Öffentlichkeit in Deutschland verdrängt worden. Die jüngsten Kom-
mentare zu Auschwitz zeigen, daß sich ein allgemeines antijüdisches 
Vorurteil ohne Scham neu artikuliert. Dagegen hilft nur Aufklärung. 
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DER «HOLOCAUST» IM WIDERSTREIT 
DER DEUTUNGEN 

Bernd Jürgen Wendt 

Zwei Vorbemerkungen 

. Zum Begriff 

Der Begriff «Holocaust» ist in den siebziger Jahren vor allem durch 
die gleichnamige Fernsehserie 1979 aus den angelsächsischen Ländern 
zu uns herübergekommen. Er hat sich inzwischen auch bei uns allzu 
unreflektiert eingebürgert. Ich meine, er ist nicht angemessen, um das 
schreckliche Geschehen zu umschreiben, das Gegenstand dieses Bu-
ches ist, den millionenfachen Mord an den europäischen Juden und 
nicht nur an ihnen. Wir finden ihn ursprünglich als altgriechisch «ho-
lökauton» oder «holokaütoma» im Buch Moses 1, 22.2 als Aufforde-
rung des Herrn an Abraham, seinen Sohn Isaak zum «Brandopfer» 
darzubringen — von einem «Opfer» der Juden damals zu sprechen, 
würde die Ereignisse geradezu auf den Kopf stellen! Das hebräische 
Wort «ha shoah» verweist auf Jesaia 10.3. Hier heißt es über die 
Strafe der ungerechten Richter: «Was wollt Ihr tun am Tage der 
Heimsuchung und des Unglücks, das von ferne kommt ?» «Heimsu-
chung» und «Katastrophe» — aus dieser Perspektive mußten die vie-
len Millionen Opfer und die Überlebenden ihr Schicksal damals 
wahrnehmen. Im folgenden aber soll es um die Mörder, ihre Helfer 
und Helfershelfer und deren Sicht gehen. Der Begriff «Endlösung», 
den Gerald Reitlinger seinem 1953 erschienenen Buch «The Final 
Solution — The Attempt to Exterminate the Jews of Europe 
1939 —1945», der ersten und noch heute klassischen Gesamtdarstel-
lung, als Titel unterlegte, entstammt dem Vokabular dieser Mörder. 
Er diente eher der Tarnung des Vorganges und dem propagan-
distischen Verwirrspiel gegenüber der Öffentlichkeit als einer eindeu-
tigen Enthüllung ihrer verbrecherischen Absichten. Was die Organe 
der deutschen Regierung vorsätzlich in Gang gesetzt, verantwortet 
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und systematisch durchgeführt haben, war der millionenfache Mord 
an den europäischen Juden, war ein «Menschheitsverbrechen» 
(K. Jaspers). 

2. Sprache und Verstehen 

Lähmendes Entsetzen, Unverständnis und moralische Empörung, die 
uns immer wieder befallen, wenn wir uns mit diesem wohl schwersten 
Verbrechen unserer Geschichte beschäftigen, lassen uns zögern, un-
sere Aussagen in die nüchterne Sprache wissenschaftlicher Analyse zu 
kleiden. Gerinnt hier nicht in der kühlen Wissenschaftssprache millio-
nenfacher Mord zur abstrakten Mordtheorie, das Schicksal jedes ein-
zelnen Opfers zur Bestandsaufnahme des Chronisten? Gerät nicht je-
der Versuch, die Unmenschlichkeit in Sprache zu kleiden, sie auf einen 
Begriff zu bringen, sofort in Gefahr, eben das, was man beschreiben 
möchte, zu verkleinern, zu bagatellisieren oder gar zu trivialisieren ? 
Wir wissen, was geschehen ist, und doch übersteigt es unsere Fähig-
keit, es noch einmal gedanklich nachzuvollziehen. Oder berühren wir 
hier nicht überhaupt mit dem «Komplex Auschwitz » und mit allem, 
wofür er steht, ein Geschehen, das aus der Geschichte herausfällt, 
gleichsam metahistorisch ? Wir ringen um die sprachliche Form, um 
dieses Ereignis angemessen zur Sprache zu bringen. 

Der israelische Historiker Saul Friedländer (Tel Aviv) faßte seine 
Eindrücke von einer internationalen Konferenz in Stuttgart zum 
Thema «Der Mord an den europäischen Juden im Zweiten Weltkrieg — 
Entschlußbildung und Verwirklichung» im Mai 1984 so zusammen:'  

«Die Debatte war wissenschaftlich, weil wir wissenschaftlich sein müssen. Aber 
es war eine Debatte über Massenmord, über die Technik und die Entschlußbil-
dung eines Massenmordes. Das ist etwas surrealistisch, und ich selbst fühle mich 
auch nicht sehr wohl dabei. Wie könnte ich auch? Wir präsentieren verschiedene 
abstrakte Theorien über Massenmord. Man kann eine Stunde darüber sprechen 
oder zwei Stunden. Aber sich zwei oder drei Tage mit der Mechanik eines Mas-
senmordes zu beschäftigen, das ist ein Problem [...] Aber abstrakt über Massen-
mord zu sprechen, das muß bei jedem hier eine tiefe emotionale Dissonanz er-
wecken und hat es wahrscheinlich auch getan». Aber darf man — so Friedländer 
weiter — «auf dieser [d. h. emotionalen, B.J. W.] Ebene bleiben, oder muß man 
nicht doch auf die begriffliche und wissenschaftliche Ebene? Meine Antwort ist, 
daß wir keine andere Möglichkeit haben. Wir müssen ins Abstrakte und ins Prä-
zise.» 

Es ist die Aufgabe des Historikers, mit aller wissenschaftlichen Sorgfalt 
und Präzision Vergangenheit für das individuelle und kollektive ge- 
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schichtliche Gedächtnis aufzuarbeiten und zu bewahren. Dies gilt ganz 
besonders für den millionenfachen Mord im nationalsozialistischen 
Deutschland. Diese Aufgabe zwingt uns geradezu, das Unbegreifliche 
doch irgendwie begreiflich zu machen, ohne es zu verharmlosen; es in 
wissenschaftliche Sprache zu kleiden, ohne den Opfern posthum ihre 
Würde zu nehmen — sicher immer wieder ein Drahtseilakt ! Broszat ist 
zuzustimmen, wenn er meint, daß 

«die so starke Besetzung des Themas Nationalsozialismus mit diesen — meist in 
bester moralischer Absicht reproduzierten — exzessiven Bildern und Suggestio-
nen [d. h. von Euphorie und Inferno, B.J. W.] die emotionale Sphäre unseres 
Nacherinnerns immer wieder zurückzwingt in die Vision totaler Herrschaft, da-
mit aber auch dem geschichtlichen Nachdenken und Begreifen den Zugang ver-
sperrt, kaum noch begriffene Erfahrung vermittelt».« 

Auschwitz «verstehen» kann nicht heißen, sich im Sinne einer histori-
sierenden Empathie nachträglich in die Handelnden einzufühlen, um 
ihnen geschichtlich so etwas wie Gerechtigkeit widerfahren zu lassen 
oder gar Verständnis für ihre Untaten zu wecken. «Verstehen» kann 
nur die Anstrengungen umschreiben, «diesen Vorgang intellektuell 
begreifbar machen zu wollen ».3  Noch lange wird in diesem Sinne gel-
ten, was Dan Diner kürzlich festgestellt hat: «<Auschwitz> zu verste-
hen — in einem rekonstruierend-erklärenden wie in einem intellektuell-
begreifenden Sinne verstehen —, dieses ist eine der wesentlichen Inten-
tionen intellektueller Anstrengung nach 1945•»4  Entschieden ist ihm 
aber zu widersprechen, wenn er in einem gewissen Widerspruch dazu 
meint: «Auschwitz ist ein Niemandsland des Verstehens, ein schwar-
zer Kasten des Erklärens, ein historiographische Deutungsversuche 
aufsaugendes, ja außerhistorische Bedeutung annehmendes Vakuum.»5  
Wo der Historiker « schwarze Kästen» oder «Vakua» des Verstehens 
zurückläßt, nisten sich schnell Legenden und Mythen ein, die sich 
jeder rationalen Kontrolle entziehen. Begriffe und Formeln wie «Zivi-
lisationsbruch» (Dan Diner) oder «Vernichtung der Vernichtung 
wegen» (Dan Diner) sind analytisch ebensowenig hilfreich wie das 
ständige — oft politisch-pädagogisch motivierte — Beharren auf der 
«Singularität» des NS-Verbrechens im «Historikerstreit ».6  Die ein-
malige historische Schuld der Deutschen vermindert sich um keinen 
Deut, wenn die Geschichtswissenschaft ihre aufklärerische Funktion 
wahrnimmt und auf dem sehr komplexen und verschlungenen «Weg 
nach Auschwitz » jede einzelne Wegstrecke genau daraufhin unter-
sucht, wieweit sie sich bei aller Abscheulichkeit und Abartigkeit doch 
noch eher allgemein in die moralisch sehr dünne Decke moderner 
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Zivilisation einfügt und insofern auch den Vergleich geradezu heraus-
fordert. Erst dann erschließt sich auch letztlich die «Singularität » von 
Auschwitz. «Unter Verarbeitungsgesichtspunkten wäre das Ziel einer 
solchen Vorgehensweise nicht die Normalisierung eines singulären Er-
eignisses, sondern die Schärfung des Blicks für die latente Monstrosität 
unserer eigenen Gegenwart.»7  

I. Ungelöste Fragen 

Es kann hier nicht darum gehen, sich mit unhistorischen und politisch 
eingefärbten Machwerken auseinanderzusetzen, die nachträglich das 
Geschehen in Zweifel ziehen, über Mordziffern rechten oder gar — wie 
David Irving 8  — uns weismachen wollen, Hitler habe den Massenmord 
nicht gewollt, ihn nicht befohlen und sei im übrigen erst im Herbst 
1943 mit ihm konfrontiert worden. 

Demgegenüber muß uns die Frage beschäftigen, wie es zur Verwirk-
lichung des Mordens gekommen ist.9  Denn sowohl die Formen und 
Umstände der Entschlußbildung als auch ihre schrittweise Umsetzung 
in die Wirklichkeit sind nach wie vor umstritten. Wie, unter welchen 
historisch-politischen Konstellationen, von wem und an welchem Ort 
ist die Entscheidung — oder waren es mehrere Einzelentscheidungen ? —
getroffen worden, die europäischen Juden zu töten? Möglicherweise 
war es weder ein geradliniger noch zwangsläufiger Weg von der häufig 
— etwa von Hitler, Goebbels und anderen führenden Vertretern des 
Regimes — allgemein geäußerten «Vernichtungsabsicht» zu einem kon-
kreten «Vernichtungsbefehl ».'° Handelte es sich — so lautet die immer 
wieder gestellte Frage — bei der systematischen Vernichtung des euro-
päischen Judentums um die Exekution eines seit langem, vielleicht 
schon vor 1933 oder zumindest dann nach der nationalsozialistischen 
«Machtergreifung» genau festgelegten Planes? War sie so etwas wie 
eine zwangsläufige Konsequenz aus Hitlers Weltanschauung? Oder 
entwickelte sich diese Absicht eher kurzfristig aus den spezifischen 
Bedingungen des Kriegsverlaufes seit 1939 oder gar erst aus dem Über-
fall auf die Sowjetunion am 22. Juni 1941 im Verlauf eines sich ständig 
radikalisierenden Prozesses der Verfolgungen? 

Eng verknüpft damit ist die zentrale Frage nach der Rolle Hitlers 
bei dem Völkermord. Gab es einen ausdrücklichen — wenn nicht 
schriftlichen, so doch mündlichen — Befehl des Diktators, die Juden im 
deutschen Machtbereich in Europa auszurotten? Sollte dies der Fall 
gewesen sein, müßte die Frage wiederum genauer gestellt werden: 
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Formulierte Hitler diesen Befehl, von dem sich im übrigen keine direk-
ten und unmittelbaren Zeugnisse finden, schon 1939 oder erst 1941 ? 
Auch für dieses spätere Datum werden mehrere zeitliche Varianten 
diskutiert: im Frühjahr 1941, als die Vorbereitungen für den Welt-
anschauungs- und Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion und den 
«jüdisch-bolschewistischen Weltfeind» anliefen? Im Juni oder Juli 
1941 mit dem Angriff und den Mordbefehlen an die vier Einsatzgrup-
pen der Sicherheitspolizei und des SD und noch im Vollgefühl eines 
triumphalen Sieges über die Sowjetunion? Oder erst im Herbst 1941, 
als sich bereits das Scheitern des «Blitzkrieges» und damit das Schei-
tern einer möglichen «territorialen Endlösung» durch die Vertreibung 
der Juden in ein ebenfalls todbringendes «Judenreservat» jenseits des 
Urals in Sibirien abzeichnete? 

Alle Thesen werden in der Forschung vertreten. Alle leiden irgend-
wie darunter, daß sich zwar die Täter immer wieder auf Weisungen 
ihres «Führers » beriefen und damit vielfach auch nach dem Krieg den 
«Befehlsnotstand » für sich reklamierten, daß die direkte Überliefe-
rung darüber aber, wie gesagt, schweigt. Überdies erscheint es un-
wahrscheinlich, daß Hitler bei aller Amoralität seines Denkens und 
Handelns doch die Gefahr auf sich genommen hat, sich als Staatsober-
haupt durch einen direkten schriftlichen Mordbefehl gegebenenfalls 
bei Bekanntwerden in der Öffentlichkeit zu kompromittieren. 

Aber waren die Initiativen Hitlers für die Durchführung der Mord-
aktionen vielleicht gar nicht das Entscheidende? Zwar besteht heute 
kein ernsthafter Zweifel mehr daran, daß der Diktator alles gewußt, 
gebilligt und legitimiert und insofern als eine Art «Ersatzgewissen» für 
die vielen Tausenden von Tätern und Mithelfern fungiert hat. Auch ist 
zu vermuten, daß er durch seine vielen öffentlichen Morddrohungen 
oder auch durch vertrauliche Weisungen so etwas wie einen mörderi-
schen «Anschub» gegeben hat. Dann bliebe die weitere Annahme, daß 
der Mordprozeß selbst, von der Spitze aus einmal in Gang gesetzt, 
schrittweise durch antijüdische Maßnahmen radikalisiert und be-
schleunigt worden ist. Für sie zeichneten dann in erster Linie mittlere 
und untere Ebenen von Himmler und Heydrich abwärts verantwort-
lich — also gleichsam ein immanenter Automatismus der Vernichtung 
in immer monströsere und umfassendere Dimensionen. Einen derarti-
gen Ablauf legte Eichmann später bei seinen Vernehmungen recht 
überzeugend nahe: «Es gehörte zum guten Ton, sich in Judenangele-
genheiten dreinzumengen. Kaum hatte Hitler eine Rede gehalten — hat 
er ja ganz bestimmt dabei die Judenfrage angeschnitten —, fühlten 
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alle Zentralinstanzen bei Partei und Staat sich bemüht, ihrerseits nun 
auch wieder etwas dazuzutun. »" In der Judenfrage konnten die NS-
Würdenträger offenbar Prestige gewinnen, sich profilieren und im 
ewigen Gerangel um Kompetenzen und Macht, das das NS-Herr-
schaftssystem auszeichnete, ihre eigenen Positionen verbessern. Man 
fühlt sich hier an Schillers «Piccolomini» erinnert: «Das eben ist 
der Fluch der bösen Tat, daß sie fortzeugend immer Böses muß gebä-
ren.» 

Sicher haben wir es hier mit Vorgängen zu tun, die zwar auf der 
einen Seite ein hohes Maß an Zielstrebigkeit erkennen lassen — Aus-
schaltung der Juden aus dem bürgerlichen Leben, schrittweise Ent-
rechtung, Deportation, Ghettoisierung, Vernichtung — die aber doch 
auf der anderen Seite bei der konkreten Umsetzung Improvisation, 
Kompetenzgerangel, Ad-hoc-Entscheidungen und einen gewissen 
Mangel an Einheitlichkeit und Planmäßigkeit verraten. Es gab eine 
Vielzahl mit der «Endlösung» befaßter Dienststellen, unterschied-
liche Mordschauplätze und Tötungsarten und einen großen Kreis ver-
antwortlicher Täter und Mordgehilfen. So verbirgt sich hinter dem 
«Komplex Auschwitz» eine Vielzahl von Einzelaktionen mit abge-
stufter Funktion und Verantwortung der Handelnden. Die Arbeits-
teiligkeit und die damit jeweils nur noch partiell wahrgenommene 
Verantwortung der Täter nahmen zu, je weiter die mörderischen Auf-
gaben nach unten delegiert und hier erfüllt wurden. Ermöglichen es 
die bisher zum Thema vorliegenden Untersuchungen zur «Endlö-
sung» — so formuliert Friedländer eine wichtige Frage — «die betref-
fenden Ereignisse in den Rahmen einer allgemeinen und schlüssigen 
historischen Erklärung einzupassen, oder erlauben sie nur sehr frag-
mentarische Einblicke, die sich nicht für eine aussagekräftige Syn-
these und schließlich für ein Verständnis des Gesamtzusammenhan-
ges eignen » ?'2 

Weitere Fragen stellen sich im Zusammenhang mit der «Rationali-
tät» oder «Irrationalität» der staatlich gesteuerten Massenvernichtung 
von Menschen aus der Perspektive der Mörder. Wenn Hannah Arendt 
als Einzigartigkeit des ganzen Vorganges das Fehlen jeder Nützlich-
keits- und Interessenabwägung seitens der Mörder oder Dan Diner 
die «zweck-lose Vernichtung der Vernichtung wegen» herausstellen, 
besteht auch hier wieder die Gefahr, daß der Historiker angesichts 
des Grauens zu früh vor der Herausforderung rationaler Motiv- und 
Ursachenforschung im Kreis der Täter kapituliert, seinen Aufklä-
rungsauftrag verfehlt und sich ins Vage und Nebulose flüchtet. Persön- 
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liche Verantwortung verschwimmt im Dunkeln abgründiger Irratio-
nalität; «Auschwitz » wird zum Gegenstand moderner Sozialpatholo-
gie. 

Um nicht mißverstanden zu werden: Es geht hier wiederum nicht 
um nachvollziehendes Verstehen mit dem Ziel einer Entlastung. «Ra- 
tionalisierung» und «Rationalisierungsstrategie» sollen auf Sinn und 
«Zweckmäßigkeit» und auf diejenigen Überlegungen verweisen, «mit 
denen die am Vernichtungsprozeß beteiligten Täter ihre Teilnahme 
sich selbst und anderen gegenüber begründet haben, durch die sie 
sich also — um es zugespitzt auszudrücken — in die Lage versetzten, in 
ihrer Teilnahme an der Massenvernichtung einen kommunizierbaren 
Sinn zu sehen»23  Dabei können Konzeptionen einer ökonomischen 
und bevölkerungspolitischen Neuordnung Europas, in denen Juden 
keinen Platz mehr hatten, oder die von G. Aly herausgestellte «Öko- 
nomie der Endlösung»'4  aus der Optik der Täter ebenso zu rationalen 
Argumentationsmustern werden wie die Wahnvorstellungen über eine 
«rassische» oder «biologische Revolution» als Voraussetzung für das 
Überleben der « germanischen Herrenrasse» — Argumentationsstrate- 
gien im übrigen, die ganz unabhängig von ihrer Glaubwürdigkeit eine 
mörderisch radikale Treibkraft entfalten können. Die Rolle von Welt- 
anschauung und Antisemitismus als Antriebsmomente für den Mas-
senmord werden unter diesem Aspekt ebenso zum Thema wie die Ver-
bindung von Völkermord und «planender Intelligenz» (G. Aly) in den 
unterschiedlichen Wissenschaftsbereichen. 

Hier handelt es sich nicht um ein kleinliches scholastisches Gezänk, 
das nur von dem eigentlichen Thema abführen und Verantwortung 
vertuschen soll. Sicher sollte die Kontroverse um Hitlers Befehl künf-
tig nicht mehr vertieft und weitergesponnen werden. Denn eines bleibt 
doch: Hitler war «der unentwegte Wortführer und Vorkämpfer einer 
radikalen Lösung» (Goebbels am 27.3.1942). 

Aber können wir dabei stehenbleiben: Hitler als «the master of the 
Third Reich» (N. Rich), der gleichsam auf Knopfdruck längst gehegte 
Pläne eines rasseutopischen Programmes verwirklicht, als Diktator 
kraft seines selbstherrlichen Führerwillens die Menschenvernichtung 
in Gang gesetzt hat? 

Hier besteht die Gefahr, daß wir nachträglich noch der Verteidi-
gungsstrategie der vielen Träger nach 1945 von Höß und Eichmann bis 
hinunter zum kleinen SS-Schergen und Lageraufseher aufsitzen. Sie 
alle beriefen sich auf einen «Führerbefehl» und einen Befehlsnotstand. 
Er habe ihnen keine andere Wahl als die zum Töten gelassen. Dabei ist 
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kein Fall aktenkundig, daß ein Beteiligter bei der Verweigerung des 
Mordbefehls mehr als seine Karriere aufs Spiel gesetzt hätte! Wir müs-
sen vielmehr die inneren Mechanismen und das Funktionieren eines 
Herrschaftssystems aufzudecken suchen, das im 20. Jahrhundert mit 
den Mitteln der modernen Technik in einem — worauf man sich doch so 
viel zugute tat — hochzivilisierten Volk den Massenmord ermöglicht 
hat. Wir dürfen uns nicht damit begnügen, stets auf den «Mann an der 
Spitze» oder die «Männer an der Spitze» zu zeigen, auf ihre erdrük-
kende Verantwortlichkeit. Wir müssen vielmehr nach vielen kleinen 
und oft nur sehr partiellen Verantwortlichkeiten fragen, die ein kom-
pliziertes Räderwerk des Mordens erst in Gang gesetzt und am Laufen 
gehalten haben, nach Entscheidungsprozeduren und Handlungsspiel-
räumen des einzelnen. Dabei sollte auch der — in der Regel nicht ausge-
nutzte — Spielraum zur Verweigerung und zum Widerstand im Kleinen 
ausgelotet werden. Es geht hier um Verantwortlichkeiten in einem um-
fassenden Rahmen: bei SS und Polizei, in der Wehrmacht (vor allem in 
der Sowjetunion), im Behördenapparat auf Reichs- und Kommunal-
ebene, in der Großindustrie, im Auswärtigen Amt und in den anderen 
Reichsministerien, auch um Verantwortung in den kollaborationsbe-
reiten Kreisen der besetzten Gebiete und der Satellitenstaaten, ohne die 
der Mord sicher nicht eine europäische Dimension hätte bekommen 
können. 

Erst wenn wir die bürokratischen Mechanismen, Schaltstellen und 
Instanzenwege des mörderischen Handelns freigelegt haben, stoßen 
wir auf eine weitere beklemmende Frage: Wo hätten wir uns im ge-
danklichen Nachvollzug möglicherweise als Täter oder Mittäter wie-
derfinden können? Wie hätten wir damals «funktioniert»? Wir müs-
sen nach den Bedingungen suchen, unter denen sich meist nicht einmal 
mit viel Druck Menschen manipulieren und aus Ehrgeiz oder ideologi-
scher Verblendung in «Beihilfe zum Mord» einspannen lassen, oft 
ohne ein direktes und konkretes Schuldbewußtsein zu entwickeln. Wir 
fragen nach dem mörderischen Selbstlauf einer modernen Staatsbüro-
kratie und nach den Bedingungen, unter denen dies geschehen konnte 
und möglicherweise in der einen oder anderen Form auch heute noch 
geschehen kann. Versuchen wir, das Unvorstellbare, soweit dies mög-
lich ist, auf die Ebene menschlicher Erfahrung und Erklärung herun-
terzuholen, auf die Ebene der «Banalität des Bösen» (H. Arendt), ohne 
es zu bagatellisieren oder zu trivialisieren. 

Dabei sind die äußeren Umstände der Rekonstruktion oft nicht gün-
stig: Viele Quellen sind vernichtet worden. Vieles wurde mündlich 
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verhandelt und blieb bis zuletzt mit einem Schleier der Tarnung umge-
ben. Vieles haben die Täter verdrängt und tabuisiert. Die notwendige 
gründliche Aufklärungsarbeit unterblieb noch lange, allzu lange nach 
dem Krieg. Erinnerungslücken stellten sich ein oder wurden vorge-
schoben. Der Kreis der Täter und Zeugen reduzierte sich aus Alters-
gründen. Virtuos beherrschten die Verantwortlichen bis an die Spitze 
hinauf eine Tarnsprache, in die sie ihre mörderischen Absichten kleide-
ten und mit der sie ihr Tun verschleierten: Begriffe wie «Endziel», 
«Endlösung» — «territoriale» oder «physische Endlösung» —, «Ge-
samtlösung», «Sonderbehandlung» oder auch «Arbeitseinsatz» sind 
in den schriftlichen Zeugnissen keineswegs immer eindeutig auszule-
gen. Sie unterlagen auch im Ablauf des Geschehens einem gewissen 
Bedeutungswandel. 

II. Kontroverse Positionen in der Forschung 

Bei der analytischen Aufarbeitung des nationalsozialistischen Herr-
schaftssystems und der Rolle Hitlers in ihm im allgemeinen und des 
millionenfachen Mordes an den Juden im besonderen hat sich seit etwa 
zwanzig Jahren ein «Schulenstreit» entwickelt, dessen Extrempositio-
nen sich bis heute kaum überbrücken lassen.' 5  In ihm geht es nicht nur 
um einen methodischen Konflikt innerhalb der «Zunft», sondern im 
umfassenderen Sinne um die Arbeitsweise, den Gegenstand und die 
Forschungsperspektiven des Historikers schlechthin. Der Streit — so 
Broszat — hat seinen Grund darin, «daß hier unterschiedliche Sichtwei-
sen des Funktionierens und der Struktur des Hitler-Regimes über-
haupt im Hintergrund stehen »26  Es geht um die Dichotomie von «In-
tention» und «Struktur» in der Geschichte (Kershaw). 

Der eher traditionelle oder auch «personalistische» bzw. «hitleristi-
sehe » Ansatz geht davon aus, daß Hitler schon sehr früh, in den zwan-
ziger Jahren, daran dachte, die Juden zu vernichten, und daß er dieses 
Hauptziel über alle Wechselfälle hinweg unbeirrt verfolgt hat. Hier 
werden also die verschiedenen Phasen der Judenverfolgung direkt aus 
der Kontinuität der Ziele und Absichten des Diktators abgeleitet (in-
tentionalistische Sicht). Es wird ein unmittelbarer kausaler Zusam-
menhang zwischen ursprünglicher Ideologie, Planung, politischer 
Entscheidung und.Ausrottungsmaßnahmen hergestellt. 

Die «Endlösung» erscheint als das zentrale Anliegen Hitlers. Seine 
Verwirklichung habe er von Beginn seiner Karriere fanatisch verfolgt, 
und jeder Schritt nach Auschwitz erscheint also gleichsam als eine 
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«programmgemäße» Vollstreckung von Hitlers unveränderbarem 
Willen und als Ausfluß seiner unumschränkten diktatorischen Führer-
gewalt. Millionen europäischer Juden wurden ermordet, weil der 
Diktator es so wollte und immer so gewollt hat, seit er Anfang der 
zwanziger Jahre die politische Bühne betrat. Die wichtige Frage, wie 
und unter welchen historisch-politischen Bedingungen er seine vielen 
Tausend «Mordgehilfen» fand und sie als gefügige Werkzeuge seinem 
unbändigen Führerwillen unterwarf, steht dabei weniger im Vorder-
grund. 

«Grundlegend für das nationalsozialistische Genozid», schreibt 
Klaus Hildebrand, einer der prominentesten Vertreter der «Intentio-
nalisten », 

«war Hitlers Rassendogma. [...] Als primär und verursachend, als Motiv und 
Ziel, als Vorsatz und Fluchtpunkt der <Judenpolitik> des Dritten Reiches aber 
sind nach wie vor Hitlers programmatische Ideen über Judenvernichtung und 
Rassenherrschaft einzuschätzen. Sie stifteten jene Dynamik des Regimes, die 
Hitlers Planungen gewiß verändernd beschleunigte, ihn jedoch niemals zu Lö-
sungen fortriß, die er nicht schon lange vorher anvisiert und gefordert hatte»: 7  

Für den Schweizer Historiker Walther Hofer «ist es schlechterdings 
unerfindlich, wie die Behauptung aufgestellt werden kann, die Ras-
senpolitik des Nationalsozialismus sei nicht die Verwirklichung der 
Weltanschauung Hitlers gewesen »28  Nach der Ansicht Eberhard 
Jäckels ist es sicher, « daß Hitlers Antisemitismus, wie er in <Mein 
Kampf> vorgetragen wurde, kriegerische Züge trug. Er ging vom 
Kriege aus, verlangte kriegerische Methoden, sollte im Krieg verwirk-
licht werden, und es war daher folgerichtig, daß er im nächsten Krieg, 
der ja von Anfang an vorgesehen war, seinen blutigen Höhepunkt er-
reichte.>>" Auch Andreas Hillgruber geht «von der zentralen Rolle 
Hitlers im Blick auf die Endlösung» aus.2° «Der von ihm allmählich 
eingeleiteten, dann vorangetriebenen Vorbereitung auf die Endlösung 
im Sinne einer Ausrottung aller Juden im deutschen Machtbereich 
entspricht seine zentrale Rolle bei der Entfaltung des Expansionspro-
gramms.» 

Diese stark Hitler-zentrierte Sicht stieß vor etwa zwanzig Jahren auf 
massive methodische Kritik. Sie provozierte einen Perspektivwechsel, 
der sich der modernen Sozial- und Strukturgeschichte verpflichtet 
fühlt. Zwar wurden an der Verantwortung Hitlers, seiner laufenden 
Informierung, seiner Einwilligung und vor allem an der durch ihn stets 
vollzogenen und garantierten Legitimation des Mordens keine Abstri-
che gemacht. Er erscheint aber nicht mehr unbedingt als die alles be- 
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wegende und motivierende Kraft, als «spiritus rector» der Massentö-
tung, sondern eher als deren radikaler Exponent. Die Optik wird be-
wußt auf die mittleren und unteren Führungsränge verlagert, auf die 
funktionalen Bezüge und Zwecksetzungen, in die die Entscheidungen 
jeweils eingebunden waren. Fortwährende Aktionen und Inter-
aktionen verschiedener, halbautonomer Handlungsträger mit einem 
relativ großen Entscheidungsspielraum der Vernichtung «vor Ort » 
stehen im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. Die zwingende Bezie-
hung zwischen weltanschaulicher Basis des NS-Regimes und seinen 
jeweiligen Initiativen wird ebenso in Frage gestellt wie seine Fähigkeit, 
überhaupt langfristig zielgerichtet und von einem in sich homogenen 
und geschlossenen Führungszentrum her konzentriert zu planen, zu 
befehlen und zu handeln. 

Aus bestimmten kriegsbedingten Situationen heraus erscheinen die 
Mordhandlungen bis hin zum Gastod von Millionen eher kurzfristig 
geplant, vielfach sogar improvisiert — eine Sicht im übrigen, die ihnen 
nichts von ihrer Schrecklichkeit und Unmenschlichkeit nimmt! We-
niger die Person Hitlers steht im Mittelpunkt des Interesses als die 
inneren Strukturen und die Funktionsweise des NS-Herrschaftssy-
stems. Es erscheint auch bei der Durchführung der «Endlösung» als 
ein polykratisches Mit- und Gegeneinander von um Macht und Ein-
fluß konkurrierenden und sich in diesem Kompetenzgerangel immer 
radikaler profilierenden und gebärdenden Macht- und Amtsträgern 
und Institutionen. Hier herrschte eine institutionelle Anarchie kaum 
geahnten Ausmaßes. Mordbefehle und Mordaktionen werden auf ihre 
Funktion für den Bestand und die inneren Entscheidungsabläufe des 
Terrorregimes hin untersucht und als Konsequenz seiner Herrschafts-
und Befehlsstrukturen begriffen (strukturell-funktionalistischer An-
satz). Statt langfristig konzipiert, wird die Ausrottungspolitik als eine 
Serie von mehr oder weniger Ad-hoc-Aktionen eines weitgehend frag-
mentierten und chaotischen Regierungsapparates mit einer unver-
meidlichen Spirale der kumulativen Radikalisierung interpretiert. In 
ihr wurde die physische Auslöschung erst relativ spät, wahrscheinlich 
nicht vor Ende 1941 aus einer ausweglosen «Sackgasse» heraus be-
schlossen und durchgeführt, ohne daß Hitler immer intensiv Anteil 
genommen oder jeden Schritt selbstherrlich befohlen und überwacht 
hätte. 

Herausragende Vertreter dieser «strukturell-funktionalistischen» 
oder auch «revisionistischen» Betrachtungsweise sind Hans Momm-
sen und Martin Broszat. 
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Mommsen bezweifelt, daß es einen förmlichen Befehl Hitlers zur 
«Endlösung» überhaupt gegeben, ja sogar, daß es auch eines münd-
lichen Befehls für sie bedurft habe. Denn die Mordgehilfen «funktio-
nierten« sowieso im Sinne des Diktators, ohne daß man sie von oben 
noch zusätzlich drängen mußte. 

«Die Realisierung der <Endlösungs,Politik ist psychologisch dadurch möglich 
geworden, daß Hitlers Formel von der <Vernichtung der jüdischen Rasse in Eu-
ropa> insonderheit von Heinrich Himmler als unmittelbare Handlungsmaxime 
aufgefaßt worden ist. Hitler, so wird man folgern müssen, war der ideologische 
und politische Urheber der <Endlösung>. Aber deren Umsetzung aus einem 
utopisch erscheinenden Programm in eine tatsächlich eingeschlagene Strategie 
war ein Resultat einerseits selbstgeschaffener Problemlagen und andererseits 
des Ehrgeizes von Heinrich Himmler und seinen SS-Satrapen, das Millenium 
noch zu Lebzeiten des Diktators in die Wirklichkeit umzusetzen und damit die 
Unentbehrlichkeit der SS innerhalb des nationalsozialistischen Herrschaftssy-
stems in besonderer Weise unter Beweis zu stellen. [...] Der Schritt zur Mas-
senvernichtung steht am Ende eines komplexen und durchaus offenen politi-
schen Prozesses, in dessen Verlauf die inneren Antagonismen des Systems die 
möglichen Optionen zunehmend blockierten, so daß die physische Liquidie-
rung des Judentums schließlich als möglicher Ausweg erschien.>>'' 

Der «Holocaust» beruhte nach Mommsen «nicht auf einem langfristig 
entwickelten Programm. Es handelte sich um eine perfekte Improvisa-
tion, die jeweils aus früheren Planungsstufen hervorging und diese es-
kalierte. Einmal voll in Gang gesetzt, entfaltete die Vernichtung der 
Arbeitsunfähigen eine eigene Dynamik. »22  Hier erscheint die « Endlö-
sung» also als Ergebnis eines mörderischen Automatismus, der vom 
Regime am Ende nicht mehr zu bremsen war, aber auch gar nicht mehr 
gebremst werden sollte. Die Handelnden werden selbst zu Gefangenen 
ihres tödlichen Handelns. 

Nachdrücklich fügt Mommsen diesen Automatismus aber in den 
bestimmenden gesellschaftlichen Rahmen des deutschen Faschismus 
ein, von dem aus er erst seine Impulse und die Bedingungen seiner 
Ermöglichung empfing. Erst in einem politischen Klima von Entrech-
tung und Verfolgung, von Menschenverachtung, Terror und weltan-
schaulicher Verblendung wurde dies alles möglich. «Wir sollten uns 
klarmachen, daß Hitler den Holocaust mit dieser ideologischen Spra-
che nicht herbeiführen konnte, wären nicht die sozialen, politischen 
und psychologischen Mechanismen sowohl des faschistischen Systems 
als auch der deutschen Gesellschaft wirksam gewesen.»23  Diese Sicht-
weise ist zwar insofern problematisch und deshalb auch immer wieder 
— nicht zuletzt auf der eingangs erwähnten Stuttgarter Konferenz —
kritisiert worden, als sie Hitler als letztlich «schwachen Diktator» 
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(H. Mommsen) zu sehr aus dem Blick verliert, als bewegende Kraft 
möglicherweise unterschätzt und Schuld und Verantwortung zu stark 
anonymisiert; sie stellt aber gegenüber der personalistischen Sicht 
einen deutlichen Erkenntnisfortschritt dar. Denn sie begreift den Weg 
zur physischen Ausrottung des europäischen Judentums als ein zentra-
les Stück deutscher Gesellschaftsgeschichte unter den Bedingungen 
des Faschismus und verteilt damit die Verantwortung auf viele Schul-
tern — sicher eine für uns heute sehr viel unbequemere Deutung als die 
Hitler-Zentrik ! 

«Es ist vorhin schon sehr klar geworden, daß sich innerhalb der deutschen Ge-
sellschaft in breitem Umfang, nicht nur bei den Spitzen des SS-Apparates, der 
Gedanke der Liquidierung bestimmter sozialer und anderer Gruppen voll 
durchgesetzt hat, was die Bereitschaft, die spätere Massenvernichtung ohne 
Protest hinzunehmen, erklären hilf t.»'4  

Im übrigen gibt auch Mommsen klar zu erkennen, daß die Rekon-
struktion der Entscheidungsprozesse nicht nur eine wissenschaftliche 
Aufgabe für ihn ist, sondern zugleich ein Stück Aufklärung und Ver-
antwortung gegenüber der nachlebenden Generation. 

«Ich lehne es ab, zur jüngeren Generation hinzugehen und zu sagen: Schaut in 
die Zeit von 1941 bis 1945, für den Holocaust war Hitler verantwortlich; er hat 
das gemacht, und ohne ihn wäre es nicht gegangen. Ich würde demgegenüber 
argumentieren, daß Hitler der Exponent einer politischen Entwicklung gewesen 
ist, die zum Holocaust führte.»'s 

Auch Martin Broszat, der zweite Wortführer der «Strukturalisten», 
meint, «daß der Weg zur Judenvernichtung nicht so einlinig, sondern 
sehr viel komplizierter verlief als vorher angenommen, und daß eine 
Mischung von zahlreichen kleinen, oft mediokren Ursachen dabei 
mitwirkte und wesentlich dazu beitrug, daß es zu der mörderischen 
Gesamtwirkung kam».' Infolge einer «durchgängigen Außerkraft-
setzung humanitärer Normen und der Ermunterung antisemitischer 
wie anderer aggressiver Aktivitäten » kam es nach Broszat zu einer 
«monströse[n] Automatik zunehmender Gewalttätigkeit» und einem 
«letztlich mörderische[n] Automatismus, der nicht planvoll gewollt, 
teilweise auch von niemandem mehr beherrscht wurde, wo die Han-
delnden zum Teil selbst Gefangene ihres Handelns wurden, die die 
Folgen ihres Tuns gar nicht mehr rational reflektieren konnten oder 
dies auch nicht wollten ».27  

Broszat stellt wie Mommsen die entscheidende Frage nach der Um-
setzung von Ideologie in Mord. 

4 



«So unentbehrlich dieser Fixpunkt, Hitlers fanatisch-pathologischer Weltan-
schauungswille, zur Erklärung des Ganzen ist, er entlastet nicht von der Aufhel-
lung der historischen Frage, wie sich die Umsetzung von Weltanschauung in 
Wirklichkeit vollzog, unter welchen Bedingungen und durch welche institutio-
nellen und personellen Hebel sie <vermittelt> und möglicherweise auch <verzerrt> 
wurde.»" 

Die physische Liquidierung der Juden sei «nicht durch einen einma-
ligen Akt der Entscheidung, vielmehr stück- und schubweise in Gang 
gesetzt» worden." Selbst noch beim Ingangsetzen der Deportationen 
und umfangreichen Menschenverschiebungen im Sommer und Herbst 
1941 sei sich das Regime über die Konsequenzen seines Tuns zunächst 
noch gar nicht im klaren gewesen. Nach Broszat entstand die Juden-
vernichtung «nicht nur aus vorgegebenem Vernichtungswillen, son-
dern auch als <Ausweg> aus einer Sackgasse, in die man sich selbst 
manövriert hatte. Einmal begonnen und institutionalisiert, erhielt die 
Liquidierungspraxis jedoch dominierendes Gewicht und führte 
schließlich faktisch zu einem umfassenden <Programm>.»3° 

Broszat steht freilich wie alle «Strukturalisten» vor dem Dilemma, 
sich quellenmäßig auf einem sehr viel unsichereren Boden als die 
«Intentionalisten» zu bewegen. Während letztere in der Regel eine 
Fülle von Absichtserklärungen Hitlers und seiner Paladine als Be-
weise anführen können, argumentieren erstere eher auf der Grund-
lage einer — freilich oft zwingenden — analytischen Rekonstruktion 
des Geschehens. So muß sich auch Broszat eingestehen, daß sich 
seine These von der Improvisation und einer schubweisen Radika-
lisierung der Vernichtungsmaßnahmen nicht «mit absoluter Sicher-
heit» belegen läßt, aber «nach den ganzen Begleitumständen zu 
schließen [...] weit mehr Wahrscheinlichkeit für sich [hat] als die 
Annahme eines umfassenden Geheimbefehls zur Judenvernichtung 
im Sommer 1941 ».31  

Nachdem der «Schulenstreit» zwischen «Intentionalisten» und 
«Strukturalisten» resp. « Funktionalisten » inzwischen etwas abgeflaut 
ist und sich aus seinen dogmatischen Verhärtungen gelöst hat, stellt 
sich freilich die Frage, ob die Positionen wirklich so weit auseinan-
derliegen und nicht eher zwei unterschiedliche Sichtweisen und Un-
tersuchungsansätze markieren, die sich gegenseitig ergänzen und 
jeder auf seine Weise unverzichtbar zur Aufhellung des Gesamtgesche-
hens sind. Denn so wenig man sich die «Endlösung» ohne Hitler, sei-
nen Rassenwahn, seine haßerfüllten Ausbrüche gegen das Judentum 
und seine integrierende Legitimationsfunktion vorstellen kann, selbst 
wenn er niemals einen auslösenden Befehl gegeben haben sollte, so 
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unverzichtbar ist es gleichzeitig auch, die Macht- und Herrschafts-
strukturen des Regimes, seine Befehlsstränge und Entscheidungspro-
zesse und vor allem auch die moralische Verfassung der Gesellschaft 
zu analysieren, die den Massenmord ermöglicht haben. «Hitlers <In-
tention>», versucht Kershaw die Positionen zu vermitteln, 

«war bei dem in der Vernichtung gipfelnden Radikalisierungsprozeß in der an-
tijüdischen Politik mit Sicherheit ein grundlegender Faktor. Wichtiger ist für 
eine Erklärung des Holocaust jedoch das Wesen der <charismatischen> Herr-
schaft im Dritten Reich und die Art und Weise, in der sie die Dynamik der mit 
Blick auf <heroische>, chimärenhafte Ziele eskalierenden Radikalisierung in 
Gang hielt und dabei die Regierungsstruktur zersetzte und aufsplitterte. Dies 
war der wesentliche Rahmen, in dem Hitlers Rassenwahn in praktische Politik 
umgesetzt wurde.» 3« 

So sehr sich die bisher vorgestellten Forschungsansätze in der Akzen-
tuierung der Ursachen für den Massenmord auch unterscheiden mö-
gen, sie konzentrieren sich doch alle auf das nationalsozialistische 
Herrschaftssystem, seine Institutionen und seine Funktionsträger, 
messen der nationalsozialistischen Rassenideologie eine hohe Priorität 
als Antriebsfaktor zu und nehmen Hitler als deren radikalen Exponen-
ten ernst. Dabei herrschte in der nicht-marxistischen Forschung auch 
so etwas wie Übereinstimmung darüber, daß sich ungeachtet der Kom-
plizenschaft wichtiger großindustrieller Kreise der Vorgang der Mas-
sentötung von Arbeitskräften und die aufwendigen Maßnahmen zu 
seiner Durchführung doch letztlich kapitalistischem Rationalitätskal-
kül und utilitaristischem Zweckdenken entzogen, ja unter diesem 
Aspekt sogar kontraproduktiv für die deutsche Rüstungswirtschaft 
waren. 

Dieser relativ breite Konsens über die primär weltanschaulich-rasse-
biologischen und sozialdarwinistischen Tötungsmotive schien radikal 
in Frage gestellt durch Götz Alys These von der «Ökonomie der End-
lösung» und seine vor kurzem zusammen mit Susanne Heim erstellte 
umfassende Untersuchung über die «Vordenker der Vernichtung».33  
Mit aller hier gebotenen Kürze läßt sich ihre These in folgender Weise 
zusammenfassen. 

Primäres Antriebsmoment der «Endlösung» waren nach Aly /Heim 
nicht die Rassenideologie, sondern Rentabilitätsüberlegungen oder 
konkreter: das ausgeprägt utilitaristische Ziel einer tiefgreifenden 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und bevölkerungspolitischen Neu-
ordnung und Modernisierung des deutschen Machtbereiches in Eu-
ropa. «Umsiedlung », « Selektion », « Arbeitseinsatz », «Deportation », 
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«Ghettoisierung» und am Ende der Völkermord stellten nur die In-
strumente dar, um in einer kontinentalen Dimension eine moderne 
und voll durchrationalisierte arbeitsteilige Großraumwirtschaft auf-
zubauen. Unter dieser Zwecksetzung erschien der Massenmord an 
«Ballastexistenzen» (Juden, Geisteskranke, Zigeuner, Asoziale) als ein 
geeignetes Mittel, um das «Überbevölkerungsproblem» in Ost- und 
Südosteuropa abzubauen, die dortigen Wirtschaftsgebiete unter deut-
schem Kommando von einem leistungshemmenden «Bevölkerungs-
druck» zu entlasten, sie für Modernisierungsinvestitionen großen 
Ausmaßes attraktiv zu machen und damit für die deutsche «Herren-
rasse» einen wirtschaftlich produktiv und rationell arbeitenden Ver-
sorgungsraum zu schaffen. Der Krieg sollte die Chance für die «End-
lösung» im Dienste einer raumgreifenden modernen «Sozialtechnik» 
bieten. 

An diesem Punkt beziehen Aly/Heim durchaus den Rassismus —
allerdings eher als ein sekundäres und vorwiegend legitimierendes An-
triebsmoment — in ihre Argumentation ein. Sie markieren den 
«Schnittpunkt», an dem sich Rassismus und Bevölkerungsökonomie 
verbinden: 

«Enteignung und Ghettoisierung drängten die jüdische Bevölkerung in die Posi-
tion der <Überzähligen>. Sie wurden so zu einer <Belastung> des Großraumes und 
standen damit dem deutschen Konzept für eine wirtschaftliche Umstrukturie-
rung der unterentwickelten Regionen Europas im Wege. Diese an Effizienz 
orientierten Pläne waren am leichtesten gegen die jüdische Minderheit durchzu-
setzen. Sie war ohnehin diskriminiert und inzwischen auch sozial und wirt-
schaftlich isoliert.» 34  

Neuordnung von Wirtschaft und Gesellschaft haben Rassismus und 
Modernisierung gegenseitig ergänzt. «Erst durch die Verbindung 
der Ideologie mit der Rationalität der modernen Wissenschaft wur-
den aus vagen Programmpunkten realisierbare, konkrete Pro-
jekte.»35  

Stellte also die bevölkerungspolitische «Flurbereinigung» nach Aly / 
Heim den originären Entscheidungshintergrund und die primäre 
Triebfeder für die im Sommer 1941 eingeleitete «Endlösung der Juden-
frage» dar, so ist es dementsprechend nach ihrer These gleichzeitig 
auch notwendig, den Kreis der verantwortlichen Täter viel weiter zu 
ziehen und teilweise neu zu definieren. Es waren nicht verbohrte NS-
Ideologen, sondern die «planende Intelligenz », junge, ehrgeizige, 
skrupellose und dienstwillige Technokraten, Karrieristen und «Vor-
denker der Endlösung» mit einem durchaus modernen Anspruch 
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«wissenschaftlicher Politikberatung » gleichsam als akademischer 
«braintrust» des Massenmordes: Sozialhygieniker, Ärzte, Anthropo-
logen, Sozial- und Politikwissenschaftler, Agrar- und Raumplaner, 
Bevölkerungswissenschaftler, Soziologen, Historiker, Statistiker, 
Ökonomen, Verwaltungsfachleute usf. 

Von ihnen wurden mit ausdrücklicher Förderung durch den Staat 
und mit wissenschaftlicher Akribie die Daten und planerischen 
Grundlagen für den staatlich organisierten Mord bereitgestellt, Ent-
scheidungen vorbereitet und teilweise auch die Vernichtungspraxis mit 
initiiert, etwa im Generalgouvernement und bei der Auflösung des 
Warschauer Ghettos. Teilweise vermitteln Aly /Heim sogar den Ein-
druck, als wollten sie Hitler und seine NS-Schergen zu Erfüllungs-
gehilfen der wissenschaftlichen Vordenker des Mordes herunter-
stufen. 

«Man könnte einwenden, daß hier Opportunisten die bereits andernorts be-
schlossene Vernichtungspolitik für die eigenen Ziele und Projekte ausnutzten, 
auf einen schon fahrenden Zug aufsprangen und die Verfolgung und Ermordung 
von Minderheiten im Nachhinein als ökonomische Notwendigkeit legitimiert 
hätten. Dem steht entgegen, daß die Planer selbst den Patt in der Aussiedlungs-
politik [gemeint ist die unmenschliche Zusammenpferchung der Juden in den 
Ghettos des Generalgouvernements, B. J. W.] erst erzeugt haben, wohlwissend, 
daß es nach ihren eigenen Analysen im Prinzip keinen Raum mehr gab, in den 
man irgendein <Volkstum> einfach hätte <abdrängen> können. Sie eilten den Ent-
scheidungen der Führungsspitze voraus und präformierten spätere <Führerbe-
fehle >.»36  

«Die aggressive Ideologie des Nationalsozialismus» — resümieren Aly / 
Heim ihre Ergebnisse —, 

«die alte Vorurteilsmuster aufnahm und ständig aktivierte, mußte sich mit der 
Aggressivität umfassender Sanierungs-, Entwicklungs- und Neuordnungspläne 
kreuzen, um Auschwitz Wirklichkeit werden zu lassen. Diese Pläne aber enthal-
ten zumindest Ansätze zu einer regelrechten Theorie des Völkermords. [...] Die 
verschiedenen realisierten und darüber hinaus noch geplanten Massenmorde ha-
ben einen gemeinsamen utilitaristischen Nenner.»37  

Diese Thesen stießen auf Zustimmung, aber mehrheitlich doch auf 
scharfe Ablehnung.38  Hinzu kam, daß Aly/Heim die mögliche Wie-
derholbarkeit derartiger Verbrechen ansprechen, Kontinuitätslinien 
vor allem in den Täterbiographien über 1945 hinaus teilweise bis in die 
Gegenwart ziehen und in sehr gewagter Weise immer wieder nicht nur 
die Modernität der Planungen, sondern auch ihre Aktualität betonen. 
«Die historische Konstellation, in der solche mörderischen Pläne reali-
sierbar waren, ist hier und heute nicht gegeben. Vielleicht ist sie ein- 
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malig. Das konzeptionelle Denken aber, in dem Massenmord zum 
<sinnvollen> Mittel struktur- und entwicklungspolitischer Planung 
wurde, ist nach wie vor aktuell.»39  

Zunächst einmal sollte man im kritischen wissenschaftlichen Dis-
kurs um die Thesen von Aly/Heim ihre bisweilen staatsanwaltschaft-
liche und auf Entlarvung angelegte Attitüde, ihren oft unduldsamen 
Wahrheitsanspruch und ihre Neigung, Geschichte als eine gigantische 
Verschwörung zu begreifen, nicht mit gleicher Münze einer ähnlich 
intoleranten Gereiztheit vergelten. Denn beide haben noch einmal ra-
dikal die wichtige Frage nach dem Verhältnis zwischen Genozid und 
Wissenschaft und nach der Schuldverstrickung zahlreicher moderner 
Wissenschaftsdisziplinen gestellt und bisher unbekannte und ausge-
blendete Ebenen und Institutionen der sozialen und wirtschaftlichen 
Planungsbürokratie und ihre Verantwortung besonders in Polen ins 
Zentrum der Betrachtung gerückt. Sie haben vor allem jenes gesell-
schaftliche, politische und intellektuelle Klima in Deutschland in be-
stimmten Bereichen ausgeleuchtet, in dem die normalen humanen 
Hemmschwellen gegenüber Drangsalierungen und Mord überhaupt 
erst in einem bisher unvorstellbaren Maße abgebaut und das Undenk-
bare in den Bereich des Möglichen und Machbaren gerückt werden 
konnten. G. Aly und S. Heim belegen mit einer Vielzahl von Zeugnis-
sen eindrucksvoll, in welch kühl-rechnerischer und zynischer Weise 
in der Planungseuphorie von Intellektuellen und Bürokraten das 
einzelne Leben damals reinen Nützlichkeitserwägungen dienstbar 
gemacht und damit gleichsam am Schreibtisch mit einem Feder-
strich seiner menschlichen Würde beraubt wurde. Dadurch war mit 
der Boden bereitet, auf dem erst der weithin konstatierte Prozeß 
der Abstumpfung und Verrohung gegenüber dem Quälen und Mor-
den unschuldiger Menschen eingeleitet und vorangetrieben werden 
konnte. 

Gegenüber diesen Verdiensten sind freilich methodische und inhalt-
liche Schwächen des Buches unübersehbar, so daß die Frage erlaubt sei, 
ob die weitreichenden Thesen durch das umfangreich aufbereitete und 
präsentierte Material bestätigt werden. 

U. Herbert 4°, neben Ch. R. Browning 4' einer der Hauptwidersa-
cher von Aly und Heim, faßt seine insgesamt überzeugende Kritik in 
folgenden Punkten zusammen: 

. In der «planenden Intelligenz» und bei den bürokratischen «Vor-
denkern» werde eine Einheitlichkeit und Homogenität der Konzep- 
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tionen und des Handelns unterstellt, die so niemals bestanden habe; 
die oft scharfen Gegensätze bei den Planern würden unzulässig ver-
kleistert. Im übrigen werde bei der Bewertung der Konzepte und ihrer 
Entstehung der jeweilige historisch-politische Kontext sowohl vor 
dem Krieg als auch im Verlauf des Krieges und in seinen einzelnen 
Phasen nicht hinreichend berücksichtigt. 
z. Es gebe keine Belege dafür, daß die sogenannte «planende Intelli-
genz» irgendeine Einwirkung auf den Entscheidungsprozeß zur 
«Endlösung» gehabt oder diesen gar in Gang gesetzt und primär zu 
verantworten gehabt habe. 
3. Auch fehlten die Beweise für die Behauptung, daß der Völkermord 
ohne die «rationalen» Motive der «Bevölkerungsökonomie» nicht 
durchgeführt worden wäre und die NS-Ideologie zu mehr als Pogro-
men, Plünderungen und Massenerschießungen nicht ausgereicht habe. 
Herbert ist höchstens geneigt, den «Vordenkern» eine zusätzliche und 
sekundäre, utilitaristisch verbrämte Legitimationsfunktion für ein Ge-
schehen zuzugestehen, daß sich primär aus politischen Zielen, dem aus 
der Perspektive der Täter durchaus «rational» und «wissenschaftlich» 
begründeten weltanschaulichen Vernichtungswillen der NS-Ideologie, 
herleitet. 

«In erster Linie war sie [d. h. die «Endlösung>, B. J. W.] eine Folge des Primats 
der rassistisch motivierten Vernichtungsabsicht vor allen ökonomischen Aspek-
ten. Diese Vernichtungsabsicht wurde mit Hinweisen der Verantwortlichen auf 
organisatorische Probleme, persönliche Animositäten, Kompetenzkonkurren-
zen, aber auch Hinweisen auf <sozialpolitische>, >ernährungspolitische> usw. 
Probleme einerseits legitimiert, mehr aber kaschiert, die nicht zuletzt der Selbst-
rechtfertigung der Täter, wie sie bei Höß am deutlichsten hervortritt, dien-
ten. 

Die Massenvernichtung habe in den Augen der Nationalsozialisten 

«selbst ein <rational> begründetes politisches Ziel [dargestellt], das mit sozialpoli-
tischen, wirtschaftlichen, großraumpolitischen, historischen, medizinischen, 
rassehygienischen und <sicherheitspolizeilichen> Argumenten gestützt wurde. 
Der Rassismus war kein «Irrglaube>, hinter dem sich die «eigentlichen>, näm-
lich wirtschaftliche, Interessen verbargen, sondern der Fixpunkt des Sy-
sterns.»43  

4. Aly und Heim wird weiterhin vorgeworfen, sie hätten ihre Thesen 
über den «Bevölkerungsdruck» und das Problem der «Überbevölke-
rung» vorwiegend mit Material aus Ost- und Südosteuropa, insbe-
sondere aus dem Generalgouvernement belegt und insofern keine 
plausible Begründung für die angestrebte totale Erfassung und Ver-
nichtung des europäischen Judentums geliefert, wo diese Schwierig- 
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keiten insgesamt gar nicht bestanden hätten. Auch sollte man in diesem 
Zusammenhang immer wieder darauf verweisen, daß die von Aly und 
Heim mit Recht für 1941 herausgestellte «Sackgasse» und «Pattsitua-
tion» und die konstatierte «Überbevölkerung» primär die Konse-
quenz der Vernichtung der bürgerlichen Existenz der Juden, ihrer 
sozialen Deklassierung und Verarmung und schließlich der Deporta-
tionen nach Osten ins Generalgouvernement war, also die Konse-
quenz von Entscheidungen, die ursprünglich eindeutig rassebiologisch 
motiviert waren. 

Methodisch wird man gegen Aly und Heim grundsätzlich einwen-
den müssen, daß der täterbiographische Ansatz, der schon in der 
DDR-marxistischen Historiographie hohe Konjunktur hatte, gegen-
über dem system- und strukturgeschichtlichen, wie er heute in der mo-
dernen Sozialgeschichte vertreten wird, einen nur sehr begrenzten und 
partiellen Erklärungswert hat und teilweise sogar einen Rückschritt 
darstellt. 

III. Ereignisgeschichte im Licht ihrer kontroversen Deutung 

Eine Chronologie der «Endlösung», die spätestens mit der «Entfesse-
lung» des Zweiten Weltkrieges in den Bereich des Möglichen rückte, 
kann hier aus Raumgründen nicht gegeben werden." Vielmehr sollen 
einige besonders gravierende Ereignisse und Maßnahmen herausge-
stellt und daraufhin überprüft werden, wie die Entscheidungsprozesse 
für die Ermordung der Juden ab 1941 abliefen, wann, unter welchen 
Bedingungen, unter wessen Verantwortlichkeit und mit welchen Mo-
tiven die Massentötung begonnen worden ist. 

Einig ist sich die Forschung über zwei folgenreiche Einschnitte: 
zum einen die Zeit zwischen der «Reichspogromnacht » am 9. / io. No-
vember 1938 und dem Beginn des Krieges am 1. September 1939 und 
zum anderen ab Frühjahr 1941 die Vorbereitung des Angriffes auf die 
Sowjetunion und der Kriegsverlauf bis zum Scheitern des östlichen 
Blitzkrieges im Winter 1941 /42. 

Im Winter 1938 / 39 bekam die Verfolgung der Juden eine neue, noch 
radikalere und inhumanere Qualität und dies in mehrfacher Hinsicht. 
Die deutschen Juden waren nunmehr endgültig aus einem bürgerlichen 
Dasein ausgeschlossen, entrechtet, enteignet, ihrer materiellen Mittel 
beraubt und zunehmend auf besondere städtische Wohnghettos kon-
zentriert. Die Pogromnacht führte, vorerst noch unkoordiniert, zu er-
sten Mordaktionen, denen 91 Menschen zum Opfer fielen. Der geplan- 
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ten Zwangsauswanderung wurden von der deutschen Reichsregierung 
immer größere devisenrechtliche und materielle Hürden entgegenge-
stellt. 

Schließlich schuf die Vorbereitung des Krieges erst die Möglichkeit, 
einen Vernichtungswillen, sofern er 1939 schon vorhanden war, in die 
Tat umzusetzen. Viele Hemmungen und Rücksichten auch auf das 
Ausland entfielen. Der Krieg erleichterte eine allgemeine Abstump-
fung des sittlich-moralischen Empfindens in der Bevölkerung, lenkte 
ihre Aufmerksamkeit auf näherliegende Dinge der eigenen Existenzsi-
cherung und auf das Schicksal der eigenen Angehörigen. Zudem 
brachten der Überfall auf Polen und seine Eroberung nicht nur mehr 
als drei Millionen polnische Juden in deutsche Hand, sondern auch 
mit dem Generalgouvernement erst den Raum, in dem die Juden 
zunächst in Ghettos zusammengepfercht und dann einem weiteren 
Schicksal zugeführt werden konnten, dessen Umrisse sich sicher 1939 
in den Überlegungen der NS-Führung noch nicht deutlich abzeichne-
ten. Jedoch war eines klar: die radikale «Lösung der Judenfrage» war 
auf dem Boden des Altreiches der eigenen Bevölkerung nicht zuzu-
muten. 

Nicht zufällig fallen in diese Zeit auch erstmals mehrere Unheil und 
Vernichtung kündende Äußerungen der Spitzen des Reiches. Am 
12. November 1939 berief Göring als Beauftragter für den Vierjahres-
plan etwa wo Minister und Experten zu einer Konferenz ins Reichs-
luftfahrtministerium, um über die künftige Behandlung der Juden zu 
sprechen: Enteignung, Ghettoisierung, das Tragen des gelben Sternes, 
Hungerpolitik, Zwangsauswanderung und Zwangsarbeit. Gegen Ende 
der Konferenz erklärte er: 

«Wenn das Deutsche Reich in irgendeiner absehbaren Zeit in außenpolitischen 
Konflikt kommt, so ist es selbstverständlich, daß auch wir in Deutschland in 
allererster Linie daran denken werden, eine große Abrechnung mit den Juden zu 
vollziehen. »45 

Zwölf Tage später, am 24.November, ließ ein Artikel im SS-Organ 
«Das Schwarze Korps » aufhorchen. Nachdem der Verfasser ausge-
führt hatte, wie die isolierten und verarmten deutschen Juden als «Pa-
rasiten» «allesamt in die Kriminalität absinken» müßten, folgerte er: 

«Im Stadium einer solchen Entwicklung ständen wir daher vor der harten Not-
wendigkeit, die jüdische Unterwelt genauso auszurotten, wie wir in unserem 
Ordnungsstaat Verbrecher eben auszurotten pflegen: mit Feuer und Schwert! 
Das Ergebnis wäre das tatsächliche und endgültige Ende des Judentums in 
Deutschland, seine restlose Verrtichtung.»46  
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Am 21. Januar 1939 erklärte der «Führer» nach dem amtlichen deut-
schen Protokoll dem tschecho-slowakischen Außenminister Chval-
kovsky : «Die Juden würden bei uns vernichtet. Den 9. November 
1918 hätten die Juden nicht umsonst gemacht, dieser Tag würde ge-
rächt werden.»47  

So stand also Hitlers vielzitierte berühmt-berüchtigte Vernichtungs-
drohung, die er am 3o.Januar 1939 aus Anlaß des Tages der «Macht-
ergreifung» im Reichstag dem Judentum entgegenschleuderte, keines-
wegs isoliert da: 

«Ich will heute wieder ein Prophet sein: Wenn es dem internationalen Finanzju-
dentum innerhalb und außerhalb Europas gelingen sollte, die Völker noch ein-
mal in einen Weltkrieg zu stürzen, dann wird das Ergebnis nicht die Bolschewi-
sierung der Erde und damit der Sieg des Judentums sein, sondern die Vernich-
tung der jüdischen Rasse in Europa.>>48  

Der Diktator hat später 1942 nicht weniger als viermal in öffentlichen 
Reden seine — übrigens von ihm selbst immer wieder auf den 1. Septem-
ber 1939 datierte — Ankündigung vom 3o.Januar 1939 über die Ver-
nichtung der jüdischen Rasse in Europa wiederholt. 

Sicher lag ein in allen Einzelheiten festgelegter Mordplan zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht vor. Aber es wäre doch wohl zu verharmlosend, 
hinter der Äußerung Hitlers, wie H. Mommsen meint, nur so etwas 
wie eine propagandistische Metaphorik, eine Erpressungstaktik gegen-
über dem westlichen Ausland oder vielleicht auch ein Geisel-Kalkül zu 
sehen, also den Versuch, die Juden in Deutschland als Geiseln für das 
Wohlverhalten der Westmächte Deutschland gegenüber zu benutzen. 
Immerhin schuf Hitler persönlich in aller Öffentlichkeit schon das po-
litische Klima, in dem dann sein Vernichtungswillen zwei Jahre später 
Schritt für Schritt in die Tat umgesetzt werden konnte. Für den geplan-
ten kommenden Krieg stand der Alleinschuldige bereits fest. Mit dem 
ersten Schuß mußten also Hitlers Drohungen als eine Art Generalvoll-
macht angesehen werden für alle antijüdischen Maßnahmen gegen die 
«Schuldigen» bis hin zum Töten, ohne daß es hier noch jeweils im 
einzelnen der Einverständniserklärung des «Führers » bedurfte. Nun-
mehr konnten sich die Funktionsträger jederzeit auf ihn berufen. Wie 
wir wissen, haben sie es auch reichlich getan. Schließlich entfesselten er 
und auch Göring innerhalb der Polizei-, SS- und Parteidienststellen 
mit ihren Vernichtungsdrohungen einen Erwartungsdruck, der sie ir-
gendwann einmal — und das war dann sehr schnell — einholen und zum 
Handeln zwingen würde. Ihm würden sie sich ohne Gesichtsverlust 
gegenüber ihren Anhängern nicht mehr entziehen können und auch 
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nicht entziehen wollen. Irgendwann würde man, das stand fest, das 
einfordern, was der Diktator versprochen hatte. 

Tatsächlich sollten die weiteren Maßnahmen unmittelbar nach 
Kriegsbeginn auch nicht mehr auf sich warten lassen: Am 21. Septem-
ber 1939 befahl Heydrich als Chef des Reichssicherheitshauptamtes 
(RSHA) für die an das Reich angeschlossenen neuen Ostgaue und für 
das Generalgouvernement die Konzentrierung der polnischen Juden in 
einigen größeren Städten wie Warschau, Lödi, Krakau, Lublin und 
Radom und ihre Ghettoisierung dort. Diese Ghettoisierung war von 
Anfang an nur als Übergangsmaßnahme gedacht als Voraussetzung —
wie Heydrich in einem internen Erlaß vom 21. September 1939 ankün-
digte" — eines «Endziels, welches längere Fristen beansprucht» und 
das «streng geheim» zu halten sei. 

Zur gleichen Zeit gab Hitler seinen Gauleitern zu erkennen, daß alle 
Maßnahmen, zunächst das Altreich «judenfrei» zu machen, seine volle 
Unterstützung finden würden. Vor allem in ihrem antisemitischen 
Ehrgeiz angesprochen fühlten sich hier die Gauleiter von Berlin 
(Goebbels) und Wien (Schirach). Auch dies war keine leere Dro-
hung. Ab Dezember 1939 rollten die Züge aus dem «Reichsgau Posen» 
(ab 29. Januar 1940 «Reichsgau Wartheland») ins Generalgouverne-
ment, ab Februar 194o schlossen sich die ersten Massendeportatio-
nen aus dem Reich an, aus Wien, Mährisch-Ostrau, Teschen und 
Stettin. 

Beide Maßnahmen — die Aufforderung, die Städte und Gaue « juden-
frei » zu machen, und der Beginn der Deportationen in die Ghet-
tos — wurden vom «Führer» voll verantwortet und gedeckt, von den 
mittleren und unteren Führungsebenen jedoch, und das erscheint wich-
tig, loyal und eifrig, meist sogar übereifrig im Rahmen des Möglichen 
umgehend vollzogen. Sie stellten einen ersten entscheidenden Schritt 
zur «Endlösung», so etwas wie einen «Anschub », dar. Denn zum einen 
löste das Ziel, Gaue und Städte «judenfrei» zu machen, bei den Funk-
tionsträgern nachweisbar einen hemmungslosen und ehrgeizigen Pro-
filierungs- und Tätigkeitsdrang im NS-Machtgefüge aus, von dem man 
nicht einmal wußte, wie er überhaupt gestillt werden konnte, es sei 
denn am Ende durch Tötung und Vernichtung. Ein bisher noch eher 
latenter und ungestillter Antisemitismus konnte sich nunmehr unge-
hindert und von oben gedeckt in einen antisemitischen Aktionismus 
entladen und dadurch entscheidend radikalisieren. Zum anderen schuf 
die Ghettobildung erst eigentlich die vielbeschworene «Judenfrage» 
und den «Problemdruck» von 1941. Denn erst in den Ghettos waren 
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die Juden endgültig vogelfrei und der Verelendung preisgegeben. 
Gleichzeitig wies die Ghetto-Lösung von Anfang an, da sie nur als 
vorläufig angesehen wurde, weit über sich hinaus auf viel radikalere 
und inhumanere «Lösungen der Judenfrage». Denn zwischen April 
1940 und April 1941 mußten die erwähnten Großghettos wegen 
«Überfüllung» geschlossen werden, so daß zeitweise ein Deporta-
tionsstau und sogar -stopp ausgelöst wurde. 

Noch bis Anfang 1941 schien sich eine «territoriale Endlösung» in 
fernen Judenreservaten etwa auf Madagaskar, im polnisch-russischen 
Grenzgebiet und dann nach dem Überfall auf die Sowjetunion am 
22. Juni 1941 jenseits des Urals in Sibirien anzubieten. Schon diese 
«Lösung» sah von vornherein für die Juden das Schicksal eines mas-
senhaften Erfrierens und Verhungerns oder den Tod durch die ganz 
ungewohnten klimatischen Bedingungen in Madagaskar vor, kam also 
der physischen Vernichtung bereits sehr nahe. Aber was sollte gesche-
hen, wenn der Kriegsverlauf diese «territorialen» Regelungen nicht 
mehr zuließ? Für Madagaskar zeichnete sich dies spätestens Ende 
1940, für Sibirien spätestens Ende 1941 ab, als ein schneller Sieg über 
die Sowjetunion in weite Ferne rückte. Unabhängig davon, wie weit 
alternative Pläne in der Führung bereits ausgearbeitet wurden (wir wis-
sen sehr wenig darüber bis zum Sommer 1941!), wichtig ist, daß sich 
das Regime selbst spätestens im Sommer 1941 in eine «Sackgasse» hin-
einmanövrierte, die zunehmend weniger Optionen für eine «Lösung 
der Judenfrage» bot und andererseits immer mehr Handlungsdruck 
erzeugte. 

Wie weit die elenden und erniedrigenden Verhältnisse in den Ghet-
tos die Juden aus der Sicht der Führungsspitze, aber sicher auch aus der 
der Täter auf den mittleren und unteren Ebenen bereits im Winter 

1939/40  aus dem Kreis menschlicher Lebewesen ausgegrenzt und da-
mit für die Tötung verfügbar gemacht hatten, bezeugt eindringlich 
J. Goebbels. Am 2.November 1939 notierte er nach einem Besuch im 
Ghetto Lödi in seinem Tagebuch: «Das sind keine Menschen mehr, 
das sind Tiere. Das ist deshalb auch keine humanitäre, sondern eine 
chirurgische Aufgabe. Man muß hier Schnitte tun, und zwar ganz radi-
kale. Sonst geht Europa einmal an der jüdischen Krankheit zu-
grunde.»s° Wieder sind wir der physischen Vernichtung einen Schritt 
näher, zumindest in der Vorstellung der Verantwortlichen. Hitler soll 
am 3.November zugestimmt haben: «Mehr eine klinische als soziale 
Angelegenheit.» 5  

Auch auf der unteren Ebene der Mordkommandos, die bereits in 

52 



Polen begonnen hatten zu wüten, wurde jetzt Stimmung gemacht im 
Sinne einer physischen Auslöschung. Der allgemeine Prozeß der Ab- 
stumpfung und Verrohung begann. Im Herbst 1939 wurden die beiden 
antijüdischen Propagandafilme «Jud Süß» und «Der ewige Jude» ge-
dreht, letzterer mit der gleichnishaften einleitenden Sequenz der 
wandernden Ratten, und ab 194o ihr Besuch den Männern der Sicher-
heitspolizei und anderer Mordformationen zur Pflicht gemacht. Groß-
aufnahmen von springenden Rattenhorden wurden im Gegenschnitt 
mit Bildern von den Menschen in den überfüllten Ghettos gezeigt und 
dieser Sequenz ein enthüllender Kommentar unterlegt: «Wo Ratten 
auch auftauchen, tragen sie Seuchen und Vernichtung ins Land, ge-
nauso wie die Juden unter den Menschen.»52  So weit war der Schritt 
zumindest in der Vorstellungskraft der Verantwortlichen von der Aus-
rottung von Ratten und Ungeziefer zur Tötung von Juden offenbar 
schon Ende 1939 nicht mehr. «Dieses Judentum», vertraute Goebbels 
nach Proben des Ghetto-Filmes seinem Tagebuch an, «muß vernichtet 
werd en. » 9 

Sicher dürfen wir dann 1941 einen engen zeitlichen und kausalen 
Zusammenhang sehen zwischen den Vorbereitungen zum «Unter-
nehmen Barbarossa» (mit dem Kommissarbefehl und dem Gerichts-
barkeitserlaß) und der «physischen Endlösung der Judenfrage ». Der 
Vorschlag H. Mommsens, das Morden der vier «Einsatzgruppen der 
Sicherheitspolizei und des SD» und anderer SS-Formationen, unter-
stützt von der Wehrmachtführung, ab 22. Juni 1941, dem am Ende 
mehr als zwei Millionen vor allem sowjetische Juden zum Opfer fielen 
und über das bürokratisch Buch geführt wurde, von der «Endlösung», 
d. h. also vom «Komplex Auschwitz» zu trennen, erscheint doch etwas 
künstlich. Eher liegt es nahe, hier den ersten Akt der «Endlösung», 
die Massentötung zunächst des Ostjudentums in der Sowjetunion, zu 
sehen. 

Der Zusammenhang zwischen dem Einfall in die Sowjetunion am 
22. Juni 1941 und dem Beginn der «physischen Endlösung» stellt sich 
in mehrfacher Weise dar. Ideologisch wurde der Massenmord möglich 
und legitimiert durch die Kriegserklärung an den «jüdisch-bolschewi-
stischen Weltfeind» und die Ausrufung des «Weltanschauungskrie-
ges» durch Hitler persönlich. In einem rassistisch aufgeladenen und 
radikalisierten europäischen «Kreuzzug» galt es, diesen «Weltfeind» 
zu vernichten. Wir wissen, daß die Mordaktionen in Polen noch auf 
teilweise heftigen Widerstand und offene Proteste der Wehrmacht ge-
stoßen sind und Konflikte mit den Sicherheitsorganen ausgelöst haben. 
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Besonders der Oberbefehlshaber Ost, Generaloberst von Blaskowitz, 
hat bis zu seiner Ablösung im Oktober 1939 mehrfach bei Hitler, aller-
dings erfolglos, gegen das Morden interveniert. Er sah nicht zuletzt die 
Moral der Truppe gefährdet. 

Mit dem Überfall auf die Sowjetunion zählten solche Rücksichten 
weniger. Denn hier zeigte sich, daß Mordaktionen, die in Polen noch als 
moralisch verwerflich und sinnlos erschienen, in dem Augenblick auch 
im Bewußtsein der Offiziere und der Truppe eine gewisse Rechtferti-
gung erhielten, wenn sie mit der bolschewistischen Weltgefahr, d. h. 
also mit scheinbaren Sicherheitsproblemen, verknüpft und begründet 
wurden. Eine weitere Hemmschwelle fiel. Denn die « rassisch-völkische 
Flurbereinigung» oder auch die «rassische Revolution» ließen sich nun 
propagandistisch vermitteln als notwendig für die Sicherheit des Rei-
ches in einem «Kampf auf Leben und Tod», wenngleich jedem Ein-
sichtigen eigentlich hätte klar sein müssen, daß die Existenz von etwa 
5oo 000 Juden in Deutschland 1933 niemals die Frage der inneren 
Sicherheit auch nur im entferntesten aufgeworfen hat. Der ziemlich 
bald nach Entfaltung der brutalen deutschen Besatzungspraxis und 
nach den Mordaktionen der Einsatzkommandos und auch in Reaktion 
auf sie einsetzende grausame Partisanenkrieg ließ die Gefühle gegen-
über den Opfern weiter abstumpfen und den Mord an Juden sogar als 
sinnvolle Vergeltungsmaßnahme erscheinen. Sicher hat der tradi-
tionelle Antibolschewismus in der Wehrmacht die Exekution der Ver-
nichtungspläne wesentlich erleichtert. 

Noch ein weiteres Element der Erleichterung: Hitler befand sich 
damals auf dem Höhepunkt seiner militärischen Triumphe. Das ge-
samte Europa schien dem deutschen Herrenmenschen und seinem 
Herrschaftsanspruch ausgeliefert. « Führermythos », « Führerwille » 
und «Führerbefehl» gewannen dadurch eine fast magische Kraft und 
Glaubwürdigkeit. Auch entfielen jetzt die letzten Rücksichten auf 
England und dann ab Herbst 1941 auch auf die USA. Wirkungsvoller 
Widerstand gegen den «Führerbefehl» erwies sich als immer aussichts-
loser und konnte in der Öffentlichkeit kaum auf eine breite Resonanz 
rechnen. Schließlich bot sich nunmehr für die Massentötung ein Raum 
an, der der kritischen Aufmerksamkeit der Bevölkerung viel weiter als 
Polen entzogen war. 

Mit im Mittelpunkt der wissenschaftlichen Kontroverse steht die 
wohl von Heydrich selbst formulierte Weisung Görings an den Chef des 
RSHA vom 31. Juli 1941. Auf Befehl Hitlers — und das scheint hier ganz 
unbestritten — beauftragte Göring den engsten Mitarbeiter Himmlers, 
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«alle erforderlichen Vorbereitungen in organisatorischer, sachlicher und mate-
rieller Hinsicht zu treffen für eine Gesamtlösung der Judenfrage im deutschen 
Einflußgebiet in Europa. Sofern hierbei die Zuständigkeiten anderer Zentral-
instanzen berührt werden, sind diese zu beteiligen. Ich beauftrage Sie weiter, 
mir in Bälde einen Gesamtentwurf über die organisatorischen, sachlichen und 
materiellen Vorausmaßnahmen zur Durchführung der angestrebten Endlösung 
der Judenfrage vorzulegen.» 5 4  

Heydrich fügte im Januar 1942 diesen Text als Kopie seinen Einladun-
gen zur «Wannsee-Konferenz» bei und nannte ihn dabei seine «Bestel-
lung». Eichmann sprach später beim Verhör in Jerusalem von Heyd-
richs «Bestallungsurkunde». Wahrscheinlich handelte es sich hier um 
eine von Heydrich ausdrücklich angeforderte Art Generalvollmacht 
für umfassende Zuständigkeiten der SS, des SD und der Sicherheits-
polizei auch gegenüber anderen Reichsbehörden und der Wehrmacht 
und nicht primär um einen Befehl. Dennoch gibt uns der Text einige 
Rätsel auf und wird durchaus kontrovers gedeutet.55  

Wenn der «Bestellung» — was durchaus naheliegt — eine Weisung 
Hitlers vorausging, stellt sich die Frage: Wie hat sie genau gelautet? 
Wann und wo ist sie erlassen worden? Hat Hitler sie im Zusammen-
hang mit dem «Kommissarbefehl» vom 6. Juni 1941 gegeben oder in 
Verbindung mit dem — ebenfalls nicht erhaltenen — Mordbefehl an die 
«Einsatzgruppen» kurz vor oder kurz nach dem Überfall auf die So-
wjetunion, also im Juni oder Anfang Juli? Möglich ist auch, daß es sich 
um eine mehr allgemein formulierte Aufforderung des «Führers» han-
delte, Europa nunmehr «judenfrei» zu machen, eine Forderung, die in 
der konkreten Durchführung den Mordgehilfen, an der Spitze Himm-
ler, Heydrich und Eichmann, bei voller Legitimierung jeden Schrittes 
von oben doch einen erheblichen Ermessens- und Handlungsspiel-
raum je nach Umständen und Konstellation ließ. 

Was verbarg sich hinter Begriffen wie «Gesamtlösung der Juden-
frage» oder «Endlösung der Judenfrage» — immer noch eine «territo-
riale Lösung» oder schon die physische Liquidierung ? Bis zuletzt blieb 
die offizielle Sprachregelung des Regimes zweideutig und eher ver-
schleiernd, wenn es um die konkrete Durchführung der angestrebten 
Vernichtung ging. Möglicherweise aber wurde auch hier ganz be-
wußt von Hitler eine Sprache gewählt, die bei Erfüllung des Maximal-
auftrages — die Räumung Europas von den Juden — mehrere Wege 
gleichzeitig offenließ, wenn sie nur zum angestrebten Ziel führen 
würden. Und noch war ja im Sommer 1941 auf dem Höhepunkt der 
militärischen Erfolge nicht ausgemacht, ob nicht doch noch nach 
der erhofften schnellen Kapitulation Moskaus jenseits des Urals ein 
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gigantisches «Vernichtungsreservat » offenstehen werde, in dem Kälte, 
Frost und Hunger den Mördern ihre schmutzigste Arbeit abnehmen 
werde. 

Um die wahrscheinlich bewußt und nicht nur zur Tarnung und Ka-
schierung gewählte semantische Mehrdeutigkeit von Begriffen wie 
« Endlösung » oder « Gesamtlösung » zu verstehen, müssen wir uns noch 
einmal vergegenwärtigen, daß sich dahinter zumindest noch bis Anfang 
1942 ein außerordentlich vielschichtiger und differenzierter Ablauf mit 
einer Vielzahl von Aktivitäten, Helfern und Helfershelfern, Tötungsar-
ten und Tötungsstätten und auch Kategorien von Opfern verbarg. Vie-
les lief zunächst parallel und verschlang sich erst später zu einer Gesamt-
initiative. Alle Einzelschauplätze und -aktionen verschmolzen dann bis 
Frühjahr 1942 zu einem einzigen Vorgang des Massenmordes, der als 
physische Vernichtung des europäischen Judentums oder als «physi-
sche Endlösung» in die Geschichte eingegangen ist. 

«Schließlich weist Görings Befehl an Heydrich vom 3i. Juli 1941 auf eine umfas-
sende Vorbereitung hin, die notwendigerweise die Erprobung verschiedener 
möglicher Methoden sowie Zögern und plötzliche Initiativen beinhaltete, die 
zusammengenommen für einige Monate den Eindruck von Chaos gegeben haben 
mögen, den Broszat als ein Anzeichen für das vollständige Fehlen jeder Planung 
nimmt.»56  

Die einzelnen Initiativen und Schritte, die sich unter dem Begriff 
«Endlösung» subsumieren lassen, fallen in die zweite Jahreshälfte 1941 
bis zum Frühjahr 1942. Sie ziehen den Kreis der Verantwortlichen und 
der Täter auf allen Ebenen sehr viel größer, als dies die Fixierung auf 
den Diktator und seinen angeblichen Befehl oder auch die Konzentra-
tion auf den «Komplex Auschwitz » erkennen lassen. Markieren wir 
die Aktionskreise nur mit wenigen Stichworten: 

. Das Morden der vier «Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und 
des SD » und der Polizeibataillone der SS bereits im Operationsgebiet 
des Heeres und in enger Zusammenarbeit mit den örtlichen Wehr-
machtstellen und der Wehrmachtführung. Schon in den ersten neun 
Monaten nach dem Überfall kostete dieser Vernichtungsfeldzug 
700000 bis 75o 000 Juden in der Sowjetunion und noch zahlreiche 
Sowjetbürger nichtjüdischer Herkunft das Leben. Mit Vollendung 
des ersten Jahres waren weit mehr als 1 Million Juden erschossen. Von 
4,7 Millionen auf sowjetischem Boden lebenden Juden wurden nicht 
weniger als 2,2 Millionen umgebracht. Hier fanden auch bereits erste 
Vergasungen in sogenannten S-Wagen statt. 
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2. Ein zweiter wichtiger Komplex der Vorbereitung der «Endlö-
sung» sind die Deportationen und die zwangsweise Verbringung in 
Ghettos. Auch hier findet sich bei zivilen Stellen eine sehr weit ge-
streute Verantwortung und Initiativbereitschaft. Die Ghettoisierung 
der Juden aus dem Protektorat und den neu an das Reich angeglieder-
ten Gebieten begann zielgerichtet im Oktober 1939 und fand ihren 
nächsten Höhepunkt am 14. und 24. Oktober 1941 mit dem Beginn 
der Massendeportationen aus dem Altreich. Am 25. Oktober 1941 
wurde der erste von insgesamt 17 Transporten aus Hamburg auf der 
Moorweide zusammengestellt. Vom i6. Oktober bis zum 13.Novem-
ber 1941 wurden 20 000 Juden aus den deutschen Großstädten nach 
Lödi deportiert, dann bis Februar 1942 noch einmal 40 000 nach 
Riga, Minsk und Kowno. Von 134 000 bei Kriegsbeginn in Deutsch-
land verbliebenen Juden überlebten nur 8 000. Nicht selten geschah 
dies durch unerhörten Mut von Freunden und Nachbarn, die sie in 
der Anonymität der Großstädte versteckten! Diese Deportationen 
wären nicht möglich gewesen ohne einen reibungslos laufenden büro-
kratischen Apparat: Erstellung von Namenslisten, Koordination von 
Fahrplänen, Einsatz der örtlichen Schutzpolizei, Kooperation mit 
kommunalen Behörden, insbesondere mit den Meldeämtern, Verwal-
tung von Sammelstellen, Behördengänge, Auflösung und Beschlag-
nahmung von Konten der Opfer usf. — all dies spulte sich wider-
standslos und mit bürokratischer Akribie ab. Im Frühjahr 1942 
wurden die Juden in den besetzten Gebieten Europas in die Deporta-
tionen einbezogen. Diese Transporte fanden — wie schon das Zusam-
mentreiben auf den Sammelstellen — meist unter den Augen der Be-
völkerung an den Bahnlinien unter grausamen und unmenschlichen 
Bedingungen statt, die viele Opfer forderten. Züge stauten sich vor 
den überfüllten Ghettos oder wurden tagelang oft in eisiger Kälte 
ohne Wasser und Nahrung herumrangiert, so daß die Opfer nur noch 
als Skelette aus den Viehwaggons stiegen, wenn sie die Fahrt über-
haupt überlebten. 

3. Nun zu den Ghettos. Warschau, Lödi, Bialystok, Riga, Kowno 
oder Minsk boten vielfach nur noch improvisierte Einrichtungen, da 
sie sowieso nur als Übergangsstationen bis zum Weitertransport nach 
Osten gedacht waren. Das Aufsichtspersonal sah sich zunehmend 
nicht mehr in der Lage, die pausenlos anrollenden Transporte ord-
nungsgemäß abzuwickeln und aufzunehmen. So kam es hier schon in 
den Ghettos in der zweiten Jahreshälfte 1941 zu tausendfachen wilden, 
unkoordinierten und vielfach von unteren Verwaltungs- und Polizei- 
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organen verantworteten Erschießungen. Trauriger Höhepunkt war 
der «Rigaer Blutsonntag» am 3o. November 1941. Dann, ab Herbst 
1941, wurden diese Ghettos gewaltsam geräumt und die Opfer in die 
Vernichtungslager geschickt. Denn infolge der militärischen Rück-
schläge im Osten war — wie ursprünglich möglicherweise geplant — ein 
Weitertransport nach Osten nicht mehr möglich. Andererseits wurde 
aus dem Generalgouvernement von Hans Frank fortdauernder massi-
ver Druck auf Hitler ausgeübt, nun auch seine Satrapie endlich, wie 
zugesagt, «judenfrei» zu machen. Auch diese Vorgänge der gewaltsa-
men Räumung griffen tief in das Leben der Städte ein, erregten dort 
hohe Aufmerksamkeit und waren nur möglich durch einen großen 
Kreis. einheimischer Mitwisser und Helfer, u. a. der Hilfspolizei in den 
baltischen Staaten.5 7  

4. Eine weitere Steigerung und Radikalisierung erfuhren die Mord-
aktionen dadurch, daß parallel zum Morden der Einsatzgruppen durch 
Massenerschießungen ab Herbst 1941 mit Massenvergasungen experi-
mentiert wurde. Dies geschah zuerst durch die «Aktion Reinhard» 
(Tarnbezeichnung nach dem RSHA-Chef Reinhard Heydrich). Im 
Auftrag Himmlers ließ sein enger Vertrauter, der SS- und Polizeiführer 
im Distrikt Lublin, Odilo Globocnik (von Hitler auch in kumpelhaf-
ten Anwandlungen «Globus» genannt), drei Vernichtungslager mit 
Anlagen zur Vergasung zunächst polnischer und dann auch deutscher 
und europäischer Juden durch Kohlenmonoxyd bauen: Belzec (in Be-
trieb von März 1942 bis Dezember 1942, mindestens 600 000 Opfer), 
Sobibör (Ergänzung zu Belzec, in Betrieb Mai 1942 bis August 1943, 
mindestens 250 000 Opfer) und Treblinka (in Betrieb Juli 1942 bis 
Herbst 1943, etwa 900 000 Opfer vor allem aus Warschau). Am i9Juli 
1942 setzte Himmler den Abschluß der unter dem Tarnnamen «Aus-
siedlung» laufenden Deportationen im Generalgouvernement auf den 
31. Dezember 1942 fest. Außer den Arbeitslager-Häftlingen sollte es 
zu diesem Zeitpunkt im Generalgouvernement keine Juden mehr ge-
ben. Nach Verzögerungen konnte Globocnik Himmler schließlich erst 
am 4. November 5943 melden, er habe mit dem 19.Oktober die «Aus-
siedlung» abgeschlossen und die Lager aufgelöst. Mindestens 1,75 Mil-
lionen fielen ihr zum Opfer. Zu den ersten Stätten, an denen mit 
mobilen Gaswagen zur «Entlastung» des überfüllten Ghettos Lödi 
gearbeitet wurde, gehörte das Lager Chelmno / Kulmhof. Es arbeitete 
mit Unterbrechungen von Dezember 1941 bis Juli 1944. In ihm wur-
den insgesamt 152 000 Juden vor allem aus dem Warthegau und dem 
Ghetto ih& ermordet. 
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Unter der leitenden Fragestellung, wie es möglich war, einen offen-
kundig ideologisch motivierten Vernichtungswillen in einen Mord an 
Millionen unschuldiger Menschen umzusetzen, erscheinen hier bei der 
«Aktion Reinhard» vier Aspekte wichtig: 

a) Globocnik wurden für seine Aktion erfahrene ehemalige Mitarbei-
ter aus dem «Euthanasie»-Programm T 4 (nach der Kommandozen-
trale in der Berliner Tiergartenstraße 4) nach Absprache zwischen 
Himmler, Heydrich und dem Chef der «Kanzlei des Führers », Philipp 
Bouhler, zur Verfügung gestellt,58  u. a. der spätere Polizeimajor und 
SS-Sturmbannführer Christian Wirth. Diese «Fachleute» konnten ihre 
Erfahrungen, die sie in Grafeneck, Hartheim und Hadamar zwischen 
September 1939 und August 1941 mit der Vergasung von 7o 000 Gei-
steskranken durch Kohlenmonoxyd gesammelt hatten, nunmehr naht-
los bei den Massenvergasungen im Generalgouvernement einbringen. 
Es gibt auch eindeutige Belege dafür, daß die « Kanzlei des Führers » an 
den Vorarbeiten zum Einsatz von Giftgas beim Massenmord an Juden 
in der Sowjetunion beteiligt war.59  

Dies zeigt uns, daß «Euthanasie»-Programm und Mord an den Ju-
den aus derselben weltanschaulichen Wurzel kamen, als zwei Akte 
eines unvorstellbaren Vernichtungsdramas schon personell und orga-
nisatorisch unmittelbar miteinander zusammenhingen und im Spät-
sommer 1941 direkt ineinander übergingen. «Im Radikalisierungspro-
zeß der nationalsozialistischen Judenpolitik spielte die <Euthanasie-
aktion> am Wendepnkt von der Verfolgung zur Vernichtung die Rolle 
eines Katalysators.»6° 

«Durch die Ausdehnung der <Vernichtung lebensunwerten Lebens, auf die be-
setzten Ostgebiete — während des Zweiten Weltkrieges wurden in Polen und in 
der Sowjetunion schätzungsweise je to 000 Anstaltsinsassen ermordet — wurde 
die <Euthanasieaktion> mit der sich anbahnenden <Endlösung der Judenfrage> 
verkoppelt, stellten doch die Anstaltstötungen nur einen Ausschnitt der Massen-
morde dar, die von den Sonderkommandos und Einsatzgruppen in Polen und 
der Sowjetunion begangen wurden und denen über eine Million Juden zum 
Opfer fielen. Dabei kam es zu einem Transfer der Tötungstechnik.»6' 

Aly und Heim gehen sogar noch einen Schritt weiter und vertreten 
die These, erst die widerstandslose Hinnahme der «Euthanasie» durch 
die Bevölkerung habe die NS-Führung ermutigt, dasselbe Tötungsver-
fahren nunmehr auch in viel größerem Maßstab gegenüber den Juden 
anzuwenden. 
b) Mord durch Erschießen stieß schon bald an gewisse Grenzen, zu-
nächst quantitative Grenzen. Es war bereits im Herbst 1941 abzuse- 
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hen, daß damit auch nur rein «technisch» die «Endlösung» nicht be-
wältigt werden konnte. 
c) Mord durch Erschießen stieß aber offenkundig aus der Sicht der 
Täter, vor allem Heydrichs und Himmlers, auch bei den Erschießungs-
kommandos bald an psychische Grenzen und Hemmschwellen. So soll 
Himmler am 15. und 16. August 1941 bei einem Besuch bei der «Ein-
satzgruppe B» in Minsk eine Erschießungsaktion beobachtet und da-
bei den Eindruck gewonnen haben, daß das Erschießen sein Personal 
doch erheblich nervlich belaste. Gleiches wird von Eichmann berich-
tet. Deshalb befahl Himmler dem Gruppenchef Nebe, eine «humanere 
Tötungsmethode » zu finden. Nebe experimentierte zunächst an gei-
stig Behinderten mit Sprengstoff in geschlossenen Bunkern und ließ 
dann Anfang September 1941 den Leiter des Referates «Chemie und 
Biologie» im Kriminaltechnischen Institut seines Reichskriminalamtes 
(Amt V des RSHA), SS-Obersturmbannführer Dr. Albert Widmann, 
nach Minsk kommen. Das Kriminaltechnische Institut (KTI) hatte be-
reits unter seinem Leiter, Dr. Ing. habil. Walter Heeß, einschlägige 
Erfahrungen mit der Vergasung geistig Behinderter. Hier setzte ein 
entscheidender Vorgang der Enthemmung ein, der für den Fortgang 
der «Endlösung» dann wegweisend werden und dem mörderischen 
Tun eine neue, ebenso inhumane wie moderne und technisierte Quali-
tät geben sollte: Der Massenmord wurde durch Kohlenmonoxyd und 
Zyklon B gleichsam entpersonalisiert und anonymisiert. Hatten die 
Täter, die ihren Opfern «Auge in Auge » gegenüberstanden — unschul-
digen Männern und Frauen, Greisen und Greisinnen, Kindern und 
Kleinkindern — an der Grube, die die Mordopfer vorher selbst aushe-
ben mußten, beim Tötungsakt immer noch gewisse Skrupel, wenn sie 
nicht völlig abgestumpft waren oder ihre Gewissenszweifel — was häu-
fig vorkam — mit reichlich Alkohol betäubt hatten, so wurden diese 
Hemmschwellen jetzt bewußt abgebaut. Denn die Täter brauchten 
ihre Opfer in ihrer unendlichen Todesangst und ihren Todesqualen 
nicht mehr unmittelbar zu beobachten. Dies wurde möglich durch die 
Betätigung des Vergasers im Gaswagen, wie man es schon aus Hada-
mar kannte und dann in Chelmno wieder praktizierte, durch eine He-
belbewegung von außen vor der stationären Gaskammer oder durch 
das Einwerfen eines Topfes mit Zyklon B, einem Blausäurepräparat, 
durch eine Öffnung in der Decke der Todeskammer von Auschwitz. 
Dadurch wurde der massenhafte Tod gleichsam «auf Knopfdruck» 
möglich, wie wir ihn in der einen oder anderen Form auch aus moder-
nen Kriegen kennen. 
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So wird es auch zwar nicht entschuldbar, aber doch immerhin nach-
vollziehbar, wie Menschen, die nachweisbar oft gar nicht zu den anti-
semitischen Scharfmachern und Fanatikern gehörten, dazu gebracht 
werden konnten, sich als gehorsame Werkzeuge in eine anonymisierte 
und technisierte Mordmaschinerie einspannen zu lassen und hier «zu 
funktionieren». 
d) Bedeutete die Verwendung des Wortes «human» oder «humane 
Tötung» in bezug auf das Mordhandwerk im Munde eines Himmler 
und Eichmann («unsere armen Jungs !») schon eine unvorstellbare Per-
vertierung des menschlichen Wertesystems und menschlichen Anstan-
des, wie sie uns damals überall im Dritten Reich begegnete, so fand 
diese Umwertung aller überkommenen Werte noch eine weitere Stei-
gerung — wenn dies überhaupt möglich war — dadurch, daß die Täter 
auch gegenüber ihren Opfern ernsthaft glaubten, humane Regungen 
zu zeigen. Hatten die jahrelangen gezielten und sich steigernden Ent-
rechtungen und Verfolgungen ab 1933 den Juden schon ihre gesell-
schaftliche Stellung genommen, sie ihrer Würde als jüdische Mitbürger 
beraubt, sie in der Gesellschaft isoliert und ausgegrenzt, so nahmen ab 
1940 die Deportationen in Viehwaggons, Hunger, Kälte, Erfrierungen, 
Seuchen, Drangsalierungen, Angst und Verzagen angesichts des Todes 
in Ghettos und Todeslagern ihnen auch oft noch — bei diesen Bildern 
stockt uns im Rückblick der Atem — ihr menschliches Antlitz. Diese 
ausgemergelten, entkräfteten, von Todesangst gepeinigten und zittern-
den Gestalten in Riga und Warschau, in Minsk und Auschwitz, in 
Lödi und CheFmno kamen nun, so schien es ihren Mördern, der jah-
relang zynisch propagierten und karikierten rassebiologischen Stereo-
type von «dem Juden» scheinbar auch phänotypisch so nahe, daß ihre 
Quäler eine schnelle Tötung durch Gas gegenüber einem langen Da-
hinvegetieren außerhalb des Existenzminimums, einem qualvollen To-
deskampf über Wochen und Monate als «humanen Akt» verstanden. 

Um nicht mißverstanden zu werden: Die vielbeschworenen 
«Zwangslagen» und «Pattsituationen» (Aly /Heim) des Regimes in 
der «Judenfrage» im Sommer und Herbst 1941 waren allein das Pro-
dukt eines ideologisch motivierten Verfolgungswahnes und der rassi-
stischen Zwangsvorstellung, Europa innerhalb kürzester Zeit mit allen 
Mitteln «judenfrei» machen zu müssen. Der für die verschleppten Ju-
den zur Verfügung stehende Raum im Generalgouvernement und in 
den Reichskommissariaten Ostland und Ukraine wurde immer enger, 
da der deutsche Vormarsch im Herbst ins Stocken geriet. Das organisa-
torische Chaos war unbeschreiblich. 
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Mühsame Versuche etwa in Warschau, zusammen mit den örtlichen 
Judenräten so etwas wie ein relativ «normales» Ghettoleben aufzu-
bauen und durch jüdische Handwerksbetriebe und Kleingewerbe 
Arbeit und Einkommen zu schaffen oder gar mit der Außenwelt in 
beschränktem Rahmen durch Aufträge nichtjüdischer Betriebe in 
kommerzielle Marktbeziehungen zu treten, wurden von den Auf-
sichtsbehörden brutal unterdrückt. Den Juden wurde das Letzte ihrer 
geretteten materiellen Habe abgepreßt. In dieser ausweglosen Lage, als 
sich Himmlers am 18. September 1941 großspurig dem Gauleiter und 
Reichsstatthalter des Warthegaus, A. Greiser, im Vollgefühl des Sieges 
in Rußland gegebenes Versprechen, die Juden «im nächsten Frühjahr 
noch weiter nach dem Osten abzuschieben »,62  als hohle Phrase erwies, 
keimte offenbar im Herbst 1941 der Entschluß, zumindest kranke und 
arbeitsunfähige Juden umzubringen. So sollte in den Ghettos Raum für 
weitere Deportationen geschaffen werden, die nunmehr pausenlos aus 
dem Altreich und Europa anrollten und nicht mehr gestoppt werden 
sollten und konnten. 

Der Begriff «human» tauchte in diesem Zusammenhang bereits im 
Sommer 1941 in den Quellen auf. Einen ersten Hinweis auf Massen-
mord durch Giftgas gibt der SS-Sturmbannführer R.-H. Höppner, der 
beim Stab des Höheren SS- und Polizeiführers (HSSPF) im Warthegau 
tätig war, am 16. Juli 1941 in einem Schreiben an Eichmann: «Es be-
steht in diesem Winter die Gefahr, daß die Juden nicht mehr sämtlich 
ernährt werden können. Es ist ernsthaft zu erwägen, ob es nicht die 
humanste Lösung ist, die Juden, soweit sie nicht arbeitseinsatzfähig 
sind, durch irgendein schnellwirkendes Mittel zu erledigen. Auf jeden 
Fall wäre dies angenehmer, als sie verhungern zu lassen. »63  Es erscheint 
ganz unwahrscheinlich, daß Höppner bei dieser wichtigen Frage seine 
private Meinung äußerte und der Gedanke an Massentötung durch Gas 
nicht damals schon in weiteren Kreisen ventiliert wurde. 

S. Die Komplexe Majdanek (in Betrieb vom Sommer 1942 bis Juli 
1944, etwa 200000 Opfer u. a. aus dem Distrikt Lublin, aus den Ghet-
tos Warschau und Bialystok und aus der Slowakei) und Auschwitz I 
(Stammlager), II (Birkenau) und III (Monowitz) mit 4o Außen- und 
Nebenlagern (in Betrieb vom Sommer 1942 bis Juli 1944 mit 1-1,5 
Mio. Opfern, überwiegend Juden aus Oberschlesien und anderen Tei-
len Deutschlands, aus der Slowakei, aus sämtlichen deutsch besetzten 
Ländern inkl. Polen und schließlich 1944 noch aus dem inzwischen 
deutsch besetzten Ungarn) führen uns in einen weiteren wichtigen Zu- 
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sammenhang der «Endlösung ». Es ist der Zusammenhang von Arbeits-
einsatz, wirtschaftlicher Ausbeutung und Tötung. Die Zeit des Impro-
visierens und Experimentierens war nunmehr, 1942 / 43, vorbei. Die 
Vernichtungsmaschinerie wurde auf Dauer eingerichtet und perfektio-
niert. Die Transporte rollten jetzt zunehmend direkt zur Selektions-
rampe und nicht mehr über die Zwischenstation der Ghettos. Denn 
inzwischen waren die neuen Ostgaue und das Generalgouvernement 
1943 nahezu — wie gefordert — «judenfrei». 

Wenige Daten zu Auschwitz :64  Es wurde im Mai/ Juni 194o unter 
seinem Kommandanten Höß als Stammlager für meist polnische poli-
tische Häftlinge und nur wenige Juden errichtet. Am 1. März 1941 be-
fahl Himmler Höß bei einem Besuch eine umfangreiche Erweiterung 
des Lagers zum Konzentrationslager für den Osten und auch zur Auf-
nahme von etwa Too 000 sowjetischen Kriegsgefangenen. Die Häft-
linge sollten als Sklaven für die landwirtschaftlichen Versuchs- und 
Musterbetriebe der SS — ein besonderes Hobby des Diplomlandwirtes 
Himmler —, für ein dort angesiedeltes Buna-Werk der IG-Farben, für 
weitere SS-eigene Produktionsstätten wie die Deutschen Erd- und 
Steinwerke, für oberschlesische Industriebetriebe und für die Urbar-
machung von Sumpf- und Überschwemmungsgebieten an der Weich-
sel bis zur Erschöpfung arbeiten. Im Sommer 1941 — der genaue Ter-
min ist nicht ganz sicher — eröffnete Himmler Höß nach dessen eigener 
Aussage später, der «Führer» habe die «Endlösung der Judenfrage» als 
Vernichtung «aller erreichbarer Juden» befohlen und dafür Auschwitz 
wegen seiner verkehrsgünstigen Anbindung eine zentrale Rolle zuge-
dacht. Zwar steht diese Aussage nicht ganz auf quellenmäßig sicherem 
Boden. Sie deutet aber doch darauf hin, daß dieser Befehl Hitlers im 
Zusammenhang mit der etwa zeitgleichen Weisung Görings an Heyd-
rich vom 31. Juli 1941 zur Vorbereitung der « angestrebten Endlösung 
der Judenfrage» zu sehen ist, daß er parallel zu den Mordaktionen der 
«Einsatzgruppen» in der Sowjetunion lief und daß es offenkundig 
einen eigenen, auf eine längere Dauer und auf größere Perfektion des 
Tötens angelegten Vernichtungsstrang der «Endlösung» gab, der nicht 
— wie etwa die «Aktion Reinhard» oder die Vergasungen in Chel-mno —
auf besondere Engpässe in den überfüllten Ghettos zurückzuführen 
war. 

Im Herbst 1941 ließ Höß weisungsgemäß das Lager Auschwitz II —
Birkenau und im Frühjahr 1942 noch das Lager Auschwitz III — Mono-
witz mit Arbeitssklaven für die IG-Farben bauen. Seit dem 3. Septem-
ber 1941 fanden im Stammlager Auschwitz I bereits Experimente mit 
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Zyklon B statt. Ihm gab Höß den Vorzug vor Kohlenmonoxyd, da es 
schneller und sicherer tötete. Diesen Experimenten fielen mindestens 
900 sowjetische Kriegsgefangene zum Opfer. Um die Jahreswende 
1941 /42 waren die Gaskammern für den Masseneinsatz betriebsbereit. 
In ihnen sollen nach Vermutungen schon zwischen Herbst 1941 und 
Januar 1942 to° 000 Juden den Tod gefunden haben. 

Hier wurde also nicht nur eine perfekte und wirkungsvolle Maschi-
nerie für den Massenmord an Juden, an Sinti und Roma, an sowjeti-
schen Kriegsgefangenen u. a. errichtet. Hier wurde auch deutlich, daß 
an dem Arbeitseinsatz der Deportierten (in der Regel waren es bei der 
Selektion an der Rampe nur io-15 `)/0 der Ankommenden) nicht nur 
die SS, sondern auch breite Wirtschaftskreise partizipiert haben. Den 
Begünstigten mußte von vornherein klar sein, daß auch im Arbeitsein-
satz die ideologisch motivierte «Tötung durch Arbeit» Vorrang hatte 
und von vornherein im Rahmen der «Endlösung» mit einkalkuliert 
war. Der «resistente Rest», der die unmenschliche Zwangsarbeit über-
lebte, sollte nach Ausweis der Wannsee-Konferenz einer «Sonderbe-
handlung» unterworfen werden. Auch das bedeutete Tötung durch 
Gas. 

Der Mord an den Juden und vielen anderen unschuldigen Opfern 
war also nicht ein geheimes und abseitiges Geschäft der Weltanschau-
ungstruppe, sondern integraler Bestandteil des nationalsozialistischen 
Herrschafts- und Wirtschaftssystems; auch dann, wenn sich aus der 
Wirtschaft aus rein zweckrationalen Gründen der Aufrechterhaltung 
der Produktion bisweilen Widerstand gegen die Tötung billiger Ar-
beitskräfte regte — in Berlin etwa waren 1941 von 70 000 verbliebenen 
Juden noch 15 000 an der Rüstungswirtschaft beschäftigt (die sog. 
«Rüstungsjuden») —, wurde das Morden planmäßig und konsequent 
fortgesetzt. Der rassistische und ideologisch radikalisierte Tötungs-
wahn war am Ende viel stärker nicht nur als humane Bedenken, 
sondern auch stärker als utilitaristische Argumente aus der Rüstungs-
wirtschaft und der Wehrmacht, daß durch die «Endlösung» immer-
hin jüdische Rüstungsfacharbeiter gemordet und dringend benötigtes 
rollendes Material und Schienenwege gebunden und blockiert wür-
den. 

Gleichzeitig wird hier auch beispielhaft deutlich, welch zentrale 
Rolle bei der «Endlösung» das Thema «Arbeitseinsatz» gespielt hat 
und dies in mehrfacher Hinsicht: «Arbeitseinsatz» war ein scheinra-
tionales Kriterium der Selektion, um den «Arbeitsfähigen» noch eine —
in der Regel nur kurze — Chance zu geben, als billige Arbeitskräfte zu 
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überleben, und um die «Arbeitsunfähigen» einer, wie es zynisch hieß, 
«humanen» und schnell wirkenden Tötungsart auszuliefern. «Arbeits-
einsatz» gehörte aber vor allem auch in die Tarnsprache des Regimes. 
Den Opfern half diese scheinbare Aussicht, nach Osten «zum Arbeits-
einsatz» zu kommen, Ängste, die sie beim Besteigen der Deporta-
tionszüge überkamen, zu verdrängen. Diese Parole tat also auch ihre 
Wirkung, um die Deportationen reibungslos ablaufen und die Opfer 
willfährig in den Tod gehen zu lassen. «Arbeit macht frei» — unverhoh-
lener als durch diese Inschrift am Eingangstor in das Vernichtungslager 
Auschwitz konnte den Opfern wohl der Zynismus nationalsozialisti-
scher Propagandaphraseologie nicht vorgeführt werden. Die Bevölke-
rung ließ der Tarnbegriff das glauben, was sie glauben wollte: Wenn 
schon das ganze Volk zum Kriegseinsatz herangezogen wird, warum 
sollen dann die Juden vom «Arbeitseinsatz» ausgespart bleiben! Den 
Henkern suggerierte der «Arbeitseinsatz» scheinbar noch einen gewis-
sen Sinn ihres mörderischen Tuns. Die vielen Schreibtischtäter in den 
Berliner Ministerien und Behörden schließlich ließen sich mit der aus-
gegebenen Formel nur allzu gern einnebeln und davon abhalten, in 
aller Ehrlichkeit vor sich selbst nach dem eigentlichen Zweck ihres bü-
rokratischen Einsatzes zu fragen. Auch hier findet sich also der schon 
bekannte Verdrängungsprozeß auf allen Ebenen. «Die Formel, hinter 
der sich die <Endlösung> verbarg», betont H. Mommsen zu Recht, 
«war der Arbeitseinsatz.»65  

Diese Schreibtischtäter wurden von Heydrich zum 21. Januar 1942 
unter Beifügung einer Kopie seiner «Bestellung» durch Göring vom 
31. Juli des Vorjahres in das frühere Haus der Interpol am Großen 
Wannsee zusammengerufen. Diese sog. «Wannsee-Konferenz», deren 
Protokoll uns erhalten ist, wird in ihrer Bedeutung für die «Endlö-
sung» wohl sehr überschätzt." Denn die Massentötungen im Rah-
men der «Endlösung» waren längst beschlossen und eingeleitet. Am 
Wannsee wurde keineswegs die «Endlösung», wie man zuletzt aus 
Anlaß der fünfzigsten Wiederkehr dieser Konferenz 1992 immer wie-
der hören konnte, befohlen oder eine Entscheidung darüber herbei-
geführt. 

Zur Konferenz geladen waren Vertreter des Reichsministeriums für 
die besetzten Ostgebiete (Gauleiter Dr. Meyer und Reichsamtsleiter 
Dr. Leibbrandt), des Reichsinnenministeriums (StS Dr. Stuckart), des 
Beauftragten für den Vierjahresplan (StS Neumann), des Reichsjustiz-
ministeriums (StS Dr. Freisler), des Amtes des Generalgouverneurs des 
Generalgouvernements (StS Dr. Bühler), des Auswärtigen Amtes 
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(UStS Luther), der Partei-Kanzlei (SS-Oberführer Klopfer), der 
Reichskanzlei (Min.Dir. Kritzinger), des RSHA (SS-Gruppenführer 
Müller und SS-Obersturmbannführer Eichmann als Protokollant) so-
wie des Rasse- und Siedlungshauptamtes (SS-Gruppenführer Hof-
mann). 

Der Zweck des Treffens war folgender: 
— Heydrich gab den Vertretern der obersten Reichsbehörden unter 

Hinweis auf seine «Bestellung» durch Göring eindeutig seine na-
hezu unbeschränkten Vollmachten für die Durchführung der «End-
lösung» zu verstehen. Er forderte ein reibungsloses Zusammenspiel 
der zuständigen Instanzen und eine enge Koordination ihrer Aktivi-
täten; 
die bevorstehende Einbeziehung der Juden aus dem deutsch be-
herrschten europäischen Machtbereich (am 23. Oktober 1941 war 
die Auswanderung der Juden aus Westeuropa verboten worden!) 
sollte durch die Mitarbeit des Auswärtigen Amtes sichergestellt 
werden; 

— es waren Beratungen darüber einzuleiten, was zusätzlich mit den 
jüdischen Mischlingen 1. und 2. Grades und den Juden und Jüdin-
nen aus sog. «privilegierten Mischehen» zu geschehen habe. Dieses 
Problem hielt die Bürokratie des zuständigen Reichsinnenministe-
riums bis 1944 fast täglich in Atem, als sich der Untergang des Re-
gimes längst abzeichnete! 
Schließlich wies Heydrich jetzt, wenige Wochen nachdem Ausch-
witz seine neuen, umfassenden Tötungsfunktionen übernommen 
hatte, darauf hin, daß die Evakuierungen der Juden aus dem Osten 
«lediglich als Ausweichmöglichkeiten anzusprechen» seien, doch 
würden hier «bereits jene praktischen Erfahrungen gesammelt, die 
im Hinblick auf die kommende Endlösung der Judenfrage von 
wichtiger Bedeutung sind». «Unter entsprechender Leitung sollen 
im Zuge der Endlösung die Juden in geeigneter Weise im Osten zum 
Arbeitseinsatz kommen.» Soweit die arbeitsfähigen Juden dabei 
nicht «durch natürliche Verminderung ausfallen» würden, müsse 
«der allfällig endlich verbleibende Restbestand [...], da es sich bei 
diesen zweifellos um den widerstandsfähigsten Teil handelt, ent-
sprechend behandelt werden [...], da dieser, eine natürliche Auslese 
darstellend, bei Freilassung als Keimzelle eines neuen jüdischen 
Aufbaues anzusprechen ist.» 

Obwohl also auch auf dieser Konferenz offenbar noch ein Stück Tarn-
sprache beibehalten wurde — «Endlösung», « entsprechend behandelt 
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werden» — hat Heydrich spätestens jetzt das mörderische Vernich-
tungsprogramm, ohne an seinen Vollmachten rütteln zu lassen, aus 
dem Dunstkreis von Andeutungen, Euphemismen und SS- resp. poli-
zeiinternen Regelungen auf die offizielle Ebene der Reichsbürokratie 
gehoben, diese amtlich in die Pflicht genommen und damit den Kreis 
der Informierten und der Verantwortlichen bis in die höchsten büro-
kratischen Ränge erheblich erweitert. 

IV. Versuch eines Resümees: 
Motive und Antriebskräfte für die Mordaktionen 

Hier sollen nur Überlegungen ohne Anspruch auf Vollständigkeit vor-
getragen werden, die zum weiteren Überprüfen, Nachdenken und 
Diskutieren anregen mögen. Außerdem sei mit Nachdruck noch ein-
mal gesagt, daß es bei diesen Überlegungen in keiner Weise um Ent-
schuldigung, Leugnen von Verantwortung oder Entlastung gehen 
kann und darf. Vielmehr ist es meine Absicht, die Ermöglichung des 
Massenmordes an Millionen unschuldiger Menschen soweit wie mög-
lich aus dem Bereich des Rätselvollen und Irrationalen auf die Ebene 
des gedanklich Nachvollziehbaren und des menschlich Erfahrbaren, in 
die Sphäre von Korrumpierbarkeit und Manipulierbarkeit des moder-
nen Menschen, von Massensuggestion und Verführung zu rücken. Der 
Kreis der Wissenden war viel größer, als es die meisten nach 1945 
wahrhaben wollten. Wer etwas in Erfahrung bringen und nicht ver-
drängen wollte, konnte es auch. Informationen und Gerüchte drangen 
von der Front und aus den besetzten Gebieten über Urlauber, selbst 
wenn diese zum strengen Schweigen verpflichtet waren, in die Heimat. 
BBC lieferte Berichte. Die Zwangsräumung der Großstädte, die Zu-
sammenstellung der Transporte, die Deportationszüge, die vielen To-
desnachrichten und das Abbrechen der Kontakte zu den Angehörigen 
nach der Zwangsverschickung, aber auch die grausamen Umstände der 
Auflösung der Ghettos blieben niemandem unbekannt. Die Verant-
wortlichen selbst, an der Spitze Hitler, Himmler und Goebbels, rühm-
ten sich nicht selten in einer nur noch kaum verhüllten Mordsprache in 
aller Öffentlichkeit ihrer Taten, als sie keine Rücksicht mehr nach in-
nen und nach außen glaubten nehmen zu müssen. In einem Leitartikel 
in der Wochenzeitung «Das Reich », also im Vorzeigeblatt der Intel-
lektuellen, kommentierte Goebbels am 16. November 1941 unter dem 
Titel «Die Juden sind schuld» die beginnenden Deportationen aus 
Deutschland, Österreich und dem Protektorat in zynischem Rückgriff 
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auf Hitlers Prophezeiung der Vernichtung des Judentums im Falle 
eines Krieges vom 3o. Januar 1939 

«Wir erleben eben den Vollzug dieser Prophezeiung, und es erfüllt sich damit am 
Judentum ein Schicksal, das zwar hart, aber mehr als verdient ist. Mitleid oder gar 
Bedauern ist da gänzlich unangebracht [...] die Juden sind eine parasitäre Rasse, 
die sich wie ein faulender Schimmel auf die Kulturen gesunder [...] Völker legt. 
Dagegen gibt es nur ein wirksames Mittel: einen Schnitt machen und absto-
ßen.»67  

Und noch eine zweite Vorbemerkung: Ein schon lange vor 1933 pro-
pagierter Rassenantisemitismus hat sicher einiges dazu getan, die Men-
schen gegenüber dem Schicksal ihrer jüdischen Mitbürger abzustump-
fen, sie aufnahmebereit für die Vernichtungsdrohungen des Regimes 
zu machen, Kritik im Keime zu ersticken und den allgemeinen Vor-
gang des Wegsehens, der Verdrängung und des Vergessenwollens zu 
fördern. Als aggressive Pogromstimmung in weiten Bevölkerungs-
schichten ist der Antisemitismus in Deutschland freilich selbst 1938 
niemals wirklich wirksam und populär geworden. 

Wir haben es hier eher mit einem «latenten Antisemitismus» oder 
«statischen Haß » als mit einem «aktiven Antisemitismus» oder auch 
«dynamischen Haß » zu tun, der von den Nationalsozialisten erst ein-
mal für die Täterschaft oder Mittäterschaft aktiviert werden mußte." 
Aus der Sicht des Regimes gelang dies zumindest bis Kriegsbeginn nur 
unzureichend und nur bei relativ wenigen. 

Versuchen wir nun, mehr stichwortartig, zum Schluß anzudeuten, 
wie es dem Regime gelang, seinen weltanschaulich motivierten Ver-
nichtungswillen in die mörderische Tat umzusetzen und dafür Tau-
sende von Erfüllungsgehilfen zu gewinnen, die nachweisbar nicht 
einmal in ihrer Mehrheit fanatische Antisemiten waren. 
— Das totalitäre Regime des Nationalsozialismus bezog seine krimi-

nellen und zerstörerischen Energien mit daraus, daß es den Ehrgeiz 
seiner politisch entmündigten Bürger und Befehlsempfänger durch 
Orden, Ämter, Sterne und Litzen anstachelte. Es propagierte Se-
kundärtugenden wie Ordnung, Sauberkeit, Fleiß, Gehorsam, 
Pünktlichkeit, Pflichterfüllung, Tüchtigkeit, die zur Zerstörung des 
Lebens, nicht zu seiner Pflege und Erhaltung eingesetzt wurden. Es 
förderte so etwas wie eine Funktions- und Effizienzethik und ein 
ehrgeiziges Perfektionsstreben. In ihm setzten moderne Funktions-
träger und Technokraten wie Schacht, Speer, Höß oder Eichmann 
ihre Kraft, ihre Begabung und ihren Ehrgeiz darein, eine gestellte 
oder auch selbst gewählte Aufgabe optimal und wirkungsvoll zu er- 
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füllen, ohne dann noch viel nach dem sittlich-moralischen Sinn ihres 
Tuns zu fragen. Solche Fragen wurden verdrängt. Für Erfolge wink-
ten in der Regel beruflicher Aufstieg und herausgehobene Positio-
nen in der differenzierten Machthierarchie des Systems. 
Offenbar konnten die Täter, wie uns immer wieder bezeugt wird, in 
einer kleinbürgerlichen Doppelmoral leben: die Idylle von Volieren 
und sorgfältig gepflegten Blumenrabatten unmittelbar neben den 
Gasöfen. 
Ein weiter funktionierender traditioneller Behördenapparat wurde 
durchsetzt, korrumpiert und teilweise auch ersetzt durch konkur-
rierende Gausatrapien, Partei-, SS- und Polizeiämter und Sonderbe-
auftragte. Sie verstanden sich teilweise noch aus der «Kampfzeit» als 
«führerunmittelbar» und empfingen nur von Hitler ihre Weisun-
gen. Jeder wollte durch einen vorauseilenden Gehorsam und ein 
Übersoll an Pflichterfüllung seine Kompetenzen in einem eher anar-
chisch konkurrierenden Gegeneinander verteidigen und erweitern. 
Dadurch wird auch verständlich, wie die rassebiologisch motivierte 
Weisung Hitlers, die Gaue « judenfrei » zu machen, bei den Gaulei-
tern und anderen zuständigen Instanzen nicht nur ein positives Echo 
fand, sondern geradezu mit zum Motor der «Endlösung» werden 
konnte. 

— Ein sofort ab 1933 gezielt in Gang gesetzter Prozeß der Ausgren-
zung, Entrechtung, Isolierung und Pariaisierung der Juden hatte ein 
altes Netz gesellschaftlicher, freundschaftlicher und oft auch fami-
liärer Bande zwischen jüdischen und nichtjüdischen Mitbürgern 
zerstört und atomisiert. Dadurch gerieten jüdische Freunde und 
Nachbarn, wenn man sich nicht ausdrücklich zu ihnen bekannte, 
zusehends aus dem Blickfeld. Sie wurden abgedrängt in die Einsam-
keit und Anonymität großstädtischer Zwangsghettos an den Rand 
der Gesellschaft. Sie wurden Fremde, längst bevor ihnen der Zwang 
zum Tragen des Judensterns im September 1941 auch äußerlich das 
Zeichen der Fremdheit aufdrückte. Jeder weiß, daß sich Mitleid mit 
dem Schicksal des Mitmenschen vor allem dort einstellt, wo wir mit 
seinen Leiden und Sorgen unmittelbar konfrontiert werden. Das 
war in der Regel bei den jüdischen Mitbürgern ab 1940 nicht mehr 
gegeben. Der vom Regime propagierte kollektive Antitypus « des 
Juden» als Inkarnation alles Bösen imprägnierte den längst in der 
Bevölkerung vorhandenen Antisemitismus gegen Korrekturen 
durch reale Erfahrungen im Zusammenhang mit jüdischen Mitbür-
gern. 
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— Man sollte nicht vergessen, daß die Bevölkerung sich zwar dem Ter-
ror und der Spitzelei durch das Regime ausgesetzt sah, daß es aber 
überall an Zivilcourage fehlte und Verdrängungsprozesse bereits 
1933 einsetzten, als es noch ungefährlich war, sich mit den drangsa-
lierten Juden zu solidarisieren. Um so höher wiegt das mutige Ein-
treten vieler Menschen für die Verfolgten, die sie illegal bei sich auf-
nahmen. 

— Auch sollte nicht vergessen werden, daß die «Endlösung», wie 
gezeigt, in viele kleine Einzelaktionen, Zuständigkeiten und Schritte 
aufgesplittert war. Viele Räder und Rädchen mußten in dieser extre-
men Arbeitsteilung funktionieren und funktionierten auch. Teil-
weise waren ihre Exponenten in ihren rassebiologischen Wahn-
vorstellungen von ihrem Vernichtungsauftrag überzeugt; teilweise 
sahen sie die Gesamtzielrichtung nicht oder wollten sie nicht sehen; 
teilweise verdrängten sie sie auch und begnügten sich mit der Recht-
fertigung, es gehe hier ja nur um den verdienten «Arbeitseinsatz» 
der Juden. Wo sich in einer arbeitsteiligen Staatsmaschinerie der 
Prozeß der Entrechtung und Verfolgung stufenweise entfaltete, war 
es oft schwer, genau Schuld und Verantwortung abzustecken. Zu-
mindest blieben hier auch nach 1945 immer Nischen des angeblichen 
«Mitläufertums » oder «Befehlsnotstandes », in denen man sich ver-
stecken konnte. 
Ein seit langem anerzogener und eingeübter Gehorsam und Unter-
tanengeist leisteten ihren Beitrag zur Mitwirkung der Bevölkerung 
ebenso wie ökonomische Interessen bei der Ausbeutung billiger jü-
discher Arbeitskräfte. 
Die Sorgen des Alltages im Kriege um die eigene Existenz und das 
Schicksal der Familienangehörigen im Bunker und an der Front, 
eine allgemeine Abstumpfung und Verrohung durch die Kriegser-
eignisse und auch ein schwer durchdringbarer Dunst von Gerüch-
ten, Geheimhaltung und Teilinformationen sowie die Tatsache, daß 
die Mordaktionen scheinbar weit weg außerhalb des Altreiches ab-
liefen, leisteten dem allgemeinen Vergessen wollen und Verdrängen 
in der Bevölkerung zusätzlich Vorschub. 
Auch hatte das Regime noch in den ersten Kriegsjahren offenkundig 
stupende Erfolge aufzuweisen. Mit ihnen konnte man sich soweit 
identifizieren, daß man über seine abstoßenden und mörderischen 
Seiten großzügig hinwegsah. 
Schließlich gab es ab etwa 1943, als sich die Kriegswende immer 
eindeutiger abzeichnete, nach den Stimmungsberichten des SD — all- 
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gemein ein recht guter Gradmesser für das, was im Volk gedacht 
wurde — so etwas wie eine Komplizenschaft des Verbrechens. Die 
ideologische Verblendung ging selbst bei kritisch Eingestellten so 
weit, daß sie einem «siegreichen Weltjudentum » dasselbe unterstell-
ten, was Hitler ihm 1939 unterstellt hatte: eine blutige Rache am 
deutschen Volk für die begangenen Verbrechen. 

Sicher sind dies alles nur Annäherungen, um eine letztlich unbegreif-
liche Tat irgendwie nachvollziehbar zu machen und nicht der von 
D. Diner beschworenen « black box» des Verstehens anheimzugeben. 

Die Verfolgung der Juden bis Kriegsbeginn mußte nicht, aber sie 
konnte nach Auschwitz führen. Wichtige Weichen waren bereits seit 
1933 gestellt: die Zerstörung des Rechtsstaates und der demokrati-
schen Gewaltenteilung und Machtkontrolle, der Aufbau eines zentra-
lisierten Polizeiapparates ab 1936, die Ausgrenzung der Opfer und 
Indoktrination mit rassischen Feindbildern, die Atomisierung der Ge-
sellschaft und die Zerstörung eines sozialen Netzes von Solidarität und 
menschlichem Füreinander. Insofern greift auch jeder Versuch zu 
kurz, Auschwitz nur aus dem Krieg und aus einer bestimmten Kriegs-
situation heraus zu erklären. Seine Wurzeln lagen auch schon im 
Jahre 1933. 

«Die Entstehung des Holocaust ist ein abschreckendes Exempel für die Verführ-
barkeit sonst ganz normaler Individuen, sofern sie unter Bedingungen des per-
manenten Ausnahmezustandes, der Auflösung der rechtlichen und institutionel-
len Strukturen und der öffentlichen Rechtfertigung verbrecherischen Handelns 
als nationale Tat existieren. Der Holocaust ist daher nicht nur ein Menetekel 
gegenüber rassischen Phobien und sozialen Ressentiments gegen Minderheiten; 
er weist zugleich auf die anhaltende Gefährdung auch vorgeschrittener Indu-
striegesellschaften hin, die in manipulativer Verformung der öffentlichen und 
privaten Moral besteht.»69 

Wer Menschen nach Jahren und oft nach Generationen eines engen 
und harmonischen Zusammenlebens aus mehr oder weniger willkür-
lichen Gründen aus einer als absoluten Wert gesetzten völkischen und 
nationalen Gemeinschaft ausgrenzt, sie ächtet und verfolgt, ihnen gar 
kollektiv den Stempel von Minderwertigkeit und Asozialität auf-
drückt, muß spätestens seit 1940/41 wissen, daß er sie damit zugleich 
auch der Gefährdung ihrer Existenz, Morddrohungen und am Ende 
sogar der Gefahr des Mordes aussetzt, also selbst indirekt zum Mord-
gehilfen wird. 
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DIE SHOAH AUS JÜDISCHER SICHT 

Walter Zwi Bacharach 

Fünfzig Jahre sind seit der Katastrophe der Shoah, der millionen-
fachen Vernichtung von Juden durch die Nationalsozialisten (wört-
lich: Heimsuchung, Katastrophe) vergangen. Sie ist Geschichte, ist 
Sich-nicht-wiederholend. Aufgabe jüdischer und nichtjüdischer Hi-
storiker ist es, die Epoche der Ausgrenzung und Vernichtung mit den 
ihnen zur Verfügung stehenden Methoden wissenschaftlich zu unter-
suchen, zu analysieren und zu bewerten. Der nichtjüdische Fach-
mann steht vor der Aufgabe, das Schicksal des jüdischen Volkes in der 
Nazizeit so objektiv wie nur möglich darzustellen. Leichter als sein 
jüdischer Kollege kann er jedoch die gewünschte wissenschaftliche 
Distanz zu seinem Thema wahren. Jüdische Historiker, Schriftsteller, 
Soziologen, Philosophen und Psychologen hingegen sind noch heute 
seelisch belastet und involviert. Elie Wiesel charakterisierte diese Si-
tuation dem früheren us-amerikanischen Präsidenten Jimmy Carter 
gegenüber sehr treffend: «While not all the victims were Jews, all 
Jews were victims.» «All Jews» schließt die unmittelbar Betroffenen, 
aber auch die nachfolgende Generation ein. Man kann davon ausge-
hen, daß ein Historiker, der über die Französische Revolution arbei-
tet, sich mit der Generation, deren Geschichte er erforscht, nicht per-
sönlich verbunden fühlt. Es betrifft nicht seine nahe Verwandtschaft. 
Ähnlich ergeht es dem nichtjüdischen Historiker bei der Erforschung 
des Holocaust. Er kann sich höchstens mit dem Schicksal der jüdi-
schen Opfer identifizieren. Identifizieren heißt aber, sich hinter etwas 
oder jemanden stellen, etwas zu seiner eigenen Sache machen. Das ist 
ein Willensakt, der bezeugt, daß die Sache nicht von vornherein seine 
eigene war. 

Diese einleitenden Überlegungen deuten die Schwierigkeit an, die 
Shoah in der jüdischen Sicht und Hermeneutik zu erfassen. Das Di-
lemma offenbaren die Äußerungen zweier prominenter jüdischer Hi-
storiker. Anläßlich eines wissenschaftlichen Kongresses zum Thema 
«Der Mord an den europäischen Juden im Zweiten Weltkrieg — Ent- 
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schlußbildung und Verwirklichung», der 1984 in Stuttgart stattfand, 
erklärte der israelische Militärhistoriker Yehuda Wallach: 

«Wir Wissenschaftler bemühen uns, sachlich an Probleme heranzutreten und 
Emotionen soweit als möglich auszuschalten. Es gibt aber Probleme, bei deren 
Behandlung dies für gewisse Gruppen von Wissenschaftlern nicht möglich ist. 
[...] Wenn ich in der Gedenkstätte des Holocaust Yad Vashem in Jerusalem oder in 
anderen Gedenkstätten oder in der Ausstellung hier in der Bibliothek für Zeitge-
schichte die Fotos der Exekutionen ansehe, kann ich niemals den Gedanken ver-
treiben, daß auch ich unter den Ermordeten, Erschlagenen, Erschossenen, Verga-
sten hätte sein können. Alle hier anwesenden jüdischen Kollegen hätten es sein 
können.» 

Ähnlich äußerte sich Saul Friedländer bei derselben Gelegenheit: 

«Aber abstrakt über Massenmord zu sprechen, das muß bei jedem hier eine tiefe 
emotionale Dissonanz erwecken und hat es wahrscheinlich auch getan [...]. Da 
heißt es: Am soundsovielten Tag kommt das Kommando Lange nach Chelmno 
und fängt an, Anstalten für Massenexekutionen zu bauen. Nehmen Sie diesen 
Satz. Da gibt es zwei Teile. Am soundsovielten Tag kam das Kommando Lange 
in eine Stadt. Und jeder Spezialist fragt sich gleich — und deswegen hatten wir hier 
diese Debatte —: War es wirklich an diesem Tag oder am nächsten? Aber das ist 
normal, das ist wissenschaftlich der normale Weg. [...] Aber dann geht der Satz 
weiter: und fängt an, Anstalten für Massenexekutionen zu bauen. Ich kenne 
keine andere Literatur, in der es solche Sätze gibt.»' 

Das Einzigartige an den Verbrechen der Nationalsozialisten kam im 
Todesurteil über Adolf Eichmann klar zum Ausdruck: «Wer glaubt, 
es sei erlaubt, eine Nation zu töten, und wer dieses Ziel aus kaltem 
und berechnendem Haß verfolgt, so jemand hat sich von der Mensch-
heit ausgeschlossen.»2  Die Shoah war der Versuch der Nationalsozia-
listen, ihre Ideologie zu verwirklichen, daß Juden nicht auf diese Welt 
gehören. Daher kann sich Wallach, wie jeder andere Jude auch, noch 
heute als potentielles Opfer betrachten. Diese Annahme bedingt die 
jüdische Sicht der Shoah. Die Frage über das «warum» und das «wie» 
bzw. über die Einzigartigkeit hat auch unter den seriösen jüdischen 
Gelehrten Debatten und Meinungsverschiedenheiten ausgelöst. Von 
nichtjüdischer Seite wurde ebenfalls die Frage des «Einmaligen» des 
Holocaust aufgeworfen — und teilweise negativ beantwortet. Die Be-
gründungen unterscheiden sich jedoch grundsätzlich: Unter deut-
schen Historikern verbreitete sich die Tendenz, die Zeit der national-
sozialistischen Herrschaft zu «normalisieren», das heißt, sie in die 
Kontinuität der deutschen Geschichte einzugliedern. Diese Sicht rela-
tivierte den Holocaust — er wurde als tragisch, aber nicht singular be-
zeichnet.3  

Es bedarf wohl kaum eines Beweises, daß diese Tendenz unter jüdi- 
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schen Gelehrten nicht überwiegt. Jüdische Historiker diskutieren die 
Frage, worin die Einzigartigkeit besteht.4  Der bereits erwähnte israe-
lische Historiker Yehuda Bauer sieht die Einmaligkeit in einer 
pseudo-religiösen Motivation der Nationalsozialisten. Die national-
sozialistische Eschatologie sah im Juden den satanischen Erzfeind des 
Arisch-Guten, daher mußte die totale Vernichtung dieses Schlechten 
das Ziel sein.5  

Die meisten jüdischen Historiker beurteilen das Geschehen ähnlich 
wie Yehuda Bauer, setzen jedoch unterschiedliche Schwerpunkte. In 
Bauers Richtung gehen die Interpretationen von Leni Yahil, Yisrael 
Gutmann, Ytzchak Arad, Martin Gilbert, Norah Levin, Lucy Davi-
dowicz. Die Interpretation wurde aber auch innerhalb der jüdischen 
Forschung erweitert. Ein Beispiel dafür ist der Titel: «Der Krieg ge-
gen die Juden 1933-1945». «Krieg» ist ein umfassender Begriff. Das 
Schlimmste am Krieg ist und bleibt die Tatsache, daß ihm Menschen 
zum Opfer fallen. Der ideologisch motivierte Massenmord, dieser 
«Krieg gegen die Juden», hatte jedoch eine weitere, verheerende 
Folge: Durch den Mord ging eine ganze Kultur unter. Auch dies ist 
einmalig.' 

Andere Forscher meinten, das Besondere, Einzigartige sei die 
unvorstellbare Realität der Konzentrationslager.? Eine monumentale 
jüdische Studie konzentriert sich insbesondere auf die deutsche 
«Bürokratie der Vernichtung». Der Schwerpunkt wird hier auf 
«Deutschland gelegt [...], auf seine Behörden und deren verantwort-
liches Personal, um herauszufinden, wie die Vernichtung der Juden 
ihren Weg nahm und welche Schritte auf diesem Weg zurückgelegt 
wurden ».8  
Wenden wir nun unseren Blick den jüdischen Philosophen, Schrift-
stellern und Theologen zu. Bei ihnen kann von einem jüdischen Kon-
sens nicht mehr die Rede sein. Aufgewühlt und erschüttert durch das 
Los seines Volkes, sucht der jüdische Philosoph nach einer Erklä-
rung, einer Antwort: Der Historiker hat es bei seiner Arbeit «leich-
ter»; letztendlich muß er sich an die Fakten halten, um die historische 
Realität—wenn auch durch einen subjektiven Ausgangspunkt geprägt—
ohne Werturteil zu schildern. Seine Befunde sind Materie und Inspi-
ration der Philosophen, Schriftsteller und Theologen. Im Mittelpunkt 
ihres Interesses steht nicht mehr die Richtigkeit und die Sorgfalt der 
Forschung, sondern die Suche nach den Gründen für die Akzeptanz 
allgemeiner Erklärungen und Interpretationen. In seinem Aufsatz 
über die Tendenzen in der Holocaust-Forschung bemerkt Hilberg 
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zutreffend: «Die unumgängliche Grundlage für die Arbeit des Histo-
rikers ist das Vorhandensein von Quellen. Die Forschung ist keine 
Philosophie, sie muß auf Beweismaterial gestützt, sich empirisch ent-
wickeln. »9  

Der bekannte Schriftsteller Elie Wiesel ist ein Überlebender der 
Shoah. Er betont die Unmöglichkeit, das Geschehene zu verstehen und 
verweist daher auf die Auswegslosigkeit, im Geschehen des Holocaust 
eine literarische Inspiration zu finden. «Auschwitz negiert alle Sy-
steme, macht alle Doktrinen zunichte», so Wiesels Einschätzung, 
«eine Novelle über Treblinka ist entweder keine Novelle, oder nicht 
über Treblinka.»'' Wiesels Pessimismus reflektiert sich am klarsten in 
einer chassidischen Erzählung, die er zitiert und umschrieben hat: 

«Ein Wanderer verirrte sich im Wald. Er wanderte und wanderte, Tag und 
Nacht, Schwäche hatte ihn verängstigt und ermattet. Plötzlich sah er ein 
Schloß, und Freude überkam ihn. Dann jedoch sah er, daß das Schloß in Flam-
men stand, und Traurigkeit überwältigte ihn. Es muß wohl ein leerstehendes 
Schloß sein, dachte der Wanderer. Aber dann hörte er eine Stimme rufen: <Hilf 
mir, hilf mir. Ich bin der Besitzer des Schlosses.> Der einsame Rabbi von Kotsk, 
der diesen Midrasch erzählte, schlug mit der Faust auf den Tisch und rief aus, 
<das Schloß in Flammen, der Wanderer im Walde verloren, der Wald brennt, 
aber der Besitzer fleht um Hilfe. Was soll es bedeuten? Es bedeutet, daß der 
Besitzer lebt.>» 

Wiesels Paraphrase lautet: «das Schloß in Flammen, der Wanderer im 
Walde verloren, der Wald brennt, die ganze Welt brennt, und wir sind 
noch immer drin, drinnen im brennenden Schloß.»" Tod, Mord und 
Zerstörung bedingen die Sicht des Schriftstellers Wiesel. Das Trauma 
von Auschwitz verfolgt den Juden, damals wie heute. 

Ausgangspunkt von Emil Fackenheims philosophischer Deutung 
des Holocaust ist, ähnlich wie bei Wiesel, die Katastrophe. Facken-
heim schreibt: 

«Ich glaube, daß, während keinerlei versöhnliche Stimme von Auschwitz her 
erklingt, eine gebietende Stimme zu hören ist, und daß diese Stimme mit wach-
sender Klarheit spricht: Juden ist nicht erlaubt, Hitler posthum Siege zu überlas-
sen. Juden ist aufgetragen, als Juden zu überleben, damit ihr Volk nicht untergehe 
[...] Ihnen ist verboten, an Gott zu verzweifeln, damit das Judentum nicht unter-
geht.» 

Die «gebietende Stimme von Auschwitz» befiehlt den Juden das Über-
leben. Die Kontinuität der jüdischen Geschichte wird aus dem Lei-
densweg des jüdischen Volkes postuliert. Jede tragische geschichtliche 
Erfahrung stellt dieses Volk immer wieder von neuem auf die Probe. 
Fackenheim zitiert den Midrasch: «Du hast den Bund fallen lassen? 
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Wir werden ihn nicht fallen lassen! Du willst die Juden nicht mehr am 
Leben lassen? Wir werden überleben, als bessere, gläubigere, from- 
mere Juden! Du hast jeglichen Grund für Hoffnung vernichtet? Wir 
werden dem Gebot der Hoffnung gehorchen, welches Du uns selber 
auferlegt hast!»' 3  

Auch die «Theologie» der Rabbiner sieht den Schwerpunkt in der 
Kontinuität der jüdischen Tradition. Der Vergleich mit Wiesel und 
Fackenheim zeigt jedoch einen wesentlichen Unterschied. Wiesels und 
Fackenheims Betrachtungen sind retrospektiv. Vom Holocaust ausge-
hend, blicken sie auf die jüdische Geschichte zurück in der Absicht, 
durch den Holocaust Wesenszüge in dieser Geschichte zu erkennen. 
Trotz aller exegetischen Versuche bleibt für sie der Holocaust ein No-
vum. Die rabbinische Sicht ist umgekehrt. Ihr Ausgangspunkt ist die 
Heilige Schrift, das geschriebene Wort, kurz die religiöse Tradition. 
Konsequent an das Wort der Vorsehung gebunden, kann es für sie kein 
Novum geben. Der Holocaust ist in dem Israel gegebenen Wort Gottes 
vorausbestimmt. Rabbiner Isaac Hutners Erklärung des Holocaust-
Geschehens möge als ein Beispiel für viele stehen: «Wir dürfen dieses 
Geschehen [den Holocaust, W. Z. B.] nicht als eine spezifische Strafe 
für spezifische Sünden auslegen. Die Zurechtweisung ist ein unaus-
löschlicher Aspekt im Wesen der jüdischen Gemeinschaft, der bis zum 
Kommen des Messias gilt.»'4  Die Zurechtweisung, die Züchtigung 
Gottes durch die Worte der Propheten und Weisen Israels, ist für Rab-
biner Hutner die Essenz der jüdischen Lehre. Jedes Geschehen, jede 
Offenbarung, muß unter diesem Aspekt erfaßt werden; die Shoah 
kann keine Ausnahme, kein Novum sein. 

Wiesels und Fackenheims Gedanken ergänzen sich durch ihren 
durch die Katastrophe bedingten Ausblick. Für beide ist die Destruk-
tion der Kern des geschichtlichen Erinnerns. Ihr Pessimismus ist je-
doch aus einer entgegengesetzten Position widerlegt worden. Nicht 
Destruktion, so Michael Wyschogrod, sondern Erlösung sei das Leit-
motiv der jüdischen Tradition. Die Erlösung habe sich immer im Posi-
tiven manifestiert: im Auszug aus der Knechtschaft, im Tempel, im 
Messias. Die bedeutenden Feiertage im Judentum seien die der Erlö-
sung, das destruktive Geschehen werde hingegen durch unbeträcht-
liche Fasttage in Erinnerung gehalten. Die Botschaft des Judentums sei 
eben die der Erlösung, und diese ließe sich nicht mit dem Gedanken der 
Katastrophe vereinbaren.'5  

Rabbiner Hutner und andere jüdische Weise verbinden die Shoah 
mit dem Wort der Tora. Sie verbinden sie nicht nur, sie gehen darüber 

79 



hinaus und gliedern den Holocaust in die Kontinuität der Geschichte 
der traditionellen Zurechtweisung ein. Denkt man über die theologi-
schen und philosophischen Interpretationsversuche nach, dann drängt 
sich die schwerwiegende Frage auf: «Wo war Gott in Auschwitz ?» 
Ihre religiöse Überzeugung läßt bei den Rabbinern keinen Zweifel 
über seine Anwesenheit zu. Problematisch wird diese Ansicht jedoch 
durch die Tatsache, daß sich Gott seit biblischer Zeit nicht mehr durch 
Zeichen und Wunder offenbart hat. Daher leuchtet Yoshua Amirs 
Mahnung ein, mit dem bedeutungsschweren Wort «Offenbarung» 
nach Auschwitz nicht so leichtfertig umzugehen. Es geht über unsere 
menschlichen Kräfte.' 6 

Eine weitere Schwierigkeit stellt sich dem jüdischen Gelehrten: der 
Widerstand im Holocaust. Der Historiker sammelt und ordnet die 
Fakten, wie sich die Juden angesichts der Shoah verhielten. Die Inter-
pretation dieses Verhaltens löste eine folgenreiche Debatte aus. Für 
alle, für die Philosophen ebenso wie für die Theologen und die Histori-
ker, ergab sich nämlich die Schwierigkeit, das Wesen des Widerstandes 
zu erfassen. Hilbergs These von der «Diasporamentalität» der Juden 
lehnt die Mehrheit seiner jüdischen Kollegen ab. Hilberg beschreibt 
den Ausgangspunkt seiner Untersuchungen mit folgenden Sätzen: 

«Die Vernichtung der europäischen Juden durch die Deutschen war ein brachia-
ler Gewaltakt; der jüdische Zusammenbruch unter dem deutschen Ansturm war 
eine Manifestation des Scheiterns. Beide Phänomene bildeten den Schlußpunkt 
einer langen Vorgeschichte.» 

Das Scheitern erklärt er mit der Hoffnung der Juden darauf, daß sich 
der Ansturm der Deutschen wieder legen werde: 

«Diese Hoffnung beruhte auf einer zweitausendjährigen Erfahrung. Im Exil wa-
ren die Juden stets eine Minderheit gewesen; sie hatten immer in Gefahr gelebt; 
doch sie hatten gelernt, daß sie durch die Beschwichtigung und Besänftigung 
ihrer Feinde die Gefahr abwenden [...] konnten [...]. So hatten die Juden in 
Jahrhunderten gelernt, daß sie, um zu überleben, auf jeglichen Widerstand zu 
verzichten hatten.»' 7  

Die Widerlegung von Hilbergs Überlegungen geht von zwei Thesen 
aus. Erstens: die Annahme, daß es in der Leidensgeschichte des jüdi-
schen Volkes keinen Widerstand gegeben hat, trifft nicht zu. Zweitens: 
bewaffneter Widerstand ist nur dann möglich, wenn man Waffen be-
sitzt oder sie sich beschaffen kann. Dies war unter den Nationalsoziali-
sten ausgeschlossen. Aber — und das gilt grundsätzlich — Widerstand 
beschränkt sich nicht nur auf den aktiven, bewaffneten Widerstand. Er 
muß darüber hinaus in einer weiteren Perspektive verstanden werden. 
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Widerstand ist jede gewollte und motivierte Absicht einer Gruppe 
oder eines Kollektivs, den Maßnahmen, Gesetzen und Taten eines Un-
terdrückers passiv oder aktiv zu trotzen. So gilt schon der Wille, nur 
überleben zu wollen, als Widerstand.18  

Ich habe versucht, in einem flüchtigen Überblick Ansätze und Refle-
xionen von Juden, die sich mit dem Geschehen des Holocaust ausein-
andersetzen, zu skizzieren. Als Fazit können wir festhalten: Noch 
heute stehen die Juden fassungslos vor dem Grauen von Auschwitz. 
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ZUR HISTORIOGRAPHIE DES SCHICKSALS 
DER POLNISCHEN JUDEN IM 
ZWEITEN WELTKRIEG 

Frank Golczewski 

Man sollte meinen — und die teilweise unsäglichen Auseinandersetzun-
gen im Rahmen des «Historikerstreits» verleiten zu diesem Schluß —
daß zur Verfolgungsgeschichte der Juden im Zweiten Weltkrieg aus-
reichend geforscht worden sei. Die Kanalisierung von finanziellen Mit-
teln, die ein Ausdruck des politischen Willens von Mehrheitsgruppie-
rungen ist, aber auch in einem Bezug zur öffentlichen Meinung und zu 
den Forderungen von «opinion leaders » aus dem wissenschaftlichen 
Feld steht, begünstigte in den letzten Jahren eher die Beschäftigung mit 
dem «Deutschtum im Osten» als die wissenschaftliche Erschließung 
von Themen, die der nationalen Befindlichkeit weniger schmeicheln. 

Dahinter nur Eskapismus vermuten zu wollen, wäre unzutreffend, 
denn in der Tat verfestigt sich der Eindruck, daß das einschlägige, 
westdeutschen Forschern zugängliche Quellenmaterial weitgehend er-
faßt und ausgewertet sei und daß auch eventuell bisher sekretierte Be-
stände aus der DDR und den Staaten Osteuropas, wie zum Beispiel der 
Rest der Goebbels-Tagebücher, nichts wesentlich Neues mehr zur hi-
storischen Wertung jener Zeit beitragen könnten. 

Zwei Wege zur Shoah 

Dies ist nur scheinbar so — und schuld an diesem Eindruck ist nicht 
zuletzt die Organisation der deutschen Wissenschaftslandschaft, in der 
die «allgemeine Geschichte» zumeist institutionell von der «osteuro-
päischen Geschichte» getrennt und beide wiederum nicht selten von 
der «Sozialgeschichte» geschieden werden. Dadurch wird erreicht, 
daß sich dem im allgemeinen der «Ostsprachen» nicht mächtigen «All-
gemein-Historiker» der Zugang zu dem Geschehen der Shoah nahezu 
ausschließlich aus den deutschen Unterlagen, über die Akten der Täter 
also, eröffnet. Für die Osteuropa-Historiker dagegen gehört das Feld 
des Zweiten Weltkriegs auf der Seite der Achsenmächte zu dem Res- 
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sort der «allgemeinen» und wird daher umgangen. Unter den im Jahre 
1991 zur osteuropäischen Geschichte gemeldeten 236 Qualifikations-
arbeiten ist keine einzige der Shoah-Thematik gewidmet; fünf haben 
deutsche Aspekte der Politik im Zweiten Weltkrieg zum Thema.' 

Für die außerdeutsche Forschung steht eine andere Perspektive als 
für die deutsche im Vordergrund: Hier ist es die Sicht der Betroffenen, 
die (zum Teil signifikante Faktoren verkleisternde) Integration der 
Verfolgung in die eigene Nationalgeschichte und die (eher juristischem 
als sozialpsychologisch-historischem Erkenntnisinteresse folgende) 
Identifizierung der Täter. Zwei «Standardwerke» fallen aus diesem 
Schema: Raul Hilbergs monumentale Gesamtgeschichte des Holo-
caust, die aber wegen ihres umfassenden Ansatzes nicht auf spezifische 
Fragen eingehen kann, und Czeslaw Madajczyks mittlerweile über 20 
Jahre alte «Politik des III. Reiches im besetzten Polen »,2  die seinerzeit 
in Polen nicht zuletzt deshalb Kritik hervorrief, weil das deutsche Re-
gime als «Politik» historisiert und nicht a priori unter moralischem 
Gesichtspunkt gewertet wurde. 

Basis der ausländischen Forschung zur Judenvernichtung sind erst 
in zweiter Linie die deutschen Akten. Traditionsquellen unterschied-
licher Art (etwa Tagebücher und die von Yad Vashem gesammelten 
Zeitzeugenberichte) und die persönliche Befindlichkeit der Opfer (mit 
denen Polen, die USA oder Israel direkter befaßt waren als etwa 
Deutschland) rückten hier in das Zentrum auch interdisziplinären For-
schungsinteresses. 

In Deutschland gestalteten die oben angesprochene Sprachbarriere 
und die Vorstellung von der Unzugänglichkeit der osteuropäischen 
Quellen das Forschungsleben. Dies traf jedoch für Polen schon seit den 
i97oer Jahren nicht mehr zu. Im übrigen hatte die seriöse Historiogra-
phie nicht geringe Mühen auf die Abweisung revisionistischer Holo-
caustleugnungen aufzuwenden; die in den NS-Prozessen versuchte ju-
ristische Würdigung der Judenmorde konzentrierte das Lebenswerk 
von Forschern wie dem Historiker Wolfgang Scheffler und dem Juri-
sten Adalbert Rückerl auf die Täter. Im Unterschied dazu gab es im 
Ausland inhaltliche Tabuisierungen. Öffentliches Aufrühren von La-
ger- und Ghettoerinnerungen (ausgenommen waren die militärischen, 
traditionsbildenden Aktivitäten) war zeitweise in der israelischen Hi-
storiographie ebenso problematisch wie Dina Porats herbe Kritik an 
der Haltung der Juden Palästinas zur Shoah.3  In Polen widersprachen 
wieder die jüdischen Kampfhandlungen und eine Herausstreichung 
des bald verfemten kulturell-separatistischen «Bund» zeitweise ebenso 
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dem offiziell verordneten Geschichtsbild wie eine Beschäftigung mit 
polnischem Antisemitismus und der polnischen Kollaboration. Ema- 
nuel Ringelblums in Warschau im Versteck 1943 geschriebener Essay 
über die polnisch-jüdischen Beziehungen im Krieg wurde in der ersten 
Ausgabe 1958 / 19594  zensuriert, die «blaue Polizei» erfuhr erst 1990 
eine immer noch nicht ausreichende Würdigung s und die politisch-
historische Diskussion wurde von dem erbittert geführten Disput 
überschattet, ob Polen Juden eher gerettet oder an die Deutschen ver-
raten hätten. In den USA gibt es zwar zahlreiche Projekte, die mit dem 
Holocaust-Gedenken mehr der Sicherung des jüdischen Gruppenbe-
wußtseins als der wissenschaftlichen Erfassung der Shoah dienen, aber 
dort veröffentlichte Untersuchungen wie die von Nechama Tec über 
die Persönlichkeit der polnischen «Judenhelfer» sind bisher anderswo 
qualitativ unerreicht.' 

Muß man sich im deutschsprachigen Raum mit dieser Situation ab-
finden? Bisher ist noch kaum zu erkennen, daß über die geschilderten 
Defizite hinausgegangen würde, obwohl immerhin im Rahmen des 
von Wolfgang Benz herausgegebenen Bandes über die Zahl jüdischer 
Opfer des Nationalsozialismus, dessen Anliegen allerdings immer 
noch im Kontext der Zurückweisung der «Auschwitz-Lüge» grün-
det,7  versucht wird, die ausländische Literatur aufzuarbeiten, und 
jüngst sich auch das Hauptblatt der Osteuropa-Historiker an eine erste 
Auslotung des Forschungsstandes gewagt hat.' 

An ausgewählten Themen soll nun versucht werden, den möglichen 
Ertrag einer in Deutschland erweiterten, ausländische Erkenntnisse 
aufnehmenden Forschung zu umreißen. Dabei muß von Anfang an 
klargestellt sein, daß neue Ansätze nicht zu apologetischen Argumen-
tationsprozessen führen dürfen: 
a) Die Beschäftigung mit Kollaborateuren u. ä. darf nicht das Faktum 

verdrängen, daß die Auslösung, Ermöglichung, Organisation und 
Durchführung der Shoah ein durch Deutsche (und nicht etwa «in 
deutschem Namen») geleiteter und damit zu verantwortender histo-
rischer Prozeß war, dessen Charakter durch die Untersuchung da-
von zunächst unabhängig scheinender Faktoren überhaupt nicht 
verändert wird. Im Gegenteil leuchtet eine Betrachtung der durch 
die Shoah ausgelösten zerstörerischen Energien und Bruderkämpfe, 
der unmenschlich erscheinenden Entscheidungen, vor die die sofor-
tigen oder potentiellen Opfer der Deutschen gestellt wurden, einen 
größeren Raum deutscher Verantwortung aus, als ihn die nur auf die 
Täter bezogenen Arbeiten offenbaren.9  
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b) Ausgeschlossen sein muß das unselige Aufrechnen von Mordaktio-
nen. Nirgendwo ist nachweisbar, daß «Auschwitz» (als Symbol für 
die Shoah an sich) etwas mit Aktionen eines «ernstzunehmenden» 
Gegners Deutschlands zu tun gehabt hätte. Im Gegenteil, während 
den anderen «Feind»-Völkern (in Abhängigkeit vom jeweiligen 
Stand des Krieges) Kollaborationsmöglichkeiten unterschiedlicher 
Art (von den baltischen und ukrainischen SS-Verbänden über das 
russische Vlasov-Komitee bis hin zu den vergeblichen Versuchen, 
die Polen im Herbst 1944 noch zum gemeinsamen «Kampf gegen 
den Bolschewismus » zu gewinnen) geboten wurden, fanden die Ju-
denmorde bis zum bitteren Ende statt. Und Beihilfe mindert nicht 
im mindesten juristisch die Schuld des Haupttäters. 

Ghettobildung 

Mit der Ghettoisierung der Juden in Polen trat die'deutsche Judenpoli-
tik in eine neue Phase ein. Nicht mehr einzelne, verstreute Mordtaten 
(wie während des Polenfeldzugs) oder eine als «spontan» ausgegebene 
Pogromverfolgung wie im November 1938 in Deutschland fanden 
statt, sondern eine erste totale Erfassung und Umsiedlung von Juden 
eines ganzen Landes in «Konzentrierungsstädte», «so daß die späteren 
Maßnahmen erleichtert werden », wie es in der ersten Anweisung 
Heydrichs 

In diesem Zusammenhang soll es nicht um die ausreichend in der 
Historiographie ausgeführte Diskussion zwischen Intentionalisten 
und Nicht-Intentionalisten gehen, also um die Frage, ob die ersten ge-
gen die Juden gerichteten Maßnahmen bereits die Endlösung zum Ziel 
hatten," sondern um die Faktographie und die Implikationen der 
Ghettobildung selber. 

Durch die partielle Edition der Chronik des Ghettos von Lödi 
(Litzmannstadt) und das Tagebuch des Warschauer Judenratsältesten, 
aber auch durch die Arbeiten von Yisrael Gutman I2  ist das Leben in 
den größten Ghettos ansatzweise erfaßt. Hierzu wurde auch eine 
Reihe spezialisierterer Publikationen vorgelegt. Dabei darf jedoch 
nicht übersehen werden, daß diese Arbeiten nur eingeschränkt reprä-
sentativ sind. In Warschau lebten Anfang 1942 etwa 400000 Juden im 
Ghetto, die Zahl für Lödi liegt um 17o 000. Wenn man im Auge behält, 
daß zu dieser Zeit in den «eingegliederten Gebieten» Polens und dem 
Generalgouvernement noch etwa 2 500 000 Juden lebten, erkennt man, 
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daß Einwohner von « Groß-Ghettos» letztlich nur eine Minderheit bil-
deten. Die meisten Juden lebten — solange die Ghettoisierung bestand —
in mehr als 5 oo naturgemäß kleineren Ghettos, deren Lebensumstände 
stark differierten. Zwischen den Großstädten mit Horror-«Lebens»-
bedingungen und sog. offenen Ghettos in ausgesiedelten polnischen 
Dörfern gibt es eine bisher nur sporadisch untersuchte Bandbreite der 
Organisation. Weder die Sozialgeschichte noch die politische Zeitge-
schichte haben sich bisher dieser Ghettowelt gebührend angenommen. 

Natürlich gibt es hierfür schwerwiegende Gründe. Großstädte 
(auch die Großghettos waren in gewissem Sinne solche) verfügen in 
aller Regel über eine bessere Verwaltung und über eine größere Anzahl 
von Literati, die imstande waren, der Nachwelt Unterlagen zu über-
mitteln. Die Verwaltungsunterlagen aus Warschau und «Litzmann-
stadt» legen hiervon Zeugnis ab. Die Überlebenschance war in Groß-
städten mit ihrer Anonymität sicherlich höher als in kleineren Gemein-
schaften, die Aktivitäten der polnischen Hilfseinrichtungen (z. B. Ze-
gota) begünstigten den Informationenfluß. In der Tat haben wir aus 
den wenigen bisher publizierten Unterlagen zu kleineren Orten den 
Eindruck, daß das Leben dort zum Teil anderen Regeln folgte. 

In Westdeutschland ist in den letzten Jahrzehnten eine reiche Litera-
tur entstanden, die sich der Sozial- und Verfolgungsgeschichte einzel-
ner jüdischer Gemeinden zugewandt hat. Gesamtdarstellungen der 
deutschen Juden, die — sicherlich unabsichtlich — der antisemitischen 
wie der zionistischen These folgten, es gebe so etwas wie ein Judentum, 
das über Grenzen und regionale Barrieren hinweg kohärent sei, wichen 
zunehmend Untersuchungen einzelner Gemeinden, bei denen sich die 
internen politischen, aber auch sozialen Divergenzen eindrucksvoll 
darstellen ließen. Auch in Polen geht der Trend von großen Über-
blicksdarstellungen, die sich automatisch an den leichter zu bearbei-
tenden Zentren orientieren, hin zu Regional- und Lokaldarstellungen, 
die in bezug auf die Shoah trotz den generellen deutschen Verfolgungs-
vorgaben Spezifika der jeweiligen Ghettos erkennen lassen» Obwohl 
die polnische Sozialgeschichte beeindruckende Leistungen hinsicht-
lich der «Friedenszeit» aufzuweisen hat, muß man bisher Sozialdaten 
zu den kleineren Ghettos mühsam suchen. Da mit den Berichten der 
Überlebenden, die zunächst vorwiegend in Gedenkbüchern ohne wis-
senschaftlichen Anspruch eingesetzt werden, jedoch auch hierzu nicht 
wenig Material vorhanden ist (wozu noch die Auswertung der bis 
heute kaum angegangenen, manchmal über erstaunlich viel Material 
verfügenden Stadt- und Gebietsarchive käme) muß dies ein Desiderat 
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der kommenden Jahre sein. Das Operieren mit den in Deutschland 
ausgefeilten Fragestellungen der Sozialgeschichte am polnischen Mate-
rial dürfte neue Dimensionen des Ghetto-Grauens erschließen. 

Einer der Problemkreise, die in diesem Kontext ausgelotet werden 
könnten, wären die polnisch-jüdischen Beziehungen jener Zeit:4  Sie 
gestalteten sich verständlicherweise in den großen Städten ganz anders 
als in kleinen Gemeinden, wo die Kontakte zwischen den desintegrier-
ten Gruppen von Menschen, die bis dahin in engstem — auch wirt-
schaftlichem — Kontakt miteinander gelebt hatten, eher von persön-
lichen Beziehungen (guter wie schlechter Art) geprägt waren. 

Die «Vernichtung durch Unterversorgung», die in Warschau prakti-
ziert wurde — galt sie auch für die in landwirtschaftlich üppigeren Ge-
bieten gelegenen Ghettos ? Gab es auch in den kleineren Orten eine 
«Klassengesellschaft », in der skrupellos neben den elend zugrunde ge-
henden Menschen brutale Überheblichkeit herrschte, oder war dies auf 
das ja auch vor dem Krieg vom Umland abgehobene Warschau be-
schränkt? 

Die nach Hannah Arendts Anklage aufgekommene Diskussion um 
die Frage der Kollaboration der Judenräte,' 5  die sich bis heute im Span-
nungsfeld zwischen dem Lödier «Potentaten» Chaim Rumkowski 
und dem «verantwortungsvollen» Adam Czerniaköw in Warschau be-
wegt, der zu Beginn der Deportationen nach Treblinka Selbstmord 
beging, könnte (und müßte) vertieft werden, wenn zum einen Trunks 
Monographie, aber z. B. auch polnische Regional- und Lokalarbeiten, 
wie der Aufsatz über die «kleinen» Judenräte von Marian Fuks,'6  oder 
die inzwischen in verschiedenen Regionalzeitschriften erschienenen 
Beiträge verarbeitet würden. 

Referenzrahmen des Verfolgungsgeschehens 

Der polnische Antisemitismus ist lange Zeit ein Tabu gewesen, zu des-
sen Verfestigung polnische Nationalapologeten ebenso beigetragen 
haben, wie die Zurückhaltung deutscher wie nicht-deutscher Forscher, 
eventuell einer Reduzierung der «deutschen Schuld» durch die Nach-
weisung fremden Fehlverhaltens Vorschub zu leisten. Daß dies dabei 
nicht das Ergebnis sein darf, wurde oben schon betont; andererseits ist 
die Abneigung der Lokalbevölkerung gegen die Juden (die mit deren 
partieller anfänglicher Blindheit gegenüber ihrem eigenen Schicksal 
korrespondierte) in kaum einer Quelle zu übersehen — ob es sich nun 
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um Akten oder um Tagebücher handelt. Nicht in jedem Falle handelt 
es sich um unmittelbar lebensbedrohende Erscheinungen. Sätze wie 
der von Ringelblum zitierte «Hitler zloty — nauczyk Zydöw roboty» 
(etwa: Hitler ist Gold wert — er hat die Juden arbeiten gelehrt) '7  doku-
mentieren die weitgehend undurchdachte und damit sehr schwierig in 
ein durchgängiges Schema einzuordnende Ambivalenz der mensch-
lichen Haltungen im Zweiten Weltkrieg. 

Einfache historisch-wissenschaftliche Sätze sind relativ leicht in den 
Dienst aktueller politischer Vorgaben zu stellen: eine Komplizierung 
und Fraktionierung des Geschehens entzieht es der politischen Ver-
wertung. Die historische Realität, die Haltung der Beteiligten folgt 
jedoch kaum einmal den einfachen, auf dichotomischen Denkfiguren 
basierenden Annahmen. Es hat fast ioo Jahre seit dem Ereignis gedau-
ert, bis sich die Forschung dazu durchgerungen hat, die antijüdischen 
Pogrome in Rußland von ah und 1903 nicht als ein bewußtes Instru-
ment der zarischen Regierung aufzufassen. Erst in neueren Arbeiten —
Hans Rogger hat sich als erster in dieser Hinsicht geäußert — wird die 
sozio-ökonomische Lage der Städter, die Destabilisierung der ört-
lichen Strukturen in den Vordergrund gerückt: eine Konstellation von 
Wertesystemen, archaischen Vorurteilen, lokalen «Sozialanalysen» 
und faktischer Krise führen zu komplizierten Referenzrahmen, die zu 
Gewaltausbrüchen verleiten können.18  

Der Referenzrahmen der deutschen wie der osteuropäischen Bevöl-
kerung in ihrem Verhältnis zu den Juden, auch jüdisches Selbstver-
ständnis und die jüdische Haltung gegenüber den Deutschen (die von 
leider unbegründetem Vertrauen in deren Zivilisation gekennzeichnet 
war) sind bislang unerforschte Bereiche für eine Historiographie, die 
sich mit vergleichsweise banalen, «technisch» zu nennenden Fragen 
aufhält, wie denen, ob Hitler die «Endlösung» schriftlich angeordnet 
und was die Deutschen dazu veranlaßt habe, die Vernichtungsstätten 
in Polen (und nicht an anderen geographischen Orten) anzulegen. 

Das Durchbrechen der Schwarz-Weiß-Malerei vollzieht sich derzeit 
in Ansätzen in der polnischen Diskussion." Bisher handelte es sich 
(sieht man von eindeutig politisch motivierten Vorgaben ab) um Aus-
einandersetzungen älterer Herren, die um die Repräsentativität ihrer 
eigenen Haltung im Zweiten Weltkrieg fochten. Wkadyskaw Barto-
szewski, der im Rahmen des polnischen Widerstands Juden half, sah 
darin den wesentlichen, zu Traditionen auszuarbeitenden Aspekt des 
polnisch-jüdischen Verhältnisses, Yisrael Gutman betonte dagegen die 
quantitative Irrelevanz dieses Phänomens." Nach Nechama Tec's fun- 
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damental wichtiger Arbeit über die Sozialstruktur der «Verstecker »' 
stehen Versuche im Vordergrund, die Strukturen dessen zu erfassen, 
was zuvor als «Fehlverhalten » desavouiert wurde. Genannt werden 
kann hier etwa die versuchte Neubewertung der Person des Piksudski-
Anhängers Ferdynand Goetel, dessen als zu gering eingeschätzte Di-
stanz zu den deutschen Besatzern (er nahm u. a. als Pole an der deut-
schen propagandistischen <Vorstellung> der Katyri-Gräber 1943 teil) 
ihn zu einer <Unperson> im <kommunistischen> Polen der Nachkriegs-
zeit gestempelt hatte. Inzwischen ist sein Rechtfertigungsbuch in 
Polen erschienen, und ohne daß man verleitet werden sollte, alles 
zum Nominalwert zu nehmen, was darin geschrieben steht, wird ein 
unbedingtes Verdikt zumindest schwieriger.' 

Auch hierbei geht es nicht um die moralische Verurteilung, sondern 
um die Auslotung des Referenzrahmens, in dem sich die Geschichte im 
Zweiten Weltkrieg abgespielt hat. Die Historiographie der Bundesre-
publik Deutschland hat sich mancherlei Verdienste um eine Fragestel-
lung erworben, die (früher vereinfachend unter dem Rubrum «Vorur-
teilsforschung») versucht, in die mentalen Vorgänge und Wertsysteme 
einzudringen, die zu spezifischen äußerlichen Ereignissen führen.23  
Leider dringt sie aus den eingangs geschilderten Gründen in bezug auf 
die Shoah kaum einmal thematisch über die deutsche Ostgrenze hin-
aus, wo sie mit ihrem Instrumentarium ein umfassendes und bisher 
nicht ausreichend gewürdigtes Material vorfände. 

Die Problematik des jüdischen Widerstands 

Obwohl inzwischen materialreiche Publikationen erschienen sind, 
steht weitgehend noch die Materialerfassung und Ereignisnarration im 
Vordergrund der historischen Forschung zu den fraglichen Jahren. 
Anhand des Problems des jüdischen Widerstands kann in Ansätzen 
erläutert werden, wie erste Schritte über diesen Stand hinaus gewagt 
werden, und auf welche — nunmehr keineswegs institutionellen — Hin-
dernisse eine unvoreingenommene Beschäftigung damit stößt. 

Zunächst einmal widerspricht allein die Tatsache des jüdischen Wi-
derstands den Stereotypen von den Diaspora-Juden, die durchaus auch 
heute noch nachweisbar sind. Wer glaubt nicht, ganz sicher zu wissen, 
daß die Juden Europas ihrem tödlichen Schicksal «wie Schafe zur 
Schlachtbank» widerstandslos entgegengingen? Militärische jüdische 
Aktionen werden allgemein den «neuen Juden », den jüdischen Natio- 
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nalisten Israels (Zionisten) zugeschrieben, wo angeblich durch eine 
neue Gesellschaft, die vollständige Nation, auch der wehrfähige jüdi- 
sche Mann, die waffentragende jüdische Frau als Novum der Neueren 
Geschichte konstruiert wurden. Für Vorbilder ging man in Israel lieber 
in die Antike zurück, bis Massada oder in die Zeit der Makkabäer. Wo 
die Shoah mit der Einsetzung des Gedenktags Yom HaSho'a 1951 auch 
als Basis für heroische Traditionen angesetzt wurde,24  geschah eine 
Umwertung etwa des im Vordergrund dieser Überlegungen stehenden 
Warschauer Ghettoaufstands. Yisrael Gutman schreibt dazu: «Es war 
allgemein üblich, den Untergrund als Ergebnis der zionistischen Er-
weckung, und vor allem als einen Ausdruck des Bundes auf Leben und 
Tod anzusehen, den die Jungen der zionistischen Pionierbewegung ge-
schlossen hatten, die ihrem Credo bis zum Ende treu blieben. In extre-
men Fällen wurde der bewaffnete Widerstand als die Leistung derer 
dargestellt, die ihre Zukunft auf Erez Israel gerichtet hatten, und sym-
bolisierte ihre Abkehr vom Geist der Diaspora.»25  

Die Interessen der israelischen Traditionsbildung in der Phase des 
militanten Antikommunismus und der dem jüdischen Staat das Über-
leben sichernden Partnerschaft mit den USA sind ohne weiteres ein-
leuchtend, auch wenn sie die historische Realität bestenfalls partiell 
wiedergaben. Unter den Kämpfern des Warschauer Ghettos und deren 
politischen Organisationen standen neben den allgemeinen und den 
linken Zionisten vor allem die Repräsentanten ausgesprochen antizio-
nistischer Gruppen im Vordergrund. Hierzu gehörte der «Bund», die 
jiddisch-kulturelle linkssozialistische und antizionistische Partei, 
ebenso wie die polnischen Kommunisten im Rahmen der 1942 neuge-
gründeten Polnischen Arbeiterpartei PPR. Sie bot nicht wenigen 
Menschen eine politische Heimat, die sich als Polen verstanden, von 
den Deutschen jedoch als Juden angesehen wurden und schon des-
wegen in diesem Rahmen agierten, weil der polnische national orien-
tierte wie der nationalistische Widerstand ihnen sowohl als Kommuni-
sten als auch als getauften bzw. areligiösen Juden feindlich gegenüber-
stand. 

Das Dilemma bei der Bearbeitung dieser Vorgänge ist offensicht-
lich: In Israel stehen, von Ausnahmen abgesehen (Krakowski), zioni-
stische Aktivitäten im Vordergrund; daneben gelangt auch hier wegen 
der Sprachbarriere vieles nicht zur Kenntnis der nicht-hebräisch-
sprachigen Welt. In Polen wurde in der sowjetabhängigen Zeit zwar 
zumindest die PPR erforscht, jedoch der ideologischen Linie gemäß 
ohne Bezug zur Shoah und unter Freilassung «weißer Flecken». Der 
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«Bund» war bei Zionisten wie bei Kommunisten und der heute wieder 
stärker national argumentierenden polnischen Historiographie ver-
femt. Und — wie oben ausgeführt — in Deutschland wurden und werden 
diese Themen nicht bearbeitet. 

So konnte es geschehen, daß der Stroop-Bericht «Es gibt keinen jü-
dischen Wohnbezirk in Warschau mehr»26  in dem der deutsche Kom-
mandant der gegen die Ghetto-Kämpfer vorgehenden zusammenge-
würfelten Verbände vor allem seine «Leistungen» herausstellt, zum 
bekanntesten Dokument des Ghetto-Aufstands wurde. 

Über die politischen und paramilitärischen Widerstandsgruppen, 
die es in sehr vielen der von den Deutschen eingerichteten Ghettos gab, 
liegen erste Arbeiten vor,27  sie können aber in weiten Teilen nicht mehr 
als Materialsichtungen bieten. Das Wissen darum, daß es Widerstand 
nicht nur in den Ghettos, sondern nahezu in allen Vernichtungsanla-
gen gegeben hat, ist zwar inzwischen bis zu Filmproduzenten' ge-
drungen, in Deutschland erschienen dazu bisher nur Übersetzungen 
und Veröffentlichungen aus den Unterlagen der NS-Prozesse. 

Etwa zu dem grundsätzlichen Problem der Vergleichbarkeit des 
Warschauer Ghetto-Aufstands 1943 und des Warschauer Aufstands 
1944 ist es niemandem gelungen, mehr als erste Gedanken zu äußern. 
Ganz im Gegensatz zu den von Gutman angeführten Ausgangsposi-
tionen strebten die jüdischen Ghetto-Kämpfer oder die Revolten-
führer der Vernichtungslager eben kein positives Ziel (etwa einen 
jüdischen Staat) unmittelbar an. Bei den Juden war es neben der per-
sönlichen Rettung aus einer total hoffnungslosen Lage (die aber eher 
durch ein heimliches Entweichen und Verstecken als ausgerechnet 
durch unmittelbaren Kampf zu erreichen gewesen wäre) die letztlich 
nur ideal, mental motivierte Widerstandsleistung an sich, die im Vor-
dergrund stand, zu deren Würdigung eine Untersuchung der politi-
schen Haltungen in den Gruppierungen, aus denen die Kämpfer 
stammten, erforderlich wäre. Die Londoner wie die Warschauer Polen 
hatten hingegen 1944 durchaus bekannte positive politische Ziele (die 
Schaffung eines nationalen Polen ohne sowjetrussische Oberherr-
schaft), aus denen sich sowohl der Zeitpunkt des Ausbruchs (vor dem 
zu erwartenden sowjetischen Einmarsch in die Hauptstadt und als un-
mittelbarer Kontrapunkt zum am 22. Juli 1944 eingesetzten « Lubliner 
Komitee») als auch die Reaktion der Sowjettruppen unmittelbar erklä-
ren lassen. Deren Abwarten, bis die Deutschen den Aufstand niederge-
schlagen hatten, dürfte zwar vielleicht nicht ethisch zu billigen, wohl 
aber politisch nachzuvollziehen sein. Auch die Weigerung der Polen, 

94 



den nur mit idealen Zielen des Widerstands ohne die geringsten unmit-
telbaren Siegeschancen kämpfenden, dazu noch als «wehrunfähig» 
geltenden Juden mehr als rudimentäre militärische Hilfe zu leisten, 
muß nicht nur antisemitischen Motiven entsprungen sein, sondern si-
cher genauso dem Bestreben, die eigene geplante, auf einen konkreten 
Sieg abzielende Operation nicht zu gefährden. Dies allerdings ist bis-
her noch nicht ernsthaft unparteiisch untersucht worden. 

Daß dem Passivität-Klischee auch eine politische und gruppenbil-
dende Funktion zukommt, hat zuletzt eindrucksvoll der Krakauer An-
drzej Bryk herausgearbeitet. Gerade die ältere polnische Generation 
konstruiert in der Pflege des polnisch-jüdischen Gegensatzes unter 
gleichzeitiger exklusiver Zuweisung von Widerstands-Aktivität und 
Passivität gegenüber der Vernichtung das einseitige Bild des nichtjüdi-
schen polnischen Widerstandes, das als Grundlage heroisierender Le-
gendenbildung brauchbar ist und angesichts eines verbreiteten Antise-
mitismus, bei dem für die Juden neben der «Feigheit» auch der «Verrat 
an die Deutschen» als Klischee gelten, ohne weiteres mit Akzeptanz 
rechnen kann. Während Schulbücher diese Dichotomie noch 1989 ver-
breiteten, konnte Bryk bei eigenen (jedoch nicht repräsentativen) Um-
fragen feststellen, daß sich jüngere Menschen von diesen Lehrsätzen 
weitgehend befreit hatten.29  

Der kurze, fragmentarisch bleibende Überblick dürfte deutlich ge-
macht haben, daß es eine Vielzahl von Problemen mit der Geschichte 
der Shoah in Polen gibt, die die deutsche Historiographie bislang igno-
riert. Im Gegensatz zu ersten Versuchen, die langjährige polnisch-isra-
elische Entfremdung durch wissenschaftliche Kooperation zu über-
winden, ist hinsichtlich der Shoah in Polen von deutscher Seite bis auf 
eine gewisse Tagungsaktivität, die jedoch keine neuen Arbeiten ange-
regt hat,3° wenig geschehen. 

Dabei sind es nicht wenige Fragen, für die die in den letzten Jahr-
zehnten in Deutschland praktizierte Methodik der Verbindung von 
sozialhistorischen, geistesgeschichtlichen und politischen Fragestel-
lungen, der Abkehr von dogmatischen Theorieapplikationen und die 
in den Vordergrund rückende Erschließung und Würdigung von grup-
penspezifischen Referenzrahmen ein geeignetes Instrumentarium ent-
wickelt hätte. Dafür müßten sich aber Historiker mit den bisher gelei-
steten Vorarbeiten befassen und sie unter erweiterter Fragestellung 
fortentwickeln können. Desiderate wären dabei sowohl ins einzelne 
gehende, mit historischen Fragestellungen operierende Aufarbeitun- 
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gen der verschiedenen Phasen der Shoah, als auch Themen, wie dasje-
nige der jüdischen Linken in Polen, durch deren Erschließung weite, 
bis in die Gegenwart hinein wirkende Bereiche der polnischen Ge-
schichte aus den einseitigen Schlaglichtern früherer Abhandlungen 
herausgeführt werden könnten. Gerade solche Vorhaben laufen aber 
angesichts des offensichtlichen Desinteresses nach dem Scheitern des-
sen, was sich in Osteuropa fälschlich «Sozialismus» nannte, Gefahr, 
nicht so bald bearbeitet zu werden, wenn sie nicht eine Förderung er-
fahren, wie sie gerade aktuelle Bereiche genießen. 
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DER HOLOCAUST IN LETTLAND. 
ZUR «POSTKOMMUNISTISCHEN» 
AUFARBEITUNG DES THEMAS 
IN OSTEUROPA 

Margers Vestermanis 

Wie in der ehemaligen Sowjetunion, gehörte der Holocaust auch in 
Lettland zu den vom Kreml tabuisierten Themen. Jeder Versuch, sich 
mit der Shoah zu beschäftigen — auch wenn es sich nur um die bloße 
Faktizität der jüdischen Tragödie handelte — wurde im Kreml unter-
drückt, der widerspenstige Wagehals als «jüdischer bourgeoiser Na-
tionalist» und «Zionist» stigmatisiert. Das konnte Berufsverbot zur 
Folge haben, Haft und Deportation waren nicht ausgeschlossen. Die 
Leidensgeschichte der Juden sollte totgeschwiegen werden. Stattdes-
sen wurde ein verlogenes Martyrologium «friedsamer sowjetischer 
Bürger» konstruiert, in dem sich für jüdische Märtyrer kein Platz fand. 
Aber nicht nur Veröffentlichungen über den Holocaust waren verbo-
ten; selbst die Inschriften auf den Grabsteinen jüdischer Massengräber 
durften keine Aussage über die nationale Zugehörigkeit der dort ver-
scharrten Opfer enthalten. Die Perestroika, vor allem aber die wieder-
gewonnene nationale Eigenstaatlichkeit Lettlands (1991) brachten 
dergleichen sowjetkommunistische Doktrinen zu Fall. Das bedeutete 
jedoch leider nicht automatisch die Negation aller früheren Tabus. So 
breitete sich zum Beispiel nun über alle tragischen Ereignisse, die sich 
im deutsch besetzten Lettland während des Zweiten Weltkriegs ab-
spielten, nur betretenes Schweigen aus. Insbesondere über den Holo-
caust. Allem Anschein nach wird dieses Thema jetzt zum wundesten, 
zum «neuralgischen» Punkt der neuen lettischen Geschichtsschrei-
bung. Dementsprechend fand der von Juden unternommene Versuch, 
die Notwendigkeit einer systematischen Trauer- und Aufklärungsar-
beit nachzuweisen, keinen Anklang bei den maßgeblichen Stellen. Das 
bedeutet aber, daß die lettische Holocaust-Forschung und Historio-
graphie noch in den allerersten Anfängen steckt.' Vorläufig kann von 
einem Interesse eines größeren Historikerkreises in Lettland an diesem 
brisanten Thema noch nicht die Rede sein. Dennoch wäre es falsch, die 
Situation in Lettland als alarmierenden Einzelfall darzustellen. Sie ent-
spricht eher einem allgemeinen Trend, der der problemreichen Ge- 
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schichte der Judenmorde im «postkommunistischen» Osteuropa zu-
teil geworden ist. Die Behandlung dieses Themas ist mit einem Lak-
muspapier zu vergleichen. Es zeigt die politische Färbung der neuen 
Staaten an. Aus diesen Gründen werde ich in meinen Ausführungen 
nicht ausschließlich auf historiographische Probleme eingehen, son-
dern mich auch mit den Schwierigkeiten befassen, auf die das Holo-
caust-Thema im Bewußtsein der lettischen Gesellschaft stößt. 

Das Phänomen, daß sich die örtliche Bevölkerung unter der natio-
nalsozialistischen Okkupation an den Judenmorden beteiligte, ist nur 
aus den lokalen historischen Gegebenheiten zu verstehen. Natürlich 
gilt das auch für das kleine Lettland mit seinen großen Problemen, 
seiner schweren Vergangenheit und einer ungewissen Zukunft. Die 
Gegenwart ist einerseits von der desolaten wirtschaftlichen Lage, von 
der explosiven Nationalitäten-Frage und dem Damoklesschwert der 
militärischen Bedrohung durch Rußland geprägt; andererseits aber ist 
sie vom Ringen der Letten um politische Einigung, nationale Identität 
und historisches Selbstverständnis bestimmt. Die Letten sehen sich als 
«bärieu tauta» — als «Waisenvolk», das jahrhundertelang nur Objekt 
der Geschichte war, versklavt, vergewaltigt und Opfer imperialisti-
scher Großmachtpolitik wurde und dies in gewissem Maße noch heute 
ist. Daß dabei die Verstrickung extremer lettischer Kreise in die Juden-
morde während des Zweiten Weltkriegs in krassem Widerspruch zum 
nationalen Selbstverständnis als historischem Opfer steht, liegt auf der 
Hand. In der von Selbstmitleid geprägten nationalen Geschichts-
schreibung klingt das Holocaust-Thema als schrille Dissonanz. Eine 
objektive Auseinandersetzung und eine distanzierte Forschung wird 
dadurch zusätzlich erschwert. Zu Recht schrieb kürzlich Richard 
Wagner für ganz Osteuropa: «Ein kaum duchdachter Antikommunis-
mus sucht in der Krise wortreich die Werte auf der nationalen Seite. 
Das Nationale soll den verwirrten Völkern den Halt geben; daher muß 
die eigene Geschichte von Größe zeugen, sie darf nicht von Verbre-
chen berichten.» 2  

Gravierende Konsequenzen für die Nationalgeschichte hatte die 700 
Jahre währende nationale und soziale Versklavung Lettlands, in der die 
Bezeichnung « Lette » zunächst ein Synonym für Leibeigener, später 
für Fronbauer war. Die bekannte lettische Essayistin und Romanauto-
rin Zenta Mauriea, eine herausragende und widersprüchliche Persön-
lichkeit der lettischen intellektuellen Elite, deren Werke auch auf 
Deutsch erschienen sind, bezieht sich darauf, wenn sie schreibt, die 
lange Leibeigenschaft habe «eine unauslöschliche Spur» im Volk hin- 
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terlassen: «Sogar heute noch fehlt dem Letten ein gesundes Selbstwert-
gefühl, entweder leidet er an Minderwertigkeitskomplexen oder an 
Größenwahn. Es fehlt die innere Sicherheit. Auch die Achtung für den 
Mitmenschen.»3  Daß dann in der kurzen Zeitspanne der Unabhängig-
keit Lettlands (1918 — 1940) der lange brutal unterdrückte National-
stolz und auch das soziale Geltungsbedürfnis ins Extrem ausarteten, 
erscheint im historischen Rückblick eigentlich unvermeidlich. In die-
sem hypertrophierten überheblichen narzißtischen Nationalstolz und 
dem übertriebenen unbefriedigten sozialen Geltungsdrang sind die 
eigentlichen Wurzeln, der Urgrund des lettischen Antisemitismus zu 
suchen, für den es im Lettentum weder nationalhistorische noch 
christlich-religiöse Traditionen gab.4  Erst während der Unabhängig-
keit begann sich der Antisemitismus in Lettland organisatorisch und 
politisch zu konsolidieren und Judenvernichtungs-Wunschträume in 
Wort, Schrift und Lied als praktisches Programm zu konzipieren.5  Die 
Verbreitung antisemitischer Tendenzen in einem Teil der akademi-
schen Jugend Lettlands wurde durch den spezifischen Umstand be-
günstigt, daß das neue Staatsvolk um seine soziale Position und seinen 
Anteil am Handel, an der Industrie und in den akademischen Berufen 
hart mit der deutschen und der jüdischen Minderheit kämpfen mußte. 
Es ist selbstverständlich, daß dabei Deutschfeindlichkeit und insbe-
sondere Antisemitismus zur Instrumentalisierung ökonomischer 
Konkurrenzkämpfe benutzt wurden. Besonders schwere Schäden er-
litt die demokratische internationalistische Tradition Lettlands in den 
sechs Jahren der autokratischen Staatsführung, die auch die letzten 
Jahre der Selbständigkeit waren: Um der traditionsreichen sozialde-
mokratischen Opposition Lettlands und der bürgerlich-liberalen 
Fronde den Wind aus den Segeln zu nehmen und breitere Kreise der 
Städter zu gewinnen, verschrieb sich Staatschef Ulmanis, der persön-
lich ganz frei von extremen nationalistischen Ressentiments war, in 
seiner Wirtschafts-, Kultur- und Verwaltungspolitik dem Prinzip: 
«Lettland den Letten.» Nationalradikale Kreise zogen aus diesem po-
pulären Schlagwort sehr bald blutige, mörderische Konsequenzen.' 

Kurz nacheinander erlebte Lettland drei Revolutionen (1905, 1917, 
1919), wurde von zwei Weltkriegen überrollt und machte in den Jahren 
1918-1920 den sog. Befreiungskrieg durch. In 25 Jahren (1916-1941) 
erfuhr Lettland so häufige Regierungswechsel wie kaum ein anderes 
Land in Europa. Während des Ersten Weltkriegs löste die deutsche 
kaiserliche Besatzung die Macht des zaristischen Rußland ab. Ihr folgte 
das revolutionäre Experiment einer roten lettischen Räterepublik von 
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1919. Nach harten Kämpfen mit der Roten Armee und den deutschen 
Freikorps («Baltikumer ») konnte sich für zwei Dezennien eine bür-
gerliche Republik Lettland etablieren. Brutal beendete der Einmarsch 
der Roten Armee 194o das staatliche Eigenleben; Lettland wurde 
«sowjetisiert». Aber schon im Sommer 1941 besetzte die deutsche 
Wehrmacht Lettland. Das lettische Volk erlitt durch Revolutionen und 
Terror sowie den diesen folgenden Vergeltungsmaßnahmen, durch 
Kriegshandlungen und Okkupationen schwere Verluste. Aber es wa-
ren nicht nur Hunderttausende von Opfern zu beklagen; das in seinem 
Wesen ursprünglich weichherzig und mit großer Herzensgüte geseg-
nete Volk wurde auch charakterlich geschädigt. Die Brutalisierung, ein 
Hang zur Gewalttätigkeit ist offensichtlich. Die schon erwähnte Den-
kerin Zenta MauriQa schreibt über diesen Verfallsprozeß mit tiefer Be-
troffenheit: «Beobachten wir den Letten der neueren Zeit, so ist seine 
durch die häufigen Kriege erzeugte Unbarmherzigkeit nicht zu leug-
nen.»7  Sie äußert sich ebenfalls zu der weit verbreiteten Unsitte gegen-
seitigen Denunzierens, von der sie auch persönlich betroffen war: 
«Fremdherrschaft mobilisiert die gemeinsten Elemente. Wie ein Tier 
in der Unfreiheit, so degeneriert ein Volk in der Okkupation.»8  Doch 
bereits vor der sowjetischen und später der deutschen Besatzung gab es 
bedenkliche Anzeichen für eine ethische Krise in der Oberschicht, die 
die Jahre der Ulmanis-Diktatur mit dem offiziellen Kult des «vadonis» 
(Führer), der grassierenden Speichelleckerei und prinziplosen Karrie-
remacherei provoziert hatten. Diese moralische Krise offenbarte sich 
drastisch im Son-mer 1940, als beim Einzug sowjetischer Panzer das 
autoritäre System ohne das geringste Anzeichen von Widerstand, ja 
sogar ohne eine symbolische Geste des Protests kläglich zusammen-
brach und zahlreiche Nutznießer des gefallenen Regimes unverzüglich 
um die Gunst der neuen Machthaber zu buhlen begannen.9  Abrech-
nungen mit politischen Gegnern — auch, wenn sie von feindlichen Be-
satzungsmächten getragen waren und selbst, wenn sie die physische 
Existenz des Volkes bedrohten — haben auf lettischem Boden immer in 
großer Zahl lokale Helfer und Helfershelfer gefunden. So wurden 
ebenfalls die ersten sowjetischen Terrormaßnahmen, insbesondere die 
Massendeportation vom 14.Juni 1941, maßgeblich mit lokaler Hilfe 
vorbereitet und durchgeführt.' Charakteristisch ist, wie die von Na-
tionalkommunisten geleitete Zeitung « CILIA», dem Organ der Kommu-
nistischen Partei Lettlands, im Leitartikel der Ausgabe vom 17.Juni 
1941 auf die Massendeportation reagierte. Die sowjetische Terroraktion 
wurde ausdrücklich als unvermeidliche Präventivmaßnahme akzep- 
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tiert, damit sich der weiße Terror von 1919 nicht wiederhole, als 
«... tausende und abertausende der besten Söhne Lettlands nur deshalb 
erschossen wurden, weil sie Anhänger der Sowjetmacht gewesen wa-
ren». Es blieb jedoch nicht nur bei Deportationen, denen je nach 
Quelle 14 476 bzw. 14 693 Personen zum Opfer fielen." Kurz vor dem 
Abzug der Roten Armee wurde ein Großteil der Gefängnisinsassen 
(902 Personen12) kurzerhand erschossen. Mit dem Einrücken der deut-
schen Wehrmacht begann dann unter den Letten sofort die interne Ab-
rechnung mit dem politischen Gegner. In hysterischen Aufrufen, die 
gleichzeitig unverhüllte Drohungen enthielten, wurde das lettische 
Volk aufgefordert, an der blutigen «Selbstsäuberungsaktion » aktiv 
teilzunehmen: «Es möge jeder, der ein Zeugnis ablegen kann [...] die 
Zugehörigkeit der Gesuchten zur Kommunistischen Partei nicht ver-
hehlen. Jeder, der die Schuld der Verbrecher verhehlt, ist mit ihnen als 
Verbrecher zu bestrafen ...»; '3  «Laßt uns keinen Nachbarn verscho-
nen, auf den ein Verdacht fallen könnte !» ;14  «... auch unter den Letten 
gab es viele Aktivisten und mit den Roten Sympathisierende. [...] Laßt 
uns die bolschewistischen Elemente entlarven und vernichten, damit es 
in unserem Land keine Gerüchteverbreiter, <Zellen>-Organisateure, il-
legale Kämpfer und Verräter gebe »; 15  oder: «Dieses Gericht ist kein 
Rache-Gericht — dieses Gericht ist eine Selbstsäuberung, eine Selbst-
verteidigungsaktion, an der sich alle beteiligen sollten, die die Verant-
wortung für die Greueltaten des Abschaums der Menschheit nicht 
übernehmen wollen.» '6  Die Zahl solcher blutrünstigen Aufrufe ist im-
mens; doch die wenigen hier angeführten reichen aus, um das ethische 
und politische Klima jener Monate zu charakterisieren. Der Blutrausch 
im Sommer 1941 soll ca. 12000 lettische Opfer gefordert haben, die 
vom lettischen «Selbstschutz» (der späteren lettischen Hilfspolizei) 
aufgrund von Denunziationen verhaftet und kurzerhand erschossen 
wurden.'? Dieser nationale Aderlaß stand im krassen Widerspruch zu 
der von der antisemitischen Hetzpropaganda vertretenen These, «die 
Juden» seien generell für die Bluttaten der Tscheka verantwortlich zu 
machen. Diese auf einer antisemitischen Einstellung und antisemiti-
schen Vorurteilen basierende Schuldzuweisung konnte niemals mit 
konkreten Fakten und Belegen nachgewiesen werden — weder in der 
kollaborierenden Presse jener Zeit noch durch die Forschungen des im 
Juli 1941 in Riga gegründeten «Antisemitismus-Instituts». Nichts-
destoweniger ist das Hirngespinst eines «jüdischen Terrors» durch 
die nationalsozialistische Propagandaliteratur der Kriegszeit von der 
westlichen Geschichtswissenschaft teilweise kritiklos übernommen 
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worden. Darüber hinaus wird sie auch noch in neuester Zeit bei Kriegs-
verbrecher-Prozessen von Experten und Zeugen vorgebracht — so z. B. 
bei dem seit 1991 vor dem Landgericht Münster i. W. geführten Prozeß 
gegen Boleslaws Maikovskis, der 1992 noch fortgesetzt wurde. Schon 
die ersten anhand von Quellen unternommenen Nachprüfungen haben 
ohne weiteres die Unhaltbarkeit der Verleumdung erbracht:8  Die Ab-
rechnung der Letten mit den eigenen «Roten» nahm solche Ausmaße 
an, daß sogar die deutschen Besatzungsbehörden — einschließlich der 
mit den Massenmorden direkt beauftragten Einsatzgruppe A der Si-
cherheitspolizei und des SD — es nötig befanden, dem Wüten Einhalt zu 
gebieten:9  Es liegt auf der Hand, daß diese entfesselte Racheorgie bei 
den Beteiligten schließlich alle Hemmschwellen abgebaut hatte. Damit 
war aber die wichtigste Vorbedingung für die direkte Beteiligung letti-
scher Handlanger an den Judenmorden geschaffen. 

Besonders groß war der lettische Anteil an den Judenmorden im 
Sommer 1941, als der «Selbstschutz» zum größten Teil mit eigenen 
Kräften die Provinzstädte und das flache Land «judenfrei» machte. 
Über diese schaurigen Vorgänge sind keine behördlichen Akten vor-
handen. Daher ist eine exakte Feststellung schwierig, denn es handelt 
sich dabei in mehreren Fällen um «Eigeninitiativen» auf «Anregung» 
der Einsatzgruppe A. Die lettischen Polizeizentralen gaben die Befehle 
nur telefonisch. Das trifft auch für die Zeit der ersten Phase der Juden-
vernichtung in Lettland zu, die in die Anfangsmonate des Ostfeldzuges 
1941 fällt. Die dokumentarisch nachweisbare Zahl der Opfer dieser 
ersten Phase beläuft sich auf 3o 00o jüdische Menschen.2° Es war die 
Zeit der triumphalen Sondermeldungen des Oberkommandos der 
Wehrmacht (OKW), der verblüffend schnellen und, wie es vielen 
schien, endgültigen Erfolge der deutschen Streitkräfte. In den sich zur 
aktiven Kollaboration drängenden antikommunistischen und antise-
mitischen Kreisen Lettlands schufen diese schnellen Siege die Gewiß-
heit eines nahen deutschen Endsieges. Unter allen Motiven, die die 
Kollaborateure zur blutigen Mittäterschaft bewegte, war der Glaube 
an die deutsche Weltherrschaft das ausschlaggebende. Da die Aufstel-
lung eigener lettischer Einheiten und eine Teilnahme am Ostfeldzug 
untersagt wurden, blieben nur Terror- und Mordaktivitäten, mit de-
nen man sich den neuen Herren nützlich erweisen und sich selbst ge-
wisse Chancen einer bevorzugten Stellung im «neuen Europa» sichern 
konnte. Als sich aber zur Bestürzung der Konjunkturritter die Lage an 
der Ostfront rapid verschlechterte und die deutsche Führung keine 
Anstalten machte, den lettischen Autonomiebestrebungen entgegen- 
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zukommen, verflüchtigte sich bald die anfängliche antisemitische Eu-
phorie und die Gewißheit völliger Straffreiheit für begangene Verbre-
chen. Mitgefühl für die Verfolgten, das sich früher kaum zu artikulie-
ren wagte, kam in verhältnismäßig breiten Kreisen auf. Die Zahl der 
früher so bereitwilligen lokalen Helfer bei den Judenmorden redu-
zierte sich — wie in den «Ereignismeldungen UdSSR» Nr. 155 vom 
I4Januar 1942 erkannt wurde — auf wenige Täter, «... die sich wegen 
ihrer Teilnahme an der <Unschädlichmachung> der Juden » nicht Gutes 
versprechen konnten, «... wenn sich das Blatt wenden sollte »." Über 
die Anzahl der «iidu gävji» — der «Judenschießer», wie sie heute noch 
in Lettland genannt werden — herrscht noch keine Einigkeit. Es ist all-
bekannt, daß in Dörfern, Flecken und kleineren Städten der lettische 
Selbstschutz bzw. die Hilfspolizei, den Mord an der wehrlosen jüdi-
schen Bevölkerung mit eigenen Kräften «bewältigte». Dabei dürfte die 
ganz selbständige Eigeninitiative wohl eine seltene Ausnahme gewesen 
sein. Für Riga, Jelgava (Mitau), Liepäja (Libau), Daugavpils (Düna-
burg) sind Massenerschießungen durch die Einsatzkommandos und 
Teilkommandos der Einsatzgruppe A einwandfrei nachweisbar. Für 
die ersten systematischen Erschießungen in Riga stellte der Chef der 
Einsatzgruppe A SS-Brigadeführer Walter Stahlecker schon am 4. Juli 
1941 ein lettisches Exekutionskommando auf, das dann ein ehemaliger 
lettischer Polizeioffizier namens Viktors Aräjs leitete. Das Kommando 
Aräjs, das anfangs nur einige hundert Mann zählte, wurde im Sommer 
1941 in alle Städte und Kreise Lettlands geschickt, wo es galt, eine grö-
ßere Anzahl von Juden zu erschießen." Die Forschungen über den 
Verlauf der Vernichtung der Juden in der lettischen Provinz können 
noch nicht als endgültig abgeschlossen angesehen werden, weil weitere 
sehr große Aktenbestände der früher hermetisch geschlossenen Ar-
chive des sowjetischen Innenministeriums und des KGB der For-
schung nun größtenteils zugänglich geworden sind. Sie enthalten 
furchtbare Details über das Morden. Aber die Gesamtsituation zeich-
net sich jetzt schon ab und erlaubt es, mit Bestimmtheit zu behaupten, 
daß dort, wo hundert oder zweihundert jüdische Nachbarn «beseitigt» 
werden sollten, diese Aufgabe in den meisten Fällen problemlos von 
Einheimischen erledigt worden ist. Doch auch bei der Ermordung 
einer größeren Anzahl von Opfern stellte der lokale Selbstschutz den 
Konvoi, die zur Geländeabsperrung benötigten Postenketten und trieb 
die wehrlosen Menschen zu den Massengräbern, den tödlichen Salven 
entgegen. Den Aufforderungen des aus Riga oder der Kreisstadt ge-
kommenen Exekutionskommandos bei den Erschießungen «mitzu- 
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machen», folgten gewöhnlich immer wenigstens einige örtliche Mit-
glieder des «Selbstschutzes ». Auch in den größeren Städten wurde der 
«Selbstschutz», der ab Mitte Juli 1941 allmählich zur Hilfspolizei um-
organisiert wurde, in den ersten Wochen der deutschen Besatzung, 
wenn auch nicht unbedingt zu Massenerschießungen, so doch immer 
zu den Verhaftungen der Opfer herangezogen. Direkt oder indirekt 
beteiligten sich auf diese Weise mehrere Tausend Menschen an den 
Morden. Das geschah freiwillig; nur wenige sind unfreiwillig in dieses 
Blutvergießen verstrickt worden. In der zweiten Phase der Judenver-
nichtung, die in Lettland in den Spätherbst 1941 und den Winteranfang 
1941 / 42 fällt, war das Morden ganz eindeutig fest «in deutscher 
Hand », d. h. es wurde vom Reichssicherheitshauptamt (RSHA) zentral 
gesteuert, vom Reichsführer der SS abgesegnet und vom Höheren 
SS- und Polizeiführer (HSSPF) Ostland durchgeführt. Aber auch jetzt 
waren einzelne lettische Schutzmannbataillone (zum Beispiel das 
20. Schumabataillon in Riga), lettische Wachkompanien (in Liepäja) 
und Beamte der lettischen Polizei entscheidend an der Vernichtung der 
Juden beteiligt. Ohne ihre Hilfe hätte das Kommando Aräjs des Kom-
mandeurs der Sicherheitspolizei und des SD Lettland, die deutsche Si-
cherheitspolizei, der SD und die deutsche Ordnungspolizei die weit 
über 30 000 Opfer in Riga, Daugavpils, Liepäja in der Zeit vom 9. No-
vember bis zum 16. Dezember 1941 nicht töten können» Das Blutver-
gießen vollzog sich jetzt in einer neuen Situation: auf strikten deutschen 
Befehl unter deutscher Leitung und Aufsicht. Das Morden erhielt damit 
für die lettischen Beteiligten einen weit «unpersönlicheren Zug» als 
noch im Sommer 1941; doch blieb für mörderische Eigeninitiativen 
immer noch ein verhältnismäßig großer Spielraum. Im Unterschied zu 
den Morden des Sommers 1941 standen jetzt die lettischen Teilnehmer 
zwar unter dem Zwang militärischer Disziplin (obwohl sie sich ja alle 
freiwillig zum Dienst gemeldet hatten), doch ist kaum anzunehmen, daß 
sie bei einer Befehlsverweigerung mit lebensbedrohenden Konsequen-
zen rechnen mußten. Weigerungen, an den Exekutionen teilzunehmen, 
sind jedenfalls nicht bekannt. Nicht unerwähnt bleiben soll, daß sich 
mehrere Schumabataillone (zum Beispiel das 18. und insbesondere das 
2 2 .) auch außerhalb der Grenzen Lettlands an Erschießungen von Zivi-
listen, unter denen auch Juden waren, aktiv beteiligten. 

Die Teilnahme am «Judenschießen» (iidu gauganas) verhehlte man 
nicht. Der Abschluß jeder «Aktion» wurde auf dem flachen Land und 
in kleinen Städten gewöhnlich in aller Öffentlichkeit mit wüsten 
Trinkgelagen und sexuellen Orgien gefeiert, zu denen man von der 
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Erschießung zurückgestellte jüdische Frauen und Mädchen miß-
brauchte. Am nächsten Morgen führten die nächtlichen Vergewaltiger 
ihre Opfer dann in den Wald und brachten sie kaltblütig um. Mit die-
sen und ähnlichen «Taten», die während der «Aktionen» vollbracht 
wurden, pflegte man sich im Freundeskreis, gelegentlich aber auch in 
der Gesellschaft zu brüsten. Eine lettische Dichterin berichtete, daß 
Viktors Aräjs, der bereits erwähnte Chef des lettischen Mordkomman-
dos, sich ihr als «Latvijas galvenais zidu savejs» (Lettlands Hauptju-
denschießer) vorstellte. Die lachend und prahlend vorgetragenen zyni-
schen Erzählungen über «pikante» Einzelheiten haarsträubender Ge-
walttaten der Mörder waren so zahlreich, daß sie sich gewissermaßen 
«folklorisierten». Ein Beispiel dafür ist das Lied «Latvju puikas iidus 
's'auj ...» (Lettische Jungs schießen Juden ...), das noch heute der Mehr-
heit der Schuljugend bekannt ist.24  Aus diesem und ähnlichen «Laus-
bubenliedern» sollte man keine voreiligen politischen und moralischen 
Verallgemeinerungen treffen. Nichtsdestoweniger können solche 
«Folklorisierungen » sehr viel über die Tendenz aussagen, in der sich 
die überspannte elitäre nationale Überheblichkeit in den Jahren natio-
naler Unterdrückung und nationaler Ohnmacht zu kompensieren 
suchten. 

Darüber sollte man jedoch nicht vergessen, daß die Zahl der sog. 
«iidu glägi» (Judenretter), die unter tödlicher Bedrohung ihren jüdi-
schen Mitbürgern das Leben zu retten versuchten, einige Hundert Per-
sonen umfaßt. Wenn wir die direkt in diese Hilfsaktionen einbezoge-
nen Familienmitglieder mitzählen, auch Bekannte und Vertraute, die 
davon wußten und behilflich waren, so erweitert sich der Personen-
kreis um mehrere Tausend. Sie rekrutierten sich größtenteils aus den 
weniger begüterten Schichten, insbesondere den religiösen Minderhei-
ten, unter denen Baptisten und Adventisten stark vertreten waren. 
Nach den vorläufigen Ergebnissen einer 1991 /92 vom jüdischen Do-
kumentationszentrum in Riga durchgeführten Ermittlung lassen sich 
über 170 «Judenretter» namentlich feststellen. Mehrere von ihnen 
wurden verhaftet; nach den bisherigen Ergebnissen mußten allein sie-
ben von ihnen ihr Leben lassen. Auch dieses Thema — ein «Hohes 
Lied» menschlicher Solidarität und Seelengröße—wurde in der Sowjet-
zeit faktisch unterdrückt. 

Für die offizielle sowjetlettische Historiographie war der Holocaust 
und alles, was damit zusammenhing, nicht das Thema, das Aussicht auf 
offizielle Anerkennung gehabt hätte. Für privat betriebene Forschun-
gen waren Archive und Bibliotheken mit Quellenmaterial über die 
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Jahre 1941-1945 verschlossen. Doch auch im Westen machte die letti-
sche Historiographie einen weiten Bogen um alle Probleme der Holo-
caust-Forschung; sie leugnete jegliche lettische Beteiligung und ließ 
die Deutschen als einzige Verantwortliche gelten. So ist aus einer offi-
ziellen, im Westen edierten lettischen Enzyklopädie zu erfahren, daß 
die Juden «von deutschen Polizeibehörden in Konzentrationslager ge-
bracht wurden ».15  Über die sich vor aller Augen abspielende vollstän-
dige Vernichtung der Juden und der lettischen Beteiligung an der jüdi-
schen Tragödie findet sich kein Sterbenswörtchen. Ähnlich äußert sich 
der von den deutschen Behörden eingesetzte Generaldirektor für das 
Innere der sog. lettischen Selbstverwaltung, General Oskar Dankers, 
in seinen Memoiren: «Ich kann hier die Erinnerung an jüdische Men-
schen nicht unterdrücken, die durch die grausame Hand Hitlers in 
Konzentrationslager eingeliefert wurden.»26  Wer wird dem General-
direktor des Inneren glauben, daß ihm unbekannt gewesen sein 
könnte, daß von den 75 000 lettischen Juden, die zu Beginn der deut-
schen Besatzung im okkupierten Lettland lebten, am Stichtag einer 
Volkszählung (am 24.2.1943), in den Restghettos von Riga, Liepäja 
und Daugavpils nur noch 4 904 lettische Jugen übrig geblieben waren? 
Eine durch Selektionen dezimierte noch kleinere Anzahl von schät-
zungsweise 4 500 lettischen Juden wurde in den Monaten August und 
Oktober 1943 in das Konzentrationslager Riga-Kaiserwald (Meia-
parks) eingewiesen. Sollte der Generaldirektor des Inneren nicht be-
merkt haben, daß rund 70000 lettische Juden vor der Einlieferung in 
die KZs ermordet worden sind, obwohl die ihm unterstellte Abteilung 
der lettischen Ordnungspolizei direkt oder indirekt in die Vernich-
tungsvorgänge einbezogen war? In derselben Weise antwortete auch 
der vom Marinebefehlshaber «C» am 3. Juni 1941 als Chef des Selbst-
schutzes im Küstengebiet Kurlands eingesetzte lettische Oberst Alek-
sandrs Plensners auf den Leserbrief eines Letten aus den USA: «Ich 
darf sagen, daß es in meinem Leben [...] weder irgendeinen Juden-
noch sonst einen Mord gab.»27  Die Blindheit und die Vergeßlichkeit 
der Protagonisten sind fast bewundernswert. Doch auch profilierte 
Historiker stehen ihnen in nichts nach. Ich denke dabei an Uldis G&-
manis, den Autor des sehr populären Lehr- und Lesebuchs «Latviegu 
tautas piedzivojumi» (Die Erlebnisse des lettischen Volkes), das im 
Westen fünf Auflagen und 1991 eine sechste in seiner Heimat Riga 
erlebte. Auf Seite 239 meint Grmanis mit Recht: «Am grausamsten 
aber behandelten die Nazis die Juden, die nach Hitlers Beschluß in 
ganz Europa ausgerottet werden sollten.» Die tragische Verstrickung 



Lettlands in die Verwirklichung des Führerbeschlusses erwähnt er je-
doch nicht. 

Als sich 1988 / 89 eine Unabhängigkeitsbewegung formierte, bekun-
deten weite Kreise der Bevölkerung viel Mitgefühl und Verständnis für 
jüdische Belange und den Holocaust. Zum ersten Mal in der Ge-
schichte Lettlands berichteten die Massenmedien über jüdische Riten, 
Kunst und Geschichte. Großes Entgegenkommen und Unterstützung 
fanden die Bemühungen, eine jüdische Schule zu gründen. Man zeigte 
Verständnis für die Errichtung von Mahnmalen zur Erinnerung an den 
Holocaust. Jüdische Politiker, die sich aktiv für die Wiedererlangung 
der Eigenstaatlichkeit Lettlands einsetzten, erhielten viele Briefe, in 
denen lettische Bürger die lettische Beteiligung am Holocaust tief be-
dauerten und scharf verurteilten. Manchmal geschah dies sogar öffent-
lich und demonstrativ: 1990 errichtete der lettische Landwirt Jänis 
Lablaiks in der Gemeinde Jumprava im heutigen Rayon Ogre aus eige-
nem Antrieb und auf eigene Kosten seinen im Sommer 1941 ermorde-
ten und in der Nähe seines Hauses verscharrten Nachbarn ein Denk-
mal mit folgender Inschrift: «Den Opfern des Antisemitismus ». Ein 
kleines Provinzblatt — die großen in Riga erscheinenden Zeitungen ga-
ben sich viel nationalistischer — veröffentlichte im Dezember 1990 
einen Leserbrief : «Uns ist über Juden viel Schlechtes erzählt worden. 
Meiner Meinung nach ist Neid der Grund. [...] Wir müssen das jüdi-
sche Volk mit anderen Augen ansehen, nicht mit Überheblichkeit oder 
mit Verachtung, denn sie wollten immer mit den Letten zusammenge-
hen.»28  Aber es gab damals auch Brüskierungen in der Presse und be-
sonders im Fernsehen, Wiederholungen alter Beschuldigungskli-
schees, antijüdische Ausfälle; doch im allgemeinen war die Stimmung 
einfühlsam und von Verständigungs- und Einigungsbestreben gekenn-
zeichnet. Diese versöhnliche Haltung wurde jedoch in dem Moment 
aufgegeben, als das jüdische ceterum censeo, die jüdische Forderung 
ertönte: Die Mörder sollen benannt und, was das wichtigste ist, ihre 
Mordtaten verurteilt werden. Dementsprechend war die Reaktion auf 
den ersten Versuch, dieses Problem zu thematisieren, den ich mit mei-
nem Beitrag: «Cilvecibai bija jäklusZ» (Die Menschlichkeit mußte 
schweigen) unternahm.29  Es wäre falsch oder zu vereinfacht, diese Re-
aktion, die zwischen unbewußter Verdrängung und bewußter Abwehr 
anzusiedeln ist, ausschließlich monokausal mit einem latent vorhande-
nen Antisemitismus zu erklären. Die Konfrontation mit der Vergan-
genheit löste Bestürzung aus. Viele mußten sich eingestehen, sich in 
der Zeit schwerer Prüfungen und Verlockungen nicht immer mora- 
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lisch einwandfrei verhalten zu haben. Versucht man dem Widerwillen 
gegen ein Aufrollen der Ereignisse des Holocaust auf den Grund zu 
gehen, müssen mehrere historische und psychologische Faktoren be-
rücksichtigt werden: In den Augen der älteren Generation der letti-
schen Demokratie — einer zur Zeit sehr labilen und unorganisierten 
Gruppe — hat die bis 1940 führende Oberschicht durch ihre kompro-
mißlose Kollaboration mit den Nazis während der Besatzungszeit, 
aber auch wegen ihrer blutigen Abrechnung mit den eigenen Linken 
und wegen ihres harten Vorgehens gegen die Deserteure aus der 
zwangsmobilisierten lettischen «Freiwilligen Legion », das Recht auf 
einen erneuten Führungsanspruch verloren. Bei der negativen Bewer-
tung der Rechtsradikalen spielt zweifelsohne auch ihre Verstrickung in 
die antisemitische Hetze und die Judenvernichtung eine gewisse Rolle. 
Gerade demokratische Kreise verurteilten im Anfangsstadium der 
Massenbewegung für die Wiederherstellung der staatlichen Selbstän-
digkeit Lettlands den Antisemitismus und die Beteiligung Lettlands 
am Holocaust sehr scharf. Jänis Peters, ein in der Republik sehr be-
kannter Poet und Publizist und der erste Führer der kämpferischen 
«Tautas Fronte» (Volksfront), schrieb am 2o. Mai 1988 in der «Litera-
türa un Mäksla»: «Die Tausende von Menschen, die in den ersten Ta-
gen und Monaten des Krieges erschossen wurden, haben Mörder letti-
scher Nationalität auf dem Gewissen.» Während der ersten großen 
öffentlichen Kundgebung am 28. Oktober 1988 am Freiheitsdenkmal in 
Riga, das zum Symbol der Bewegung erhoben worden ist, sagte Jänis 
Peters unter anderem auch folgendes: «Das Freiheitsdenkmal steht als 
Zeichen der Trauer für die am 14.Juni 1941 und am 25. März 1942 
Verschleppten [gemeint sind die Opfer sowjetischer Deportationen, 
M. V.], aber laßt uns nicht vergessen, daß im Vaterland und in der Frei-
heit [eine Anspielung auf die Inschrift am Sockel des Denkmals, M. V.] 
auch die Zehntausende Juden leben wollten, die in einer in Lettland nie 
zuvor erlebten Blutorgie von Kangern [Volksverräter im lettischen Na-
tionalepos «LäCplZsis », M. V.] lettischer Nationalität ermordet worden 
sind.»3° Vor dem Plenum der Vereinigungen der schöpferischen In-
telligenz am 15. April 1989 erklärte der Redakteur von «Literatüra 
und Mäksla», der Dichter Märis 	: «Die Verbrechen von Cukurs 
und Aräjs [den Leitern lettischer Exekutionskommandos, M. V.] 
sind mit keiner Deportation zu rechtfertigen. Und die natürliche 
Lebensauffassung des Volkes tut es auch nicht — es ist allgemein gut 
bekannt, welch' Ekel in das Wort <Judenschießer> hineingelegt ist ...»3' 
Diese Worte enthielten die Aufforderung zu einer eindeutigen Stel- 
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lungnahme. Es ging dabei nicht nur um die ethische Gesundung der 
Gesellschaft, sondern auch darum, politisch Position zu beziehen: die 
rechtsradikalen Elemente, mit denen Lettland so schlechte Erfahrun-
gen gemacht hatte, sollten von der Führung der Bewegung fern gehal-
ten werden. 

Die Angegriffenen konterkarierten sogleich mit einer These ä la 
Ernst Nolte, nach der die Rassenmorde in Lettland in den Jahren 
1941-1945 ein Resultat der stalinistischen Klassenmorde der Jahre 
194o/41 gewesen sein sollten: «Nicht wir haben das Blutvergießen 
begonnen!» — hieß es in einer Entgegnung der Rechten. Ein Schlag-
wort, das weithin Anklang fand und in die Publizistik und — was be-
sonders schlimm ist — auch in die Schulbücher eingegangen ist. Damit 
glaubten sich Täter und Mittäter entlastet und moralisch rehabilitiert. 
Aus der Defensive ging man sofort zum Gegenangriff über und begann 
im Brustton tiefster Überzeugung von «jüdischer Schuld », «jüdischem 
Anteil» am stalinistischen Terror zu sprechen. Das geschah, wie schon 
erwähnt, ganz allgemein, ohne Angabe konkreter Belege. Letztlich ist 
dies mit der Ritualmordbeschuldigung vergleichbar: Sie ist zwar nicht 
erwiesen, aber so oft wiederholt worden, daß der Eindruck entstand, 
da müsse doch etwas dran sein. In privaten Aussprachen ist oft die 
Meinung geäußert worden, die Juden hätten die Absicht gehabt, das 
lettische Volk zu vernichten. Diese Ansicht findet sich auch in einem 
am 4. September 1989 im lettischen Fernsehen verlesenen Brief einer 
älteren Dame aus Liepäja. Sie schreibt darin, «den Letten» [als Ge-
samtheit!] sei damals keine andere Alternative geblieben, als die Syn-
agogen zu verbrennen und die Juden zu töten. Der Fernsehkommen-
tator Imants Dekgenieks verlas den Brief zwar mit ironisierenden 
Glossen, doch es ist ja bekannt, daß Vorurteile, die der Abwehr und 
der Selbstverteidigung dienen, nicht mit logischen Einwänden auszu-
räumen sind. Mit der ungeheuerlichen Beschuldigung aus dem Propa-
ganda-Arsenal der Nazizeit sollen die Menschenverbrennungen in 
Synagogen im Juli 1941 und die unter grauenhaften Begleitumständen 
durchgeführte Judenvernichtung erklärt und gewissermaßen entschul-
digt werden.32  Es ist symptomatisch, daß man sich der Morde an den 
Roma und Sinti Lettlands, für die man weder politische noch «Not-
wehr»-Entschuldigungen anführen kann, überhaupt nicht erinnern 
will. 33  Der spontane Rückgriff auf Noltes Ansatz hat natürlich nichts 
mit dem «Historikerstreit» oder einer Wahrheitsfindung gemein. Er 
geschah hier, um eine geistige Haltung, eine taktische Verteidigungs-
position anzudeuten, die den Interessen und politischen Ambitionen 
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rechtsradikaler Kreise entspricht. Daß diese Position, diese Auffassung, 
Anklang findet, läßt sich nicht immer politisch erklären; auch psycholo-
gische Faktoren müssen berücksichtigt werden. Es besteht nämlich ein 
verbreitetes Bedürfnis, sich der vollständigen Wahrnehmung der eige-
nen Vergangenheit zu entziehen. Nach all dem Schweren, Erniedrigen-
den, Erdrückenden, das das Volk hinnehmen mußte, glaubt man das 
Recht zu haben, sich Reue und Scham für die Vergangenheit ersparen 
zu dürfen. 

Eine andere Position formulieren Fachkollegen in offenen Privatge-
sprächen. Dieselbe Position vertraten auch junge lettische Theologen 
in einer Aussprache am 7. April 1992, die das Dokumentationszentrum 
«Juden in Lettland», Riga, organisiert hatte. Auch hier wurde die An-
sicht geäußert, das lettische Volk befände sich in einer schweren De-
fensive, sei demographisch, ökonomisch und militärisch ernstlich be-
droht. Das entspricht sicher der Wahrheit. Aber aus dieser Situation 
wird die Folgerung gezogen, daß jedes lettische Schuldgeständnis die 
nationalen Überlebenschancen vermindere und selbstmörderisch sei. 
Daher könne es in absehbarer Zeit nicht erwartet werden. Das müsse 
einer kommenden Generation überantwortet werden. 

Inzwischen ist augenscheinlich geworden, daß die demokratischen 
Kräfte nicht nur im politischen Leben, sondern auch im Streit um die 
Schuldfrage eine Schlappe erlitten haben. Das Geplänkel in der Presse 
und in anderen Massenmedien zeigt, daß die Gefahr eines Abgleitens 
der nationalen Bewegung nach rechts Realität geworden ist. Die demo-
kratische Intelligenz, die der eigentliche Initiator und Organisator des 
sog. «dritten Volkserwachens» in Lettland war, ist inzwischen von der 
politischen Bühne verdrängt worden. Dadurch ist es den den ehemali-
gen Nazi-Kollaborateuren nahestehenden Kreisen in großem Maße 
gelungen, ihre eigenen Verbrechen als einen Fehltritt des ganzen letti-
schen Volkes darzustellen. Diese Suggestion einer nationalen Kollek-
tivschuld weist jede Ermahnung an die Vorgänge der Nazizeit mit Ent-
rüstung als nationale Beleidigung zurück. Hier ist nicht der Ort, den 
Ursachen dieser Entwicklung detailliert nachzugehen. Es genügt der 
Hinweis, daß das lettische Volk in seiner Gesamtheit während der Ok-
kupation durch die Nationalsozialisten schwerere Verluste erlitt als 
1940 / 41 unter der sowjetischen Besatzung.34  In den Jahren 1941-1945 
waren hingegen vor allem die «kleinen Leute» ohne gesellschaftliche 
Bedeutung die Opfer. Die sowjetische Propaganda hat, getreu der 
menschenverachtenden stalinistischen Tradition, in den Nachkriegs-
jahren ihrer Märtyrer kaum gedacht. Die Deportationen durch die 
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Sowjets nach dem Krieg ließen den Terror der Nazis in Vergessenheit 
geraten und schufen so die Überzeugung, daß Lettland stärker durch 
die Herrschaft der Sowjets betroffen war als durch die der Nazis. Das 
erklärt vieles. Auch die Prozesse, die nach dem Krieg gegen lettische 
Kollaborateure und Kriegsverbrecher angestrengt wurden und zu ih-
rer Verurteilung führten, dienten nicht der Aufklärung von Verbre-
chen in der Nazizeit. Abgesehen von einigen wenigen Schauprozessen 
in den Jahren 1961 und 1965 fanden diese Gerichtsverfahren in größter 
Heimlichkeit statt und wurden überwiegend vom KGB abgewickelt. 
Die Urteile waren in der Regel sicherlich nicht unbegründet, doch un-
differenziert nach dem Prinzip «mitgefangen — mitgehangen ». Die 
große Heimlichkeit der Verfahren und die Willkürlichkeit der Urteile 
ließen die verurteilten Täter im Volksempfinden allmählich als Opfer 
einer lettophoben Rachejustiz erscheinen und machten sie zu Märty-
rern. 

Die allergische Reaktion auf die Gewissensfragen, die die Erfor-
schung der Geschichte des Holocaust aufwerfen, wird verständlich, 
wenn man darüber hinaus bedenkt, daß der großrussische Natio-
nalismus im Holocaust die Chance sah, das ganze lettische Volk der 
Mittäterschaft zu bezichtigen und alle Letten als «Faschisten» abzu-
stempeln. Damit konnten 1949 und danach sowohl die Massendeporta-
tionen begründet werden als auch das Einschleusen enormer Massen 
von Russen und anderer entnationalisierter «Russischsprachiger» aus 
den Kerngebieten des Sowjetimperiums. Infolge dieser Politik stellen 
die Letten heute in ihrem eigenen Staat mit knapper Not die Hälfte der 
Bevölkerung; in größeren Städten bilden sie nurmehr eine Minderheit. 
Dies muß zu nationalen Spannungen führen, die dem extremen Natio-
nalismus den «Seelenfang» erleichtern. 

Wir kommen nun zu folgendem Fazit: Bedingt durch die erwähnten 
Prozesse und Umstände hat sich das Volk in das erlittene Leid narziß-
tisch eingekapselt. Daraus resultiert eine Versteifung in der Abwehr 
jeglichen Gesprächs über den Holocaust. Diese Ablehnung selbstkriti-
scher Einsicht prägte die Behandlung des ungeliebten Themas folgen-
dermaßen: 

I. Offensichtlich hat sich eine Evolution von stillschweigender Umge-
hung des Geschehens zu einer aggressiven Reaktion auf die mahnende 
Erinnerung an die Vergangenheit vollzogen. Der lettische Durch-
schnittsbürger, mit dem man nach wie vor in ungetrübtem mensch-
lichen Kontakt verkehrt, ist davon weniger berührt, als es die lettischen 
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Massenmedien, politische Gruppen, Organisationen und eine nicht 
mehr überschaubare Anzahl von Parteien sind, die nun das Wort füh-
ren. Zwei exemplarische Beispiele mögen das veranschaulichen. Zum 
Jahrestag des «Blutsonntags» im Rigaer Ghetto am 3o.November 
1941, an dem die Ermordung der Ghettobewohner begann, veröffent-
lichte 1989 der Rat der Volksfront eine Beileidserklärung, in der er 
«Latvijas ebrejiem» (den Juden Lettlands) sein Mitgefühl aussprach 
und ihnen versicherte, daß die unschuldigen Opfer niemals vergessen 
würden. In der Beileidserklärung wurde ein ökumenischer Trauergot-
tesdienst angekündigt.35  Die lettischen Juden waren ergriffen; aber sie 
waren auch beunruhigt, da die Erklärung kein Wort der Verurteilung 
der Verbrechen enthielt. Auch in den Kirchen fiel es nicht. Zwei Jahre 
später, am so. Jahrestag des Massakers im Ghetto von Riga, erhob der 
jüdische Politiker Mavriks Vulfsons, damals Vorsitzender der Parla-
mentskommission für Auswärtiges und verdienter Mitbegründer der 
Volksfront, in seiner Rede anläßlich der Trauerzeremonie den Vor-
wurf, daß nichts geschehe, um die ideologischen Vorbedingungen des 
Holocaust aufzudecken. Die Antwort kam prompt. Schon am näch-
sten Tag hieß es im Fernsehen, Vulfsons, der 1988 / 89 noch zu den 
populärsten Persönlichkeiten Lettlands gehörte, müsse seinen Posten 
im Parlament aufgeben. Auch die Presse griff ihn scharf an. «Atmoda», 
die Zeitung der Volksfront, qualifizierte seine Äußerung als «grauen-
hafte Provokation», deren Ziel es sei, «das lettische Volk in die Knie zu 
zwingen ».36  Auch der «Latvijas Fonds», eine Spitzenorganisation der 
lettischen Intelligenzija, veröffentlichte eine ähnliche Erklärung («Par 
tautas godu» — Zur Ehre des Volkes), in der die jüdische Gesellschaft 
brüsk aufgefordert wurde, «sich der Angriffe auf die Ehre des letti-
schen Volkes zu enthalten ».37  

2. So erstaunt nicht, daß es gelegentlich auch zu unverhüllten antise-
mitischen Veröffentlichungen kommt. Es ist sinnlos, jede chauvinisti-
sche Plattitüde zu registrieren, zumal ihre Zahl nicht groß ist. Drei 
Beispiele sollen hier die Tendenzen des Antisemitismus aufzeigen. Vis-
valdis Brinkmanis, ein führender Politiker der lettischen Rechtsnatio-
nalen, publizierte seine historischen «Entdeckungen »: Die Juden seien 
selbst an ihrem Schicksal schuld. Sie hätten auch bei ihrer Vernichtung 
selbst mitgewirkt.38  Viel Staub wirbelte eine Veröffentlichung in der 
Zeitung «Pilsonis» auf, die von einer einflußreichen rechtsradikalen 
Organisation, der «Latvijas Komiteja», herausgegeben wird. Am 
27. November 1991 veröffentlichte das Blatt einen Beitrag von Henrik 
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Kugners, in dem er die lettische Regierung bezichtigte, sie sei angeblich 
im Begriff, die Republik an jüdische Bankiers auszuverkaufen, die 
ohnehin schon 95 % (!) des Weltkapitals besäßen. Kugners behauptete 
weiter, die 194o / 41 von den Sowjets in Lettland nationalisierten Werte 
seien auch in die Tresore jüdischer Bankiers gelangt. Die Juden hätten 
dann dieses Geld dazu benutzt, Letten in die Sowjetunion zu locken 
und die Ermordung des gestürzten Staatspräsidenten Kärlis Ulmanis 
zu organisieren. In einer Erklärung verurteilte das Präsidium des 
höchsten Rates der Republik Lettland diesen Beitrag in «Pilsonis » 
scharf, weil er dem internationalen Ruf der Republik schaden könnte.39  
Charakteristisch ist, daß der Redakteur von «Pilsonis » in der näch-
sten Ausgabe zwar bereit war, einzuräumen, daß der Prozentsatz des 
jüdischen Anteils am Weltkapital etwas zu hoch angegeben sei, ins-
gesamt stellte er sich jedoch hinter seinen Autor. Es ist nicht aus-
zuschließen, daß die rechtsradikalen Nationalisten um «Pilsonis » und 
«Latvijas Komiteja» von der sich sehr konspirativ gebenden, extrem 
antisemitischen Gruppe «Kristiegu Vairogs » (Schild der Christen) 
beeinflußt werden, die in Kreisen der in den Westen emigrierten 
Letten eine gleichnamige maschinenschriftliche Ausgabe verbreitet. 
Unter dem Titel steht gleichsam als Epitaph: «Müsu gisdienas 
nelaimju Moiji ir jaukteei, komunisti un iidi!» (Die Ursache unseres 
heutigen Unglücks sind Mischlinge, Kommunisten und Juden!) Die 
Gruppe vertritt konsequent die Auffassung, alle sich in lettischen 
Emigrantenkreisen ereignenden tödlichen Unfälle seien nichts anderes 
als durch Juden ausgeführte Morde. Lettische Emigranten, die zu einer 
demokratischen Haltung neigen, bezeichnet sie als von «Juden ge-
kauft ».4° 

Als Beispiel einer provokativen Herausforderung, die zeigen soll, 
daß man nicht bereit ist, den Holocaust an den Juden Lettlands aufzu-
arbeiten, kann die Auseinandersetzung um den populären lettischen 
Sportflieger Herberts Cukurs gelten, dessen Konterfei den Werbetext 
für die Zuckerlotterie in der Wochenzeitschrift «Atpüta» (Erholung) 
ziert («cukurs » bedeutet im Lettischen: Zucker)» Herberts Cukurs 
war einer der engsten Gehilfen des Massenmörders Aräjs. Die Ausein-
andersetzung dauert nun schon einige Jahre. 1989 wurden Aufnahmen 
von Cukurs in einer Dokumentations-Ausstellung über die Zeit der 
ersten lettischen Republik in den 192oer und 93oer Jahren im Ausstel-
lungssaal «Arsenal» in Riga gezeigt. Seit Frühling 1992 ist er in einer 
Ausstellung des Staatlichen Kriegsmuseums zu sehen. In einem ziem-
lich unauffälligen Begleittext wird er der Kriegsverbrechen beschul- 



digt. Seit Sommer 1992 wird dem Kriegsverbrecher Cukurs jedoch in 
der Fotovitrine der Generaldirektion der Archive Lettlands (einem 
Schaufenster in der 	ielä (Scheunenstr.) II in Riga) besondere 
Aufmerksamkeit zuteil — hier gibt es keinen erklärenden Text über 
seine Kriegsverbrechen. Es ist möglich, daß bei dieser öffentlichen De-
monstration der Umstand eine Rolle spielt, daß Cukurs 1965 in Mon-
tevideo von den Vollstreckern eines jüdischen Femegerichts getötet 
worden ist. Wenn aber die Generaldirektion der Archive sich solche 
Entgleisungen erlaubt, verwundert es kaum, daß immer noch — wenn 
auch wenige — lettische Jugendliche das grausige Liedchen «Latvju pui-
kas zidus gauj ...» (Lettische Jungs schießen Juden...) singen. 

3. Unter dem Aspekt, daß die politische Öffentlichkeit um Lettlands 
Ruf als demokratischer Staat besorgt ist, muß man eine offizielle Erklä-
rung des Parlaments vom 17. September 1990 werten. In dieser Erklä-
rung wird der Holocaust scharf verurteilt und das Bedauern (aber 
keine Verurteilung!) ausgesprochen, daß sich an den Massenmorden 
an Juden in Lettland auch «Bürger Lettlands» beteiligt haben. Der 
4. Juli, der Tag der ersten massenweisen Menschenverbrennungen in 
den Synagogen im Sommer 1941, ist in die Reihe der lettischen Ge-
denktage aufgenommen worden. Die Presse brachte den Wortlaut die-
ses Beschlusses kleingedruckt in der Spalte «Chronik» und ohne erklä-
renden Kommentar. In den folgenden Jahren zeigte sich, daß der jüdi-
sche Gedenktag von der Presse solidarisch verschwiegen wird. Im 
Jahre 1992 hat jedoch erstmals die Lehrerzeitung «Izglitiba» (Bildung) 
einen Beitrag zu diesem Gedenktag veröffentlicht.42  

Ein Parlamentsbeschluß vom i5. Oktober 1991 spricht ehemaligen 
Bürgern Lettlands die «Verbrechen gegen die Menschheit [...] oder 
Kriegsverbrechen verübt haben», das Recht auf eine Erneuerung der 
lettischen Staatsbürgerschaft ab. Durch dergleichen Deklarationen 
und Beschlüsse schirmt sich die wiedererstandene Republik Lettland 
gegen eventuelle Kritik und Vorwürfe ab. Doch ist dies eher «nach 
außen hin» gedacht. «Nach innen» relativieren leider weiterhin die 
Massenmedien und — was für die Zukunft von besonderer Tragweite 
ist — der Schulunterricht den Holocaust durch die stalinistischen De-
portationen und die sowjetischen Repressalien. 

Ende der achtziger Jahre wurden als Hilfsmaterial für den Ge-
schichtsunterricht die Geschichtsbücher aus der Zeit der Ulmanis-
Diktatur (1934-1940) neu verlegt. Doch es war allen klar, daß Lehrer 
und Schüler nicht länger ohne anleitendes Lehrmaterial über die Ge- 
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schehnisse des Zweiten Weltkriegs bleiben konnten. Um so mehr, da 
im Ausland Vorwürfe erhoben wurden, daß im Schulprogramm die 
Vorgänge des Holocaust verschwiegen würden. Besonders scharf kri-
tisierte Per Ahlmark, ein ehemaliges schwedisches Regierungsmit-
glied, der seinerzeit die baltischen Unabhängigkeitsbestrebungen aktiv 
unterstützt und 1990 sowie 1991 Lettland besucht hatte, diesen Zu-
stand.43  Per Ahlmark war bei weitem nicht der einzige, der diesen 
Zustand im Schulunterricht rügte. Druck übten auch die jüdischen 
Parlamentsabgeordneten Mavriks Vulfsons und Ruta Marjascha sowie 
der Vorsitzende des Parlamentsausschusses für Menschenrechte und 
nationale Belange Andrejs Pantelejevs aus. Resultat war ein Arbeits-
programm des Bildungsministeriums, das vorsah, bis 1994 /95 den ent-
sprechenden Lehrstoff vorzubereiten." Um die maßgeblichen Ten-
denzen, die im Schulunterricht über den Holocaust vermittelt werden, 
zu skizzieren, möchte ich auf drei offiziell empfohlene Lehrbücher zu 
diesem Thema kurz eingehen. Dabei handelt es sich zum einen um das 
im Teamwork erstellte Buch: «Latvijas v2stures apcerZjumi (no 940 — 
gada lidz müsu dienäm), Mäcibu paliglidzeklis vidusskoläm Märtiea 
Vida redakcijä» (Abriss der Geschichte Lettlands, vom Jahr 1940 bis 
zur Gegenwart. Hilfslehrmittel für die Mittelschulen unter der Redak-
tion von Märting Virsis), erschienen im «Zvaigzne»-Verlag Riga 1990. 
Zum anderen um ein Lehrbuch, das wie das bereits erwähnte eben-
falls vom Bildungsministerium herausgegeben worden ist: «Latvijas 
),T -sture. Skolas vecuma b&miem» (Geschichte Lettlands. Für Kinder 
im Schulalter), Riga «Zvaigzne»-Verlag 1992. Als Redakteur zeichnet 
Odisejs Kostanda. Auf beide Bücher soll hier eingegangen werden. Die 
Redakteure dieser beiden Lehrbücher sind Historiker und in Lettland 
bekannte Persönlichkeiten. M. Virsis, mit mehreren Arbeiten zu Pro-
blemen der neuzeitlichen Geschichte hervorgetreten, ist Stellvertreter 
des Außenministers. 0. Kostanda, ein junger Geschichtslehrer, ist ra-
dikaler Politiker und Parlamentsabgeordneter. Das dritte Werk, das 
ich hier nennen möchte, ist zwar nicht vom Bildungsministerium her-
ausgebracht und empfohlen worden, doch das Fachblatt «Latvijas Nes-
ture» (Geschichte Lettlands),43  das sich an Historiker und vor allem an 
Geschichtslehrer wendet, empfiehlt es nachdrücklich. Es handelt sich 
dabei um: Agnis Balodis, «Latvijas un latviegu tautas .s&-sture» (Die 
Geschichte Lettlands und des lettischen Volkes), Riga 1991. Der Autor 
ist ein in Schweden lebender lettischer Historiker und Journalist mit 
einer deutlichen Sympathie für die Sozialdemokratie Lettlands. Das 
politische Spektrum dieser Autoren bzw. Redakteure ist recht breit 
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und kann somit die Strömungen in der lettischen Gesellschaft stellver-
tretend repräsentieren. Auf Seite S8/ 59 der von MärtiQg Virsis redi-
gierten «Latvijas vstures apcerjumi» finden wir unter der Über-
schrift «Das tragische Schicksal der Juden Lettlands» einige Zeilen. 
Der Text ist so kurz, daß ich ihn hier unverkürzt wiedergeben kann: 

«Besonders grausam betrafen diese Prozesse [gemeint ist der nationalsozialisti-
sche antikommunistische und Rassenterror, M. V.] die Juden Lettlands. In den 
größeren Städten — Riga, Liepäja und Daugavpils — wurden jüdische Ghettos 
errichtet. In Flecken und Städten erschienen Aufschriften <Judenfrei>, was be-
deuten sollte, daß alle Juden hier vernichtet worden sind (während der Okkupa-
tionszeit sind ca. 89,5 % aller Juden Lettlands vernichtet worden).» 

Über die Rolle lettischer «Ideologen» bei der systematischen antise-
mitischen Hetze sowie der örtlichen Henkersknechte beim «tragi-
schen Schicksal der Juden Lettlands» bleibt die Schuljugend unaufge-
klärt. 

Agnis Balodis scheut sich in seinem Werk nicht, dieses heiße Eisen 
anzupacken, denn das Buch ist ursprünglich auf Schwedisch für 
schwedische Leser geschrieben worden. Unter der Überschrift «Die 
<Säuberungsaktionen> der SS und des SD in Lettland» (S. 310-312) ist 
über die «Endlösung» in Lettland einiges Wissenswerte zu erfahren: 
«Die SS hatte die Absicht, die negative Stimmung gegen die Sowjet-
union auszunutzen, um die Bevölkerung zu blutigen Judenpogromen 
aufzuhetzen.» — «Deutsche Dokumente belegen, daß diese Taktik im 
allgemeinen ohne Resultat blieb, obwohl es in der jüdischen Minorität 
aktive Kommunisten gab, die im NKVD [Narodnij Kommissariat 
Vnutrenich Del = Volkskommissariat für innere Angelegenheiten, 
M. V.] gearbeitet und der Sowjetmacht geholfen hatten.» Da hierauf 
nicht weiter eingegangen wird, entsteht der Eindruck, daß die Bevöl-
kerung eigentlich ein gewisses moralisches Recht gehabt hätte, den 
Pogromparolen zu folgen. Über die Anzahl jüdischer NKVD -Leute 

und ihre Rolle finden wir keine Angaben. Man könnte glauben, daß 
nicht Letten — insbesondere Lettgaller und Russen — die Hauptkader des 
stalinistischen Repressalien-Apparates gebildet hätten, sondern Juden. 
Dagegen meint Balodis, den Leser sehr präzise über die Schuldigen des 
Nazi-Terrors zu orientieren. Es sind ihrer nicht sehr viele: Walter 
Stahlecker, der Chef der Einsatzgruppe A der Sicherheitspolizei und 
des SD, Rudolf Lange, Kommandeur der Sicherheitspolizei und des SD 
in Lettland sowie der berüchtigte Viktors Aräjs. Alle drei sind schon 
lange tot: Stahlecker starb am 23.März 1942 nach einer Verwundung 
im Gefecht mit einem russischen Partisanen, Lange soll in den Kämp- 
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fen um Posen am 23. Februar 1945 gefallen sein, Aräjs, in Hamburg zu 
lebenslanger Haft verurteilt, starb am 13. Januar 1988 in einem Kasseler 
Gefängnis. Zu den für das in Lettland vergossene Blut Verantwort-
lichen wird darüber hinaus das gesamte Kommando Aräjs gerechnet, 
d. h. etwa 300 bis 1 000 Mann. Sonst niemand. Balodis beschwert sich 
bei seinem Leser, daß zu Unrecht unter den lettischen Emigranten 
noch nach weiteren Tätern gefahndet würde. Er demonstriert uns also 
das klassische Schema, in dem Aräjs und seine Leute aus taktischen 
Erwägungen als «Sündenböcke» dargestellt werden. 

Detaillierter muß das von Kostanda redigierte Lehrbuch «Latvijas 
vsture» analysiert werden, da es in hoher Auflage erschienen und auch 
ins Russische übersetzt worden ist. Es ist also Standardwerk. Kapitel 
58 (S.308-313) ist unter der Überschrift: «Lettland unter dem Joch 
der deutschen Faschisten» den Jahren der nationalsozialistischen Ok-
kupation gewidmet. Die Zahl der Opfer wird allgemein mit i10000 
angegeben. Zitat: «Beschämend ist der Umstand, daß sich an diesen 
Bluttaten auch Letten beteiligt haben» (S. 312). Aber auch hier wird 
der Täterkreis auf das Kommando Aräjs beschränkt und ihm eine In-
dulgenz zugebilligt: es soll aus Leuten bestanden haben, die selbst oder 
deren Angehörige schwer unter den sowjetischen Repressalien zu lei-
den gehabt hätten, was übrigens nur teilweise stimmt. Zum Beispiel 
wurde weder Viktors Aräjs noch Herberts Cukurs von den Sowjets 
verfolgt. Beide erklärten 1940 ihre Bereitschaft mit den «Roten» zu-
sammen zu arbeiten in der Hoffnung, Karriere machen zu können. 
Aus politischen Gründen wurden sie aber abgewiesen. Kostanda folgt 
hier dem Beispiel, das ihm Balodis gab: Indem man die Aräjs-Leute 
opfert, sollen die anderswo Beteiligten entlastet werden. Es habe sogar 
an Beteiligungswilligen gefehlt: «So mußte die ganze schmutzige Ar-
beit von speziellen deutschen und anderen Einheiten verrichtet wer-
den» (5.312). Doch in jeder Ortschaft, in jeder Gemeinde, wo im 
Sommer 1941 Juden ausgerottet worden sind, nennen noch heute die 
Alteingesessenen namentlich die « Judenschießer ». Kostanda, der schon 
mehrere Lehrmittelhilfen für den Geschichtsunterricht herausgegeben 
oder verfaßt hat, will nichts von dem «Judenschießen» auf dem flachen 
Land im Sommer 1941 gehört haben. Für seine Behauptung führt er 
folgenden Beleg an: «Zum Beispiel wurden 2500o Rigaer Juden in 
Rumbula von einem 12 Mann starken Exekutionskommando aus der 
Ukraine erschossen» (S. 312). Das vom HSSPF Ostland Friedrich Jek-
keln aufgestellte deutsche (nicht ukrainische) Exekutionskommando 
bestand tatsächlich aus io — 15 Schützen, die der SS angehörten. Doch, 
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um die 30000 Ghettobewohner in den beiden Mordaktionen am 
30. November und 8. Dezember 1941 in die Massengräber zu treiben, 
sind i 000 Mann aufgeboten worden: deutsche Schutzpolizei und Ord-
nungspolizei, das Einsatzkommando 2 der Sicherheitspolizei und des 
SD, das ganze Kommando Aräjs, das Reserve-Schumabataillon 20 aus 
Bolderäja (Bolderaa), die lettische berittene Polizei, die lettische Ord-
nungspolizei, Beamte des 6. lettischen Polizeireviers usf. Ist es mög-
lich, daß diese oft beschriebenen Details einem Lehrbuchautor nicht 
bekannt sind? 

War die Mithilfe des Selbstschutzes für die verblüffend schnelle 
«Endlösung» im Baltikum von so geringer Bedeutung, daß sie einfach 
übergangen und verschwiegen werden kann? Einer Meldung der Ein-
satzgruppe A zufolge, die in den «Ereignismeldungen UdSSR» Nr. 4o 
vom 1. August 1941 zu lesen ist — also nach einer internen vertraulichen 
Information für die Partei- und SS-Hierarchie des NS-Staates, die mehr 
oder weniger objektiv über den Verlauf der «Säuberungsaktionen» in-
formiert werden sollte — hat der Selbstschutz eine entscheidende Rolle 
gespielt: «Bei der Selbstreinigung in den Gebieten Litauens, Lettlands 
und Estlands wurden bis heute von Selbstschutzorganisationen insge-
samt weit über zo 000 Kommunisten und Juden liquidiert ...»46  Ähn-
lich beschreibt der Abteilungsleiter Politik des Reichskommissars für 
das Ostland Trampedach die Rolle des Selbstschutzes in seinem Ge-
heimbericht über die politische Lage in Lettland vom 16. August 1941. 
Diesem Bericht nach soll sich der Selbstschutz bei jeder sich bietenden 
Gelegenheit von Juden und Kommunisten «befreit» haben.47  Auch der 
Gebietskommissar für Semgallen, der in Jelgava (Mitau) residierende 
Veteran der NS-Regierung, SA-Standartenführer Eberhardt Freiherr 
von Medem, charakterisiert im Lagebericht vom 12. August 1941 den 
«Bereinigungsprozeß » als spontan, chaotisch und unkontrolliert, 
worüber er übrigens seinen Unwillen bekundet.48  Der Leiter des Ein-
satzkommandos 2, der Kommandeur der Sicherheitspolizei und des 
SD in Lettland Rudolf Lange, besteht in einem Anfang 1942 verfaßten 
Bericht auf einer «Anregung» seitens der Einsatzgruppe A bzw. des 
Einsatzkommandos 2, nach der dann lettische Kommandos den Juden-
mord im Sommer 1941 begonnen hätten; dem Bericht zufolge handelte 
es sich dabei um einige Tausend Opfer." Aufschluß darüber geben 
jetzt auch in Lettland veröffentlichte Memoiren ehemaliger Schutz-
kommandanten. Oberleutnant L. Uijerts, der im Juli 1941 den Selbst-
schutz in Tuckum anführte, schreibt in seinem Lebensbericht, daß die 
deutsche Sicherheitspolizei in Jelgava über das Schicksal der verhafte- 
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ten lettischen «Politischen» entschieden habe; die Juden seien zu ihrer 
eigenen Sicherheit interniert worden, die Erschießung sei jedoch auf 
den massiven Druck der Deutschen sowie das Drängen der «Nrkon-
krusts »-Leute geschehen — also gegen den Willen der örtlichen Natio-
nalisten.5° Auch die Niederschrift des Befehlshabers der Ordnungspo-
lizei im Ostland erwähnt die lettische Mittäterschaft. Danach habe die 
Zahl des in Lettland stationierten Einsatzkommandos 2 der Sicher-
heitspolizei 170 Mann betragen, die Stärke der lettischen Hilfspolizei 
wird dagegen mit 8 218 Mann beziffert.5' Diese Angaben gelten für den 
Herbst 1941, als der zahlenmäßig viel stärkere Selbstschutz schon auf-
gelöst war. Daß von der Anzahl der vorhandenen örtlichen Hilfskräfte 
das Tempo der Judenvernichtung abhing, ergibt sich aus der Tatsache, 
daß in Bjellorußland, auf russischem Gebiet und in Teilen der Ukraine, 
wo die Einsatzgruppen nicht sofort über eine ähnlich große Zahl akti-
ver örtlicher Helfer verfügen konnte, sich Juden in kleinen Städten und 
Flecken noch ein ganzes Jahr (bis zum Sommer 1942) in ihren früheren 
Wohnorten aufhalten konnten.52  Als Problem stellt sich für die histori-
sche Forschung die Frage: Handelten die Selbstschutzler bei ihren 
Aktionen auf deutschen Befehl? Wurden sie von deutschen Behörden 
provoziert? Oder handelte es sich um selbständig geführte Verfolgun-
gen? Dies muß noch mit Akribie und wissenschaftlicher Distanz er-
forscht werden. Für die Beantwortung dieser Fragen bieten die kate-
gorischen Behauptungen der neuen lettischen Historiographie keine 
Belege. Doch zurück zu dem von Kostanda redigierten Lehrbuch. Er 
begründet die Beteiligung der Aräjs-Leute an den Judenmorden mit 
der Verhetzung durch «die deutsche Propaganda». Das veranlaßt den 
Leser zu der Frage: Hat der Redakteur der « Latvijas vZsture» nie etwas 
über das im Sommer 1941 in Riga etablierte lettische «Antisemitismus-
Institut» gehört? Sind ihm lettische Ideologen und Verfasser übelster 
antisemitischer Hetzpropaganda wie Adolfs Bilde, Raimunds Caks, 
Teodors Zeltieg, Pauls Kovalevkis (alias P. Kläns), Velta Maldone, Zi-
naida Lazda, die 1941 /42 die Vernichtung aller Juden forderten, nicht 
bekannt? Kostandas Resümee verdient besondere Beachtung: «Ob-
wohl 1940 / 41 unter den Anhängern der Sowjetmacht viele Juden wa-
ren, durfte man für die Verbrechen des Stalinismus nicht das ganze 
jüdische Volk verantwortlich machen und sogar Frauen, Kinder und 
Greise vernichten» (S. 313). Der hier bekundete gute Wille des Autors 
bzw. Redakteurs ist nicht zu bestreiten. Doch dieser mit der Konjunk-
tion «obwohl» beginnende Satz enthält einen für die neue lettische 
Geschichtsschreibung charakteristischen Trend: In ihm bekundet sich 
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die Auffassung, daß politische Sympathien, die einem Teil der Gesell-
schaft unliebsam sind, ein schweres, strafbares Vergehen darstellen. 

Die hier angeführten Zitate zeigen, wie schwer die lettische Gesell-
schaft an der unausgesprochenen Verantwortung und dem uneinge-
standenen Schuldgefühl trägt. Doch ein solcher Lehrstoff vergrößert 
nur die «Unfähigkeit zu trauern» (A. u. M. Mitscherlich). Aber nicht 
nur das : Er verstärkt auch den Hang zum Nationalrigorismus. 

Festzuhalten ist, daß die ersten nationalen lettischen Impulse, das 
schwierige Gespräch über den Holocaust zu beginnen, aus den Kreisen 
lettischer demokratischer Emigranten gekommen sind.53  Eine positive 
Rolle spielte hierbei die in den USA erscheinende lettische Zeitschrift 
«Jaunä Gaita» (Der neue Gang). Zur Überwindung der totalen Ableh-
nung, den Holocaust zu thematisieren, hat vor allem der renommierte 
lettische Historiker Andrievs Ezergailis, der als Professor für Neuere 
Geschichte am Ithaka College, N. Y. lehrt, beigetragen. Er machte als 
erster den lettischen Antisemitismus zum Gegenstand wissenschaft-
licher Forschung; als vorläufiges Ergebnis erschien der Aufsatz «The 
Antisemitism and the Killing of Latvia's Jews » 1992 in dem Sammel-
band «Antisemitism in the Time of Crisis ». Es ist verfrüht, diesen Bei-
trag kritisch zu analysieren oder in einzelnen Punkten anzugreifen, da 
die Forschungen wohl noch nicht abgeschlossen sind. Doch sieht es 
derzeit so aus, als unterschätzte Ezergailis den nationalen sozialpsy-
chologischen Faktor bei der Genesis des lettischen Antisemitismus. 
Ebenso scheint er die wachsende Entfremdung zwischen Juden und 
Nichtjuden in Lettland durch die vollständige Ausgrenzung der Juden 
aus der lettischen Gesellschaft in den Jahren der Diktatur nicht genü-
gend zu gewichten. Letztlich lebte man bestenfalls nur mehr oder we-
niger korrekt nebeneinander. Dennoch bieten Ezergailis' Forschungen 
über die «Kaderreserve» des Kommandos Aräjs wichtige soziologi-
sche und politische Erkenntnisse.54  Ezergailis' Monographie: «The 
Holocaust in Latvia», die demnächst in den USA erscheinen dürfte, ist 
das Ergebnis langjähriger Forschungen, die, wie die Konzeption des 
Buches vermuten läßt, keine Frage der schicksalsschweren Gescheh-
nisse unbeantwortet lassen möchte. Außer dem erwähnten Aufsatz ist 
eine Studie zur Geschichte des Kommandos Aräjs Bestandteil dieser 
Arbeit; sie wurde 1987 den Teilnehmern einer internationalen Histori-
kerkonferenz in Stockholm unter dem Titel «Sonderkommando 
Aräjs » vorgestellt. Mit der Publikation dieser Untersuchung zu einem 
begrenzten Thema im «Bulletin der Akademie der Wissenschaften» in 
Riga (Zinäteu Akaamijas Wstis) 1988 55  und in der damals größten 
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Tageszeitung « Cirja» (Kampf) im Mai-Juni 1989 beginnt eigentlich die 
neue lettische Holocaust-Historiographie. 

Dem Forscher der Holocaust-Geschichte in Lettland stellen sich 
eine Reihe von Forschungsaufgaben und Problemen, die angegangen 
werden müssen: Als erstes müßten die Fakten über den Verlauf der 
Massenmorde in der Provinz gesammelt werden. Häufig ist nicht mehr 
bekannt als das Datum der Erschießung und der Ort des Massengra-
bes. Als ein wenig erforschtes Problem muß auch die Rolle der 
Wehrmachtsdienststellen bei den Judenmorden im Sommer 1941 auf-
gearbeitet werden. Ferner das Problem der Haltung der Masse der 
deutschen Soldaten und Offiziere gegenüber den der Vernichtung 
preisgegebenen Juden. Sozialpsychologisch interessant ist das Problem 
der differenzierten Haltung gegenüber den Juden, die dem deutschen 
Kulturkreis zugehörig erschienen, und die Haltung gegenüber dem ty-
pischen Ostjuden.56  Auch die Reaktion der Bevölkerung Lettlands auf 
den Holocaust ist wissenschaftlich immer noch terra incognita; das-
selbe gilt für die Reaktion der Opfer und den jüdischen Widerstand. 
Das zentrale Forschungsproblem für die nationale Geschichtsschrei-
bung scheint mir jedoch die Klärung der Frage, welchen Anteil die 
lettischen Selbstschutz-Truppen an der Judenvernichtung in den Mo-
naten Juli bis August 1941 hatten. Wird die lettische Geschichtsfor-
schung genügend Elan, wissenschaftliches, ethisches und nationales 
Verantwortungsgefühl aufbringen, um endlich diese Frage anzuge-
hen? Wir stehen in Lettland am Anfang einer nationalen Holocaust-
Historiographie, deren Entwicklungstendenzen denen, die die Greuel 
noch erlebten, die Hoffnung lassen, daß die Tragödie nicht ganz aus 
der Nationalgeschichte und dem Volksempfinden verdrängt wird. 
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ANMERKUNGEN 

" Diesem Beitrag liegt ein Vortrag zugrunde, der Ende 1991 in Hamburg zum 5o. Jah-
restag des Beginns der Deportationen Hamburger Juden in die Todeslager des Ostens, so 
auch nach Riga, verlesen werden sollte. Wegen Visumkomplikationen kam es nicht dazu. 
In umgearbeiteter Fassung wurde er am 31. Mai 1992 auf dem Symposion «Der Anti-
semitismus nach dem Holocaust in Osteuropa» in Arnoldshain vorgetragen. Der hier 
vorgelegte Beitrag ist eine überarbeitete, erweiterte Fassung dieses Vortrags. Die For-
schungen werden durch ein Stipendium der »<Memorial Foundation for Jewish Culture», 
New York, unterstützt. 

Mehrere der in diesem Beitrag dargelegten Thesen stützen sich auf gezielte inoffizielle 
Befragungen lettischer Mitbürger aus allen Kreisen der Gesellschaft, die in den Anmer-
kungen nicht immer ausgewiesen werden. Der größte Teil der im Beitrag zitierten Archi-
valien befindet sich in: Latvijas Nestures Arhivs (Historisches Archiv Lettlands), Riga 
(künftig: LVA). Die Signaturen des LVA sind wie folgt aufzuschlüsseln: die erste Zah-
lengruppe der Signatur verweist auf den Bestand bzw. die thematische Gruppe der Ar-
chivalien hin (z. B. Reichskommissar Ostland, Generalkommissar Lettland usw.); die 
zweite Zahl gibt das Verzeichnis der Bestände, die dritte die Nummer der Akte, die vierte 
die Blattnummer an. Weitere zitierte Quellen stammen aus den Beständen des: Doku-
mentäcijas Centrs «Ebreji Latvijä» (Dokumentationszentrum «Juden in Lettland»), 
Riga (künftig: JDZ, Riga). 

Die Aktivitäten und Veröffentlichungen des jüdischen Dokumentationszentrums 
in Riga sind aus der Übersicht der lettischen Holocaust-Literatur bewußt ausgeklam-
mert, da sie derzeit größtenteils noch nicht als Forschungsergebnisse, sondern als Be-
schuldigungen aufgefaßt werden. 

2 Richard Wagner, Geborgter Glanz. Dunkle Flecken in Osteuropas Geschichte, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 18.1. 1992. 

3 Zenta Mauriea, Üetri liktenigi motivi latviegu kultürä (Vier schicksalsschwere Mo-
tive in der lettischen Kultur). Zitiert nach dem Essay-Band: Domu varaviksne (Regen-
bogen der Gedanken), Riga 1992, S. 264. 

4 Paul Schiemann (1876-1944),  bekannter Verfechter der Rechte nationaler Minder-
heiten und im Baltikum als demokratischer Politiker recht bekannt, sah den Grund für 
die Deutschfeindlichkeit weniger in nationalen als in sozialen Gegensätzen. Für die Let-
ten, die sich als ursprüngliche Herren des Landes sahen, sei der Mangel an sozialer Gel-
tung besonders erniedrigend gewesen, den sie durch gesellschaftliche Zurücksetzung der 
Nichtletten auszugleichen suchten. Siehe dazu: Paul Schiemann, Zwischen zwei Zeital-
tern. Erinnerungen 1903-1911, Lüneburg 1979, S. 57f. Die Nazis wiederum waren von 
einem lettischen intellektuellen Minderwertigkeitskomplex überzeugt und sahen in ihm 
den Ursprung des lettischen Nationalismus. In einer Studie der Einsatzgruppe A der 
Sipo und des SD, Jüdischer Einfluß auf die Lebensgebiete im Ostland, wird behauptet, 
das lettische Kulturleben sei «ein Wettstreit zwischen deutschen, westeuropäischen, rus-
sischen und jüdischen Kultureinflüssen» gewesen (LVA,P-1026/ 1 / 3/  RT 222). 
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5 Das im deutsch besetzten Riga im Sommer 1941 gegründete lettische «Antisemitis-
mus-Institut» datiert den Beginn der organisierten lettischen Antisemitismusbewegung 
in das Jahr 1921, in dem die antisemitische Zeitschrift «Tautas Balss» (Volksstimme) zu-
erst erschien. Siehe dazu den: «Übersichts»-Bericht des Antisemitismus-Instituts, Riga, 
vom 29.12.1941 (als Fotokopie im: JDZ, Riga, Inv. Nr. III/ 45 /BI. 1). Einer der Führer 
der lettischen extremnationalistischen und antisemitischen Untergrundorganisation 
«Pürkonkrusts» in den dreißiger Jahren, Adolfs Süde (1907-1990), datierte den Anfang 
der Bewegung in das Jahr 1922, in dem der «Latvju Nacionälais Klubs» (Lettischer Na-
tionalklub) gegründet wurde. Siehe dazu: Adolfs Bilde, Latvijas vüsture 1914-1940, 
Stockholm 1970, S. 530. 

6 In seinen programmatischen Schriften forderte der «Perkonkrusts», den nationa-
len Minoritäten die Basis ihrer materiellen Existenz zu entziehen und sie politisch zu 
entrechten. Von «Perkonkrusts» beeinflußte Jugendliche, vor allem studierende 
Korpsbrüder, gingen in ihrem «Vordenken» bedeutend weiter. Der Refrain des popu-
lären Liedes «Daugavina mamulina» (Mütterchen Düna, Text: Fricis Brivzemnieks, 
Musik: Adams Ore), wurde dahingehend geändert, daß an die Stelle von «metiet tildus 
Daugava» (werft die Netze in die Düna) gesungen wurde: werft die Juden in die Düna. 
Symptomatisch ist auch eine weitere Änderung. Im Vers: «Perkotiteva svetibilja laivas 
zivim piepildis» (Der Segen von Vater Perkons wird die Boote mit Fischen füllen) 
wurde «Perkogtevs» durch «nacionälä diktatüra» ersetzt. Siehe dazu: Sakss Imants, 
Vai tä drikst ? (Darf man so ?), in: Jaunä Gaita 1990, Nr. 176, und: Literatüra un Mäksla 
vom 7. 7. 199o. 

7 Zenta Mauriea, Baltäs dränas — latviegu pasaules uzskats (Die weißen Gewänder —
Weltanschauung der Letten), in: Mauriea (wie Anm. 3), S. 261. 

8 Zenta Mauril3a, Civa ar cenzüru (Der Kampf mit der Zensur), in: Mauriva. (wie 
Anm. 3), S. 51. 

9 Der lettische Philosoph Konstantins Raudive schrieb seinerzeit über den mora-
lischen Verfall der führenden bürgerlichen Oberschichten in seinen Tagebuchaufzeich-
nungen: «Die Instinkte der nackten Existenz verleiteten [sie dazu,] ihre Götter zu 
verleugnen und die Knie vor fremden Götzen zu beugen», in: Konstantins Raudive, 
Pärpersonigais un personigais (Überpersönliches und Persönliches), Riga 1942, S. 7. 

so Das lettische örtliche Kirchenblatt Svetdienas Rits (Sonntagmorgen) vom 
25.6.1989 zitiert den lettisch-amerikanischen Erzbischof Prof. V. Klive: «Sind wir für 
das verantwortlich, was [...] während der ersten Periode der bolschewistischen Okku-
pation geschehen ist?» Der Erzbischof beantwortete die rhetorische Frage beja-
hend: «...vielerorts sind die Deportationslisten von Letten selbst zusammengestellt 
worden.» 

II Quellen zur Zahl der Deportierten im Juni 1941: Die erste Angabe ist einer Zäh-
lung entnommen, die die «Tautas Palidziba» (Volkshilfe) während der Okkupation 
Lettlands durch die Nazis organisiert hatte. Die zweite Zahl ist sowjetischer Provenienz 
und stammt aus den späten achtziger Jahren. In: Latvijas liktewadi (Lettlands Schick-
salsjahre), Bd. 2, Riga 1988, S. 77f.; vgl. auch: Alfreds Ceichners, Was Europa drohte. 
Die Bolschewisierung Lettlands, Riga 1943, 5. ¶97- 

12 Ebd. 
13 Kurzemes Värds (Das Wort Kurlands) vom 3.7.1941. 
14 Rüzeknes Zieas (Die Nachrichten v. Rezekne [Rositten]) vom 26.7.1941. 
15 Uvija (Heimat, Hauptorgan der lettischen Kollaborateure) vom 19.7.1941. 
16 Tälavietis (Dem Gau Tälava zugehörig) vom 26.7.1941. 
17 Die Zahl beruht auf einer allgemein anerkannten Schätzung. Sie stammt von: 

E. Pärups, Pretestibas kustiba väcu okupäcijas laikä (Die Widerstandsbewegung im von 
den Deutschen okkupierten Lettland), in: Jaunä Gaita 1987, Nr. 162, S. 42. 

s8 Aivars Stranga, 4. jüliju pieminot (Zur Erinnerung an den 4. Juli), in: Izglitiba (Bil-
dung) vom 2.7.1992. 
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19 So veröffentlichte die Uvija am 9.9.1941 einen mit: «Schluß mit dem Wettstreit 
der Verleumdungen» überschriebenen Beitrag, der die Bitte eines «verantwortlichen 
Mitarbeiters» einer deutschen Dienststelle übermittelte, den gegenseitigen Verleumdun-
gen und Denunziationen ein Ende zu bereiten. 

zo Nach dem Gesamtbericht der Einsatzgruppe A über ihre mörderische Tätigkeit bis 
zum 15. Oktober 1941 wurden in Lettland 30 025 Juden ermordet. Diese Angaben dek-
ken sich mit den in einem undatierten Berichtfragment des Einsatzkommandos 2 von 
Anfang 1942 angegebenen Zahlen (LVA, P-1026/ 1 / 3 / Bl. 262 ff.). 

21 Über den Stimmungswechsel in der Bevölkerung meldete auch der Leiter der Au-
ßenstelle Libau des Kommandeurs der Sipo und des SD Lettland SS Untersturmführer 
Wolfgang Kügler am 31.12.1941: «Vielfach wird das Los der Juden bedauert und es sind 
zunächst wenige positive Stimmen zur Beseitigung der Juden zu hören» (LVA, P-83 / 1 / 
26 /B1. 20). Einen ähnlichen Stimmungswechsel meldete auch der Stützpunktleiter der 
lettischen Sicherheitspolizei in J8kabpils (Jakobstadt). Am 31.12.1941 schrieb der Leiter 
der Dienststelle, daß die Transporte westeuropäischer Juden nach Lettland zur Erschie-
ßung in breiten Kreisen als eine deutsche Provokation aufgefaßt würden, deren Zweck es 
sei, den Haß gegen die Letten zu schüren (LVA,P 	4/ / /131 1 A - -102-, I , 22. 	95,. --1/1  14.5.1942  
meldete dieselbe Dienststelle zirkulierende Gerüchte, nach denen die «Sav8ji» (Schießer) 
vor Gericht gestellt und wie die Juden erschossen würden (ebd., Bl. 27). 

22 Siehe dazu: Andrievs Ezergailis, Aräja komanda (Kommando Aräjs), in: Latvijas 
PSR Zinätnu Akad8mijas Wstis (Informationsbulletin der Akademie der Wissenschaften 
Lettlands) 1988 / to, 5.113-13o. 

23 Obwohl in den Meldungen der Sipo und des SD anscheinend sehr genaue Zahlen 
über die Opfer der letzten großen Erschießungen der lettischen Juden (November bis 
Dezember 1941) angegeben werden, halten sie einer Prüfung nicht stand. Nach dem 
in Anm. zo erwähnten, undatierten Berichtfragment des Einsatzkommandos 2 (LVA, 
P-1026 / 1 / 3 / Bl. 262 f.), das nicht vor Anfang 1942 geschrieben worden ist, sind «... durch 
eine vom Höheren SS- und Polizeiführer angeordnete und geleitete Großaktion in Riga 
27 800 und Mitte Dezember auf Wunsch des Reichskommissars in Libau 235o  Juden 
exekutiert [worden]». Den Massenerschießungen in Riga am 30.November und am 
8. Dezember fielen bestimmt weniger Menschen zum Opfer, da Ende Oktober bis Mitte 
November laut Monatsbericht des Generalkommissars in Riga vom 20.12.1941 im 
Ghetto 29 602 Personen lebten (LVA, P-69 / I /19/B1. 23) und nach der Dezimierung des 
Ghettos den Angaben des Arbeitsamtes beim Generalkommissar in Riga zufolge an den 
Stichtagen: 31. 12. 1941, 31. 1.1942, 7. 3. 1942 noch: 4406, 4355 bzw. 4 718 «einheimische 
jüdische Arbeitskräfte» lebten (LVA, P-69 / 2 / 72 / Bl. 27; P-69 / a / /B1. 626f.; P-69 / 
a/ 18 /B1. io8). Auch die im Berichtfragment des Einsatzkommandos 2 angeführte 

Opferzahl für Daugavpils ist überhöht: «So wurden am 9.11.1941 in Dünaburg 11 034 
[...] Juden exekutiert» (LVA, P-1026/ 1 / 3 / Bl. 262). Sie kann schon deshalb nicht stim-
men, weil einige Zeilen zuvor die Zahl der Ghettobewohner in Daugavpils mit 7000 
beziffert wird. Der Leiter der Außenstelle des Kommandeurs der Sipo und des SD Lett-
land, SS-Obersturmführer Günter Tabbert meldete dagegen am x1.11.1941, daß in Dau-
gavpils am 9.11.1941 1134 (und nicht:  11 034!) Juden exekutiert worden seien (LVA, 
P-132 /3o /14 /BI. 33). Die Nachforschungen, die während des Kriegsverbrecherprozes-
ses in Dortmund (Urteil am 19.6. 1969) angestellt wurden, ergaben eine Zahl von schät-
zungsweise 3 000 Opfern der Mordaktionen im November 1941 in Daugavpils (vgl.: 
H. Krausnick / H. H. Wilhelm, Die Truppe des Weltanschauungskrieges, Stuttgart 1981, 
S- 535)- 

24 Siehe dazu: Latkovskis Ilmärs, Latvju Zeni gauj iidus ..., in: Atmoda (Erwachen) 
vom 11.9. 1990. 

25 Latvju Enciklopedija, Bd. 3, Stockholm 1953-1955, S. 2834. 
z6 Oskars Dankers, Lai v8sture spriei tiesu (Möge die Geschichte das Urteil fällen), 

Toronto 1965, S. 164. 
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27 In: Aleksandrs Plensners, Pret veträm un negaisiem (Stürmen und Unwettern ent-
gegen), o. O. o. J., S. 301. 

28 Auseklis vom 3.12.1990. 
29 Margers Vestermanis, Cilvecibai bija jäkluse, in: Literatüra un Mäksla vom 

25.11.1988. 
3o Veröffentlicht in: Literatüra un Mäksla vom 4.11.1988. 
31 Literatüra un Mäksla vom 22.4. 1989. 
32 Nach dem schon mehrfach erwähnten undatierten Bericht des Einsatzkommandos 

2 sollen sich beim Einmarsch der deutschen Wehrmacht rund 70000 Juden in Lettland 
befunden haben (LVA, P-1026 / i / 3 /B1. 326). Diese Zahl stützt sich vermutlich auf die 
Ergebnisse der am 24. 7. 1941 von der Hauptkommandantur Riga angeordneten zwangs-
weisen Registrierung der Juden Lettlands. Es ist aber zu berücksichtigen, daß diese Zahl 
nicht die mehreren Tausend Opfer der ersten Juliwochen 1945 enthält. Die geschätzte 
Gesamtzahl von 75 000 ist kaum zu hoch gegriffen, wenn wir von einer Gesamtzahl 
von 90000 Juden in Lettland zu Beginn des Krieges ausgehen: etwa 5 000 Juden wurden 
von den Sowjets in die Gulags und nach Sibirien deportiert, rund to 000 gelang die Flucht 
in das sowjetische Hinterland. 

Die Zahl der nach Riga deportierten Juden aus dem Ausland betrug dem Bericht des 
Einsatzkommandos 2 von Ende Januar 1942 zufolge 19 000 (LVA, P-1026/ 1 / 3 /B1. 327). 
Die Deportationszüge rollten jedoch auch noch im Sommer 1942 und später nach Riga, so 
daß sich die Zahl der Opfer nach vorsichtigen Schätzungen verdoppeln könnte. Nach 
Zeugenaussagen kamen: ca. 4000 Juden aus Wien, 2000 aus Theresienstadt, rund 800 aus 
den Niederlanden, möglicherweise auch Transporte aus Belgien nach Riga; im Juni—Juli 
1944 trafen dann die letzten Transporte mit ungefähr 200o ungarischen Jüdinnen aus 
Auschwitz im KZ Riga-Kaiserwald ein. Aus einzelnen Berichtfragmenten ist zu ersehen, 
daß nicht weniger als 35oo Juden aus Litauen nach Lettland deportiert worden sind. Bei 
vorsichtiger Schätzung könnte dann die Gesamtzahl etwa 55 000— 6o 000 Personen betra-
gen. Davon waren ca. 18 000 Juden aus dem Reich (nach: Gedenkbuch. Opfer der Verfol-
gung der Juden unter der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft in Deutschland 
1933-1945. Bearb. vom Bundesarchiv Koblenz und dem internationalen Suchdienst, 
Arolsen / Bundesarchiv Koblenz 1986, Bd. 2, 5.1771). Außer den bekannten Erschie-
ßungsplätzen in Riga-Rumbula, Biternielti (Bikernscher Wald, «Hochwald»), Dreilini, 
Salaspils sind jetzt noch weitere bei j2kabpils-Krustpils (Jakobstadt-Kreuzburg) und 
Pitalova (früher lettisch: Abrene / Abrehn) bekannt geworden. 

33 In Lettland sind mindestens 1729 Roma und Sinti ermordet worden. Diese Mindest-
zahl ist in den Unterlagen der Sowjetischen Außerordentlichen Kommission nachweis-
bar. Ihr ist noch eine Zahl von mehreren Hundert hinzuzufügen, die in veröffentlichten 
Augenzeugenberichten belegt sind. Summa summarum ist mit einer Gesamtzahl von etwa 
2000 ermordeten Zigeunern zu rechnen. 

34 Das Jahr der sowjetischen Herrschaft wurde von der Nazipropaganda als «Baigas 
Bads» (Jahr des Schreckens) bezeichnet. Es ist bezeichnend, daß dieser Terminus technicus 
sich jetzt wieder eingebürgert hat und von der Presse, in offiziellen Reden und in Schulbü-
chern benutzt wird. 

35 In: Padomju Jaunatne (Sowjetjugend) vom 25. 	1989. 
36 Atmoda vom IO. 12.1991. 
37 Neatkarigä Ciija (Unabhängiger «Cina»-Kampf) vom 13. 2. 1992. 
38 Visvaldis Brinkmanis, Kas un käpec prasa greku noielu ? (Wer fordert Reue und 

warum?), in: Baltijas Laiks (Zeit des Baltikums) vom Februar 1992. 
39 Zitiert nach dem Text der Erklärung in: Neatkarigä Clip vom 1:12.1991. 
4o Kristietibas Vairogs (Schild der Christen), ohne Angabe des Ortes der Ausgabe und 

des Datums (Fotokopie in: JDZ, Riga, Inv. Nr. III / 502). Der Inhalt des Beitrags — eine 
Warnung «An alle christlichen Letten >, : «Dich bedroht ein gefährlicher sozialer Parasit—
der Jude!» — macht eine Ausgabe der ausgehenden achtziger Jahre wahrscheinlich. 

129 



41 Die Anzeige erschien in: Neatkarigä Clip vom 15.4.1992; Rigas Balss (Stimme 
Rigas) vom 16.4.1992 und anderen Zeitungen. 

42 Wie Anm. 18. 
43 Siehe dazu das von Per Ahlmark und Prof. George Schwab verfaßte «Memoran-

dum. vom 15.6.1990 (JDZ, Riga, Inv. Nr. 111/ 30). In diesem «Memorandum» werden 
auch die Erkenntnisse des Außenministers Janis Jurkäns zitiert: «The Holocaust is one 
of the darkest chapters in the nation's history in view of the fact that many Latvians took 
part in the murder of the Jews, which began in 5941.» Vgl. auch: George Schwab, Whe-
ther Latvia?, in: American Foreign Policy Newsletter 13 (1990), Nr. 4 (August), S. 1. 

44 Schreiben des lettischen Bildungsministers an den Vorsitzenden des Parlaments-
ausschusses Andrejs Pantelejevs vom 15.2.1992 (JDZ, Riga, inv. Nr. /479). 

45 Siehe die Rezension von: Ojärs Niedre, Ar briva latviega acim (Mit den Augen 
eines Letten), in: Latvijas Wsture 1992, Nr. 1, S. 65 f. 

46  Zitiert nach: Krausnick /Wilhelm (wie Anm. 23), S. 493. 
47 Siehe dazu: LVA, P-1018/ I /2 / Bl. z6. 
48  Siehe dazu: LVA, P-69 / I /17/B1. 163. 
49 LVA, P-,o26 / I / 3 /B1. 262. 
5o L. Uijerts, Naves aize-na (Im Schatten des Todes); zitiert nach dem Abdruck des 

Buchmanuskripts in: Avizite (Kleine Zeitung), Nr. 4, 5 und 6 vom Februar—März 1992. 
51 Krausnick / Wilhelm (wie Anm. 23), S. 287. 
52 Das wird auch durch eine Analyse von ca. 3o Fragebogen des JDZ, Riga, belegt, die 

von Überlebenden beantwortet wurden, die aus anderen Gebieten der ehemaligen 
UdSSR nach Lettland eingewandert sind. 

53 Charakteristisch für diese neue Haltung ist der in der lettischen Emigrantenzei-
tung Laiks (Zeit) vom 3.6.1989 bis zum 20.1.1990 veröffentlichte Roman von G. Jan-
kovskis, PilsEta pie upes (Stadt am Fluß). Gemeint ist die Daugava; die Handlung spielt—
obwohl dies nicht ausdrücklich gesagt wird — in Krustpils (Kreuzburg) und Jekabpils 
(Jakobstadt), Städten mit einem hohen jüdischen Bevölkerungsanteil. Der Autor schil-
dert mit Sympathie und Verständnis die nationalen Beziehungen, Freund- und Lieb-
schaften, in denen sich 1940 erste Risse zeigen; ihnen folgen die Geschehnisse des Jahres 
1941, die die Freunde in gegensätzliche, ja feindliche Lager drängen. 

54 Vgl. dazu die Auseinandersetzung zwischen Prof. Andrievs Ezergailis und Prof. 
Pauls Lejing zur Rolle der lettischen Studentenkorporation .Lettonia» u. a. als «Kader-
reserve. des Kommandos Aräjs, in: Jauna Gaita 1992, Nr. 186. 

55 Zinatnu AkadEmijas VEstis 1988, Nr. to, S. 113-130. 
56 Einige Teile meiner Vorarbeit über die Wehrmachtskommandanturen als «Mit-

streiter» der Einsatzgruppen im Sommer 1941 enthält der Beitrag: Margers Vesterma-
nis, Der lettische Anteil an der Endlösung, in: Uwe Backes /Eckhard Jesse/Rainer 
Zitelmann (Hrsg.), Die Schatten der Vergangenheit, Frankfurt a. M. /Berlin 1990, 
S. 426-449- 
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VERDRÄNGUNG - VERNICHTUNG 





VOLKSGEMEINSCHAFT, «ARISIERUNG» 
UND DER HOLOCAUST" 

Avraham Barkai 

Dieser Beitrag ist ein Versuch, zu erklären, wie die Verfolgung der 
deutschen Juden, die 1933 begann und in der Vorkriegszeit nach und 
nach eskalierte, die Meinungsbildung und das Verhalten vieler Deut-
scher gegenüber dem schließlichen Massenmord an den europäischen 
Juden mit vorbestimmte. Dies impliziert nicht die Existenz eines de-
tailliert vorbereiteten und konsequent verwirklichten Plans. Gleich-
wohl wird unabhängig davon, ob man sich dieser Frage über einen 
«intentionalistischen» oder einen «funktionalistischen» Begriff nä-
hert, bald deutlich, daß die «Endlösung» nicht möglich gewesen wäre 
ohne die vorhergehende Enteignung, die Ächtung und institutionali-
sierte Ausplünderung der Juden, die vollkommen offen und mit der 
wachsenden Zustimmung und Mittäterschaft von Millionen Deut-
schen geschah. Die zunehmende Radikalisierung der nationalsoziali-
stischen Judenpolitik war vor allem ein sozialpsychologischer, das 
Verhalten bestimmender Prozeß, der ideologisch motiviert war und 
sich in einer effektiven Kombination von Propaganda und dem «An-
schauungsunterricht» allgemein sichtbarer Maßnahmen durchsetzte.' 
Nur nachdem diese Grundlagen geschaffen waren, konnte es unter den 
Bedingungen des Krieges gegen die Sowjetunion zur «Endlösung» 
kommen. 

In der Holocaust-Forschung finden heute die ideologischen 
Aspekte auch in Deutschland zunehmende Aufmerksamkeit. Histori-
ker der jüngeren Generation scheinen weniger gehemmt zu sein als ihre 
Vorgänger, sich mit der Zustimmung der Mehrheit der damals leben-
den Deutschen zu den politischen Zielen der Nazis und den Mitteln 
ihrer Realisierung auseinanderzusetzen. In vielen Lokal- und Regio-
nalstudien zur Geschichte großer und kleiner jüdischer Gemeinden 
sowie auch in allgemeinen lokalen Darstellungen der Nazizeit kommt 
dieses Bestreben deutlich zum Ausdruck.2  

Die Bedeutung des Begriffes Volksgemeinschaft in der nationalso-
zialistischen Ideologie wird jedoch selbst von Autoren, die nicht dazu 
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neigen, ideologische Motive wie Rassismus und Antisemitismus zu un-
terschätzen, bisher nicht voll gewürdigt. Hier ist nicht der Ort, die 
Herkunft der völkischen Ideologie über den aggressiven Nationalis-
mus des «Turnvater» Jahn, Ernst Moritz Arndt und andere bis zu ihren 
Anfängen in der philosophischen und literarischen Schule der deut-
schen Romantik zurück zu verfolgen.3  Unser Interesse soll sich hier 
darauf beschränken, wie sich die völkischen Konzeptionen während 
des Ersten Weltkriegs und unmittelbar danach entfalteten und in das 
ideologische Instrumentarium Hitlers und seiner Partei integriert wur-
den. 

Im Volkstumsgedanken wurde einer Gemeinschaft von Menschen 
ein transzendentales «Wesen» zugeschrieben, durch das sie, statt einer 
nur instrumentalen oder kontraktuellen Vereinigung von Individuen 
zu einem rhythmischen, eigenlebenden Organismus wird. Wo Natio-
nen oder Klassen mit einem Steinhaufen verglichen werden, erscheint 
das Volk als ein nahtloser, massiver Felsblock. In ihn ist jedes Indivi-
duum durch seine eingeborene Natur und seine Emotionen eingebun-
den. Er ist der Ursprung seines Wohlergehens und seiner Produktivi-
tät. Nur in ihm kann der einzelne die vollkommene Entfaltung seiner 
Persönlichkeit verwirklichen. 

Vor 1914 war die völkische Ideologie vor allem eine intellektuelle 
Angelegenheit relativ kleiner Gruppen und Zirkel. Dennoch drang sie 
schon zu diesem Zeitpunkt bemerkenswert erfolgreich in das politi-
sche und pädagogische Establishment vor. Nach der Niederlage und 
der Gründung der «ungewünschten Republik» gewann sie eine breite 
politische Basis. In «Mein Kampf» beschreibt Hitler ausführlich, wie 
es ihm gelang, ein Mischmasch rivalisierender völkischer, oft von 
verschrobenen Wirrköpfen angeführter Gruppierungen in einer 
politischen Partei mit erheblichem Massenerfolg zu vereinigen. In der 
gewalttätigen politischen Atmosphäre von Revolution und Gegen-
revolution begann die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter Partei 
(NSDAP) «dem Volksgedanken die Millionen seiner Arbeiterschaft 
wiederzugeben ».4 

Die «Volksgemeinschaft» war die Antwort des Nationalsozialismus 
auf die marxistische Herausforderung der klassenlosen Gesellschaft. 
Selbst der Terminus «Genossen» wurde den sozialistischen Parteien 
entlehnt und zum Begriff «Volksgenossen». Proletarier und Kapitali-
sten, Bauern und Landbesitzer, Handwerker, Arbeiter, Angestellte 
und freiberufliche Intellektuelle («Arbeiter der Faust und der Stirn») 
sollten in der «rassenreinen» deutschen Volksgemeinschaft vereint für 
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das Wohl des Vaterlandes arbeiten und kämpfen. Dank Hitlers obses-
siver Judeophobie erhielt der Antisemitismus, der schon vorher in die 
völkische Ideologie integriert worden war, zentrale Bedeutung. Seine 
programmatische Rede «Warum sind wir Antisemiten ?» war der Ver-
such, die «Verbindung zwischen Arbeitern und der Judenfrage» zu 
erklären.5  Diese Verbindung des Volksgemeinschaftsideals mit antise-
mitischen Ausfällen ist charakteristisch für die meisten Reden Hitlers 
während der Jahre, in denen sich seine Partei formierte.' 

Ob in Hitlers Weltanschauung die Judenfeindschaft oder der Anti-
marxismus den ersten Platz einnahm, sei dahingestellt.? Im vorliegen-
den Kontext ist gerade die Austauschbarkeit von Antikapitalismus und 
Antibolschewismus wichtig, wenn dem Juden die Rolle des Volksfein-
des zugeschrieben wird. Als die Inkarnation von allem, was sich gegen 
die Volksgemeinschaft richtete, waren die Juden das im Brennpunkt 
der aggressiven völkischen Propaganda stehende Ziel. Dieses verein-
fachte « Freund-Feind »-Prinzip erwies sich als sehr effektiv. Die Nazi-
propaganda verdammte die Juden als den ewigen bösen Feind der Völ-
ker und Rassen, als «raffende» Finanzkapitalisten oder als marxistische 
«Novemberverbrecher» von 1918. Als konspirierende Plutokraten 
waren sie schuld an Versailles, den Reparationszahlungen und der In-
flation. Als Rädelsführer der russischen Revolution personifizierten 
sie die bolschewistische Bedrohung Deutschlands und jeder christ-
lichen Kultur. 

Die antisemitische Propaganda war wahrscheinlich nicht der ein-
flußreichste Faktor bei dem Aufstieg der Nazis zur Macht, aber es 
kann kein Zweifel darüber bestehen, daß die antijüdische Hetze wäh-
rend der hektischen Jahre der kurzlebigen Republik, im Bewußtsein 
vieler Deutscher Spuren hinterließ. Möglicherweise war auch dann 
noch der in Deutschland verbreitete Antisemitismus weniger brutal 
und aggressiv als in anderen, vor allem in einigen osteuropäischen Län-
dern. Aber in keinem anderen Land wurde der Antisemitismus 
schließlich zum Hauptpfeiler der proklamierten pseudo-religiösen 
Ideologie eines totalitäten Staates. Nach der Machtergreifung der 
Nazis wurde das Begriffspaar Volksgemeinschaft versus Volksfeind 
effektvoll indoktriniert. Im folgenden soll hypothetisch versucht wer-
den, den Prozeß nachzuzeichnen, in dem diese ideologischen Grund-
sätze sowie ihre propagandistische und praktische Anwendung den 
Weg zur «Endlösung» ebneten. 

Wenige Historiker leugnen heute noch den breiten allgemeinen 
Konsens, auf den sich das nationalsozialistische Regime stützen 

135 



konnte. Dafür war die erst zögernde, bald jedoch begeisterte Identifi-
kation der meisten Deutschen mit dem neuen Regime von weit größe-
rer Bedeutung als die Angst vor dem hinter den Kulissen immer prä-
senten Terror. Für diesen Prozeß waren die frühen wirtschaftlichen 
und politischen Leistungen zugestandenermaßen wichtiger als jede 
frühere ideologische Bindung. Dennoch lief er auf das hinaus, was 
Wolfgang Benz die «Ekstase der Beherrschten» nennt.' Dieses zielbe-
wußt inszenierte und propagandistisch manipulierte «Klima der Mas-
senhysterie» schuf die Illusion einer allumfassenden Solidarität aller 
Deutschen, die unabhängig von Klassenzugehörigkeit oder sozialem 
Hintergrund vereint hinter ihrem «Führer» standen. 

Um so mehr, als nicht alles Täuschung war. Vor vielen Jahren haben 
Ralf Dahrendorf und David Schoenbaum uns auf einige tatsächliche 
soziale Veränderungen im Dritten Reich aufmerksam gemacht, von 
denen sie annahmen, es sei ein unbeabsichtigter, aber trotzdem irrever-
sibler Modernisierungsprozeß.9  Eine Gruppe junger deutscher Histo-
riker unternimmt letztlich den revisionistischen Versuch, diese Be-
gleiterscheinungen Hitlers weitsichtiger, revolutionärer Vision einer 
sozialen Neuordnung der deutschen Gesellschaft zuzuschreiben.' 
Wie dem auch sei, dabei tritt die reale oder imaginäre soziale Statusni-
vellierung durch die angeblich in der Volksgemeinschaft gewährte, all-
gemeine Chancengleichheit in den Vordergrund. Aufgrund dieser und 
anderer neuerer Studien können wir heute die konsensbildende Funk-
tion dieser Ideologie im Dritten Reich besser als vor zwanzig oder drei-
ßig Jahren verstehen. 

Wir wollen uns einigen der herausragendsten Beispiele zuwenden: 
Die Deutsche Arbeitsfront (DAF), die größte Massenorganisation im 
Dritten Reich, gewann nicht nur durch die Propaganda Einfluß und 
Rückhalt, sondern durch einige reale Leistungen, die die sozialen 
Bedingungen der Arbeiter in der Fabrik und ebenso zu Hause berühr-
ten. Die Aktivitäten ihrer «Kraft durch Freude»-Organisation bot 
Deutschen der unteren sozialen Schichten preiswerte Erholung und 
Auslandsreisen — etwas, was sie vorher nie gekannt hatten." Der 
Arbeitsdienst wurde als «Schule der Volksgemeinschaft» idealisiert. 
Neben der durch öffentliche Arbeiten bewirkten Beschäftigung junger 
Arbeitsloser, diente er deren paramilitärischer Ausbildung in einer 
Atmosphäre egalitäter Kameraderie22  Selbst die der parteinahen 
Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV) übertragene Unter-
stützung Bedürftiger, wurde zum wirksamen Instrument populi-
stischer Propaganda. Die Winterhilfe wurde mit Ministern und 
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Parteigrößen mit klappernden Sammelbüchsen an den Straßenecken 
als eine Demonstration der Volkssolidarität in Szene gesetzt.13  Neben 
den Massenkundgebungen zum jährlichen Maifeiertag diente eine 
Reihe folkloristischer Feste, die ihren Höhepunkt in dem grandiosen 
Kult der jährlichen Parteiversammlung in Nürnberg fand, dazu, viele 
Deutsche davon zu überzeugen, daß das Ideal der Volksgemeinschaft 
Wirklichkeit geworden war.'4  

Juden waren von all dem ausgeschlossen. Während sich die deutsche 
Wirtschaft erholte, gingen Handel und Beschäftigung der Juden zu-
rück und wurden fortschreitend stärker dadurch isoliert, daß immer 
mehr Juden mit und für andere Juden arbeiteten. Da sie nicht zur Ar-
beitsfront zugelassen waren, blieben jüdische Arbeiter und Angestellte 
nicht nur von ihren Vorteilen ausgeschlossen, sondern sie wurden bald 
auch aus größeren, selbst jüdischen Eigentümern gehörenden Unter-
nehmen entlassen. Von 1935 an wurden Wohlfahrt und Winterhilfe für 
bedürftige Juden getrennt organisiert. Der Einzelhandel und die freien 
Berufe waren die ersten Ziele des antijüdischen Boykotts. Diejenigen 
jüdischen Rechtsanwälte und Ärzte, die noch für einige Jahre von der 
restriktiven Gesetzgebung vom April 1933 ausgenommen waren, ver-
loren den größten Teil ihrer nichtjüdischen Klienten oder Patienten. 
Nichtjüdischen Berufskollegen war es verboten, Kliniken oder Büros 
zusammen mit jüdischen Kollegen zu betreiben. Juden wurden aus den 
Kollegien und der Leitung von Körperschaften, Berufsverbänden, 
Sparkassen und anderen genossenschaftlichen Kredit- und Versiche-
rungsgesellschaften vertrieben.' 5  

Die wirtschaftliche Verfolgung war nur eine Seite der weitreichen-
den Politik sozialer Ächtung. Allmählich, aber konsequent wurden die 
deutschen Juden aus der deutschen Gesellschaft ausgegrenzt. Wurde 
die Gesetzgebung anfangs nur teilweise und sporadisch angewandt, so 
erfüllten die Nürnberger Gesetze vom September 1935 das Programm 
der NSDAP von 192o, indem sie die vollen Bürgerrechte ausschließlich 
den «reinblütigen» Volksgenossen vorbehielten. Zur selben Zeit dehn-
ten die « Gesetze zur Reinhaltung des deutschen Blutes » die Ausgren-
zung der Juden bis in die intime Privatsphäre aus. Was schon großen-
teils durch die aggressive Propaganda, den organisierten Boykott, die 
dauernde persönliche Quälerei und die zentrale oder lokale Verwal-
tung weitgehend erreicht worden war, wurde nun zum offiziellen 
rechtlichen Status einer gefühlsmäßig abgesonderten Minorität. Jeg-
liches Vertrauen in den Rechtsstaat, das den deutschen Juden immer 
noch geblieben sein mochte, wurde spätestens im Juni 1936 durch ein 
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Urteil des Reichsgerichts, das den « gesetzlich anerkannten rassepoliti-
schen Gesichtspunkten» rechtliche Geltung zur Erklärung des «bür-
gerlichen Todes » eines Juden verschaffte, zur puren Selbsttäuschung. '6  

Die Meinungen der Wissenschaftler über den Einfluß der öffent-
lichen Meinung in Deutschland auf die Entscheidungen der Nazi-Füh-
rung und insbesondere deren Judenpolitik sind sich in den letzten Jah-
ren beträchtlich näher gekommen. Wenige Historiker werden heute 
William S. Allen darin zustimmen, daß in Hinsicht auf «die sichtbare 
antijüdische Gewalt» der Nazis während der Novemberpogrome 1938 
die «traditionellen deutschen Werte gegenüber der Nazipropaganda 
die Oberhand behalten haben». Noch weniger werden die Ansicht tei-
len, daß «Hitler und seine Henker die Juden aus Deuschland und ande-
ren Teilen Europas gegen den Willen des deutschen Volkes ermorde-
ten ». '7  Von den früher divergierenden Einschätzungen von Forschern 
wie Otto Dov Kulka und Ian Kershaw sind zumeist nur semantische 
Unterschiede verblieben. Sie kreisen um die Frage, ob die Haltung 
der deutschen Bevölkerung zur Verfolgung und schließlich der Depor-
tation der Juden «Indifferenz », «Ergebenheit », «Passivität» oder eine 
«passive Komplizenschaft» war:8  Die meisten Historiker werden 
heute darin übereinstimmen, daß sich jede dieser Haltungen aus den 
Quellen belegen läßt, jedoch fast kein aktiver und nur sehr wenig passi-
ver Widerstand gegen die antijüdischen Maßnahmen. 

Die quälendste Frage bleibt jedoch, wie es möglich war, daß so viele 
Deutsche aus den verschiedensten sozialen und erzieherischen Milieus 
Mörder und Mordkomplizen werden konnten. Um sie zu beantwor-
ten, bedarf es einer gründlichen sozialpsychologischen Untersuchung 
der täglichen Haltungen zu den Juden und ihrer Zwangslage, eines 
signifikanten samples von Männern, Frauen, heranwachsenden Jugend-
lichen und selbst Kindern." Soweit ich sehe, gibt es keine solche Unter-
suchung. Aber eine Unmenge von Lokalgeschichten, Laienarbeitskrei-
sen und Gedenkbüchern über ausgelöschte jüdische Gemeinden hat das 
Bild in den letzten Jahren einigermaßen aufgehellt. Zwar ist diese Flut 
von Publikationen nicht ohne Probleme: «Es gab Verbrechen, aber 
niemand beging sie — eine Tat ohne Täter. [...] Die Beleuchtung der 
Opfer ermöglicht das Verdunkeln der Täter.»z° Und doch wird in fast 
allen deutlich die Verbindung zwischen der Verfolgung in den Jahren 
vor dem Krieg in der Heimatstadt oder dem Heimatdorf und der « End-
lösung » entwickelt. Selbst wenn persönliche Überlegungen oder der 
notorische «Datenschutz » deutscher Archive einen Heimatforscher 
hindern, die Namen derer zu nennen, die im November 1938 den 
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Befehl gaben oder ausführten, die Synagogen anzuzünden, oder wenn 
jene «Arisierer» die jüdische Geschäfte und Immobilien zu Spottprei- 
sen kauften, auch anonym bleiben, wird doch deutlich, daß es jemand 
tat. Belege für aktive Hilfe für die Juden oder selbst offene Sympa-
thiebekundungen mit ihrem Schicksal lassen sich hingegen nur selten 
beibringen. 

Einige Proteste sind archivalisch nachweisbar. Die meisten Lokal-
studien bestätigen Kulkas Analyse der allgemeinen Reaktion auf die 
Nürnberger Gesetze von 1935, derzufolge ein beachtlicher Teil der 
Bevölkerung zu diesem Zeitpunkt den Juden zwar indifferent gegen-
überstand, aber Gewaltakte verurteilte.' Interessanterweise wird so-
gar häufiger von der Empörung über die materiellen Zerstörungen der 
Novemberpogrome berichtet, als bei früheren, weniger sichtbaren, 
aber nicht weniger gewalttätigen Ausfällen. Auf jeden Fall waren sol-
che Reaktionen die Ausnahme. Ich glaube, daß eine Erklärung für die 
unterschiedlichen Reaktionen deutscher Nichtjuden auf verschiedene 
antijüdische Aktionen, neben rein persönlichen Unterschieden, unter 
dem Aspekt des direkten Kontaktes mit jüdischen Bekannten und Mit-
menschen gesucht werden muß. Auf einer anderen Ebene finden wir 
möglicherweise die Motive für diese Unterschiede im Grad der eigen-
nützigen Verwicklung in die antijüdische Politik des Regimes. 

Die weniger als eine halbe Million Juden, die 1933 in Deutschland 
lebte, entsprach nur o,7 % der Gesamtbevölkerung. Sie wohnten 
mehrheitlich in wenigen großen Städten, und ihre wirtschaftlichen Ak-
tivitäten konzentrierten sich weitgehend auf einige wenige Branchen 
und Berufe.22  Das bedeutet, daß Millionen Deutscher keinen oder sehr 
begrenzt und nur gelegentlich direkten Kontakt mit Juden hatten. An-
dererseits gab es in einigen Berufsgruppen Deutsche, die sich durch die 
jüdische Konkurrenz besonders bedroht fühlten. Das betrifft vor allem 
einige spezifische Branchen im Einzelhandel sowie niedergelassene 
Ärzte und Anwälte. In diesen sozialen Gruppen war, wie wir gut wis-
sen, die antisemitische Propaganda vor 1933 besonders effektiv.23  
Wenn man das pure ökonomische Interesse auch nicht vereinfachend 
als einzige Erklärung für die ideologische Empfänglichkeit überschät-
zen sollte, spielte es doch sicher eine verhältnismäßig bedeutende 
Rolle. 

Nach der Machtübernahme durch die Nazis wurden zuerst Juden in 
diesen Berufen als Zielscheibe ausgewählt. Der antijüdische Boykott 
begann offiziell am 1. April 1933 und wurde von da an eine kontinuier-
liche, zielbewußt organisierte Angelegenheit mit sporadischen gewalt- 
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tätigen Ausfällen. Insbesondere in kleineren Provinzstädten wurden 
wiederholt SA-Leute und Hitlerjugend als Wachen vor jüdischen Ge-
schäften postiert, um potentielle Kunden zu verjagen. Wer sich nicht 
fügte, wurde fotografiert und öffentlich als «Volksverräter» gebrand-
markt; sein Bild erschien am folgenden Tag im Stürmer-Kasten und in 
der örtlichen Presse. Ausgelassene Jugendliche beschimpften angese-
hene jüdische Geschäftsinhaber mittleren Alters mit widerlichen Wor-
ten. Blutrünstige Slogans wie «Juda verrecke» wurden auf Mauern und 
Schaufenster geschmiert. Einige der Umstehenden protestierten, aber 
offensichtlich viel mehr applaudierten bei diesen Aktionen. Polizei, 
Presse, Lehrer und Geistliche beider Konfessionen schwiegen zu-
meist.24  In dieser Weise wurde der Angriff der Volksgemeinschaft-ver-
sus-Volksfeind-Ideologie wirksam. Der Einfluß dieser Spektakel, die 
von einer sie gutheißenden Propaganda begleitet wurden, kumulierte. 
Die Wirkung auf die jugendlichen Täter und auf die Zuschauer muß 
immens gewesen sein. Bald war der Sonderstatus der Juden fest in ih-
rem Bewußtsein verankert. Normale Standards von Anstand und zivi-
lisiertem Verhalten galten offenbar nicht gegenüber Juden. 

Die direkten Nutznießer dieser neuen Verhaltensnormen waren die 
«arischen» Konkurrenten und die künftigen «Arisierer» jüdischer Ge-
schäfte. An anderer Stelle habe ich zu zeigen versucht, daß Liquidie-
rung und «Arisierung» jüdischer Firmen viel früher begannen und be-
trächtlich schneller voranschritten als angenommen wurde.25  Sowohl 
diese statistisch erarbeiteten Ergebnisse als auch die Methoden und 
Praktiken der «Arisierer» werden in den meisten Lokalstudien bestä-
tigt. Einzelfälle von korrekten Verhandlungen und geschäftlichen 
Transaktionen sind nachweisbar, aber sowohl zeitgenössische Quellen 
wie die Gestapo-Akten als auch die Wiedergutmachungsprozesse der 
Nachkriegszeit belegen ihre Ausnahmestellung. In der Regel hatten 
militante Nazis, mittelständische Unternehmer und « angesehene», gut 
gepflegte Industriemagnaten keine moralischen Hemmungen, ihren 
Vorteil aus der desolaten Position jüdischer Eigentümer zu ziehen. 
Inszenierte Boykotts, erfundene Gerüchte von «Rassenschande», De-
nunziation und die Androhung von Konzentrationslagerhaft waren 
wirkungsvolle Instrumente, um zögernde Verkäufer zu überzeugen.' 

Auch hier diente wirkliche oder vorgebliche ideologische Verpflich-
tung dazu, die Verletzung traditioneller Normen zu rechtfertigen. Im 
völkischen Denken wurde die Wirtschaft als ein der politischen Macht 
des Volkes untergeordneter Diener begriffen. Der Ausdruck Volks-
wirtschaft, der im gewöhnlichen Deutsch nicht mehr als die makro- 
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ökonomische Gesamtheit bezeichnet, war jetzt explizit in einen rivali-
sierenden Kontrast sowohl zum privaten wirtschaftlichen Interesse als 
auch zur internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit gesetzt. Ei-
gentum wurde zum Volksvermögen erklärt, das als eine Art Lehen an 
Einzelpersonen übertragen wurde, die der Staat genau überwachte; 
unter seiner dirigistischen Kontrolle sollte es dem Gemeinwohl die-
nen.27  Da die Juden nicht zur Volksgemeinschaft gehörten und man 
ihnen unterstellte, ihren Wohlstand durch Betrug, Wucher und Preis-
treiberei gewonnen zu haben, war es nicht mehr als rechtmäßig, ihr 
Eigentum dem gemeinschaftlichen Stammkapital des Volksvermögens 
oder, stellvertretend, den Volksgenossen zurückzugeben. Im Umgang 
mit Juden konnten somit festgesetzte Regeln und Verhalten einer ehrli-
chen Geschäftspraxis rechtmäßig aufgegeben werden. 

Um die Zusammenhänge und die kumulative Wirkung der sozialen 
Ächtung, der Ausschweifungen des Boykotts und der «Arisierung» zu 
verstehen, müssen wir zwischen dem realen Juden von nebenan und 
der mythischen Fiktion vom Juden in der Propaganda unterscheiden. 
Der einzelne «Arisierer» hatte mit realen Menschen zu tun — in vielen 
Fällen mit seinem früheren Arbeitgeber oder seinem Nachbarn. Dies 
erklärt die gelegentlichen Fälle von zuvorkommender Schlichtung und 
für beide Seiten günstigen Übereinkommen. Andererseits entwarf die 
stets präsente Propaganda, von der der Stürmer nur ein besonders bos-
haftes Instrument war, das Bild eines stereotypen mythischen Juden. 
In der Presse, in Filmen und auf überall verbreiteten Plakaten erschien 
er boshaft karrikiert: mit Bart und Schläfenlocken, in der traditionellen 
Kleidung der mittelalterlichen und noch eines Teils der osteuropäi-
schen Juden, mit abstoßender Physiognomie und Gebärdenspiel — eine 
Gestalt, die kein Deutscher jemals auf der Straße getroffen hatte. So-
ziale Segregation, wirtschaftlicher Boykott und allgemeine Beschimp-
fung richteten sich gegen diesen abstrakten Juden. In diesem verzerrten 
Bild personifizierte er die weltweite jüdische Konspiration, die die 
deutsche Bevölkerung bedrohte. Seine unveränderliche rassische Be-
schaffenheit machte ihn zum Volksfeind, unabhängig davon, in wel-
cher täuschenden Verkleidung er auftrat. Im fortschreitenden Prozeß 
der Depersonalisierung wurde die Majorität der Deutschen — viele von 
ihnen hatten niemals vorher auch nur einen Juden gut gekannt — dahin 
gebracht, dieses abstrakte Bild zu verinnerlichen und den realen Juden 
von nebenan mit dem satanisch-mythischen Juden der Propaganda zu 
identifizieren. 

Hier kommt traditioneller Antisemitismus als untrennbarer Teil des 
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Prozesses hinzu. Die Nazis brauchten diesen imaginären mythischen 
Juden nicht zu erfinden.28  Jede einzelne der satanischen Eigenschaften, 
jedes schreckenerregende Verbrechen, das den Juden auf den Seiten des 
Stürmer zugeschrieben wurde, kopierte frühere judeophobe Schmä-
hungen. Sie waren den traditionellen Stereotypen, die von der Antike 
über das Mittelalter bis hin zur antisemitischen Presse und Literatur 
des 19. Jahrhunderts in Frankreich, Rußland oder Deutschland rei-
chen, entlehnt und adaptiert. Selbst der Slogan «Die Juden sind unser 
Unglück» auf der Titelseite des Stürmer hatte ein angesehener deut-
scher Historiker ein halbes Jahrhundert zuvor geprägt.29  Religiöse Er-
ziehung und Volkskunde hatten die mythologische Figur des Chri-
stus-mordenden, unbußfertigen und deshalb ewig wandernden Juden 
in jede christliche Seele eingepflanzt.3° Auch die rassistische, sozialdar-
winistische Variante des Antisemitismus war der völkischen Ideologie 
aus früheren — und nicht nur deutschen — Quellen angepaßt worden. 
Wenn tatsächlich der Antisemitismus in Deutschland ursprünglich 
nicht weiter verbreitet war als irgendwo sonst in Europa, war er den-
noch genügend tief verwurzelt, um als aufnahmefähiger und frucht-
barer Boden zu dienen, auf dem die Propaganda der Nazis zu einer 
stufenweisen, aber konsequenten Depersonalisierung des realen jüdi-
schen Mitmenschen führte.3' 

Dieser Prozeß ergibt sich deutlich auch aus früheren Untersuchun-
gen über die Reaktionen nichtjüdischer Deutscher. Die Boykott-Tu-
multe von 1933 fanden mit einigen offenen Protesten und der demon-
strativen Loyalität nichtjüdischer Kunden und Patienten statt. Schon 
193 5 scheinen solche Trotzhandlungen merklich abgenommen zu ha-
ben. Das Quellenmaterial bezeugt immer noch einige, aber viel weni-
ger Unmutsäußerungen über den gewalttätigen Boykott und die 
Drangsalierung der Juden, aber fast keine über die Nürnberger Ge-
setze und die nachfolgenden « gesetzlichen » Aktionen. Der Eindruck, 
daß es über die Novemberpogrome 1938 mehr negative Äußerungen 
gab, ist mit der ostentativen Sichtbarkeit überall im Land zu erklären. 
Wiederum verurteilten die meisten dieser Proteste die materielle Ver-
nichtung seltener Waren, die Verwüstung von Gebäuden und des Stra-
ßenbildes sowie die Störung von öffentlicher Ruhe und Ordnung mehr 
als das Sakrileg gegen die niedergebrannten Synagogen oder die Miß-
handlung jüdischer Menschen und ihre Inhaftierung in Konzentra-
tionslagern. Der Prozeß der inneren Depersonalisierung war schon zu 
dieser Zeit offensichtlich bereits ziemlich weit fortgeschritten. 

Parallel zur sozialen Ausgrenzung der Juden verliefen die endgültige 

142 



Eliminierung jeglicher ihnen verbliebenen wirtschaftlichen Unterneh-
men und der Raub ihres Eigentums. Nach dem Pogrom durften demo-
lierte Geschäfte und Werkstätten nicht wiedereröffnet werden. Die 
meisten der noch tätigen Unternehmen — das waren zu dieser Zeit nicht 
mehr als zo bis 25 `)/0 der Anzahl von 1933 — wurden liquidiert. Die 
mehrversprechenden hingegen wurden lukrative Objekte der angeord-
neten «Arisierung» durch staatlich bestellte Treuhänder. Mehr als die 
Hälfte des noch vorhandenen jüdischen Eigentums konfiszierte der 
Staat direkt, wie die über eine Milliarde Mark der «Sühneleistung» und 
die Reichsfluchtsteuerzahlungen der Emigranten. Der Rest wurde von 
der Gestapo auf den Sperrkonten ihrer ursprünglichen Besitzer oder in 
dem fingierten Kapitalfonds der Reichsvereinigung der Juden in 
Deutschland genau überwacht. Aus diesen Fonds wurden die ver-
bliebenen Mitglieder der rasch abnehmenden jüdischen Gemeinden 
buchstäblich ernährt und für den kurzen Rest ihres Lebens versorgt. 
Schließlich dienten diese Quellen sogar zur Finanzierung ihrer Depor-
tation. Das Prinzip, daß die Juden, da sie nicht zum Volk gehörten, 
auch nicht die Volkswirtschaft belasten sollten, wurde konsequent bis 
zum letzten Ende durchgehalten.32  

Wie verhielten sich die Deutschen zu den Juden bis zu ihrer Depor-
tation und zum Massenmord im Osten? Zu Beginn des Krieges war die 
Aussonderung und die soziale — zum Teil auch physische — Ghettoisie-
rung der übrig gebliebenen jüdischen Gemeinden nahezu vollendet. 
Jahre zuvor hatten viele Juden ihre Heimat in Dörfern und Kleinstäd-
ten verlassen, um in der Anonymität der Großstädte die Gesellschaft 
und den Beistand vorerst noch besser situierter Juden zu finden. Nach 
dem Novemberpogrom und den sich anschließenden Verfolgungen 
hörten Hunderte von jahrhundertealten kleinen jüdischen Gemeinden 
auf zu bestehen. Kurz bevor die Gestapo sie in überbelegte «Judenhäu-
ser» oder Barackenlager zwang, scharten sich die Flüchtlinge zusam-
men, um mit anderen Juden zusammenzuleben. Die unaufhaltsam en-
ger gezogenen Grenzen ihrer Bewegungsfreiheit und die Verfolgungen 
grenzten die jüdischen Menschen noch mehr aus der nichtjüdischen 
Gesellschaft aus. Ihre Zwangsarbeit mußten sie in getrennten Gruppen 
ableisten, denen die Benutzung der Kantinen oder Toiletten « arischer » 
Arbeiter verboten war.33  Infolgedessen berichteten SS-Situationsbe-
richte von der Verwunderung der Bevölkerung, «wieviel Juden es ei-
gentlich in Deutschland noch gibt», als im September 1941 das Tragen 
des Judensterns angeordnet wurde.34  Der Prozeß der Depersonalisie-
rung hatte sein Ziel erreicht. 
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Tatsächlich bestanden weiterhin noch einige Kontakte oder Bezie-
hungen sehr unterschiedlicher Art zwischen Juden und Nichtjuden. 
Einerseits hingen die wenigen Tausend Juden, die den Krieg in 
Deutschland überlebten, von der Hilfe nichtjüdischer Bekannter, 
Freunde oder — im Falle von interkonfessionellen Ehen von Männern 
und Frauen — von ihren nichtjüdischen Verwandten ab.35  Eine unbe-
kannte, sicher nicht überwältigende Zahl von Deutschen nahm im-
mense persönliche Risiken auf sich, um Juden zu helfen, indem sie sie 
versteckte; manchmal waren es sogar vollkommen Fremde. Anderer-
seits wurde eine weitaus größere Zahl in der Illegalität lebender Juden 
entdeckt und durch die Gestapo verhaftet, nachdem nichtjüdische 
Nachbarn Verdacht geschöpft oder frühere Bekannte sie auf der Straße 
erkannt und denunziert hatten.36  

Nur ein kleiner Schritt führte von der vollendeten Depersonalisie-
rung zur Dehumanisierung des jüdischen Volksfeindes. Obwohl nur 
noch eine verschwindend geringe Zahl vollständig isolierter «realer» 
Juden in Deutschland lebte, blieb der mythische Phantom-Jude wäh-
rend der Kriegsjahre Gegenstand einer immer boshafteren Propa-
ganda. 1940 / 41 wurden drei antijüdische Filme produziert und in 
Hunderten Kinos in jeder deutschen Stadt und in jedem Dorf sowie in 
den besetzten Ländern gezeigt: «Jud Süß », «Die Rothschilds» und —
der am unerträglichsten hetzende von allen — «Der ewige Jude ». Der 
verarmte, verängstigte und bescheidene Rest des deutschen Judentums 
glich in keiner Hinsicht der entstellten und hämischen Darstellung der 
Bank-Dynastie oder dem Hofjuden des 18 Jahrhunderts.37  Aber sie 
waren doch auch noch nicht so zerlumpt und ausgezehrt wie die abge-
härmten, verhungerten und abgerissenen Männer, Frauen und Kinder 
in den osteuropäischen Ghettos, die auf der Leinwand zynisch zur 
Schau gestellt wurden. Nicht die deutschen Juden waren an erster 
Stelle und Hauptzielscheibe des Films, der die Juden auf eine Stufe 
stellte mit Ratten, die die Abfälle durchwühlten, und der mit einem 
«Führer»-Zitat endete, das die radikale Lösung der Judenfrage voraus-
sagte. 

Die deutschen Soldaten, die in den im Osten besetzten Gebieten 
stationiert waren, kamen dort an, nachdem sie sieben — für die etwa 
Zwanzigjährigen prägende — Jahre lang solcher Propaganda ausgesetzt 
gewesen waren. Hier trafen sie reale Juden an, die der mythischen Fik-
tion eher ähnlich sahen als die deutschen Juden. Was bis dahin in den 
Geist der jungen Deutschen als abstraktes Feindbild eingeprägt wor-
den war, schien nun lebendig zu werden. In einer Extrakolumne des 
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Stürmer erzählten Soldaten von ihrer Begegnung mit polnischen und 
rumänischen Juden und gaben zu, daß sie nicht geglaubt hätten, daß die 
Darstellungen der Juden in dem Blatt «so erschreckend real seien ». In 
einem Brief, den zwei Offiziere unterschrieben hatten, dankten diese 
den Herausgebern, nicht «übertrieben zu haben, wie jeder deutsche 
Soldat feststellen könne ».38  Noch deutlicher ist eine Passage in einem 
geheimen Militärbericht vom Oktober 1941: «Sollte es noch Leute ge-
ben, die irgendwie Mitleid mit den Juden haben, dann dürfte es sich 
empfehlen, sie einen Blick in ein solches Ghetto tun zu lassen: der 
Massenanblick dieser verrotteten, verderbten und bis in die Knochen 
verfaulten Rasse vertreibt jede Humanitätsduselei.>>39  

Heute gibt es kaum noch Zweifel darüber, daß die deutsche Bevöl-
kerung zu Hause mehr als nur vage wußte, was im Osten geschah. 
Soldaten und Zivilisten auf Urlaub berichteten ausgedehnt von den 
Massenerschießungen durch «Einsatzgruppen», und sogar die behut-
samer verheimlichte Vergasung in Auschwitz und anderen Vernich-
tungslagern scheint dennoch zu vielen Leuten durchgesickert zu sein.4° 
Dies geht — neben anderen Hinweisen — überzeugend aus den posthum 
veröffentlichten Tagebüchern des Karl Dürkefälden hervor, die er zwi-
schen 1933 und 1945 schrieb. Dieser autodidakte Ingenieur aus Nie-
dersachsen war nicht Mitglied der Nazipartei, aber er achtete darauf, 
das Regime und die allgemeine öffentliche Meinung nicht zu offen her-
auszufordern. Er hatte keinen persönlichen Kontakt mit Juden und 
enthielt sich nicht stereotyper Bemerkungen wie «die Juden sind 
Schwindler». Er unterließ es, in jüdischen Geschäften seiner Heimat-
stadt zu kaufen, «weil ich meinte, es sei nicht richtig, wegen der Juden 
Gefahr zu laufen». Aber Dürkefälden war davon besessen, genau auf-
zuschreiben, «wie es wirklich war». Schon im Dezember 1941 zitierte 
er einen Brief aus Kiew: «... Juden gibt es hier überhaupt nicht mehr, 
wo sie geblieben sind, muß ich Euch selbst erzählen.» Eine spätere 
Unterhaltung mit dem Schreiber bestätigte, daß er das Massaker von 
Babi-Yar am 29. / 30. September 1941 meinte. Im Februar 1942 notierte 
Dürkefälden erste Gerüchte über Vergasungen. Er zitierte wörtlich 
Hitlers Rede vom 4. Februar, in der dieser seine Ankündigung von der 
Ausrottung der Juden wiederholte, indem er die Überschrift, unter der 
dieser Teil der Rede des «Führers » in der regionalen NS-Zeitung abge-
druckt worden war, aufschrieb: «Der Jude wird ausgerottet.» Im Ja-
nuar 1943 erzählte ihm ein früherer Kollege, der auf Urlaub aus Wilna 
gekommen war, von der nahezu vollständigen Ausrottung der jüdi-
schen Gemeinde in dieser Stadt und ebenso von Juden, die aus Frank- 
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reich und anderen westeuropäischen Ländern nach Polen geschickt 
worden waren, wo sie «teils erschossen, teils vergast wurden ».4' 

Der Schreiber war kein hochrangiger Funktionär, hatte keine beson-
deren Verbindungen und lebte in einer kleinen Provinzstadt. Es gibt 
keinen Grund, anzunehmen, daß das, was er von seinen Berichterstat-
tern erfuhr, der Mehrheit seiner Zeitgenossen verborgen blieb. Daß sie 
diese Kenntnis verdrängten und sich in die private Sphäre ihres eigenen 
Lebens zurückzogen, kann nur teilweise durch die Nöte und Sorgen 
des Krieges erklärt werden. Im wesentlichen wird die Reaktion — oder 
die Indifferenz — der Mehrheit der deutschen Bevölkerung nur durch 
den Einfluß der fortwährenden Indoktrination mit Antisemitismus 
und völkischer Ideologie irgendwie verständlich. 

In Tausenden von Büchern und Aufsätzen versuchen die Historiker 
zu erklären, wie ein zivilisiertes Volk im Herzen Europas verursachen, 
oder zumindest tatenlos zusehen konnte, daß Millionen von Men-
schen, Männer, Frauen und kleine Kinder, in einer bürokratisch 
vorzüglich organisierten staatlichen Aktion nur wegen ihrer «Rassezu-
gehörigkeit » umgebracht wurden. Bis heute haben sie dafür noch keine 
befriedigende Erklärung gefunden. Viele schließen daraus, daß der 
Holocaust ein einmaliges, völlig unerklärbares Phänomen war, vor 
dem die historische Forschung ratlos versagen muß. Dabei wird über-
sehen, daß diese Täter und ihre Komplizen nicht irgendwelche außer-
weltlichen Ungeheuer, sondern Zehntausende von ganz gewöhnlichen 
Menschen waren. Nach den vollbrachten Untaten verbrachten sie den 
Feierabend mit ihren Kindern oder schrieben ihnen sehnsüchtige 
Briefe aus der Ferne des eroberten Ostens. Sie ergötzten sich beim Kar-
tenspiel am Stammtisch oder an der Musik Mozarts oder Beethovens. 
Darum kann der Versuch, das Geschehene zu verstehen und zu erklä-
ren, nicht aufgegeben werden. 

Auch die vorliegende Darstellung beansprucht nicht, eine vollkom-
mene oder endgültige Antwort auf diese beängstigenden Fragen zu lie-
fern. Sie versucht lediglich, aufzuzeigen, wie in sieben oder acht Jahren 
einer fanatischen ideologischen Indoktrination und dem konkretisie-
renden «Anschauungsunterricht» rassistischer Maßnahmen das Ge-
wissen von Millionen Deutschen umnebelt und ihre moralischen 
Hemmungen abgebaut wurden. Ohne diese vorangehende Entwick-
lung wäre der Holocaust nie möglich geworden. Die Verfolgung der 
deutschen Juden erscheint aus dieser Sicht als die notwendige, wenn 
auch nicht genügende, Vorbedingung für den Mord an den europäi-
schen Juden. 
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ANMERKUNGEN 

" Dieser Aufsatz ist die erweiterte, von Dr. Saskia Rohde ins Deutsche übersetzte 
Fassung meines Referats auf der Londoner Tagung zum 5o. Jahrestag der Wannsee-Kon-
ferenz am i8.— zo. Januar 1992. Ich danke Frau Dr. Rohde für die einfühlende und sach-
kundige Übersetzung und Prof. Yehuda Reinharz für die Erlaubnis dieses Vorabdrucks. 

Meiner Meinung nach ist die Vernachlässigung der ideologischen Dimension der 
zweifelhafteste Punkt der «funktionalistischen» Theorie. Sie begreift die kumulative Ra-
dikalisierung, die zur «Endlösung» führte, als eine Folge von Ad hoc-Entscheidungen 
höher oder niedriger gestellter Technokraten. Selbst dort, wo dies nicht explizit festge-
stellt wird, entsteht das Bild eines gut organisierten, staatlich kontrollierten Massenmor-
des, bei dem Rassismus oder Antisemitismus keine oder bestenfalls eine zweitrangige 
und zu vernachlässigende Rolle spielen (siehe z. B. Martin Broszat, Hitler und die Gene-
sis der Endlösung, in: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte (künftig: VfZ) 25 (1977), 
S., 739-775; Hans Mommsen, Die Realisierung des Utopischen: Die «Endlösung der 
Judenfrage» im Dritten Reich, in: Geschichte und Gesellschaft 3 (1983), S.381-420). 
Die Rolle der Wissenschaftler, Technokraten und Intellektuellen im allgemeinen bei der 
praktischen Instrumentierung der «Endlösung» ist natürlich für sich genommen wich-
tig, aber ihre Untersuchung führt manchmal zu einer fragwürdigen Überrationalisie-
rung, wie dies zuletzt bei Susanne Heim und Götz Aly sichtbar wurde (Die Ökonomie 
der «Endlösung». Menschenvernichtung und wirtschaftliche Neuordnung, in: Dies. 
(Hrsg.), Sozialpolitik und Judenvernichtung. Gibt es eine Ökonomie der Endlösung ?, 
Hamburg 1987; Dies.: Vordenker der Vernichtung. Auschwitz und die deutschen Pläne 
für eine neue europäische Ordnung, Hamburg 1991). Siehe zu diesen Tendenzen in der 
Forschung und ihren Hauptvertretern auch den Beitrag von Bernd Jürgen Wendt in 
diesem Band. 

2 Um nur zwei typische Publikationen anzuführen: Wilhelm Frenz /Jörg Kammler / 
Dietfried Krause-Vilmar (Hrsg.), Volksgemeinschaft und Volksfeinde. Kassel 
1933-1945, Fuldabrück 1987, wo fast ein Viertel der Darstellung der Verfolgung und 
wirtschaftlichen Ausplünderung der jüdischen Bevölkerung dieser Stadt abgehandelt 
werden; Joachim Meynert, Was vor der Endlösung geschah. Antisemitische Ausgren-
zung und Verfolgung in Minden-Ravensberg 1933 —945, Münster 1988. 

3 Die umfassendsten Analysen der Ursprünge und der Entwicklungen des völkischen 
Gedankens bieten immer noch: Hans Kohn, The Mind of Germany. The Education of a 
Nation, New York 1960 und: George L. Mosse, The Crisis of German Ideology. Intel-
lectual Origins of the Third Reich, New York 1964. 

4 «Mein Ziel ist, dem Volksgedanken die Millionen seiner Arbeiterschaft wiederzu-
geben. Das geht nur mit ehrlicher Überzeugung von dem Ideal »; Ansprache Hitlers im 
Dezember 1930 in Hamburg, zit. nach: Werner Jochmann (Hrsg.), Nationalsozialismus 
und Revolution. Ursprung und Geschichte der NSDAP in Hamburg 1922-1933, Frank-
furt a. M. 1963, S. 313; «Die Eingliederung der heute im internationalen Lager stehenden 
breiten Masse unseres Volkes in eine nationale Volksgemeinschaft bedeutet keinen Ver- 
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zieht auf die Vertretung berechtigter Standesinteressen [...] Das schwerste Hindernis für 
die Annäherung des heutigen Arbeiters an die nationale Volksgemeinschaft liegt [...] in 
seiner internationalen yolks- und vaterlandsfeindlichen Führung und Einstellung»; 
Adolf Hitler, Mein Kampf, München 591933, S. 372 f. 

5 .Ariertum bedeutet sittliche Auffassung der Arbeit und dadurch das, was wir heute 
so oft im Munde führen: Sozialismus, Gemeinsinn, Gemeinnutz vor Eigennutz. Juden-
tum bedeutet egoistische Auffassung der Arbeit und dadurch Mammonismus und Mate-
rialismus, das konträre Gegenteil des Sozialismus»; Hitlers Rede in München am 8. Au-
gust 5920, zit. nach Reginald, H. Phelps, Hitlers grundlegende Rede über den Antise-
mitismus, in: VfZ 7 (1968), S. 390-420, hier S. 406. 

6 Zum Beispiel in einer Rede vom 12. April 5922: «<national> und <sozial> sind zwei 
identische Begriffe. Dem Juden ist es gelungen, durch die Umfälschung des sozialen 
Gedankens zum Marxismus diesen sozialen Gedanken [...] dem nationalen zu entfrem-
den [...] Sozial sein [heißt,] den Staat und die Volksgemeinschaft so aufbauen, daß jeder 
einzelne für die Volksgemeinschaft handelt [...] Die Schaffenden aber, ganz gleich, ob 
Arbeiter des Kopfes oder der Faust, sind das Edelvolk unseres Staates, das ist das deut-
sche Volk»; zit. nach Eberhard Jäckel/Axel Kuhn (Hrsg.), Hitler. Sämtliche Aufzeich-
nungen 5905-5924, Stuttgart 1980, S. 62.1. Siehe ebd., S. 664ff., Hitlers Erklärung seines 
«Sozialismus»-Konzepts: .Ein Staatswesen kann nur aufgebaut sein auf einer sozialen 
Grundlage, und zweitens: Todfeind jedes wahren sozialen Gedankens ist der internatio-
nale Jude. Wer bereit ist, für sein Volk so vollständig einzutreten, daß er wirklich kein 
höheres Ideal kennt als nur das Wohlergehen dieses seines Volkes, [...] wer in diesem 
Volke in jedem einzelnen das wertvolle Glied der Gemeinsamkeit erblickt, und wer 
erkennt, daß diese nur dann gedeihen kann, wenn nicht Herrschende und Unterdrückte 
sie bilden, sondern wenn alle, die gemäß ihrem Können ihre Pflicht dem Vaterlande und 
der Volksgemeinschaft gegenüber erfüllen, demgemäß auch geschätzt werden [...,] der 
ist Sozialist.» (S. 665f.) 

7 Sich auf die in Anm. 6 erwähnte Zusammenstellung beziehend, wo »<die Bezug-
nahmen auf die Juden dreimal häufiger sind als die, die sich auf den Bolschewismus, 
Kommunismus oder Marxismus» beziehen, hebt Saul Friedländer den «unverkennbaren 
Unterschied zwischen Nationalsozialismus und anderen Typen des Faschismus hervor: 
im Nazismus nimmt der Antisemitismus einen zentralen und besonderen Ort ein. Und 
tatsächlich waren die Juden, nicht die Marxisten, Ziel sowohl seiner ersten als auch seiner 
letzten ideologischen Erklärungen» (From Anti-Semitism to Extermination, in: Fran-
cois Furet, Unanswered Questions. Nazi Germany and the Genocide of the Jews, New 
York 1989, S. 7). Die hervortretendsten Vertreter eines .Primats» des Antibolschewis-
mus unter den neueren Publikationen sind: Arno J. Mayer, Why did the Heavens not 
Darken? The Final Solution in History, New York 1988 und: Ernst Nolte, Der europäi-
sche Bürgerkrieg 1917-1945. Nationalismus und Bolschewismus, Frankfurt a. M. 5987. 
Die Gegenposition vertritt am deutlichsten: Lucy S. Dawidowicz, The War against the 
Jews 1933-1945, New York 1975• 

8 Wolfgang Benz, Herrschaft und Gesellschaft im nationalsozialistischen Staat, 
Frankfurt a. M. 1990, S. 9; siehe auch ebd., S. 27: .Zur deutschen Schicksalsgemeinschaft 
fühlten sich auch die Regimegegner noch zugehörig. [...] Es war weitgehend gelungen, 
die <Volksgemeinschaft> als Realisierung eines der beliebtesten Schlagworte herzustel-
len.» 

9 Ralf Dahrendorf, Gesellschaft und Demokratie in Deutschland, München 1965, 
S. 431 ff. u. passim; David Schoenbaum, Hitler's Social Revolution, Class and Status in 
Nazi Germany 1933-1939, London 1967, S. 117 u. passim. 

so Z. B. Rainer Zitelmann, Hitler. Selbstverständnis eines Revolutionärs, Stuttgart 
1989; Ulrich Backes / Eckhard Jesse/ Rainer Zitelmann (Hrsg.), Die Schatten der Ver-

gangenheit. Impulse zur Historisierung des Nationalsozialismus. Frankfurt a. M./Ber-
lin 1990. 
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II Zur «Arbeitsfront als organisatorischer Trager der Volksgemeinschaft» und den 
KdF-Aktivitäten siehe: Timothy W. Mason, Sozialpolitik im Dritten Reich. Arbeiter-
klasse und Volksgemeinschaft, Opladen 1977, S. 182 ff. 

12 Rainer Stommer, «Da oben versinkt einem der Alltag...». Thingstätten im Dritten 
Reich als Demonstration der Volksgemeinschaftsideologie, in: Detlev Peukert/Jürgen 
Reulicke (Hrsg.), Die Reihen fest geschlossen: Beiträge zur Geschichte des Alltags unter 
dem Nationalsozialismus, Wuppertal 1981, S. 149-173, hier S. 158 ff. 

13 Adelheid zu Castell-Rüdenhausen, «Nicht mitzuleiden, mitzukämpfen sind wir 
dal. Nationalsozialistische Volkswohlfahrt im Gau Westfalen-Nord, in: Peukert / Reu-
licke (wie Anm. 12), S. 223-243, hier S. 223 ff. 

14 Stommer (wie Anm. 12), S. 154 f.; siehe auch: Detlev J. K. Peukert, Inside Nazi 
Germany. Conformity, Opposition, and Racism in Everyday Life, New Haven/Lon-
don 1987, S. 187 ff.; Carola Sachse, Siemens, der Nationalsozialismus und die moderne 
Familie, Hamburg 199o. Zu den militärischen Aspekten der Volksgemeinschafts-Ideo-
logie siehe: Jürgen Förster, Vom Führerheer der Republik zur nationalsozialistischen 
Volksarmee — Zum Strukturwandel der Wehrmacht 1935-1945, in: Jost Miffed Bernd 
Martin /Günter Wollstein (Hrsg.), Deutschland und Europa. Kontinuität und Bruch. 
Gedenkschrift für Andreas Hillgruber Frankfurt a. M./Berlin 199o, S. 311-328. 

15 Siehe Avraham Barkai, Vom Boykott zur «Entjudung.. Der wirtschaftliche Exi-
stenzkampf der Juden im Dritten Reich 1933-1943, Frankfurt a. M. 1988. 

16 In einem Urteil vom 27. Juni 1936, das die Klage eines jüdischen Filmregisseurs 
betraf. Das Gericht hatte darüber zu entscheiden, ob die jüdische Abstammung die An-
nullation seines Vertrages mit einer Filmgesellschaft rechtfertigte, wie dies für den Fall 
einer ernsten Erkrankung oder im Todesfall vereinbart worden war; zit. nach Ernst 
Fraenkel, Der Doppelstaat. Recht und Justiz im Dritten Reich, Frankfurt a. M. 1974 
(amerikan. Ausg. 194o), S. 126. 

17 William S. Allen, Die deutsche Öffentlichkeit und die «Reichskristallnacht. —
Konflikte zwischen Welthierarchie und Propaganda im Dritten Reich, in: Peukert / Reu-
lecke (wie Anm. la), S. 397-411, hier S. 4o7, 409. Aliens Argumentation stützt sich stark 
auf die Dissertation von Sarah A. Gordon von 1979 (publiziert unter dem Titel: Hitler, 
Germans and the «Jewish Question., Princeton, N. J. 1984), eine Studie, die eine wahre 
Fundgrube für Apologeten geworden ist. Für eine kritische Einschätzung ihres methodi-
schen Ansatzes und ihrer Schlußfolgerungen siehe: Robert Gellately, The Gestapo and 
German Society: Political Denunciation in the Gestapo Case Files, in: Journal of Mo-
dern History 6o (1988), S. 654-694, hier S. 669f. 

18 Die Konvergenz der Meinungen zeigt sich in den neueren Arbeiten der beiden 
Autoren, insbesondere: Ian Kershaw, The «Hitler Myth.. Image and Reality in the 
Third Reich, Oxford 1987, eine überarbeitete Übersetzung der deutschen Ausgabe: Der 
Hitler-Mythos. Volksmeinung und Propaganda im Dritten Reich, Stuttgart 1980, mit 
einem ergänzten, neuen Kapitel über die «Judenfrage»; Ders., German Popular Opinion 
During the «Final Solution., in: A. Cohen u. a. (Hrsg.), Comprehensing the Holocaust, 
Frankfurt a. M. /Berlin /New York /Paris 1989, S. 145-155; Otto Dov Kulka, Public 
Opinion in Nazi Germany and the «Jewish Question», in: The Jerusalem Quarterly 25 
(1982), S. 121-144 und ebd. 26 (1982), S. 34-45; Ders., Die Nürnberger Rassegesetze 
und die deutsche Bevölkerung im Lichte geheimer NS-Lageberichte, in: VfZ 32 (1984), 
S. 582-624- 

19 Viele Kinder und Jugendliche schrieben begeisterte Leserbriefe an die Heraus-
geber des Stürmer. Für die jüngsten Kinder gab das Blatt eine Reihe von illustrierten 
Kinderbüchern und Brettspielen heraus. Einige Exemplare werden im Archiv von Yad 
Vashem in Jerusalem und in der Wiener Library an der Universität Tel Aviv aufbewahrt. 
Siehe dazu: Fred Hahn, Lieber Stürmer. Leserbriefe an das NS-Kampfblatt 1924-1945, 
Stuttgart 1978; zu den Kinderbüchern siehe insbes. S. 156ff. 

20 Monika Richarz, Luftaufnahme — oder die Schwierigkeiten der Heimatforscher 
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mit der jüdischen Geschichte, in: Babylon. Beiträge zur jüdischen Gegenwart 8 (1991), 
S. 27-33, hier S. 3o. 

21 Kulka, Public Opinion (wie Anm. 18), S. 135ff. 
22 1933 lebte ein Drittel aller deutschen Juden in Berlin, ein weiteres Drittel in sechs 

anderen großen Städten. Obwohl beinahe 2o % der Juden noch in Dörfern oder Klein-
städten mit weniger als 20 000 Einwohnern lebten, konzentrierten sie sich ziemlich stark 
in etwa 2500 Orten — vor allem in Süd- und Südwestdeutschland. Siehe dazu: Avraham 
Barkai, Die Juden als sozio-ökonomische Minderheitsgruppe in der Weimarer Repu-
blik, in: Walter Grab/Julius H. Schoeps (Hrsg.), Juden in der Weimarer Republik, 
Stuttgart/Bonn 1986, S. 33o-346 und: Barkai (wie Anm. 15), S. ri — x8. 

23 Siehe dazu: Michael H. Kater, Zur Soziographie der frühen NSDAP, in: VfZ 19 
(1971), S. 124-159, hier S. 139 f.; Wolfgang Schieder (Hrsg.), Faschismus als soziale Be-
wegung. Deutschland und Italien im Vergleich, Hamburg 1976, insbes. den Beitrag von 
Heinrich-August Winkler, Mittelstandsbewegung oder Volkspartei? Zur sozialen Basis 
der NSDAP, S. 97-118; Richard F. Hamilton, Who voted for Hitler ?, Princeton, N. J. 
1982; Jürgen W. Falter, Wer verhalf Hitler zum Sieg ?, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 28-29/ 1979; Thomas Childers, The Nazi Voters: The Social Foundations of 
Fascism in Germany x919-1933, Chapel Hill/London 1983. 

24 Ein gewagter, aber sicher nicht typischer Brief an das deutsche Innenministerium 
vom Dezember 1934 schildert diese Atmosphäre. Er ist unterschrieben von Richard 
Schneider, der angibt, seit 1928 Parteimitglied zu sein. Einige Passagen verdienen es, 
zitiert zu werden: «... halbwüchsige Burschen im Alter von 16-17 Jahren [in Zivil] hiel-
ten die Eingänge zu Geschäften mit jüdischem Einschlag besetzt [...] Flegel mit ekelhaf-
ten [sic!], verbrecherischem Gesichtsausdruck hatte man vor die Eingänge postiert, die 
unter dem Schutze der Polizei ihre Machtbefugnisse zum Trotze der gesamten zivilisier-
ten Bevölkerung zur Geltung bringen sollten und auch unter der Mitwirkung der Polizei 
bringen konnten. Alte, aber feine, ergraute Herren, auch Männer, die unter schwersten 
Entbehrungen 4 Jahre im Kriege für das deutsche Vaterland gekämpft hatten, mußten 
sich von diesen Strolchen und Lausbuben, auf ihren Begehr nach Einlaß, die Frage vorle-
gen lassen: <Sind Sie Deutscher?> [...] Und dies unter dem Schutze der Polizei, von einem 
ganz ordinären Pack von Menschen [...], deren Einschluss in die Volksgemeinschaft 
unbedingt zu verweigern wäre...»; Bundesarchiv, Abt. Potsdam, RMI, 15.01, 27079 / 29. 

25 Barkai (wie Anm. 5), S. 8o ff., II7f. 
26 Ders., Die deutschen Unternehmer und die Judenpolitik im «Dritten Reich», in: 

Geschichte und Gesellschaft 15 (1989), S. 227-247; ebenso: Johannes Ludwig, Boykott, 
Enteignung und Mord. Die «Entjudung» der deutschen Wirtschaft, Hamburg /Mün-
chen 1989. 

27 Avraham Barkai, Das Wirtschaftssystem des Nationalsozialismus, Ideologie, 
Theorie, Politik, Frankfurt a. M. 2 1988, S. 72 f. u. passim; Ders., Wirtschaftliche Grund-
anschauungen und Ziele der NSDAP, in: Jahrbuch des Instituts für Deutsche Geschichte 
(Tel Aviv) 7 (1978), S. 355-385. 

28 Siehe dazu: Eva G. Reichmann, Hostages of Civilisation: The Social Sources of 
National-Socialist Anti-Semitism, London 195o. 

29 Heinrich von Treitschke, Unsere Aussichten, in: Preußische Jahrbücher (1879), 
S. 559-576, hier S. 575. 

3o Der Münchener Erzbischof Kardinal Michael von Faulhaber wird gemeinhin als 
Gegner der antireligiösen, manchmal auch der Rassenpolitik der Nazis angesehen. Faul-
haber hielt in der Vorweihnachtszeit 1933 eine Reihe von Predigten, die später unter dem 
Titel: Judentum, Christentum, Germanentum, publiziert wurden. Ein Abschnitt darin 
ist das Zitat wert: «Nach dem Tode Christi wurde Israel aus dem Dienst der Offenba-
rung entlassen. Sie hatten die Stunde der Heimsuchung nicht erkannt. Sie hatten den 
Gesalbten des Herrn verleugnet, verworfen, zur Stadt hinausgeworfen und ans Kreuz 
geschlagen. Damals zerriß der Vorhang im Tempel auf Sion und damit der Bund zwi- 
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schen dem Herrn und seinem Volk. Die Tochter Sion erhielt den Scheidebrief, und seit-
dem wandert der ewige Ahasver ruhelos über die Erde»; zit. nach Günther B. Ginzel, 
»Mir geht es um die Bekämpfung des Antisemitismus », in: Das Parlament 45 /33 
(August 1991), S. 8. 

31 Michael H. Kater hat mit dem Hinweis auf Thomas Nipperdey und William S. Al-
len überzeugend die Tendenz .eines gänzlichen Rückgangs vorher vorhandener Nei-
gungen zur Judeophobie unter den Deutschen» bestritten. Er kritisiert auch Autoren 
wie Ian Kershaw und Detlev Peukert, die seiner Meinung nach «den Grad des hochran-
gigen Nazi-Managements antijüdischer Aktionen überbetont haben [und] die Sponta-
neität solcher Aktionen und ihre allgemeine Popularität in der deutschen Öffentlich-
keit heruntergespielt haben» (Everyday Anti-Semitism in Prewar Nazi Germany : The 
Popular Basis, in: Yad Vashem Studies 16 (1984), S. 129 f.). 

32 H. G. Adler, Der verwaltete Mensch. Studien zur Deportation der Juden aus 
Deutschland, Tübingen 1974, bes. S.451  ff.; Barkai (wie Anm. 15), S. 176 ff. 

33 Barkai (wie Anm. is), S. 173 ff.; neuere Lokalstudien zeigen, daß viel mehr 
Zwangsarbeitslager in Deutschland eingerichtet worden sind, als bisher bekannt waren. 
Meynert (wie Anm. 2), S. 23o ff., bringt Belege für zwei größere Lager in Bielefeld neben 
einigen kleinen Lagern, die unter der Aufsicht von Privatfirmen eingerichtet wurden und 
Juden zur Zwangsarbeit anstellten. Solche Lager werden auch in anderen Lokalstudien 
erwähnt. Das Thema wird derzeit in einigen Dissertationsprojekten an deutschen Uni-
versitäten in Verbindung mit der Wissenschaftlichen Arbeitsgemeinschaft des Leo Baeck 
Instituts erforscht. 

34 Meldungen aus dem Reich, 9.10.1941; zit. nach Marlies G. Steinert, Hitlers Krieg 
und die Deutschen. Stimmung und Haltung der deutschen Bevölkerung im Zweiten 
Weltkrieg, Düsseldorf /Wien 1970, S. 240. 

35 Steinen (wie Anm. 34),  ebd., führt Berichte von Parteifunktonären an, die ihre 
Unzufriedenheit darüber äußern, daß jüdische Frauen in Mischehen nicht den Stern 
tragen mußten. Das Schicksal des jüdischen und des »ansehen» Partners in solchen Fa-
milien ist hervorragend dargestellt in: Ursula Büttner, Die Not der Juden teilen. Christ-
lich-jüdische Familien im Dritten Reich. Beispiel und Zeugnis des Schriftstellers Robert 
Brendel, Hamburg 1988. Ihren Erkenntnissen zufolge verweigerten viele »arische» Ver-
wandte ihre Hilfe und lösten die Verbindungen zu diesen Familien. Siehe dazu auch: 
Jochen Klepper, Unter dem Schatten deiner Flügel. Aus den Tagebüchern der Jahre 
1932-5942, Stuttgart 1968. Klepper, ein bekannter Schriftsteller und gläubiger Prote-
stant, beging 1942 zusammen mit seiner jüdischen Frau und ihrer Tochter aus erster Ehe, 
die in den Osten deportiert werden sollten, Selbstmord. Die Tagebücher lassen keinen 
Zweifel daran, daß Klepper wußte, welches Schicksal seine Familie nach der Deportation 
erwartete. 

36 Robert Gellately hat kürzlich durch eine genaue Untersuchung von Gestapo-Ak-
ten herausgefunden, daß die meisten Verhaftungen versteckter Juden und nichtjüdischer 
»Judenfreunde» weit mehr als infolge von Entdeckung durch den begrenzten Stab der 
Gestapo, die Folge von Denunziationen aus dem Publikum waren, in: The Gestapo and 
German Society (wie Anm. 7); siehe dazu auch: Ders., The Gestapo and German So-
ciety. Enforcing Racial Policy 1933-1945, Oxford 1990• 

37 Es ist bezeichnend, daß in diesen Filmen, die nach dem Molotov-Ribbentrop-
Abkommen von 1939 und vor Juni 1941 produziert wurden, keine Äußerungen zum 
»Judeo-Bolschewismus» oder über die Sowjetunion vorkommen. Die taktischen 
Gründe für diese Zurückhaltung sind offenkundig, aber es zeigt, daß der Antisemitismus 
der Nazis tatsächlich ein originärer und selbständiger ideologischer Grundsatz war. 

38 Hahn (wie Anm. 19), S. 2 20 f. ; vgl. auch die Ghettobilder ebd., S. 152 ff. 
39 Zit. nach Steinert (wie Anm. 34), S. 246 Anm. 151. 
4o Lawrence D. Stokes, The German People and the Destruction of the European 

Jews, in: Central European History 6 (1973), S. 167-191, bes. S. 190 f.: »Das deutsche 
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Volk sah und hörte genug, um eingeschüchtert zu sein, aber war sich der eigenen Sicher-
heit gewiß genug, um passiver Zuschauer zu bleiben.» In Anlehnung an Ernst Nolte 
schrieb Stokes seinerzeit diese Passivität vor allem der Angst und dem terrorisierenden 
Effekt in Teilen bekannter Greueltaten zu; aufgrund der späteren Forschungen ist dieser 
Gesichtspunkt heute jedoch nicht mehr haltbar. 

41 Herbert Obenaus/Sibylle Obenaus (Hrsg.), «Schreiben wie es wirklich war...» 
Aufzeichnungen Karl Dürkefäldens aus den Jahren 1933-1945, Hannover 1985, S. 107, 
ro8, 127. 



DIE ZERSTÖRUNG DER SYNAGOGEN 
UNTER DEM NATIONALSOZIALISMUS 

Saskia Rohde 

Die Verwüstung oder Zerstörung von Synagogen und Beträumen hat 
eine lange Tradition. Als der babylonische König Nebukadnezar 
586 v. Chr. Jerusalem eroberte, ließ er den ersten, den Salomonischen 
Tempel zerstören und die Tempelgegenstände abtransportieren. Nicht 
anders verfuhren die Römer bei der Niederschlagung der jüdischen 
Aufstände (66-73 n. Chr. und 132-135 n. Chr.) mit dem Zweiten 
Tempel. Nach der Eroberung Jerusalems 7o n. Chr. blieb nur eine Ruine 
des Tempels zurück; das Tempelgerät wurde —wie die Reliefs im Durch-
gang des römischen Titusbogens berichten — im Triumphzug nach Rom 
gebracht. Bei der Niederschlagung des zweiten, des sog. Bar-Kochba-
Aufstandes wurde dann auch die Ruine abgetragen; an ihrer Stelle ent-
stand ein paganer römischer Tempel. Wo immer die jüdische Minorität 
in der Diaspora aus der christlichen Umwelt ausgegrenzt und vertrieben 
wurde, war ihre Synagoge oder ihr Betraum Zielscheibe antijüdischer 
Aggressionen. Bei den Verfolgungen in England im 13 Jahrhundert, 
während der sog. Pestpogrome des 14. Jahrhunderts in Deutschland, 
Frankreich und der Schweiz, bei der Vertreibung aus Spanien und Por-
tugal im 15. Jahrhundert und der Verdrängung aus den deutschen und 
italienischen Städten im Zuge der Reformation und Gegenreformation, 
aber auch in den folgenden Jahrhunderten wurden Synagogen verwü-
stet, niedergebrannt oder in Kirchen verwandelt; sie wurden abgerissen, 
und auf ihrem Fundament entstanden neue Kirchenbauten. Auffallend 
häufig sind diese Kirchen dem Marienkult geweiht und zu Wallfahrtsor-
ten ausgebaut worden. 

In diese Tradition scheinen sich die Synagogenzerstörungen der Na-
tionalsozialisten nahtlos einzureihen. Doch sowohl das Ausmaß der 
Zerstörungen allein während des Novemberpogroms 1938, die Bruta-
lität und die Gründlichkeit, mit der die Liquidation religiöser Ver-
sammlungsstätten und damit die Vernichtung unübersehbarer Zeug-
nisse jüdischer Kultur und Zentren jüdischen Lebens reichsweit in 
einer Nacht versucht wurde, als auch die Fortsetzung des Zerstörungs- 
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werks in einigen der von der deutschen Wehrmacht besetzten Gebiete 
unterscheidet die «Aktionen» der Nazis von ihren Vorläufern. So wur-
den unmittelbar nach dem Einmarsch in die Tschechoslowakei und der 
Einrichtung des Protektorats Böhmen und Mähren im März 1939 zahl-
reiche Synagogen beschlagnahmt oder niedergebrannt. Von den Syn-
agogen in Bronn, Witkowitz, Iglau, Falkenau, Zabreck a. d. Oder, 
Oderfurt, Friedeck und Mährisch-Ostrau blieben — nach zum Teil wie-
derholter Brandstiftung und Überwachung des Brandes — nurmehr 
Ruinen übrig.' Obwohl die Versicherungsgesellschaften eine Scha-
densregulierung verweigerten, mußten einige Gemeinden ihre Synago-
gen wieder herrichten lassen. Ähnlich gingen die deutschen Truppen in 
Polen vor. Für Thorn ist belegt, daß «sofort mit der Zerstörung der 
Synagoge in der Szczytna-Straße» begonnen wurde; in Wloclawek 
brannten wenige Tage nach der Okkupation die beiden Synagogen.' In 
den Niederlanden hingegen blieben Pogrome und Beschlagnahmen 
bzw. Zerstörungen von Synagogen auch in der ersten Zeit nach der 
Kapitulation aus. Die Verwüstung des jüdischen Friedhofes in Assen 
(Provinz Drente) Ende Mai 1940 oder die Sprengung der Synagoge in 
Zandvoort (Provinz Nordholland) im August 1940 waren Einzelfälle 
und sind ebenso wie die Inbrandsetzung von Synagogen in einigen 
Städten im Januar /Februar 1941 niederländischen NS-Parteigliede-
rungen zuzuschreiben.3  

Anschläge auf Synagogen 1933 — 1938 

In allen Teilen des Reiches waren bereits in den Jahren der Weimarer 
Republik Synagogen und andere jüdische Einrichtungen Ziel antise-
mitischer Anschläge. Eine Häufung der Vorfälle zeichnet sich für die 
Jahre 1919 bis 1924 und 1929 / 3o bis 1933 ab. Nach der Machtüber-
nahme durch die Nationalsozialisten kumulierten sie in den Jah-
ren 1933 und 1935 so wie in den Monaten März bis Oktober 1938 — d. h. 
jeweils zeitgleich mit den einschneidendsten «Aktionen» und den ih-
nen folgenden Verordnungen zur ökonomischen, politischen, sozialen 
und kulturellen Ausgrenzung der Juden aus der Gesellschaft. 

Die Anschläge galten überwiegend bekannten, monumentalen Bau-
ten in städtebaulich guter Lage, die durch ihren in der Umgebung häu-
fig fremd wirkenden, historisierenden oder orientalisierenden Baustil 
auffielen. Wie bereits in den zwanziger Jahren fanden solche Über-
griffe auch in den Jahren der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
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vor allem am Shabbat und jüdischen Feiertagen statt. Gottesdienste 
wurden gestört, d. h. Beter verprügelt, Fensterscheiben eingeschlagen, 
Ritualgegenstände beschädigt; in Ansbach warfen Unbekannte noch 
am 27. Oktober 1938 Tränengas in die zum Gottesdienst in der Syn-
agoge versammelte Gemeinde.4  Die Bedrohung veranlaßte u. a. die 
Hamburger Gemeinde zu den Gottesdiensten an hohen Feiertagen um 
Polizeischutz für Beter und Synagogen nachzusuchen und den Ge-
meindemitgliedern nahezulegen, bei Provokationen Besonnenheit zu 
bewahren und nach dem Gottesdienst nicht mehr bei den Synagogen 
zu verweilen.s Es gab auch Terror ohne handgreifliche Gewalt: Am 
Tag vor Jom Kippur 1937 hatten unbekannt gebliebene Täter vor der 
Synagoge der Gemeinde in Groß-Gerau (Hessen), die seit 1933 drei 
Viertel ihrer Mitglieder verloren hatte, einen Galgen errichtet und eine 
Strohpuppe daran aufgezogen.' 

Synagogenschändung bedeutete landauf, landab: eingeworfene Fen-
sterscheiben, in wenigen Fällen gefolgt von Einbruch und Diebstahl 
oder Demolierung, mit antijüdischen Parolen wie «Juda verrecke!» 
oder «Parasiten und notorische Verbrecher»7  beschmierte Synagogen-
wände und -türen. Ebenso wie bei den Friedhofsschändungen kam 
man bis zum Sommer 1935, als sog. Einzelaktionen verboten wurden, 
den Tätern offenbar nur selten auf die Spur — nicht einmal mit einer 
hohen Belohnung. Nicht überall wurde aufgrund der Anzeige einer 
Gemeinde die Fahndung nach den Tätern überhaupt aufgenommen; 
wenn es geschah, folgte vielfach wenig später die Einstellung des Er-
mittlungsverfahrens. Die erfolgreichen Ermittlungen von Synagogen-
schändungen vor allem nach 193 5 zeigen, daß die Täter vielfach der SA, 
dem NS-Kraftfahrkorps (NSKK) oder der Hitlerjugend (HJ) angehör-
ten, während bei Friedhofsschändungen auch minderjährige Bauern-
söhne und Schüler erwischt wurden. Bezeichnend ist die Reaktion des 
Kitzinger Obersturmbannführers auf die Verurteilung von SA-Ange-
hörigen, die im September 1935 in Wiesenbronn mehrere Fensterschei-
ben der Synagoge und einiger Wohnhäuser jüdischer Familien einge-
schlagen hatten: 

«Wenn auch die Handlungen der [...] SA-Männer von SA-Dienststellen nicht gut 
geheißen werden können, so sehe ich mich aber trotzdem nicht veranlaßt[,] ein 
parteigerichtliches Verfahren gegen dieselben in Gang zu setzen. Die Strafe, die 
diese jungen Leute für ihr Draufgängertum, das wir uns in der aktiven SA ja so 
sehr wünschen, von Amts wegen erhalten haben, ist in einem derartigen Ausmaß, 
das ich für eine weitere Strafe kein Verständnis habe.»8  
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Aber auch Behörden gingen offiziell und offen sichtbar gegen jüdische 
Gemeinden und ihre Einrichtungen vor. Bereits in den ersten Monaten 
nach der Machtübernahme kam es zu Durchsuchungen, Beschlagnah-
mungen von Gemeindearchiven, Schließung und / oder Enteignung 
von Synagogen, Gemeindehäusern und Friedhöfen. So hatte im stark 
antisemitischen Coburg die Durchsuchung des Gemeindehauses im 
März 1933 die Beschlagnahme des Gemeindearchivs und der Haus-
schlüssel sowie die Schließung der Synagoge zur Folge; erst im Mai 
durften nach Shawuot die Ritualgegenstände herausgenommen und 
ein Betraum im Wohnhaus des Predigers eingerichtet werden.9  

Im Frühjahr und Sommer 1938 veränderte sich die Situation. Die 
eklatant verschärfte Ausgrenzung der Juden aus der Gesellschaft fand 
auch im Vorgehen gegen Synagogen ihren Niederschlag. Bis zu diesem 
Zeitpunkt waren nur wenige Synagogen außerhalb der großen Zentren 
nach dem Zwangsverkauf abgerissen worden. Nun verschwanden ge-
zielt auf die Anordnung von NS-Spitzenfunktionären bedeutende 
Synagogen in großen Städten. Der Abriß wurde inszeniert und von 
durch die NS-Propaganda gesteuerten Presseberichten begleitet. So 
begann auf Anordnung Hitlers am 9. Juni 1938 der Abriß der Münch-
ner Hauptsynagoge und des Gemeindehauses. Es hieß, dies sei aus ver-
kehrstechnischen Gründen notwendig — ein Argument, mit dem in der 
Folgezeit noch mehrfach Synagogenabrisse begründet wurden. Der 
vorgegebene Abschlußtermin für die Arbeiten, der 9. Juli 1938, wirft 
jedoch ein bezeichnendes Licht auf die eigentlichen Gründe: An die-
sem Tag sollte im unmittelbar benachbarten Deutschen Künstlerhaus 
der «Tag der deutschen Kunst» begangen werden. (Die Gemeinde er-
hielt in einer ehemaligen Zigarettenfabrik einen Betraum, der halb so 
viele Plätze bot.) 

Wenig später traf die Nürnberger Gemeinde dasselbe Schicksal. Be-
reits im März 1938 hatte Streicher dem Nürnberger Gemeindevorstand 
durch die Gestapo mitteilen lassen, daß der Abriß der Hauptsynagoge 
und des Gemeindehauses vorgesehen sei, weil sie «das schöne deut-
sche Stadtbild empfindlich stör[t]en »2° Der «Völkische Beobachter» 
zitierte am 4. August 1938 den Bürgermeister mit den Worten: 

«Einige vom demokratischen Judengeist umnebelte Vertreter der Nürnberger 
Bürgerschaft haben es den Juden dereinst [...] ermöglicht, am Hans-Sachs-Platz, 
der eine Umrahmung von schönen alten Bürgerhäusern aufweist [...], ein undeut-
sches recht aufdringliches orientalisches Bauwerk zu errichten », das «seit jeher ein 
Fremdkörper im Stadtbild» gewesen sei." 
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Diese Begründung ist insofern perfid, als zu vermuten steht, daß ein 
königlich-bayrischer Erlaß die Nürnberger Gemeinde ebenso wie die 
Würzburger seinerzeit zu einem orientalisierenden Baustil gezwungen 
hatte. Mit einem großen Parteifest begann am io. August der Abriß. 

In den Monaten bis zum Novemberpogrom verschwanden weitere 
Synagogen. Zwei Sprengungen machten die Synagoge in Kaiserslau-
tern dem Erdboden gleich, die Dortmunder wurde ab Anfang Oktober 
1938 abgerissen. Betroffen waren schließlich auch Landgemeinden. Sie 
wurden nicht zum Abriß, sondern zum Verkauf ihrer Synagoge an die 
Stadtverwaltung oder private Interessenten gezwungen. Die Preise la-
gen dabei weit unter dem Gebäude- und Grundstückswert. Manche 
wurden, wie es im zeitgenössischen Sprachgebrauch hieß, «nützliche-
ren Zwecken zugeführt», andere wurden, wie die Synagoge im ostfrie-
sischen Wittmund, allerdings auf Abbruch weiterverkauft. 

Exerzierfeld für die «Aktionen» gegen die Synagogen im Reich in 
den Sommermonaten 1938 und die Novemberpogrome im selben Jahr 
war das Vorgehen gegen die jüdischen Gemeinden und ihre Betstätten 
in Österreich nach dem «Anschluß » am i3. März 1938. Nur wenig 
später besetzten NS-Parteiorgane die Gemeindesynagoge in Wien-
Floridsdorf. 31 Bethäuser wurden aufgelöst, Torarollen zerrissen und 
verbrannt, der Toraschmuck beschlagnahmt. Bis zu diesem Zeitpunkt 
hatte es in Wien 23 Synagogen und 7o Bethäuser gegeben. Großes 
Interesse bestand jedoch an Gemeindebibliotheken und Archiven: Am 
19. Juli 1938 erzwang Eichmann vom Vorstand der Israelitischen Kul-
tusgemeinde eine Verzichtserklärung bezüglich ihrer Bibliothek und 
ihrer Archive. Im Herbst verschärfte sich die Lage der Wiener Juden. 
Von Mitte Oktober 1938 an kam es in der Leopoldstadt, dem am dich-
testen von Juden bewohnten Quartier Wiens, täglich zu Gewaltakten, 
die sich auch gegen Gebäude richteten. Einige Beispiele mögen das 
Geschehen illustrieren: am 14. Oktober demolierte eine Gruppe der 
HJ sechs Bethäuser und verbrannte die gefundenen Gebetbücher; am 
15. Oktober sprengten uniformierte SA-Angehörige den Toraschrein 
eines Tempels, zerschlugen das Inventar, zerrissen Torarollen und 
nahmen Synagogensilber sowie Opfergeld mit; am 16. Oktober 
brannte es im großen Tempel in der Tempelgasse und am folgenden 
Tag in zwei weiteren Synagogen. Die Täter rekrutierten sich aus der SA 
und SS und traten zumindest teilweise in Zivil auf:2  

Bemerkenswert ist, daß trotz Verfolgung und Ausgrenzung, trotz 
der Aktionen gegen Synagogen und jüdische Friedhöfe, nach der 
Machtergreifung der Nationalsozialisten noch einige Synagogenneu- 
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bauten eingeweiht wurden. Die Gemeinde in Andernach feierte am 
3o. Mai 1933 die Einweihung des vermutlich letzten im Deutschen 
Reich errichteten Kultbaus; im Unterschied zu den bis Anfang der 
dreißiger Jahre üblichen öffentlichen Feiern nahmen nun nur noch Ge-
meindemitglieder teil. Die neuen Machthaber erlaubten zunächst auch 
Renovierungen und Jubiläen. So konnte die Gemeinde im bayrischen 
Fischach 1934 ihre 1739 erbaute Synagoge renovieren lassen. Die 
Wormser Gemeinde feierte im selben Jahr ihr 90o jähriges Synagogen-
jubiläum; die Emdener konnten am 23. August 193 6 mit einem Festakt 
auf eine ioo jährige Geschichte ihrer Synagoge zurückblicken — in der 
Pogromnacht vom 9. auf den ro. November 1938 wurde auch ihre Syn-
agoge zerstört. 

Der Novemberpogrom 

Der Novemberpogrom erscheint im Rückblick als ein konsequent aus-
geführter weiterer Schritt in der seit Anfang 1938 verschärften «Juden-
politik» der nationalsozialistischen Machthaber. Dies führte trotz 
spärlicher Belege für eine Vorplanung und Vorbereitung der Reichspo-
gromnacht zur These, daß «Pogrompläne bereits seit längerem bestan-
den, daß man aber nur noch einen günstigen Augenblick hatte abwar-
ten wollen»." Die Zerstörung der Synagogen wurde in der Ideologie 
der Nationalsozialisten verankert, die «brennenden Synagogen» zum 
«symbolischen Völkermord, der den tatsächlich[en] zeitlich nur um 
wenige Jahre vorwegnahm ».14  

Doch es ist wenig wahrscheinlich, daß die Vernichtung der Synago-
gen bereits langfristig im voraus geplant worden ist und es nur noch eines 
auslösenden Momentes bedurfte, um «das vorformulierte Programm 
zu aktivieren ». 5  Es fragt sich, ob überhaupt eine systematische Zerstö-
rung der Synagogen beabsichtigt war oder, ob die erwähnten gezielten 
Abrisse nicht im Zeichen der Enteignungspolitik, der Verunsicherung 
und Terrorisierung, aber nicht der Vernichtung der jüdischen Bevöl-
kerung standen. Der Verlauf und die Hauptakteure der Pogromnacht, 
die von wenig Koordination der Einsatzgruppen, viel Improvisation 
und mehreren Versuchen, nachträglich das ungeordnet ausgebrochene 
Chaos zu kanalisieren, gekennzeichnet ist, sowie die Verordnungen 
und die Ereignisse der folgenden Tage deuten — trotz nahezu gleicher 
Ablaufmuster der «Aktionen» — eher auf das bewußte und geschickte 
Ausnutzen einer sich bietenden Gelegenheit hin. Die Idee zu reichs- 
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weiten «Aktionen gegen die Juden und insbesondere deren Synago-
gen»i6  « entzündeten» möglicherweise die ersten Synagogendemolie-
rungen und -brände am Abend des Attentats auf Ernst vom Rath. 

In den Stunden nach dem Attentat war ein Schlag gegen die deut-
schen Juden propagandistisch vorbereitet worden. An die erste Mel-
dung im «Völkischen Beobachter», dem offiziellen Zentralorgan der 
NSDAP, schlossen sich die Sätze an: 

«Es ist klar, daß das deutsche Volk aus dieser neuen Tat seine Folgerungen ziehen 
wird. Es ist ein unmöglicher Zustand, daß in unseren Grenzen hunderttausende 
Juden noch ganze Ladenstraßen beherrschen [...] und als <ausländische> Hausbe-
sitzer das Geld deutscher Mieter einstecken, während ihre Rassegenossen drau-
ßen zum Krieg gegen Deutschland auffordern und deutsche Beamte niederschie-
ßen [...] Die Schüsse in der Deutschen Botschaft in Paris werden [...] den Beginn 
einer neuen deutschen Haltung in der Judenfrage bedeuten ...»' 

Tatsächlich kam es am Abend des 7. November an einigen Orten in den 
Gauen Kurhessen und Magdeburg-Anhalt zu Übergriffen auf Ge-
schäfte und Wohnhäuser von Juden sowie zu ersten Synagogenbrän-
den. Hatten sich in Kassel «Hunderte aus allen Stadtteilen» mit dem 
Einschlagen von Fensterscheiben der Synagoge, des Gemeindehauses 
und von Geschäften begnügt, so brannte in Rothenburg /Fulda das auf 
die Straße geworfene, zertrümmerte Inventar der Synagoge und in der 
folgenden Nacht die Bad Hersfelder Synagoge vollständig ab. 

Diese Vorfälle flocht Goebbels in seine Ansprache auf dem Münch-
ner Kameradschaftsabend der Parteiführer und «Alten Kämpfer» zur 
Erinnerung an den mißglückten Putsch vom 9. November 1923 ein, in 
der er den Tod vom Raths mitteilte. Er fügte hinzu, daß «der Führer 
auf seinen Vortrag hin entschieden [habe], daß derartige Demonstra-
tionen von der Partei weder vorzubereiten noch zu organisieren seien, 
soweit sie spontan entstünden, ihnen aber auch nicht entgegenzutreten 
sei»? Damit löste er den Pogrom ohne einen direkten Befehl aus. 
Was die in München anwesenden Gauleiter, SA-Führer und Staats-
polizeispitzen an ihre Dienststellen weitergaben, schwankte zwischen 
Information, Anweisung und direktem Befehl. Die von Goebbels, 
Heydrich und Daluege nach dem Ausbruch des Pogroms versandten 
Fernschreiben enthielten Verhaltensmaßregeln und dienten vor allem 
der Klärung von Kompetenzen und dazu, im Ausland den gewünsch-
ten Eindruck eines «spontanen Volkszorns » zu stützen. 

Aufschluß über die Ereignisse in der Pogromnacht und an den fol-
genden Tagen geben die «Vollzugsberichte» örtlicher Dienststellen der 
SS, SA, des SD, der Polizei, der Bürgermeister, Landräte und Regie- 
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rungspräsidenten an ihre Vorgesetzten, die Deutschland-Berichte der 
Exil-SPD (Sopade) sowie die Akten der Strafprozesse gegen Synago-
gen-Brandstifter und -Plünderer sowie inzwischen ungezählte, sicher 
mit Vorbehalt zu benutzende Zeugenberichte und Erinnerungen. Es 
entsteht folgendes Bild: Der Pogrom begann nicht auf einen Schlag, 
sondern setzte örtlich zwischen 23.00 Uhr (am 9. November) und 5.00 
oder 6.00 Uhr morgens (am to. November), vereinzelt auch später ein. 
Dafür lassen sich mehrere Gründe anführen. Einmal der unterschied-
liche Zeitpunkt, an dem die Information von den Spitzenfunktionären 
aus München weitergegeben wurde: ab 22.30 Uhr hatten die Gauleiter 
und ab etwa 23.00 Uhr die SA-Spitzen mit der Benachrichtigung ihrer 
Dienststellen begonnen, die Staatspolizei folgte gegen Mitternacht, die 
Fernschreiben an die SS-Dienststellen gingen erst um 1.30 Uhr heraus. 
Die Verbindung der einzelnen Parteigliederungen und Verbände zu 
ihren örtlichen Stellen war offenbar unterschiedlich: viele wurden tele-
fonisch von den übergeordneten Stellen informiert, andere erfuhren 
von Motorradstreifen aus dem Nachbarort bzw. der nahen Stadt, was 
geschehen sollte. 

Aber selbst wenn diese örtlichen Stellen erreicht waren, wurde kein 
«Einsatzplan» in Gang gesetzt. Das Beispiel Tübingen, das für viele 
Orte im Reich steht, macht die Zufälligkeiten bei der Mobilisierung der 
Aktivisten und den Wirrwarr bei der Ausführung der Anweisungen 
deutlich: Nach Zeugenberichten traf der NSDAP-Kreisleiter von Tü-
bingen drei Männer der Fahnenabordnung, die nach der Gedenkfeier 
in einem Hotel die Parteifahne ins Parteihaus zurückgebracht hatten 
und anschließend in einer Gaststätte waren, angezecht auf dem Heim-
weg. Er lud sie in sein Auto, fuhr sie zum Parteihaus zurück und 
berichtete ihnen unterwegs, er habe vom Gauleiter aus Stuttgart den 
Befehl erhalten, daß alle Synagogen im Reich noch in der Nacht ange-
zündet werden sollten. Dann befahl er ihnen, die örtliche Synagoge in 
Brand zu setzen. Ohne Eile suchten die drei im Parteihaus nach Brenn-
material und gingen schließlich mit einem verdorrten Eichenkranz und 
Bohnerwachs zur Synagoge. Sie fanden die Tür aufgebrochen, die Fen-
sterscheiben eingeschlagen und die Einrichtung demoliert. Nach meh-
reren erfolglosen Versuchen gelang ihnen schließlich die Brandstif-
tung. Nachbarn berichteten später, bereits gegen Mitternacht hätte 
eine Gruppe von etwa 8 Personen in SA- und SS-Uniformen die Syn-
agoge aufgebrochen, die Verwüstungen angerichtet und einen Teil des 
Inventars in den Neckar geworfen. 

Der Bericht zeigt, daß niemand Aktionen erwartete, geschweige 
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Synagoge in Tübingen 
vor dem 10. November 1938. 



z 	Synagoge in Hechingen. 
Innenansicht vor November 1938 
und nach der Demolierung am to. November 1938. 



3 	Brennende Synagoge in Kuppenheim, 
ro. November 1938. 



4 Synagoge in Hanau. 
Kontrolliertes Abbrennen. 



S Verbrennen des Synagogeninventars 
in Mosbach, so. November 1938. 

6 Verbrennen des Synagogeninventars in Tiengen, 
so. November 1938. 



7 	Ehemalige Synagoge in Freudenberg, 
heute als Wohnung genutzt. 



8 Ehemalige Synagoge in Lauchheim 
nach Demolierung und Einzug einer Zwischendecke 
als Scheune genutzt. 



9 Synagoge in Oldenburg, 
io. November 1938. 

xo Synagoge in Oldenburg 
beim Abriß nach dem io. November 1938. 



denn überhaupt von der Möglichkeit wußte. Nirgendwo saß jemand 
bereit, obwohl kaum eine andere Veranstaltung die Mitglieder der 
NSDAP, ihrer Gliederungen und Verbände so zahlreich zusammen-
brachte wie die jährliche Gedenkfeier an den 9. November 1923 und sie 
sich daher besonders als Auftakt einer solchen «Aktion» eignete. Es 
wird deutlich, daß Kompetenzen nicht vorab geklärt waren, daß Glie-
derungen und Verbände unabhängig voneinander informiert wurden. 
Dem zufällig rekrutierten Einsatztrupp mußten Anlaß und Auftrag 
erklärt werden, dann handelte er ohne Kontakt mit anderen Gruppie-
rungen. Auffällig ist der Hinweis der Anwohner auf die Uniformen: 
eine Tätergruppe wird damit eingegrenzt, aber es wird auch deutlich, 
daß diese Täter keine Kleidungsvorschriften kannten (diese wurden 
erst nach Mitternacht nachgeschoben und besagten, daß SS-Angehö-
rige bei Demolierungen nicht in Uniform in Erscheinung treten soll-
ten; bei der SA gab es regional/lokal uneinheitliche Anweisungen). 
Der Bericht impliziert darüber hinaus den wichtigen Hinweis, daß 
kein Brennmaterial bereit lag, also eine Brandstiftung in absehbarer 
Zeit gar nicht geplant war. 

Es steht zu vermuten, daß, wenn die « Aktionen» gegen die Synago-
gen langfristig vorgesehen oder gar vorbereitet waren, Zerstörungs-
listen angelegt worden wären. Ball-Kaduri vermutet zwar die Existenz 
solcher Listen, doch bislang sind Zerstörungslisten für Synagogen, Be-
träume und andere Einrichtungen der jüdischen Gemeinden wie Mik-
wen (Ritualbäder), Mazzebäckereien oder Schächtereien nicht bekannt 
geworden; nur für Wien ist eine solche Zerstörungsliste, nach der dann 
auch vorgegangen wurde, nachgewiesen.' 9  Daß Mikwen, Mazzebäcke-
reien und Schächtereien bzw. Beträume in Wohnstiften, Alten-, Sie-
chen- und Waisenheimen nicht systematisch unbrauchbar gemacht 
wurden, während die Mehrzahl der Synagogen und Friedhöfe in der 
Pogromnacht verwüstet wurde, macht Listen für das Altreich eher un-
wahrscheinlich. Zumal sich auch aus etlichen Berichten ergibt, daß we-
der Verbände der Partei noch Gemeindeverwaltungen in dieser Weise 
vorbereitet waren. Sonst ist die Unkenntnis über aktuelle Eigentums-
verhältnisse und insbesondere über die Interessen der örtlichen Verwal-
tung an einem Synagogengebäude kaum zu verstehen. So konnte es 
geschehen, daß eine Synagoge verwüstet oder in Brand gesteckt wurde, 
die bereits «arisiert» worden war, wie es z. B. im ostfriesischen Dornum 
geschah, wo die Einbrecher die gefundenen Reste des Inventars auf dem 
Dorfplatz verbrannten.' So etwas konnte — wie das Beispiel Schwelm 
zeigt 21-  auch passieren, wenn der erzwungene Kaufvertrag zugunsten 
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der Ortsgemeinde abgeschlossen worden war. Es ist unwahrschein-
lich, daß Listen, wenn es sie denn gegeben hätte, nicht die aktuellen 
Besitzverhältnisse bzw. «Kauf »verhandlungen enthielten. 

Zu den Ungereimtheiten der Ereignisse in der Pogromnacht, die eine 
langfristige Vorausplanung wenig wahrscheinlich machen, gehört zu-
dem manche Brandstiftung, die die «arischen» Nachbarn einer Syn-
agoge in Gefahr brachte, weil die Gebäude zu dicht standen oder die 
Synagoge an ein Holz- bzw. Brennstofflager angrenzte: während in 
Marburg z. B. ein Polizeiposten eingesetzt wurde, um die Laubhütte 
des Rabbiners vor Brandstiftern zu schützen, weil direkt daneben 
größere Mengen Petroleum lagerten, oder in Berlin-Steglitz einige 
«Experten» nach der Überprüfung der städtebaulichen Situation die 
geplante Brandstiftung abbliesen, wurde die an ein Benzinlager an-
grenzende Aachener Synagoge vom Kreisbrandmeister angezündet, in 
Bremen die in einer Häuserzeile stehende Synagoge in Brand gesetzt.22  
Dennoch scheint die enge Bebauung in vielen Fällen einen Schutz zu-
mindest vor Brandstiftung geboten zu haben. Vor Demolierung, einer 
«kleinen Sprengladung»23  und dem Abriß schützte sie allerdings kaum 
etwas. Widerstand vermochte zumeist allenfalls Aufschub zu gewäh-
ren — bis zur «Nachholaktion» eines anderen Einsatzkommandos in 
den Tagen nach der Pogromnacht. 

Auch die Schilderungen von Verwüstungen und Brandstiftungen er-
wecken überwiegend den Eindruck von Improvisation. Manche Ein-
satzkommandos zogen «nur» mit ihrem «Werkzeug» — Brechstangen, 
Äxten, Beilen, Hacken, Prügeln, Vorschlaghämmern, hölzernen 
Übungsgranaten und dgl. — zur Synagoge; andere brachten auch gleich 
leicht entflammbares Material (eine [Gieß]Kanne Öl, einige Kanister 
mit Benzin, Stroh, Holzwolle u. ä.) mit, das allerdings häufig genug 
nicht ausreichte, so daß Nachschub besorgt werden mußte. An einigen 
Orten erhielt ein Brennstoffhandel oder eine Tankstelle telefonisch 
den Auftrag, größere Mengen Öl bzw. Benzin zur Synagoge zu liefern. 
Reichte das «Werkzeug» zum Demolieren nicht aus, wurden Tisch-
und Stuhlbeine dazu benutzt, um in kurzer Zeit Aron ha-Kodesh (To-
raschrein), Vorbeterpult, Bima, Bänke, die Sitze des Rabbiners und der 
Vorsteher sowie Fenster und Leuchter zu zerschlagen oder aber Lam-
pen aus ihren Halterungen zu reißen. Frauenbänke und Orgeln, soweit 
es sie gab, wurden von der Empore in den Männerraum geworfen, 
Parochot (Toraschreinvorhänge) und Toramäntel, Tallit (Gebetmän-
tel) und Tefillin (Gebetriemen), Gebetbücher und Torarollen zerrissen 
oder zerschnitten, der Toraschmuck zerbrochen. Trotz des mit 
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einer Strafandrohung verbundenen Verbots wurde geplündert — Stoffe, 
Torasilber, Brennholz ließen die NS-Leute mitgehen. Schließlich wur-
den die Trümmer aufgeschichtet, mit Benzin bzw. Öl übergossen und 
angezündet — in der Synagoge, wenn der Brand gefahrlos oder zumin-
dest kontrollierbar schien; sonst auf dem Platz vor der Synagoge, auf 
dem Markt oder dem jüdischen Friedhof bzw. einem Feld vor dem 
Dorf. (Abb. 2 - 6) 

Um auch nur einen annähernden Eindruck zu vermitteln, sei hier der 
Bericht des Potsdamer Rabbiners Dr. Hermann Schreiber angeführt, 
der zu Beginn des Pogroms von der Gestapo abgeholt und zur Syn-
agoge gebracht wurde. Dies ist kein Einzelfall; auch an anderen Orten 
wurden Rabbiner oder Synagogendiener zur Synagoge gebracht, um 
diese bzw. die Gemeindebüros für die bereitstehenden Randalierer 
aufzuschließen: 

«Da die große Synagogentür dem Ansturm dieser etwa 20 bis 25 Mann starken 
Bande nicht nachgab, mußte ich die Anführer zum Nebeneingang führen, wo 
nach der Kastellanin geläutet wurde. Da es [...] zu lange dauerte, bis die alte Frau 
erschien, wurde die Tür eingedrückt, und nun führte ich sie durch diesen Hinter-
eingang in die Synagoge. [...] Wir standen dann auch bald zwischen der Kanzel 
des Rabbiners und dem Vorbeterpult. Im selben Augenblick dringt die vor dem 
Hauptportal versammelte Bande in die Synagoge ein und verwandelt innerhalb 
von fünf Minuten das Gotteshaus in einen Trümmerhaufen. Die Fenster werden 
mit hölzernen Übungsgranaten eingeschlagen, sämtliche Leuchter herunterge-
rissen, die Bänke zerschlagen, die Frauenempore demoliert, die Sitze des Rabbi-
ners und des Vorstehers zerhackt, die Vorhänge des Thoraschreins zerfetzt, die 
Thorarollen in Stücke gerissen, der große Chanukahleuchter als Brechstange be-
nutzt. [...] Da sie die Synagoge nicht in Brand stecken konnten, begab sich unter-
dessen eine zweite Bande auf den Friedhof und legte Feuer an die Leichen-
kapelle.»'4  

Die Ereignisse liefen nach geglückter Brandstiftung häufig nach dem-
selben Muster ab: War die Feuerwehr nicht bei der Brandlegung 
selbst beteiligt, so griff sie vielfach nur ein, wenn der Brand außer 
Kontrolle zu geraten drohte. Im allgemeinen beschränkte sich ihre 
Funktion auf Weisung von oben darauf, die Nachbarhäuser zu schüt-
zen, d. h. Fassaden und Dächer zu bespritzen, um die Gefahr einer 
Ausbreitung des Feuers durch Funkenflug zu mindern. Es gibt eine 
Reihe von Fotografien, die solche Feuerwehreinsätze zeigen und die 
Aussagen von Augenzeugen wie folgende bestätigen: 

«Vor der Menschenansammlung blieben die Löschzüge stehen und einige 
Feuerwehrleute gingen nach vorn um den Brand zu betrachten. Inzwischen 
hatten die Flammen schon die Kuppel der Synagoge erreicht und der 
Feuerschein war [...] in der ganzen Umgebung zu sehen. [...] Nach einer Weile 
fuhr die Feuerwehr ab und nur noch einige Polizisten blieben zurück. Nun 
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stand das ganze Gotteshaus in Flammen und auf der Straße hörten wir das Kra-
chen und Getöse, wenn Balken und Steine herabfielen. >>' 

In einigen wenigen Fällen wurden kultur- oder kunsthistorische Kost-
barkeiten offiziell gesichert. Wenn dies geschah, so scheint es, mit Aus-
nahme von Archiven, von Zufällen abhängig gewesen zu sein. Denn 
auch staatlich ausgewiesene, « geschützte » Denkmäler waren keines-
wegs sicher. Als eines von nur vier Beispielen polnischer Synagogen-
malerei in Deutschland stand die unscheinbare Scheunensynagoge im 
fränkischen Bechhofen aus dem Jahr 1732 unter staatlichem Denkmal-
schutz. Das bewahrte sie jedoch nicht vor der Brandstiftung durch 
örtliche Honoratioren (den Arzt, den Ortsgruppenleiter, den Feuer-
wehrkommandanten und den Lehrer). Andere von Elieser Susmann 
gemalte Synagogenverkleidungen befanden sich bereits vor der Macht-
ergreifung in deutschen Museen. So bewahrte z. B. das Würzburger 
Luitpoldmuseum eine solche auf. Dies mochte den national-
sozialistischen Direktor dieses Museums veranlaßt haben, bei der Zer-
störung der Synagoge an der Domerschulgasse anwesend zu sein, um 
für sein Haus einige Parochot, den silbernen Torarollenschmuck, gol-
dene und silberne Priesterkannen sowie Weinkelche zu sichern — verlo-
ren gingen sie erst später bei der Bombardierung Würzburgs 
(März 1945), als auch das Luitpoldmuseum getroffen wurde und voll-
ständig ausbrannte." 

Die Gemeindearchive wurden dagegen weitgehend gesichert. Be-
reits kurz vor Mitternacht hatte der Chef der Gestapo-Zentrale in Ber-
lin dies in seinem Fernschreiben als eine der Aufgaben der örtlichen 
Gestapo bezeichnet. In seinem zweiten Fernschreiben während des 
Pogroms hatte Heydrich dies präzisiert: «Es kommt dabei auf das hi-
storisch wertvolle Material an, nicht auf neuere Steuerlisten usw. Das 
Archivmaterial ist an die zuständigen SD-Dienststellen abzugeben.»27  

Hier und da gewannen Geschäftssinn und pragmatisches Denken 
die Oberhand und veranlaßten, verwertbares und vor allem wertvolles 
Baumaterial vor der Brandlegung oder Sprengung zu demontieren. So 
wurden die Dachziegel der Dorfsynagoge im rheinischen Hoengen ab-
genommen. Mit und ohne fachmännische Anleitung durch einen 
Stadtarchitekten wurden Metallteile, vor allem die Kupferplatten von 
Kuppeln demontiert. Aufgehoben wurden bisweilen auch Davidsterne 
und Gesetzestafeln. Einige Unternehmer und Stadtverwaltungen kauf-
ten unmittelbar nach der Pogromnacht Synagogenruinen, um anschlie-
ßend Ziegel und Trümmergestein weiterzuverkaufen. 
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Die Reaktion der Bevölkerung 

«Die Kirche hätte man nicht anzünden sollen.» Diese Worte äußerte 
eine ältere nichtjüdische Frau angesichts der brennenden Bamberger 
Synagoge. Sie wurde abgeführt.28  Der «spontane Volkszorn», dem der 
Pogrom angeblich entsprang, lief weitgehend ohne das «Volk» ab. Die 
Rolle der nichtjüdischen, nichtorganisierten Bevölkerung war am-
bivalent. Am 7. und 8. November sollte sich die Bevölkerung zur 
Teilnahme an den von NSDAP-Ortsgruppenleitern provozierten 
Demonstrationen hinreißen lassen, und sie hatte sich in der Tat an den 
erwähnten Krawallen in den Gauen Kurhessen und Magdeburg-An-
halt rege beteiligt. In der Pogromnacht war der Bevölkerung die Rolle 
von Zuschauern zugedacht. Der Beginn des Zerstörungswerks geschah 
nicht nur überwiegend im Dunkel der Nacht, sondern zu einer Zeit, in 
der «das Volk» zumeist schlief. Erst durch das Lärmen in der Synagoge 
oder im Gemeindehaus bzw. durch die Detonation bei der Brandstif-
tung geweckt, lief die Bevölkerung, soweit sie nicht zu verschüchtert 
war, zur Synagoge. 

Vielerorts wurde der Synagogenbrand fotografiert. Etliche Aufnah-
men, vor allem die nach Tagesanbruch entstandenen, zeigen mehr oder 
weniger große Menschenansammlungen; zahlreiche Aufnahmen zei-
gen die ausgebrannten Ruinen. Die Menschen verhalten sich offenkun-
dig ruhig; sie stehen wie stumme Zuschauer da; hier und da vermeint 
man einen Ausdruck der Betroffenheit in einem Gesicht zu erkennen. 
Doch auch andere Augenblicke wurden festgehalten: nicht nur kleine 
Jungen, die auf Bäume kletterten, um besser sehen zu können, schauen 
gebannt oder in freudiger Erregung dem Geschehen zu; auch Erwach-
sene haben einen ähnlichen Gesichtsausdruck. (Abb. 7) 

Solche Aufnahmen decken sich mit Berichten wie dem folgenden aus 
Pforzheim, der für eine Vielzahl von Orten zutreffen dürfte: 

«Der Großteil der zuschauenden Bevölkerung verhielt sich schweigend, es gab 
nur vereinzelt zustimmende Äußerungen zu dieser Aktion. Der überwiegende 
Teil blieb schweigend aus Furcht vor wahrscheinlich in der Menge verteilten 
Polizei- oder Gestapo-Spitzeln. Von der nachträglich in Rundfunk und Presse 
verbreiteten Darstellung, die Zerstörung der Synagogen und jüdischen Ge-
schäfte sei eine spontane Reaktion der Bevölkerung gewesen [...] war an diesem 
Morgen [des to. November, S. R.] nichts zu spüren.»'9  

Neben Bemerkungen über ein «diszipliniertes Verhalten » der Bevöl-
kerung oder, daß «die Stimmung des Volkes [...] überall für die 
Aktion» war, konstatiert manch Schreiber eines Vollzugsberichts: 
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«Die Bevölkerung verhielt sich den Demonstrationen gegenüber pas-
siv.»3° 

Bezeichnend ist, daß zahlreiche Bilddokumente die Zuschauer in 
mehr oder weniger großem Abstand von der Brandstelle zeigen, was 
gegen derlei Beteiligung an den Verwüstungen spricht. Häufig war 
vor allem in den Städten das Gebiet um die Synagoge von der Polizei 
oder Feuerwehrleuten abgesperrt. Abstand und Dunkelheit sollten 
die Täter schützen — nicht zuletzt aus diesem Grund waren diese 
vielfach in Kommandos eingesetzt, die außerhalb des eigenen Wohn-
quartiers oder Dorfes operierten, in dem man sie kannte und erken-
nen konnte. Dennoch mag in Hinblick auf die Beteiligung der Be-
völkerung zutreffen, was einer der bei der Mannheimer Synagogen-
Zerstörung eingesetzten SA-Männer — wenn auch um die eigene 
Schuld zu verringern — sagte: «Ich möchte noch bemerken, daß wir 
nicht alles allein zu zerstören brauchten, da die Bevölkerung kam, 
teils mit Beilen und Äxte[n] bewaffnet, um Teile der Inneneinrich-
tung für Brennzwecke nach Hause zu fahren.»3' Aber nicht nur das 
wurde «mitgenommen»: «Frauen zogen die blauen und weinroten 
[Tora]Hüllen ab, und jeder versuchte etwas von dem Silber zu er-
haschen.»32  

Aus den Deutschland-Berichten der Sopade und diversen lokalen 
Quellen geht hervor, daß die Bevölkerung sich jedoch auch von den 
Aktionen gegen Synagogen distanzierte, je klarer sich das Ausmaß 
abzeichnete — wenn auch in geringerem Umfang als gegen die Ver-
nichtung von Lebensgütern. Viele verhielten sich still; hier und da 
artikulierte sich Kritik, indem z. B. versucht wurde, Ritualgegen-
stände zu retten oder zu verbergen — wie von einem Rexinger Land-
jäger, der einige Wochen nach der Pogromnacht einem aus Dachau 
zurückgekehrten Juden eine aus einem Aschenhaufen hervorgeholte, 
nur wenig beschädigte Torarolle übergab.33  Die Schimpfkanonade des 
nichtjüdischen Lübecker Synagogenhausmeisters über die «Gottes-
lästerung der Gestapo»34  zählt zu den wenigen öffentlich geäußerten 
Protesten gegen die Schändung und Zerstörung von Synagogen. Ver-
einzelt waren es ein Kreisbrandmeister, ein Kreisleiter («So etwas 
narrets machen wir nicht») oder ein Bürgermeister («Wir sind keine 
Mordbrenner»), die den Synagogenbrand verhindern, zumindest auf-
schieben konnten. Leute in diesen Positionen zählten jedoch eher zu 
den aktiven Tätern. 
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Die Folgen der Pogromnacht: 
Enttrümmerung, Enteignung, Umnutzung 

Am 1o. November 1938 wandte sich Goebbels «an die Bevölkerung» 
und rief zur Beendigung des Pogroms auf: «Es geht nunmehr an die 
gesamte Bevölkerung die strenge Aufforderung von allen weiteren De-
monstrationen und Vergeltungsaktionen gegen das Judentum, gleich-
gültig welcher Art, sofort abzusehen.»35  Noch am selben Tag 
schränkte Heydrich jedoch ein: «Etwa noch erfolgende Aktionen sind 
möglichst zu verhindern, jedoch ist hierbei Rücksicht zu nehmen auf 
die berechtigte Empörung der Bevölkerung.» Im Grunde galt dies den 
Einsatzkommandos, die sich aus der SA, SS, NSKK und HJ rekrutier-
ten, und diente darüber hinaus zur Aufrechterhaltung des Bildes von 
«spontaner Wut» der Bevölkerung. 

Dennoch setzte sich der Pogrom noch etwa eine Woche lang fort. 
Synagogen, die durch den Widerstand einzelner geschützt worden wa-
ren, und solche, die man übersehen hatte, wurden jedoch auch in den 
folgenden Tagen heimgesucht. Dort, wo der Brand keinen großen 
Schaden angerichtet oder die Feuerwehr eingegriffen hatte, wurde in 
den Tagen nach dem nächtlichen Pogrom nochmals geflämmt und ge-
sprengt. 

Gleichzeitig begannen die «Aufräumarbeiten» auf den Ruinen-
grundstücken. Auch dazu gab es seit der Sitzung im Luftfahrtministe-
rium am 12. November 1938 eine Anweisung; die Zerstörungen des 
Pogroms wurden zum Anlaß genommen, «die Synagogen aufzulö-
sen», demolierte oder ausgebrannte Synagogen sollten nicht mehr auf-
gebaut, sondern «beseitigt» werden.36  Hatten die Spitzenfunktionäre 
vor allem das Verwischen der Spuren der Gewalt und das Vernichten 
der Gebäude vor Augen, bot diese Enttrümmerung vor Ort noch eine 
Gelegenheit, die verbliebene jüdische Bevölkerung zu terrorisieren. So 
erschien im schwäbischen Ichenhausen am Shabbat nach der Pogrom-
nacht der NSDAP-Kreisleiter aus der Kreisstadt Günzburg. Jüdische 
Frauen mußten die in der Synagoge verwahrten Zylinder aufsetzen, 
das zertrümmerte Mobiliar und die geschändeten Ritualgegenstände 
auf einen Wagen laden und zum jüdischen Friedhof bringen. Als eine 
von ihnen versuchte, in einem Gebetbuch zu lesen, wurde sie gezwun-
gen, es zu zerreißen.37  Zu diesen «Aufräumarbeiten» wurden Juden 
jeden Alters und Geschlechts herangezogen. 

Wie die «Aufräumarbeiten» ablaufen konnten, beschreibt ein Be-
richt der Sopade aus Schlesien vom November 1938. Dort heißt es: 
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«Die noch stehenden Mauern der Synagoge wurden von der Hitlerjugend in 
Gegenwart eines SS-Führers aus Hindenburg mittels Handgranaten und Dyna-
mit umgelegt. Gegen to Uhr wurde auf der Brandstelle ein größerer Transport 
von Mädchen und Jungens jüdischer Herkunft gebracht, die das Metall aus 
Schutt und Mauerwerk aussortieren, die Stücke säubern und in ein bereitstehen-
des Polizeiauto laden mußten.»38  

Die parteiunabhängige Bevölkerung ließ sich hier scheinbar nicht zu 
dem ihr zugedachten Part hinreißen: Die Bruchsteine, die auf einem 
bei den Trümmern angebrachten Schild kostenlos angeboten wurden, 
wollte niemand haben. 

Wo Firmen für den Abriß herangezogen wurden, mußte die Ge-
meinde für die Kosten aufkommen. Dies wog um so schwerer, als die 
Versicherungsgesellschaften zwar für den Schaden aufkamen, die 
Schadensvergütung aber nicht in die Gemeindekasse floß, sondern di-
rekt an das Deutsche Reich ging. Die dadurch zunehmenden finanziel-
len Schwierigkeiten der Gemeinden wurden dann seitens der örtlichen 
Verwaltung zum forcierten Verkauf und der Beschlagnahme von Syn-
agogengrundstücken genutzt. So kam es bereits im November 1938 zu 
vermehrten Beschlagnahmungen, an die sich vielfach der Zwangsver-
kauf sowohl von Synagogengrundstücken wie von noch intakten Syn-
agogen anschloß. Synagogengrundstücke wurden planiert und zum 
Parkplatz oder neu bebaut. Was fortan in den ehemaligen Synagogen 
geschah, verletzte nicht nur das religiöse Empfinden, sondern auch 
Talmudvorschriften, die zwar den Verkauf, aber nicht jede Nutzung 
einer ehemaligen Synagoge erlaubten. Sie wurden zu Stallungen oder 
Scheunen oder als Lagerraum für Möbel, Heilkräuter, Holz oder Ge-
treide genutzt, schließlich lagerte in ihnen das den Juden sukzessive 
verbotene und eingezogene Eigentum bzw. das sog. Umzugsgut; fer-
ner wurden in ihnen Werkstätten, Wäschereien, Schuhfabriken, Kin-
derheime, Turnhallen, die Requisitenkammer einer städtischen Bühne 
eingerichtet. Letztlich wurden sie als Sammelstelle für die Deporta-
tionen, in den letzten Kriegsjahren dann als Aufnahmelager für Flücht-
linge, als Gefängnis, Kirche, Schwimmbad, Garage, Feuerwehrhaus, 
Gaststätte genutzt. Etliche dienen noch heute diesem Zweck. Kaum 
eine von ihnen ist noch als ehemalige Synagoge identifizierbar — die 
neuen Eigentümer entfernten nach und nach fast alle «verräterischen» 
Hinweise wie Rundbogenportale oder -fenster, Inschriften, David-
sterne und Gesetzestafeln. Knapp 73 % der ehemaligen Synagogen ge-
hören heute Privatpersonen oder Unternehmen, etwa 19 % sind Kom-
munaleigentum, rund 2 % Eigentum der Kirchen. Viele der unter den 
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Nazis nicht oder nur wenig zerstörten Synagogen wurden erst nach 
1945 vernichtet. Für das Gebiet der alten Bundesrepublik liegt dazu 
eine Übersicht vor. Auffällig ist, daß sich die Abrisse in einigen Jahren 
häuften: 1945 (27 Abrisse) und 1946 (17), in der ersten Hälfte der fünf-
ziger Jahre mit «Höhepunkten» in den Jahren 1950 (14), 1953 (io) und 
195 5 (8); verschwanden in den sechziger Jahren im Schnitt jährlich vier 
ehemalige Synagogen, so wurden 197o (io), 1973 (9) Synagogen abge-
rissen.39  (Abb. 9 —11) 

Versuch einer Bilanz 

Eine abschließende Bilanz kann nicht die hier geschehene Grausamkeit 
in Zahlen fassen, allenfalls der materielle Verlust läßt sich umreißen, 
wobei die Verluste an Torarollen, Handschriften, Gemälden, Musikin-
strumenten, Parochot, Toraschmuck, Toramänteln und Synagogensil-
ber kaum nachvollziehbar sind. Schon die Zahl der ursprünglich vor-
handenen Synagogen zu erfassen, ist problematisch; dies gilt erst recht 
für Beträume in Kranken-, Waisen- und Altenhäusern, die ebenso wie 
die Synagogen orthodoxer oder extrem liberaler Gemeinschaften 
außerhalb der Gemeinde sowie Privatsynagogen nicht in den Statisti-
ken verzeichnet wurden. Da die letzten jüdischen Statistiken kurz vor 
der Machtübernahme der Nazis erstellt wurden, sind die Angaben für 
1938 ohnehin nicht mehr aktuell, weil in den ersten Jahren der natio-
nalsozialistischen Herrschaft zahlreiche Gemeinden ihre Synagogen 
schlossen bzw. schließen mußten. Diese Statistiken sind jedoch die 
Grundlage für alle Versuche, einzelne Bauschicksale nachzuzeichnen 
bzw. eine Bilanz des materiellen Verlustes zu ziehen. Daher gibt es nur 
Näherungswerte. Sicher ist jedoch, daß Heydrichs Angaben in seinem 
ersten Bericht über den Verlauf des Pogroms weit entfernt sind von der 
Realität. Er teilte den Teilnehmern an der Sitzung im Reichsluftfahrt-
ministerium am 12. November 1938 mit: «An Synagogen wurden 191 
in Brand gesteckt, weitere 76 vollständig demoliert. Ferner wurden II 
Gemeindehäuser, Friedhofskapellen und dergleichen in Brand gesetzt 
und weitere 3 völlig zerstört. .. » 4°  

Es gab sehr früh bereits Versuche, einen Gesamtüberblick über die 
Zerstörungen der Pogromnacht zu gewinnen. In einem der Deutsch-
land-Berichte der Sopade vom November 1938 heißt es, 520 Synago-
gen seien ganz oder teilweise vernichtet. Die Wiener Library, London, 
ermittelte bis Februar 1963 auf der Basis von Zeugenaussagen 412 völ- 
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lig zerstörte Synagogen, war sich aber der Unvollständigkeit bewußt. 
Die Durchsicht auch nur eines Teils der «Vollzugsberichte » macht 
deutlich, daß eine weit höhere Anzahl von Synagogen schon in der 
Pogromnacht zerstört wurde. Auf der Basis der «Statistischen Jahr-
bücher des deutsch-israelitischen Gemeindebundes» und dem «Führer 
durch die Gemeindeverwaltung und Wohlfahrtspflege in Deutschland 
1885 — 1932 / 33 » kommt Adolf Diamant auf einen Bestand von etwa 

800 Synagogen und Beträumen im Jahr 1933, von denen nach seinen 
Erhebungen 1 zoo während des Novemberpogroms zerstört wurden.'" 
Etwas darunter liegt die Schätzung Salomon Korns, der neben seiner 
Tätigkeit als Architekt und seiner Arbeit in der Frankfurter Gemeinde 
zur Geschichte der Frankfurter Synagogen und über den Neubau von 
Synagogen in Deutschland nach 1945 gearbeitet hat. Er geht von einem 
ursprünglichen Bestand von etwa 2 000 Synagogen und Beträumen aus, 
von denen etwa die Hälfte während des Novemberpogroms und bald 
danach zerstört wurde.42  Daß diese Schätzung der Realität sehr nahe 
kommt, bestätigt nicht zuletzt eine 1988 durchgeführte Erhebung, die 
zu diesem Zeitpunkt noch 43 % der ehemaligen Synagogen auf dem 
Gebiet der alten Bundesrepublik nachweisen konnte.43  
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ABSONDERUNG, STRAFKOMMANDOS UND 
SPEZIFISCHER TERROR: 
JÜDISCHE GEFANGENE IN 
NATIONALSOZIALISTISCHEN 
KONZENTRATIONSLAGERN 1933 BIS 1945 

Detlef Garbe 

Die Shoah, der nationalsozialistische Massenmord an den Juden, war 
keineswegs ein Geschehen, das sich ausschließlich östlich der Reichs-
grenzen in den in Polen und der Sowjetunion von der deutschen Besat-
zungsmacht errichteten Ghettos und Vernichtungsstätten zutrug. 
Auch in den innerhalb Deutschlands gelegenen Konzentrationslagern, 
in Dachau bei München, in Sachsenhausen bei Berlin, in Weimar-Bu-
chenwald, in Hamburg-Neuengamme und in zahlreichen anderen 
reichsdeutschen Lagern wurden Juden zielstrebig — wenn auch in der 
Regel nicht durch Gas — in großer Zahl zu Tode gebracht. Daß die 
nationalsozialistischen Konzentrationslager in Deutschland Schau-
plätze der Judenvernichtung waren, ist jedoch in der Geschichtsschrei-
bung zumeist unbeachtet geblieben. Bei näherer Beschäftigung über-
rascht durchaus, wie wenig zur Geschichte jüdischer KZ-Gefangener 
tatsächlich bekannt ist beziehungsweise wie mangelhaft erforscht die-
ses Thema ist — und dies, obgleich im Geschichtsbewußtsein großer 
Bevölkerungsteile Judenvernichtung und Konzentrationslager häufig 
geradezu als Synonyme verstanden werden. 

Ein noch vergleichsweise leicht nachvollziehbarer Grund für die un-
genügende Aufarbeitung des Schicksals jüdischer KZ-Gefangener ist 
darin zu sehen, daß die großen Studien zur Judenverfolgung und -ver-
nichtung diese Fragestellung nur beiläufig haben streifen können, da in 
der sie vorrangig interessierenden Kette der wesentlichen Ereignis-
faktoren für die Shoah — es seien hier nur assoziativ die Schlagworte 
«Ausgrenzung », « Entrechtung », «Deportation », « Ghetto », «Ver-
nichtungsstätten » genannt — den Konzentrationslagern kein derartiges 
Gewicht beizumessen ist. 

Wenn auch im allgemeinen Sprachgebrauch die «Vernichtungsstät-
ten» nicht selten mit «Konzentrationslagern» gleichgesetzt werden, so 
ist nachdrücklich darauf hinzuweisen, daß es diese beiden Instrumente 
nationalsozialistischen Herrschaftsvollzuges deutlich voneinander ab-
zugrenzen gilt: Vernichtungsstätten waren Einrichtungen, die aus- 
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schließlich zur systematischen Massentötung von Juden und den eben-
falls aus rassistischen Gründen verfolgten Sinti und Roma geplant und 
betrieben wurden, während Konzentrationslager ihrer Anlage und 
Funktion nach sowohl Instrumente zur Herrschaftssicherung und so-
zialen Kontrolle durch Einschüchterung und Terror als auch Stätten 
der Massenversklavung und -ausbeutung waren, aber als solche eben 
nicht reine Mordfabriken. 

Bei der Ermordung der europäischen Juden spielten die Konzen-
trationslager nur eine Nebenrolle. Die Massentötungen erfolgten im 
wesentlichen durch die in Polen, in den baltischen Staaten und der So-
wjetunion operierenden Einsatzgruppen-Verbände des SD und der 
Sicherheitspolizei, in den Ghettos und vor allem in den mit stationären 
oder mobilen Gaskammern versehenen Vernichtungszentren, die —
wie Auschwitz-Birkenau und Majdanek — in Konzentrationslager inte-
griert waren oder — wie Treblinka, Chelmno, Belzec und Sobibör —
unabhängig davon eingerichtet wurden. 

Hinsichtlich der Forschungslage unverständlicher ist allerdings, daß 
die Geschichtsschreibung zu den Konzentrationslagern den jüdischen 
Häftlingen so wenig Aufmerksamkeit hat zuteil werden lassen. Es gibt 
— sieht man einmal von den autobiographischen Berichten ehemaliger 
jüdischer KZ-Gefangener ab — kaum spezielle Abhandlungen über das 
Gruppenschicksal der Juden in den Konzentrationslagern, insbeson-
dere mangelt es an zusammenfassenden monographischen Studien und 
empirischen Untersuchungen. Selbst in Standardwerken zur Ge-
schichte der Konzentrationslager und zum KZ-System hat dieses 
Thema kaum Interesse gefunden, und zwar keineswegs nur in denjeni-
gen, die sich im kommunistischen Machtbereich aufgrund ideologi-
scher Vorgaben bei der Beschäftigung mit Fragen des jüdischen 
Schicksals einer bestimmten Attitüde zu bedienen hatten. 

Ursächlich für diesen Befund ist wohl nicht nur die schwierige 
Quellenlage, sondern neben dem insgesamt zu konstatierenden lang-
währenden Desinteresse insbesondere der westdeutschen Geschichts-
wissenschaft an der KZ-Historiographie auch das jeweilige Erkennt-
nisinteresse, das die Autorinnen und Autoren schwerpunktmäßig zu-
meist nach der funktionalen Zuordnung der betreffenden Lager im 
KZ-System und ihrer politisch-ökonomischen Funktion fragen ließ 
oder ihr Augenmerk auf die politischen Gefangenen, teilweise auch auf 
die kirchlich gebundenen Häftlinge und in letzter Zeit auch vermehrt 
auf besondere Minderheitengruppen (z. B. Homosexuelle) richtete. 

Bei der hier nur kursorisch möglichen Darstellung des jüdischen 
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Gruppenschicksals in den nationalsozialistischen Konzentrationsla-
gern erfolgt eine Schwerpunktsetzung auf zwei Aspekte, zum einen auf 
die Funktion der Konzentrationslager im Gesamtzusammenhang der 
nationalsozialistischen Judenverfolgung und -vernichtung, wobei zu-
gleich die verschiedenen Phasen der Entwicklung des KZ-Systems 
überblickartig dargestellt werden, und zum anderen auf die Frage, ob 
und inwieweit sich die Arbeits- und Lebensbedingungen jüdischer 
KZ-Gefangener von denen ihrer nichtjüdischen Mithäftlinge unter-
schieden. 

Jüdische KZ-Gefangene in den Anfangsjahren des Dritten Reiches 
(Einzelaktionen bis Mitte 1938) 

Zunächst und in erster Linie waren die bereits wenige Wochen nach 
der Übernahme der Reichsregierung durch die Koalition des «Natio-
nalen Zusammenschlusses » vielerorts vor allem auf Betreiben der mit 
hilfspolizeilichen Funktionen ausgestatteten SA eingerichteten Kon-
zentrationslager ein Mittel zur Herrschaftsstabilisierung. Diese weit-
gehend unkoordiniert und ungeordnet entstandenen — und deshalb 
auch als sogenannte «wilde» Konzentrationslager bezeichneten —
Haftstätten dienten gleichermaßen der präventiven Ausschaltung op-
positioneller Führungskräfte durch deren Inhaftnahme und der 
anschließenden Brechung ihres Widerstandswillens durch Unter-
drückung, Drill und offene Gewalt wie auch der Einschüchterung 
potentieller Regimegegner, um diese aus Furcht vor den in der natio-
nalsozialistischen Presse und Öffentlichkeit bewußt bekanntgemach-
ten Konzentrationslagern von Aktionen abzuhalten und ein Klima der 
Anpassung zu erzeugen. 

Nachdem die Nationalsozialisten mit Hilfe der am 28.Februar 1933 
— vorgeblich als Reaktion auf den Reichstagsbrand — erlassenen «Ver-
ordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat» jene 
rechtlichen Schranken ausgeräumt hatten, die der unter Berufung auf 
den Ausnahmezustand bereits in Gang gesetzten Verfolgung von Regi-
megegnern entgegenstanden, stand den sicherheitspolizeilichen Orga-
nen fortan das Instrument der sogenannten «Schutzhaft» zur Verfü-
gung. Dieses erlaubte ihnen, nach eigenem Ermessen bei «Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung» eine zeitlich unbefristete, 
vorbeugende Inhaftnahme vorzunehmen. Obgleich — wie es im einlei-
tenden Satz hieß — «zur Abwehr kommunistischer staatsgefährdender 
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Gewaltakte » gedacht, eröffnete die «Reichstagsbrandverordnung» die 
Möglichkeit für ein polizeiliches Vorgehen unter Ausschaltung der Ju-
stiz gegen alle tatsächlichen und vermeintlichen Gegnergruppen und 
sonstige mißliebige Minderheiten. Nach Ausstellung eines «Schutz-
haftbefehls » konnten die Betroffenen auf beliebig lange Zeit in die seit 
1934 vollständig unter der Kontrolle der SS stehenden Konzentrations-
lager eingewiesen werden. 

Auch jene Juden, die sich bereits in den Anfangsjahren des Dritten 
Reiches in KZ-Haft befanden, waren in der Regel aufgrund ihrer poli-
tischen Regimegegnerschaft verhaftet worden, also nicht wegen ihrer 
Religion und ihrer Herkunft beziehungsweise ihres «Jude-Seins» und 
damit nicht vorrangig aus sogenannten « rassischen Gründen». Inhaf-
tierungsgrund war auch bei den jüdischen KZ-Gefangenen der Jahre 
1933 bis 1937 zumeist die Betätigung in einer der antifaschistischen 
Parteien (Kommunisten, Sozialdemokraten, Liberale etc.) vor deren 
Verbot oder die Teilnahme an Widerstandsaktivitäten. Zwar war die 
soziale und politische Zusammensetzung unterschiedlich, doch han-
delte es sich bei den in den Anfangsjahren in nationalsozialistischen 
Konzentrationslagern internierten Juden mehrheitlich um Menschen, 
die sich im politischen Leben als Abgeordnete, Parteifunktionäre, 
Rechtsanwälte oder Journalisten exponiert hatten. 

Seit Mitte der dreißiger Jahre gab es unter den jüdischen Schutzhäft-
lingen in zunehmender Zahl aber auch Personen, die nach Verbüßung 
einer gerichtlich verhängten Haftstrafe aus den Gefängnissen in Kon-
zentrationslager überstellt worden waren. Sie waren von der NS-Justiz 
in der Regel wegen Beziehungen zu nichtjüdischen Partnern — in natio-
nalsozialistischer Diktion «Rassenschande» — oder wegen Verstoßes 
gegen Devisenbestimmungen beim Versuch, Deutschland zu verlas-
sen, zu mehrmonatigen oder mehrjährigen Gefängnisstrafen abgeur-
teilt worden. 

Unabhängig von den konkreten Haftgründen waren alle jüdischen 
Gefangenen in den Konzentrationslagern von vornherein in einer be-
sonders schwierigen Lage; ihre Lebensbedingungen waren noch be-
deutend schlechter als die der meisten anderen Häftlinge. Die von 
der SS entwickelte Rangfolge in der Gefangenenbehandlung sollte 
sich zwar in den zwölf Jahren der nationalsozialistischen Herrschaft 
mehrfach ändern, in einem Punkt aber blieb sie konstant: Juden be-
fanden sich stets und grundsätzlich an ihrem unteren Ende. Bereits in 
der frühesten von einem nationalsozialistischen Konzentrationslager 
bekannten Lagerordnung, den vom ersten Dachauer Kommandanten, 
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SS-Hauptsturmführer Hilmar Wäckerle, im Mai 1933 erlassenen «Son-
derbestimmungen», war jüdischen Häftlingen der Platz am untersten 
Ende der Lagerhierarchie zugewiesen worden. Jene erste Lagerord-
nung, die die Einstufung der Gefangenen in einem Dreiklassensystem 
vorsah, bestimmte, daß Häftlinge, « deren Vorleben eine besonders 
scharfe Beaufsichtigung» erfordern würde, «Bonzen» und «Juden» in 
die Stufe III, der «Strafklasse», einzugruppieren seien.' Die prinzipielle 
Zuordnung von Juden in die unterste Stufe sah auch die im Oktober 
1933 durch den neuen Dachauer Kommandanten Theodor Eicke erlas-
sene «Disziplinar- und Strafordnung für das Gefangenenlager» vor, die 
nach Ernennung Eickes zum Inspekteur der Konzentrationslager im 
Juli 1934 richtungsweisend auch für alle anderen Lager wurde.' 

In den Lagerstatistiken wurden die jüdischen KZ-Gefangenen als 
besondere Häftlingskategorie geführt. Als die SS 1935 / 36 in den Lagern 
dazu überging, die Häftlinge nach den jeweiligen Haftgründen sichtbar 
an der Kleidung zu kennzeichnen, sah sie auch eine Eingruppierung 
nach den sogenannten «rassischen Merkmalen» für geboten an. Von 
daher bekamen jene Gefangenen, die nach den Nürnberger Rassege-
setzen als Juden galten (zeitweilig einschließlich der sogenannten 
«Halb- und Vierteljuden ») 3, - gleich ob sie aufgrund einer politischen 
Regimegegnerschaft, als kriminell Vorbestrafte oder wegen angeblicher 
«Asozialität » ins KZ eingeliefert worden waren — mit der gelben Mar-
kierung eine eigene Farbe zugeteilt. Nach der 1937 / 38 für alle Konzen-
trationslager erfolgten Einführung eines einheitlichen Systems von fest-
gelegten Farbcodes erfolgte hinsichtlich der jüdischen Häftlinge eine 
Ausdifferenzierung; nunmehr wurde der gelbe «Judenfleck» in Form 
eines Dreiecks unter den Farbwinkel der jeweiligen sonstigen Kategorie 
gelegt, so daß sich aus den beiden Dreiecken zusammen ein Davidstern 
ergab.4  

Die so sichtbar als eigenständige Gruppe gekennzeichneten jüdischen 
KZ-Gefangenen, die in den Jahren bis 1938 an der Gesamtbelegung mit 
Anteilen von 5 bis io % vertreten waren, sahen sich in den Konzentra-
tionslagern von Anfang an einer Situation ausgesetzt, in der sie beson-
ders bedroht waren. Schon bei der Ankunft im KZ waren die in Eickes 
Lagerordnung mit «Volksschädlingen » gleichgesetzten Juden ausge-
suchte Mißhandlungsopfer der SS. Wenn SS-Leute ein Objekt für ihre 
grausamen Launen suchten, so traf es oftmals die von ihnen mit abfälli-
gen Charakterisierungen verhöhnten und auf mannigfache Weise schi-
kanierten Juden. 

Beispielsweise führte die SS in den Tagen vom 17. bis 22. Oktober 
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1933 an sämtlichen jüdischen Gefangenen des KZ Dachau, die bereits 
zu dieser Zeit abgesondert in einer «Judenbaracke» untergebracht und 
zur Arbeit in spezielle «Judenkompanien» zusammengefaßt waren,5  
eine furchtbare Strafaktion durch, um diese zu veranlassen, die Verant-
wortlichen für einen Kassiberschmuggel zu benennen, aufgrund des-
sen — so zumindest die Darstellung der SS — Nachrichten über die 
Behandlung der Juden im Lager Eingang in die ausländische Presse 
gefunden hätten. Da sowohl Verrat als auch das geforderte kollektive 
Schuldbekenntnis ausblieben, ordnete Lagerkommandant Eicke stun-
denlange Stehappelle abwechselnd mit Strafexerzieren an, während 
einzelne Häftlinge unter fortgesetzten Mißhandlungen verhört wur-
den. Insgesamt fünf der Beteiligten wurden während der Strafaktion in 
den Arrestbunker eingewiesen, von denen mindestens vier (Dr. Delvin 
Katz, Willy Franz, Josef Altmann und Martin Stiebel) dort den Tod 
fanden; vom fünften — Dr. Albert Rosenfelder — ist nur bekannt, daß 
auch er das KZ Dachau nicht überlebte.6  

Acht Monate später gab die Mordaktion beim sogenannten Röhm-
Putsch erneut Anlaß zur Ermordung von weiteren jüdischen Häftlin-
gen. Soweit bekannt, sind in den Jahren 1933 bis 1937 mindestens 21 

Juden im Konzentrationslager Dachau durch Mißhandlungen umge-
bracht worden.? 

In besonders eindringlicher Weise verdeutlicht der folgende Bericht, 
daß die jüdische Herkunft über den eigentlichen Haftgrund hinaus für 
die SA- und SS-Bewacher Anlaß zu mannigfachen Diskriminierungen 
und Gewalttätigkeiten bot. Er bezeugt das Schicksal des Sozialdemo-
kraten Dr. Fritz Solmitz, der als Redakteur des «Lübecker Volksbo-
ten» und entschiedener Gegner der Nationalsozialisten am 12. März 
1933 in Lübeck verhaftet, dort öffentlich zur Schau im Rollwagen 
durch die Stadt gezogen und ins Hamburger KZ Fuhlsbüttel eingewie-
sen worden war. 

Nachdem seiner Frau am 29. August vom Lübecker Senat die Haft-
entlassung gegen eine Kaution von 50 000 Reichsmark in Aussicht ge-
stellt worden war, wurde Solmitz im Anschluß an einen Besuch des 
Lübecker Polizeipräsidenten vom Gemeinschaftssaal in eine Einzel-
zelle verlegt. Auf die bevorstehende Freilassung des — wie er in der 
Nazi-Presse genannt wurde — «Juden Solmitz» reagierte der kurz zu-
vor als Führer des Wachkommandos ernannte SS-Sturmführer Willi 
Dusenschön auf Art der nun im Fuhlsbütteler Konzentrationslager 
tonangebenden Kräfte: In seinem Beisein wurde der Gefangene wie-
derholt schwer mißhandelt. 

178 



In den Tagebuchnotizen, die Fritz Solmitz heimlich auf Zigaretten-
papier niederschrieb und unter dem Deckel seiner Taschenuhr verbarg, 
berichtet er unter dem Datum des 13. September 1933 

«E., der mich vom Tag an mit antisemitischen Schimpfworten ver-
folgt hatte, trieb mich mit brutalem Schimpfen in die Einzelzelle, ich 
hatte kaum Zeit, m. Sachen notdürftig zu packen. Ich wurde in den 
Keller getrieben...» 

Schläge mit Hundepeitsche und Ochsenziemer folgten: 
«Wie lange die Tortur dauerte, weiß ich nicht. Im Liegen wurde 

weiter auf mich eingeschlagen, bis die Kopfhaut sprang und das Blut 
spritzte. Die ersehnte Ohnmacht war noch immer nicht da. Mit Flü-
chen und Stößen wurde ich hochgetrieben, mußte schwer blutend im 
Trab in meine Zelle rennen.» 

Auch in den folgenden Tagen war Fritz Solmitz fortgesetzten Miß-
handlungen ausgesetzt — offenbar um zu verhindern, daß er das Lager 
lebend verlassen konnte. Am 19. September 1933, sechs Tage nach sei-
ner Verlegung in die Einzelzelle, wurde der engagierte Antifaschist tot 
aufgefunden. Als Todesursache wurde in den vom Strafvollzugsamt 
geführten Totenlisten wie in ähnlichen Fällen mörderischer Folter la-
pidar «Selbstmord durch Erhängen» vermerkt. 

Die nach Erlaß der Nürnberger Rassegesetze von 1935 als soge-
nannte «Rassenschänder» wegen Liebesbeziehungen zu Nichtjuden in 
die Konzentrationslager eingewiesenen Juden waren in gesteigertem 
Maße den Mißhandlungen der SS ausgesetzt. Über deren Behandlung 
im KZ Fuhlsbüttel heißt es in einem Bericht, daß ihnen nach der Ein-
weisung «sofort das Haar geschoren [wurde], so daß sie kenntlich wa-
ren. Fast ausnahmslos wurden sie sofort nach ihrer Einlieferung in ih-
rer Zelle verprügelt, und beim Antreten oder wenn sie sonst auf den 
Flur hinaustraten, wurden sie mit <marsch-marsch> und <hinlegen, 
marsch-marsch> über den Flur bzw. den Hof gejagt. Sie waren voll-
kommen rechtlos ».9  

Massenverhaftungen zur Verstärkung des Auswanderungsdruckes 
(1938 / 1939) 

Die Jahre 1936 / 37 markieren einen deutlichen Einschnitt in der Ent-
wicklungsgeschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager. 
Nachdem die SS in den Jahren zuvor das im Frühjahr 1934 unter 
ihre Kontrolle gebrachte Lagersystem nach einheitlichen Prinzipien 
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reorganisiert und dabei die von der SA eingerichteten «wilden» Lager 
wie Osthofen, Heuberg, Esterwegen und das Berliner Columbiahaus 
aufgelöst beziehungsweise in Polizeigefängnisse umgewandelt hatte, 
bestanden zum Schluß dieser ersten Periode im Winter 1936 / 37 nur 
noch vier Konzentrationslager: das Frauen-KZ Lichtenberg — ein Vor-
läufer des Ende 1938 errichteten Lagers Ravensbrück sowie als Män-
nerlager Dachau und die beiden 1936 neu geschaffenen KZs Sachsen-
hausen und Buchenwald. Die Gesamtbelegungszahl war gleichzeitig 
mit ungefähr 7 5 oo «Schutzhäftlingen» auf den insgesamt niedrigsten 
Stand gesunken.'' 

Mit der nun beginnenden zweiten Phase wurde die gezielte Nutzung 
der Hälftlingsarbeit zu einem wesentlichen Faktor des KZ-Systems. 
Die SS gründete zu diesem Zweck eigene Firmen wie die «Deutschen 
Erd- und Steinwerke» und die «Deutschen Ausrüstungswerke» und 
setzte zunächst auf den nicht so kapital-, dafür aber arbeitsintensiven 
Einsatz in der Baustoffwirtschaft. Aus diesem Grunde begann die SS 
mit dem Aufbau weiterer KZ-Haftstätten, die nunmehr als «Arbeitsla-
ger» konzipiert wurden und sich entweder wie die 1938 errichteten 
Lager Flossenbürg und Mauthausen in unmittelbarer Nähe von Stein-
brüchen befanden oder in beziehungsweise bei denen Großklinker-
werke errichtet wurden. Dies war in Sachsenhausen und Buchenwald 
sowie in dem seit 1938 zunächst als Außenlager Sachsenhausens ge-
führten Lager Hamburg-Neuengamme der Fall. 

Um den nun entstandenen großen Bedarf an Häftlingsarbeitskräften 
zu decken, wurden in die bisher in erster Linie als Sonderlager für poli-
tische Regimegegner genutzten Konzentrationslager nach entspre-
chenden Verhaftungsaktionen neue Gefangenengruppen eingeliefert. 
So wurde im März 1937 polizeiliche Vorbeugungshaft gegen 2 000 
mehrfach Vorbestrafte angeordnet; deren offizielle Bezeichnung als 
«Befristete Vorbeugehäftlinge» wurde in den Konzentrationslagern in 
der Kurzform «BV» zum Synonym für «Berufsverbrecher». Auf-
grund derartiger Aktionen sowie der verstärkten Einweisung von Re-
gimegegnern und anderen verfolgten Minderheiten wie den Angehöri-
gen der Bibelforscher-Vereinigung wuchs die Belegungsstärke der 
Konzentrationslager bis Mitte 1938 auf 24000 Gefangene; nach 
Kriegsbeginn stieg sie aufgrund der Einweisung von Zehntausenden 
von Ausländern aus den besetzten Gebieten im großen Umfang weiter 
an. Mit der stark steigenden Belegung der Lager ging eine drastische 
Verschlechterung der Lebensbedingungen einher, die ihren sichtbar-
sten Ausdruck im rapiden Anstieg der Todesrate fand. Zu den durch 
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Mißhandlungen Ermordeten oder in den Tod Getriebenen kam fortan 
die große Zahl jener hinzu, die aufgrund des rücksichtslosen Arbeits-
einsatzes bei unzureichender Ernährung, Bekleidung und kaum gege-
bener medizinischer Versorgung der körperlichen Auszehrung, dem 
Hunger und Krankheiten zum Opfer fielen. 

Zu einer ersten gezielten Verhaftungsaktion gegen Juden — die in der 
Literatur zumeist unerwähnt bleibt — kam es Mitte Juni 1938 im Zu-
sammenhang mit der sogenannten «Aktion Arbeitsscheu Reich» des 
Reichskriminalpolizeiamtes. Am i.Juni 1938 hatte der Chef der Si-
cherheitspolizei Reinhard Heydrich in einem «streng vertraulichen » 
Schnellbrief die Kriminalpolizeileitstellen angewiesen, in der Woche 
vom 13. bis 18. Juni 1938 pro Bezirk «mindestens 200 männliche ar-
beitsfähige Personen (asoziale) in polizeiliche Vorbeugungshaft zu 
nehmen».11  Damit sollte die bereits mit einer Massenverhaftung soge-
nannter «Asozialer» im März/April 1938, bei der annähernd 2000 
«einsatzfähige Männer» ins Konzentrationslager Buchenwald ver-
schleppt worden waren, eingeleitete Aufstockung der KZ-Häftlings-
belegschaften zum Zwecke des Arbeitseinsatzes fortgeführt werden.12  
Bei dieser zwei Monate später erfolgenden, erneuten Aktion ordnete 
Heydrich nunmehr an, daß neben Landstreichern, Bettlern, mehrfach 
Vorbestraften, Zuhältern sowie Sinti und Roma auch « alle männlichen 
Juden» zu verhaften seien, «die mit mindestens einer Gefängnisstrafe 
von mehr als einem Monat bestraft sind». 

Wie viele der reichsweit im Rahmen der «Aktion Arbeitsscheu 
Reich» Mitte Juni 1938 verhafteten II 000 Menschen Juden waren, ist 
nicht genau bekannt. Die meisten von ihnen kamen nach Buchenwald; 
unter den dort bis Anfang August eingelieferten 2654 «Asozialen» be-
fanden sich nach neueren Angaben 1 25o Juden (47,1 %).13  Diese waren 
von Gestapo und Kriminalpolizei in arbeitsteiligem Zusammenwirken 
während mehrtätiger Razzien vor allem in Großstädten, darunter Ber-
lin und Breslau, festgenommen worden. 

Die im Rahmen der «Asozialen-Aktion» verhafteten Juden, deren 
Vorstrafen teilweise viele Jahre und sogar Jahrzehnte zurücklagen und 
bei denen es sich auch um Aburteilungen wegen reiner Bagatellen han-
deln konnte, setzten sich nach Alter und sozialer Herkunft aus den 
verschiedensten Gruppen zusammen. Dazu heißt es in dem Bericht 
eines Betroffenen, den die Emigrationszeitschrift «Das Neue Tage-
buch» am 19. November 1938 veröffentlichte: «Uns wurde auf unse-
rem Kittel ein Davidstern auf schwarz-gelbem Grund aufgenäht; das 
bedeutete: <arbeitsscheuer Jude>. Dazu ist zu bemerken, daß der grö- 
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ßere Teil von uns selbständige Geschäftsleute waren, außerdem Arbei-
ter, die man aus ihrer Stellung gerissen hatte, ein Zahnarzt und mehrere 
Rechts anwälte. »1 4  

Die SS behandelte die nach Buchenwald eingelieferten Juden mit äu-
ßerster Brutalität. Sie wurden notdürftig untergebracht, zu einem gro-
ßen Teil im sogenannten Schafstall, in dem ca. 500 Gefangene zusam-
mengepfercht wurden. Es gab kein Mobilar — weder Tische noch 
Bänke noch Betten; die Erde war lediglich mit Tannenreisig bedeckt. 
Über die Lebensverhältnisse führt der bereits zitierte Bericht aus: «Wir 
mußten nachts auf dem bloßen Boden liegen, ausstrecken konnten wir 
uns nicht, dazu war es viel zu eng. [...] Waschgelegenheit gab es nicht. 
Nachdem wir uns die ersten 8 Tage überhaupt nicht waschen konnten, 
erhielten wir für 5oo Mann ganze 8 Waschschüsseln.»15  

Die tägliche Arbeitszeit betrug bis zu 15 Stunden, da die Juden nach 
dem Abendappell abermals bis ca. 23 Uhr zu Bauarbeiten bei der 
Errichtung weiterer Lagergebäude eingesetzt wurden. Infolge der bis 
dahin im Arbeitseinsatz beispiellosen Rigorosität, der ständigen Stra-
pazen und systematischer Drangsalierungen starben zahlreiche Einge-
lieferte rasch an Erschöpfung. Nach nur zwei Monaten waren 15o 
von ihnen, d. h. mehr als jeder Zehnte, zu Tode geschunden. Zeitweise 
sollen aus Verzweiflung täglich drei bis vier der sogenannten 
«Aktionshäftlinge» die Postenkette überschritten haben und darauf-
hin von der SS erschossen worden sein.I6  

In kurzen Abständen wurden Betroffene weiterer Massenverhaftun-
gen ins KZ Buchenwald verbracht. Zunächst kamen nur wenige Wo-
chen nach den im Rahmen der «Aktion Arbeitsscheu Reich» eingelie-
ferten jüdischen Gefangenen zwei in Dachau zusammengestellte 
Transporte von insgesamt über 2000 Juden in Buchenwald an, die in 
ihrer überwiegenden Mehrzahl «aktionsmäßig» nach dem Anschluß 
Österreichs in Wien verhaftet worden waren. 

Eine noch weit größere Personenzahl wurde von der Gestapo nach 
der Pogromnacht vom 9. / Io. November 1938 in «Schutzhaft» genom-
men. In einem wenige Stunden vor den organisierten Ausschreitungen, 
dem inszenierten «Volkszorn» über das zwei Tage zuvor von Herschel 
Grynszpan verübte Attentat auf den Pariser Gesandtschaftsrat vom 
Rath, verbreiteten geheimen Fernschreiben hatte der Amtsleiter des 
Geheimen Staatspolizeiamtes, Heinrich Müller, die Staatspolizeistel-
len angewiesen, die «Festnahme von etwa 20 000 — 3o 000 Juden im Rei-
che» 17  vorzubereiten. Außerdem fügte er hinzu, daß «vor allem ver-
mögende Juden» in Betracht kämen. In weiteren Anordnungen wurde 
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präzisiert, daß die zu verhaftenden Juden «gesund», «männlich», 
«nicht zu hohen Alters» und möglichst «wohlhabend» sein sollten:8  

Von den in der Pogromnacht und am folgenden Tag festgenomme-
nen rund 20 000 Juden," deren Zahl im Laufe der anschließenden Wo-
che noch um weitere to 000 bis 15 000 Personen erhöht wurde, kamen 
nachweislich der Lagerakten to 911 Juden nach Dachau, 9 845 nach Bu-
chenwald und ca. 6 000 nach Sachsenhausen.' 

In Hamburg lieferte die Gestapo nach dem Novemberpogrom über 
700 Juden als «Schutzhäftlinge» ins «Polizeigefängnis Fuhlsbüttel» —
wie die offizielle Bezeichnung des KZ seit 1936 lautete — ein.22  Die 
jüdischen Gefangenen waren in Gemeinschaftssälen untergebracht 
und wurden auf mannigfache Weise schikaniert. So bot etwa der nach 
einem kaum einzuhaltenden peniblen Reglement vorgeschriebene 
«Bettenbau» den Bewachern ausreichend Gelegenheit, «Verstöße» 
festzustellen und diese mit Schlägen und anderen Strafen zu ahnden. 

Unter den im Zuge der Pogromnacht Verhafteten habe — so heißt es 
in einem Bericht des Hamburger Juristen Dr. Ludwig Loeffler — auf-
grund der erlittenen Demütigungen eine sehr niedergeschlagene Stim-
mung geherrscht; die Frage «auswandern oder nicht» sei Haupt-
gesprächsgegenstand gewesen. Kurz vor Weihnachten 1938 wurde 
Dr. Loeffler aus der «Schutzhaft» entlassen. In einer Erklärung mußte 
er unterschreiben, ordentlich behandelt worden zu sein und nieman-
dem weitere Einzelheiten über den KZ-Aufenthalt zu berichten.22  

Die meisten der nach Fuhlsbüttel Eingelieferten waren jedoch 
bereits kurze Zeit nach ihrer Verhaftung — wie es in den Polizeiakten 
hieß — «ins KZ Sachsenhausen verschubt» worden. Ein Hamburger 
Jude, der zusammen mit anderen Festgenommenen nach nur eintägi-
gem Aufenthalt in Fuhlsbüttel im offenen Waggon über Nacht in das 
bei Oranienburg gelegene Lager befördert wurde, berichtete über die 
Ankunft in Sachsenhausen, daß am dortigen Bahnhof eine große An-
zahl SS-Leute sie mit Mißhandlungen «durch Treten und Schlagen mit 
Gewehrkolben und Knüppeln» in Empfang genommen habe, wobei 
das unausgesetzte Schlagen und Stoßen dazu gefürt habe, daß zwei aus 
ihrer Gruppe während des 15 Minuten langen Fußmarsches tot liegen 
blieben. Im Lager habe sich dann das Geschehen bruchlos fortgesetzt: 

«Dann begann das furchtbarste [...] — wir mußten 19 Stunden lang im Lager 
stehen (bei einzelnen dehnte sich diese Zeit bis zu z 5 Stunden aus), und während 
dieser Zeit, falls einer oder der andere zusammenbrach, Fußtritte und Schläge mit 
Gewehrkolben in Empfang nehmen. Als erstes ertönte dann der Ruf nach dem 
Rabbiner, der am Bart gezerrt und mißhandelt wurde, — ihm wurde dann ein 
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Schild in die Hand gegeben mit der Aufschrift: <Ich bin ein Landesverräter und 
mitschuldig am Tode vom Rath's.> Dieses Schild mußte er mit gestrecktem Arm 
ia Stunden umhertragen.»'}  

Zahlreiche jüdische Gefangene wurden in den folgenden Tagen dem 
Kommando «Klinker werk » zugeteilt, wo die Arbeit im Schleppen von 
Sand und Zementsäcken bestand: 

«Zum Sandtragen mußten wir Gefangenen die Jacken ausziehen und so anzie-
hen, daß der Rückenteil nach vorn war, dann wurde die Jacke hochgenommen 
und rücksichtslos Sand eingeschaufelt, den wir dann mit gestreckten Armen im 
Laufschritt etwa 5 Minuten weit schleppen, in die Lore abwerfen mußten. Dann 
ging es wieder im Laufschritt zurück. Zementsäcke von i Zentner wurden unter-
schiedslos 6o- und 65jährigen Leuten auf den Nacken geworfen ...»'4  

Infolge der «Novemberaktion» hatte sich in kürzester Zeit die Bele-
gung der Konzentrationslager mit nunmehr annähernd 6o 000 Häftlin-
gen mehr als verdoppelt. Für die Aufnahme derartig vieler Häftlinge 
waren die Lager jedoch überhaupt nicht vorbereitet. Im KZ Dachau, 
das noch über die größten Unterbringungskapazitäten verfügte, wur-
den die Baracken bis zum doppelten des normalen Fassungsvermögens 
überbelegt. In Sachsenhausen belegte die SS gerade fertiggestellte, aber 
noch nicht mit Pritschen versehene Baracken mit den jüdischen Zugän-
gen; sie mußten zunächst nur mit Decken versehen auf dem Fußboden 
schlafen. Im KZ Buchenwald, in dem die Gefangenenzahl von ca. 9 800 
mit einem Schlage auf 19 676 (Stand vom 13. November 1938)25  ange-
wachsen war, wurden die jüdischen Häftlinge in fünf direkt neben dem 
Appellplatz errichteten primitiven Notbaracken zu je 2000 Menschen 
untergebracht, die nur für 400 bis maximal 5oo Personen berechnet 
waren und die über keinerlei sanitäre Anlagen und keinen Wasseran-
schluß verfügten. Diese Baracken wurden als jüdisches «Sonderlager» 
durch Stacheldraht vom großen Lager abgetrennt.26  

Zuvor war in den Konzentrationslagern noch keine andere Häft-
lingsgruppe mit gleicher Rigorosität und Brutalität behandelt worden. 
Innerhalb weniger Wochen starben infolge der miserabelen Bedingun-
gen und der ausgeübten Gewalt mehrere hundert jüdische Häftlinge. 
Einem Vermerk der Lagerschreibstube des KZ Buchenwald zufolge 
kamen in dem dortigen Sonderlager innerhalb weniger Wochen 216 
jüdische «Aktionshäftlinge» ums Leben ; 27  laut Kogon wuchs die Zahl 
der Opfer bis zur Auflösung des kleinen Lagers am 13. Februar 1939 

auf ungefähr 600.28  In Dachau stieg in den Monaten November, De-
zember und Januar die Zahl der Todesfälle auf über wo an.29  Da für 
viele der Gefangenen die physischen Strapazen und Mißhandlungen 
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nicht auszuhalten waren, ferner die sich überstürzenden Ereignisse 
— die Zerstörungsaktionen in den Städten, die sie vollkommen unvor-
bereitet treffende Verhaftung und der Schock des im KZ Erlebten —
auch ihre psychischen Kräfte überstiegen, setzten nicht wenige von 
ihnen ihrem Leben selbst ein Ende, indem sie sich in den elektrischen 
Stacheldraht stürzten. 

Doch trotz der hohen Opferzahl war der Zweck der von der SS 
so bezeichneten «Judenaktion vom io. 11.38 » (noch) nicht die Ver-
nichtung, sondern die allgemeine Einschüchterung der deutschen Ju-
den und ihre Pression zur Auswanderung. Der weitaus größte Teil der 
infolge der Pogromnacht Verhafteten kam nach zumeist ein- bis drei-
monatiger KZ-Gefangenschaft frei. Nachdem zunächst ältere Männer 
und Weltkriegsteilnehmer die Lager verlassen konnten, wurden so-
dann Entlassungen für jene verfügt, die bereits im Besitz von Visa für 
die Emigration waren beziehungsweise die Aussicht darauf hatten, sol-
che rasch zu erhalten.3° Ende Januar 1939 erhielten die Staatspolizei-
stellen und die KZ-Kommandanturen die Order Himmlers, daß jüdi-
sche «Schutzhäftlinge», die über Auswanderungspapiere verfügten, 
«grundsätzlich» entlassen werden könnten. Bei der Entlassung solle 
aber nachdrücklich darauf hingewiesen werden, daß sie « zum Zwecke 
der Auswanderung» erfolge und daß die Betreffenden bei einer eventu-
ellen späteren Wiederkehr Gefahr liefen, lebenslänglich in ein Konzen-
trationslager eingewiesen zu werden.3' 

Die Massenverhaftung von Juden im November 1938 und ihre an-
schließende äußerst brutale Behandlung in den Konzentrationslagern 
war nicht auf dauerhafte Internierung angelegt, sondern hatte eindeu-
tig die Funktion, den Auswanderungsdruck durch Abschreckung und 
Erpressung enorm zu verstärken; sie war ein Instrument der national-
sozialistischen Judenpolitik, die seit dem Frühjahr 1938 die Vertrei-
bung der Juden aus Deutschland durch möglichst vollkommene Ent-
rechtung und Vernichtung ihrer wirtschaftlichen Existenz vorerst zu 
ihrer offiziellen Leitlinie erklärt hatte.32  Der bei der Anordnung der 
Novemberaktion gegebene Hinweis auf die gewünschte Vermögens-
lage der zu verhaftenden Juden ist ebenso ein Indiz für die beabsich-
tigte Forcierung der Auswanderungsbereitschaft wie die den vorbe-
straften Juden, die im Rahmen der «Aktion Arbeitsscheu Reich» im 
Juni des Jahres verhaftet worden waren, erteilte Auskunft, «daß sie erst 
dann Aussicht hätten, aus dem Konzentrationslager wieder herauszu-
kommen, wenn sie sich irgendwie Auswanderungspapiere beschafft 
hätten ».33  
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In diese Linie fügt sich auch der kurz nach Kriegsbeginn ergangene 
Runderlaß des Reichskriminalpolizeiamtes vom 7. September 1939 
ein, der polizeiliche Vorbeugehaft und mithin KZ-Einweisung gegen 
diejenigen Juden anordnete, «die bei der Aktion von 1938 verhaftet 
gewesen, dann zwecks Auswanderung entlassen worden waren, aber 
bisher nicht ernstlich versucht hatten auszuwandern >>.34  

Der Übergang zur systematischen Vernichtung 
(1940 — 1942) 

In der zweiten Phase der nationalsozialistischen Konzentrationslager, 
die durch die gezielte Nutzung der Häftlingsarbeitskraft gekennzeich-
net war und sich in die allgemeine Kriegsvorbereitung einfügte, führte 
der Beginn des mit dem Überfall der Wehrmacht auf Polen ausgelösten 
Zweiten Weltkrieges zu einem weitreichenden Ausbau des KZ-Sy-
stems. Zählten die Lager bei Kriegsbeginn insgesamt ca. 25 000 Häft-
linge, so wuchs ihre Belegungszahl infolge der Einweisung von Zehn-
tausenden aus den von den deutschen Truppen besetzten Ländern auf 
ein Mehrfaches. Anfang 1942, zum Ende der zweiten Periode, betrug 
sie wo 000 KZ-Häftlinge. Schon bald überstieg die Zahl der ausländi-
schen Häftlinge die der deutschen bei weitem. Mit der Überfüllung der 
Lager ging eine drastische Verschlechterung der Lebensbedingungen 
einher; in allen Konzentrationslagern stieg bereits wenige Wochen 
nach Kriegsbeginn und insbesondere im Winter 1939 / 4 o die Todesrate 
stark an. 

Unmittelbar nach Kriegsbeginn wurde im KZ Buchenwald wie-
derum zeitweilig ein jüdisches Sonderlager eingerichtet: Im September 
und Oktober 1939 war eine größere Zahl tschechischer, österreichi-
scher und zuvor aus Polen eingewanderter staatenloser Juden einge-
wiesen worden, die in einem gesonderten, auf dem Appellplatz mit 
Stacheldraht abgetrennten Lagerteil einquartiert wurden. Die Verhält-
nisse in diesem Sonderlager waren denkbar ungünstig. Die notdürftig 
aufgeschlagenen Zelte enthielten weder Stroh noch Decken. Die Nut-
zung des Trinkwassers mußte wegen Typhusgefahr untersagt werden. 
Bereits nach kurzer Zeit brach eine Ruhrepidemie aus. Da die SS nicht 
nur eine Quarantäne über das Zeltlager verhängte, die Häftlinge voll-
ständig isolierte und vom Arbeitseinsatz fernhielt, sondern auch ärzt-
liche Hilfe verweigerte und die Verpflegung weiter reduzierte, begann 
das Lager «regelrecht auszusterben ».35  Als nach einem Vierteljahr am 
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18. Januar 1940 das Zeltlager aufgelöst wurde, waren von den bei 
Kriegsbeginn eingewiesenen 2 500 Häftlingen nur noch ungefähr 600 
am Leben. 

Nach Kriegsbeginn erfolgte die Einweisung jüdischer Gefangener 
vor allem in jene KZ-Lager, in denen eine Dominanz von «Vernich-
tungsarbeitsplätzen» gegeben war. Dies war insbesondere in Mauthau-
sen und Flossenbürg der Fall, deren Steinbrüche die Funktion einer 
riesigen Strafkompanie erfüllten.36  Doch auch in den anderen Kon-
zentrationslagern wurden die jüdischen Gefangenen nahezu aus-
nahmslos an den härtesten und gefährlichsten Arbeitsplätzen einge-
setzt, insbesondere bei Erd- und Bauarbeiten. Im Gegensatz zu den 
nichtjüdischen Häftlingen, denen es oftmals nach einigen Wochen ge-
lang, bessere Arbeitsmöglichkeiten zu erhalten, verblieben die Juden in 
der Regel in den Kommandos mit den schwierigsten Existenzbedin-
gungen. 

Daß die jüdischen KZ-Gefangenen in nahezu jeder Beziehung ver-
schärften Bedingungen unterworfen waren, verdeutlichen beispielhaft 
die Verhältnisse im Lager Hamburg-Neuengamme. Dorthin waren 
nach der Zuweisung des Status eines eigenständigen Konzentrationsla-
gers im Frühjahr 1940 jüdische Gefangene zumeist in kleineren Grup-
pen eingeliefert worden.37  Zwar wuchs ihre Zahl bis 1942 auf mehrere 
hundert an, gleichwohl bildeten sie aber in diesem Lager — wie auch in 
anderen «reichsdeutschen» KZs — in den ersten Kriegsjahren eine ver-
gleichsweise kleine Gruppe, deren Anteil an der Gesamtbelegung 
deutlich unter zehn Prozent betrug (Ende 1941 war das KZ Neuen-
gamme insgesamt mit 4500 bis 4800 Gefangenen belegt). 

Im KZ Neuengamme waren die Juden seit dem zweiten Halbjahr 
1940 zusammen mit den — der SS zu jener Zeit ebenfalls besonders 
verhaßten — Bibelforschern (Angehörige der die Kriegsdienstver-
weigerung praktizierenden Glaubensgemeinschaft der «Zeugen Je-
hovas») abgesondert von den anderen Gefangenen in einem «Block» 
untergebracht. Die durchschnittlich wo Zeugen Jehovas belegten 
auf der rechten Seite den vorderen Teil, die zahlenmäßig größere 
Gruppe der Juden nahm den hinteren Teil und die linke Seite des 
Blockes ein. Obgleich das Zusammenleben zwischen den jüdischen 
Gefangenen, die keine homogene Gruppe bildeten, ganz unterschied-
licher sozialer Herkunft waren und auch in weltanschaulicher Hin-
sicht divergierende Ansichten vertraten, und den in enger Gemein-
schaft lebenden Zeugen Jehovas im allgemeinen auf einem sehr guten 
Einvernehmen beruhte, kam es zuweilen zu Spannungen, die groß- 
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teils entweder aus dem Missionsdrang der Zeugen Jehovas oder aus den 
bei jüdischen Gefangenen eher individualisierten Überlebensstrategien 
resultierten. 

Vermutlich im Juni 1942 wurden die jüdischen Gefangenen in den 
Block verlegt, in dem isoliert vom übrigen Lager die neugebildete 
Strafkompanie untergebracht war, und damit wurden sie «zuletzt noch 
durch einen besonderen Draht gänzlich von der Außenwelt abge-
sperrt » .38  

Nicht selten wurden jüdische Gefangene von einzelnen Mithäftlin-
gen — zumeist aber solchen mit dem «grünen Winkel» der «Kriminel-
len», die Funktionen in der Lagerverwaltung wahrnahmen — schika-
niert; zuweilen wurden von ihnen sogar «Schutzgelder» (Nahrungs-
mittel und andere Tauschgegenstände) erpreßt.39  

Die jüdischen KZ-Häftlinge wurden in mehrfacher Weise einer 
besonderen Behandlung unterworfen. Funktionen in der Häftlings-
verwaltung durften sie generell nicht bekleiden; der Bezug von Pake-
ten war ihnen ebenso verboten wie — zumindest zeitweise — jeglicher 
Briefverkehr. 

Bei der Arbeit wurden die jüdischen Gefangenen des KZ Neu-
engamme zunächst hauptsächlich im berüchtigten «Kommando Elbe» 
eingesetzt. Dieses Arbeitskommando, dem von Juli 1940 bis Ende 
1941 zeitweise über i 000 Häftlinge zugeteilt waren, mußte Regu-
lierungsarbeiten an einem nicht schiffbaren Seitenarm der Elbe ausfüh-
ren, da die SS jene «Dove Elbe» als Wasserweg für den Transport der 
in dem KZ-eigenen Groß-Klinkerwerk produzierten Ziegelsteine zu 
nutzen beabsichtigte.4° In diesem Masseneinsatz zur Verbreiterung 
und Vertiefung der «Doyen Elbe» auf sechs Kilometer Länge herrsch-
ten bereits allgemein äußerst schwierige Bedingungen, doch wurden 
die jüdischen Gefangenen noch zu besonderen Arbeitskolonnen zu-
sammengefaßt, die bei den allerschlechtesten Arbeiten eingesetzt wur-
den. Unter Bedingungen, die denen der Strafkompanie entsprachen, 
wurden die Juden beim Ausschachten der neuen Fahrrinne eingesetzt, 
wobei sie die Erde ausschließlich mit Schaufeln heraufzubefördern 
hatten — «eine verdammt gräßliche Schweißarbeit in Dreck und 
Schlamm ».41  

Oftmals war Schikane der einzige Zweck der Arbeit; bewußt setzte 
die SS sie als Mittel zur Vernichtung der ihr besonders verhaßten Juden 
ein. So mußten jüdische Häftlinge im Winter 1940 / 41, als wegen stren-
gen Frostes die meisten Arbeiten im «Elbe-Kommando» eingestellt 
werden mußten, weiter mühselige Erdarbeiten verrichten und dies, ob- 
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gleich unter den gegebenen Umständen kaum etwas zu bewerkstelli-
gen war und die Arbeiten nach Ende des Frostes mit weit weniger Auf-
wand hätten geleistet werden können.42  

Auch die lebensbedrohliche Benachteiligung bei der Verpflegung 
war nicht nur Ausdruck von Willkür, sondern sie wurde im Oktober 
1941 allgemeinverbindlich in den vom Ministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft ausgearbeiteten Plänen für die Verpflegungssätze und 
die Lebensmittelzuweisung an die Konzentrationslager festgeschrie-
ben. Diese sahen bei den ohnehin kargen Sätzen — aber auch jene stan-
den angesichts der KZ-Wirklichkeit nur auf dem Papier — für Juden nur 
eine verminderte Ration vor.43  Für sie galt anstelle der täglichen Brot-
ration von 250 und mehr Gramm regelmäßig nur noch eine Zuteilung 
von 150 bis 200 Gramm. 

Die erbärmlichen Arbeitsbedingungen, die fortgesetzten Mißhand-
lungen, willkürliche Tötungen durch SS und einzelne Kapos sowie jene 
zeitweilig verfügten Haftverschärfungen, die jüdischen Gefangenen, 
Häftlingen der Strafkompanie, Bibelforschern und anderen Gruppen 
das Betreten des Krankenreviers verboten, so daß eine medizinische 
Behandlung Verletzter und Kranker der genannten Gruppen während 
dieser Zeit gänzlich unterblieb,44  führten zu einer hohen Todesrate 
unter den jüdischen Gefangenen des KZ Neuengamme. So starben in 
neun Monaten, vom Januar bis zum September 1942, nachweislich der 
erhalten gebliebenen Totenbücher und standesamtlichen Beurkun-
dungen, 13o Juden.45  Dies bedeutet, daß in diesem Zeitraum etwa jeder 
dritte bis vierte Häftling dieser Gefangenengruppe zu Tode geschun-
den worden war. 

Die überlebenden Juden wurden im Sommer und Herbst 1942 aus-
nahmslos aus dem KZ Neuengamme fortgeschafft. Die erste Gruppe 
wurde im Juni 1942 im Rahmen der reichsweiten Aktion « 14 f 13» 
abtransportiert. Diese von der Dienststelle T 4 (das war jene dem 
Hauptamt II der «Kanzlei des Führers» zugeordnete Zentraldienst-
stelle, die zuvor für die Durchführung der euphemistisch als «Eutha-
nasie» bezeichneten Tötung von Behinderten und Kranken zuständig 
war) geleitete Sonderaktion sollte zur Verminderung der Zahl der nicht 
oder nicht mehr Arbeitsfähigen die Konzentrationslager von diesen 
sogenannten «Ballastexistenzen» auf schnellem Wege «befreien ». Zu 
diesem Zweck bereisten ab Frühjahr 1941 Ärztekommissionen die 
Konzentrationslager.46  Die von ihnen «Ausgemusterten» wurden an-
schließend in die Euthanasieanstalten Bernburg / Saale, Sonnenstein 
oder Hartheim überstellt und dort vergast. 
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Die Aktion «14 f i3» war allerdings von vornherein nicht darauf 
beschränkt, ausschließlich arbeitsunfähige Häftlinge zu töten, sondern 
umfaßte unter anderem auch die Beseitigung jener Juden, derer man 
nicht als Facharbeitskräfte bedurfte.47  Der Lagerarzt des KZ Buchen-
wald, Dr. Waldemar Hoven, berichtete 1946 vor dem I. Amerikani-
schen Militärgerichtshof in Nürnberg von einem Geheimbefehl 
Himmlers, demzufolge nicht nur « alle schwachsinnigen und verkrüp-
pelten Häftlinge des Lagers getötet werden sollten», sondern auch 
«alle jüdischen Häftlinge des Konzentrationslagers Buchenwald mit in 
dieses Ausrottungsprogramm einbegriffen werden sollten ».48  In Aus-
führung dieser Anordnung habe im Herbst 1941 eine allgemeine kör-
perliche Untersuchung aller in Buchenwald anwesenden Juden stattge-
funden, um deren Arbeitstauglichkeit festzustellen. 

Nach welchen Kriterien die beteiligten Ärzte dabei vorzugehen 
pflegten, belegt beispielsweise ein in Buchenwald geschriebener Brief 
des Direktors der Anstalt Eichberg und «T 4 — Gutachters» Friedrich 
Mennecke vom 23.November 1941 an seine Frau: 

«... als zweite Portion folgten nun insgesamt izoo Juden, die sämtlich nicht erst 
<untersucht> werden, sondern bei denen es genügt, die Verhaftungsgründe (oft 
sehr umfangreich!) aus der Akte zu entnehmen und auf die Bögen zu übertragen. 
Es ist also eine rein theoretische Arbeit, die uns bis Montag einschließlich ganz 
bestimmt in Anspruch nimmt. >> 49  

In Neuengamme wurde die ursprünglich für den Januar angekündigte 
Ärztekommission infolge der nach einer Flecktyphusepidemie über 
das Lager verhängten Quarantäne erst im April 1942 tätig. Zwei Mo-
nate später wurden die «ausgemusterten» jüdischen Häftlinge zur 
«Euthanasie »-Anstalt Bernburg / Saale überstellt und dort vergast. Die 
Überstellungen waren als «Krankentransport» deklariert.5° 

Die übrigen in Neuengamme mit dem «gelben Winkel» als Juden 
gekennzeichneten Gefangenen wurden im Herbst 1942 nach Ausch-
witz deportiert. Dieser Überstellung lag wiederum eine zentrale 
Aktion zugrunde. Am S. Oktober 1942 erhielten die KZ-Kommandan-
ten vom SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt die Anweisung, daß 
einem Wunsch des Reichsführers-SS zufolge « sämtliche im Reichsge-
biet gelegenen KL judenfrei gemacht werden» sollten. Die jüdischen 
Gefangenen seien daher nach Auschwitz oder Lublin zu überstellen» 
Dem Kommandanten des KZ Auschwitz wurde ergänzend mitgeteilt, 
daß es sich insgesamt um etwa 1600 Männer handeln werde und daß an 
die im Reichsgebiet gelegenen Lager « als Ersatz Polen, Ukrainer o. a. 
Häftlinge» abzugeben seien. 52  Die angekündigten Transporte, die auch 
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sogenannte «Mischlinge r. Grades »53  umfaßten, trafen in Auschwitz 
ab dem 16. Oktober ein.54  

Unter Berufung auf die Anweisung des Wirtschafts-Verwaltungs-
hauptamtes (WVHA) vom 5. Oktober, nach der besonders zu vermer-
ken war, wenn einige «von diesen Häftlingen an Stellen eingesetzt sind, 
die ihre sofortige Überstellung nicht gestatten »,55  versuchten die Korn-
mandanturen der Konzentrationslager die qualifizierten Facharbeiter 
unter den jüdischen Gefangenen im Lager zu behalten. So verblieben 
beispielsweise im KZ Buchenwald, aus dem im Zuge der beabsichtigten 
«Entjudung» Mitte Oktober 405 Häftlinge nach Auschwitz überstellt 
wurden, 200 als Baufacharbeiter ausgegebene Juden.56  

Als am 22. Oktober 1942 die jüdischen Gefangenen aus dem KZ Sach-
senhausen nach Auschwitz abtransportiert werden sollten, kam es dort 
aus ihren Reihen als Reaktion auf den Ablauf der Transportvorberei-
tung, der die befürchteten Mordabsichten der SS zu belegen schien, zu 
einem verzweifelten Aufstandsversuch, der zu einer kurzzeitigen Ver-
zögerung der Überstellung führte. Von den 454 jüdischen Häftlingen 
des KZ Sachsenhausen, die drei Tage danach in Auschwitz eintrafen, 
erlebten lediglich 41 ihre Befreiung. Die meisten fielen den mörderi-
schen Arbeitsbedingungen im KZ Auschwitz-Monowitz zum Opfer.57  

Zur gleichen Zeit, als die im Reichsgebiet gelegenen Konzentra-
tionslager «judenfrei» gemacht wurden, vereinbarte Reichsjustizmini-
ster Otto Georg Thierack mit Himmler die Übergabe aller jüdischen 
Strafgefangenen aus den Haftanstalten der Justiz an die SS und mithin 
deren Deportation in die Konzentrationslager Auschwitz und Lublin. 
In dem Protokoll der Besprechung vom r8. September 1942 ist ver-
merkt, daß aus dem Strafvollzug «asoziale Elemente», unter ihnen 
«restlos» die Juden und die Zigeuner, auszuliefern seien « an den 
Reichsführer SS zur Vernichtung durch Arbeit ».58  

Der Abtransport der jüdischen Strafgefangenen und Konzentra-
tionslagerhäftlinge, von denen viele beim Aufbau des Auschwitzer 
IG-Farben Werkes (chemische Großfabrik zur Produktion von 
Kunstkautschuk / Buna) und der Errichtung des Lagers Auschwitz III 
(Monowitz) zugrundegerichtet wurden, stand im Zusammenhang mit 
der Deportation der in der Rüstungsindustrie beschäftigten und bis 
dahin von den sogenannten «Aussiedlungsmaßnahmen» ausgenom-
menen jüdischen Facharbeiter. Es gehörte zum Kalkül der nationalso-
zialistischen Judenpolitik, jene in kriegswichtigen Sektoren eingesetzte 
und in den Industrie- und Wirtschaftsunternehmen wegen ihrer Lei-
stungsfähigkeit hoch geschätzten Arbeitskräfte möglichst erst «am 
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Schluß der Evakuierungsmaßnahmen»59  aus den Betrieben herauszu-
nehmen. Im Herbst 1942 sah die NS-Führungsspitze diesen Zeitpunkt 
für gekommen an; am 22. September wies Hitler den für den Arbeits-
einsatz verantwortlichen Generalbevollmächtigten Fritz Sauckel an, 
nunmehr auch die durch ihre Zwangsarbeit bislang noch geschützten 
«Rüstungsjuden» in die Ghettos und Lager im Osten zu deportieren. 
Nachdem die organisatorischen Voraussetzungen geschaffen worden 
waren — trotz der Stellung von ausländischen Ersatzarbeitskräften 
konnten die Bedenken der Betriebsführer jedoch nicht immer ausge-
räumt werden —, folgten Razzien und Massenverhaftungen, von denen 
die Berliner «Fabrik-Aktion» vom 27. Februar 1943 — nicht zuletzt we-
gen der im «Dritten Reich» beispiellosen und erfolgreichen Protestde-
monstration nichtjüdischer Ehepartner vor dem Sammellager in der 
Berliner Rosenstraße gegen die Einbeziehung auch der in sogenannter 
«Mischehe» lebenden Juden — am stärksten Aufsehen erregte.' Drei 
Transporte aus Berlin trafen im März 1943 in Auschwitz ein. Von den 
2 757 im Rahmen der «Fabrik-Aktion» deportierten Berliner Juden 
wurden 1689 in Auschwitz sofort umgebracht; die anderen wurden 
zum Arbeitseinsatz eingeteilt.' 

Der Entschluß zum systematischen Massenmord und Genozid an 
den europäischen Juden war bereits lange zuvor gefaßt worden. Im 
Frühjahr 1941 war die Vertreibung der Juden aus dem deutschen Herr-
schaftsgebiet als Zielsetzung der nationalsozialistischen Judenpolitik 
verworfen und an ihre Stelle die sogenannte «Endlösung der Juden-
frage» gesetzt worden. Im Oktober 1941 begannen die planmäßigen 
Deportationen der deutschen Juden aus dem Reichsgebiet. In der ein 
Vierteljahr zuvor überfallenen Sowjetunion vollzogen die Einsatz-
gruppen-Verbände des SD und der Sicherheitspolizei zu der Zeit 
bereits auf systematische Weise den zum Staatsziel des NS-Regimes 
erklärten Mord am europäischen Judentum. Die unter Vorsitz von 
Reinhard Heydrich zur Koordination des Völkermordes einberufene 
Wannsee-Konferenz quantifizierte am 2o. Januar 1941 das Mordpro-
gramm und stellt fest, daß im Zuge der «Endlösung der Judenfrage [...] 
rund i i Millionen Juden in Betracht » kämen. 

Die Shoah, das millionenfache Morden, vollzog sich in Ghettos 
(800 000 Tote), durch Massenerschießungen der Einsatzgruppen (1,3 
Millionen Tote) und durch Giftgas in den auf polnischen Territorium 
gelegenen Vernichtungsstätten (annähernd 3 Millionen Tote); die 
Konzentrationslager spielten hingegen bei der «Endlösung der Juden-
frage» eine eher untergeordnete Rolle (15o 000 jüdische Opfer)» 
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Rüstungsproduktion und Massenvernichtung 
(1942-1944/45) 

Die dritte Phase in der Entwicklung des KZ-Systems, deren Beginn mit 
der Kriegswende 1941 / 42 einsetzt und die sich vor dem Hintergrund 
der militärischen Niederlage vollzieht, war im wesentlichen gekenn-
zeichnet durch das Nebeneinander von extensivem Häftlingsarbeits-
einsatz und den nationalsozialistischen Mordprogrammen an den Ju-
den, an Sinti und Roma und weiteren Gruppen. 

Auf der institutionellen Ebene fand der Strukturwandel der Konzen-
trationslager, der auf eine möglichst umfassende Ausnutzung des KZ-
Häftlingsarbeitskräftepotentials zu Rüstungszwecken und anderen 
kriegswirtschaftlichen oder militärischen Vorhaben zielte, seinen Aus-
druck in einer Anfang März 1942 vollzogenen organisatorischen Umge-
staltung der KZ-Verwaltung: Die Inspektion der Konzentrationslager 
wurde als Amtsgruppe D dem einen Monat zuvor neugegründeten SS-
Wirtschafts-Verwaltungshauptamt (WVHA) unterstellt. Am 30. April 
1942 forderte der Chef des WVHA, SS-Obergruppenführer Oswald 
Pohl, — unter Verweis auf die immer stärker in den Vordergrund tre-
tende Aufgabe der Mobilisierung aller Häftlingsarbeitskräfte — «eine 
allmähliche Überführung der Konzentrationslager aus ihrer früheren 
einseitigen politischen Form in eine den wirtschaftlichen Aufgaben ent-
sprechende Organisation ».63 

Unter der Prämisse kriegswirtschaftlichen Nutzens wurde in der 
zweiten Kriegshälfte das System der Konzentrationslager stark ausge-
weitet. Die Zahl der Hauptlager stieg bis zum Frühjahr 1944 auf 20 an. 
Bei rüstungswichtigen Baustellen und Industriebetrieben, denen die 
SS auf Antrag Häftlinge zuteilte, wurden eine Vielzahl von Außen-
lagern eingerichtet, bei denen die Unterbringung entweder in firmen-
eigenen KZ-ähnlichen Behausungen oder in von den Häftlingen selbst 
notdürftig errichteten Barackenlagern erfolgte. Die Zahl der den ein-
zelnen Hauptlagern zugeordneten Außenlager betrug in der Regel 
über 5o. 

Zunächst stagnierte der Gesamtbestand an Häftlingsarbeitern trotz 
steigender Einlieferungen 1942 infolge der hohen Sterblichkeit bei 
too 000. Da nicht genügend KZ-Gefangene in den Lagern zur Verfü-
gung standen, geriet die SS-Führung mit ihren Bestrebungen, Häft-
linge im großen Umfang in der Rüstungsproduktion einzusetzen, in 
zunehmende Schwierigkeiten. Aus diesem Grund versuchte das 
WVHA, die Sterblichkeit in den Lagern zu senken. Doch die angeord- 
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neten Verbesserungen bei der Behandlung der KZ-Häftlinge (Ausbau 
der Krankenreviere, Einführung eines Prämiensystems, Erlaubnis zum 
Geld- und Paketempfang, Abschaffung bestimmter, besonders grausa-
mer Strafen wie das Pfahlhängen) zeigten kaum beziehungsweise nur 
vorübergehend Folgen. Vielmehr verschlechterten sich für die Masse 
der Häftlinge die Lebensverhältnisse infolge der Ernährungssituation 
sowie der rücksichtslosen Auspressung der Arbeitskraft weiter; auch 
Mißhandlungen und Schikanen blieben in den Lagern an der Tagesord-
nung. Durch die verstärkte Einweisung von Widerstandskämpfern aus 
den von der Wehrmacht besetzten Ländern, Geiseln und Opfern von 
Repressalien (Razzien und Massenverhaftungen) und ausländischen 
Zwangsarbeitern (wegen Verstößen gegen die Arbeitsdisziplin u. ä.) 
erfolgte im Laufe des Jahres 1943 ein rapider Anstieg der Gesamtbele-
gung in den Konzentrationslagern auf ca. 30000o Häftlinge, im Som-
mer 1944 stieg sie — nach der Einweisung zehntausender Juden, die von 
der sofortigen Vernichtung ausgenommen worden waren —, auf 
525 000, und Anfang 1945 erreichte ihre Zahl 714 000; davon waren 
200 000 Frauen. 

Während in den Vorjahren bei jenen Juden, die in Auschwitz und 
den anderen Vernichtungsstätten nicht unmittelbar den Weg in die 
Gaswagen oder zu den Gaskammern hatten antreten müssen, sondern 
bei den Selektionen aufgrund der ihnen zugeschriebenen Arbeitsfähig-
keit als Häftlinge rekrutiert worden waren, der Arbeitseinsatz ledig-
lich als ein Zwischenstadium gedacht war, auf das die Vernichtung —
entweder durch die Arbeitsbedingungen im Konzentrationslager oder 
nach erneuten Selektionen — zwangsläufig folgte, bestand ab Anfang 
1944 ein weiterreichendes Interesse an der Verwertung ihrer Arbeits-
kraft. 

Mit zunehmender Verschlechterung der militärischen und kriegs-
wirtschaftlichen Lage und insbesondere in Anbetracht des gravieren-
den Arbeitskräftemangels in Deutschland verstärkte sich der Druck, 
jüdischen Arbeitskräften nicht nur wie bislang eine zumeist lediglich 
kurzfristige Existenz für die Arbeit in Ghetto- und KZ-Betrieben oder 
beim Lageraufbau und -instandhaltung einzuräumen, sondern alle 
noch Arbeitsfähigen möglichst extensiv in der deutschen Kriegswirt-
schaft einzusetzen. Aus diesem Grunde entschloß sich das WVHA, 
auch aus dem Kreis der in die Vernichtungslager deportierten Juden 
Arbeitskräfte für den reichsweiten Einsatz bei Rüstungsvorhaben zu 
rekrutieren. Während die SS Kinder, Alte und Kranke weiterhin in den 
Gaskammern von Auschwitz ermordete, wurden ab Frühjahr 1944 in 
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die Konzentrationslager im — zuvor durch Deportationen weitgehend 
«judenfrei » gemachten — Altreich wieder jüdische Gefangene in großer 
Zahl eingewiesen. 

Dem bei dem SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt immer stärker 
in den Vordergrund rückenden wirtschaftlichen Interesse an der Häft-
lingsarbeitskraft kamen die Kommandanturstäbe der Konzentrations-
lager- und Vernichtungslager jedoch nur recht zögernd nach. Als retar-
dierte Funktionseinheiten der SS räumten sie eindeutig den Plänen des 
Judenreferates im Reichssicherheitshauptamt, das unter Eichmann die 
lückenlose Deportation und Vernichtung der Juden weiter vorantrieb, 
und damit dem weltanschaulichen Primat der proklamierten « Endlö-
sung der Judenfrage» den Vorrang vor ökonomischen beziehungs-
weise kriegswirtschaftlichen Erwägungen ein. 

Schon 1943 hatte sich die Oranienburger Zentrale, das für den Ar-
beitseinsatz der Häftlinge zuständige Amt D II des WVHA, wiederholt 
gezwungen gesehen, die KZ-Kommandanturen auf eine größere 
Quote der «Arbeitsfähigen» bei den Selektionen zu verpflichten. Bei-
spielsweise ersuchte Karl Sommer, stellvertretender Amtschef im 
WVHA, am 27. Januar 1943 den KZ-Kommandanten von Auschwitz, 
Rudolf Höß, bei einem für Auschwitz vorgesehenen Transport von ca. 
5 000 Juden aus Theresienstadt die Arbeitstauglichen unter ihnen 
«sorgfältig zu erfassen», weil sie von der Bauabteilung des IG Farben-
Werkes in Auschwitz dringend benötigt würden. Vier Wochen später 
teilte der Kommandanturstab des KZ Auschwitz mit, daß von den be-
treffenden 5 022 Theresienstädter Juden 4092 der «Sonderbehand-
lung» zugeführt worden seien, da die Männer zu «gebrechlich» und 
die Frauen zumeist noch Kinder gewesen wären. Somit waren trotz des 
in diesem Fall vom WVHA gesondert angemeldeten Bedarfes an Ar-
beitskräften 81,5 `)/0 an der Rampe in Auschwitz in den sofortigen Tod 
geschickt worden» 

Als im Frühjahr 1944 die «Dienststelle Eichmann » die Einbeziehung 
der ungarischen Juden in das Programm der «Endlösung» organisierte 
und sich dabei mit den Forderungen des WVHA, des Generalbevoll-
mächtigen für den Arbeitseinsatz und des Ministeriums Speer kon-
frontiert sah, erhob sie massiven Einspruch gegen einen «sogenannten 
offenen Arbeitseinsatz in Betrieben des Reiches [...], da er in Wider-
spruch zu der inzwischen im großen und ganzen abgeschlossenen Ent-
judung des Reiches stehen» würde.'s Doch die NS-Führung räumte 
nunmehr dem Vernichtungsplan nicht mehr die erste Priorität ein, son-
dern setzte notgedrungen die materiellen Erfordernisse der Kriegs- 
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wirtschaft zuvorderst. Für die gigantischen Bauvorhaben des am 
1. März 1944 unter Vorsitz von Rüstungsminister Albert Speer gebil-
deten «Jägerstabes », der die Verlagerung der Flugzeugfertigung in 
durch Bunker geschützte und großteils unterirdische Produktionsstät-
ten koordinierte, billigte Hitler im April 1944 den Einsatz von ioo 000 
ungarischen Juden als Arbeitshäftlinge.66  Da die Transporte ungari-
scher Juden in nicht ausreichendem Maße arbeitsfähige Männer ent-
hielten — viele von ihnen waren von der ungarischen Armee für ihre 
Arbeitsbataillone reklamiert worden —, beschloß Himmler Ende Mai, 
daß auch «jüdische Frauen zur Arbeit einzusetzen >>67  und in die Kon-
zentrationslager zu überführen seien. 

Die beiden folgenden Graphiken veranschaulichen, wie stark sich 
der Arbeitseinsatz von jüdischen Häftlingen im letzten Kriegsjahr in 
der Belegung der Konzentrationslager niederschlug. Ins KZ Mauthau-
sen wurden im Laufe des Jahres 1944 insgesamt 13 322 Juden und 504 
Jüdinnen (insgesamt 13 826) eingeliefert." 

Obgleich das wirtschaftliche Interesse der SS insbesondere an denje-
nigen Häftlingen, die sie als Fachkräfte nutzte, deren Überlebenschan-
cen deutlich verbesserte,69  bedeutete der extensive Arbeitseinsatz zu-
gleich für Hunderttausende von jüdischen und nichtjüdischen KZ-Ge-
fangenen, die bei völlig unzureichender Verpflegung und unter Auf-
lage härtester Arbeitsbedingungen ausgebeutet wurden, den Tod. 

Auch in das KZ Neuengamme wurden im letzten Kriegsjahr vor 
allem aus Auschwitz, Groß-Rosen, Majdanek, Riga-Salaspils und auch 
direkt aus Budapest — ohne Zwischenstation in einem anderen KZ —
erneut Juden und erstmals auch Jüdinnen eingeliefert. Im folgenden 
soll an einigen Beispielen die Situation von weiblichen jüdischen Häft-
lingen in den Hamburger KZ-Außenlagern betrachtet werden.7° 

Eintausend jüdische Frauen großteils tschechischer Nationalität wa-
ren Ende Juni 1944 im KZ Auschwitz nach Alter und körperlicher Ver-
fassung ausgesucht worden, um zum Arbeitseinsatz nach Hamburg 
transportiert zu werden. Anfang Juli wurden sie zusammen mit weite-
ren 5 oo Jüdinnen im Freihafen in einem Lagerhaus der Stadt Hamburg 
am Dessauer Ufer untergebracht. Die Gefangenen dieses KZ-Außenla-
gers mußten in den großen Mineralölraffinerien der Firmen Rhenania 
Ossag (Shell), Ebano und Schindler vor allem Aufräumungsarbeiten 
(Trümmerbeseitigung) leisten. 

Im September 1944 verlegte die SS die in dem Getreidespeicher am 
Dessauer Ufer inhaftierten Frauen in Gruppen zu je 5oo in die KZ-
Außenlager Sasel, Wedel und Neugraben. Dort mußten die Frauen 
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ebenfalls schwerste körperliche Arbeiten verrichten: Aufräumungsar-
beiten bei verschiedenen Firmen und Trümmerbeseitigung sowie Bau 
von Behelfsheimwohnungen (Sasel/Poppenbüttel) und Ausheben von 
Panzergräben (Wedel). 

Die Mehrzahl der vom Dessauer Ufer in das KZ-Außenlager Ham-
burg-Sasel verlegten Gefangenen waren jüdische Mädchen und Frauen 
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aus Polen, die zuvor über das Ghetto Lödi in das KZ Auschwitz de-
portiert worden waren» Unter ihnen befand sich auch die Hamburge-
rin Caecilie Landau, die im Oktober 1941 als damals i6jähriges Mäd-
chen zusammen mit ihrer Mutter und ihrer jüngeren Schwester in das 
Ghetto von Lödi «ausgesiedelt» worden war. Nun kehrte sie als ein-
zige ihrer Familie (der Vater starb im KZ Dachau) drei Jahre später —
nachdem sie die Hölle des Ghettos Lödi und Auschwitz überlebt 
hatte — als KZ-Gefangene in ihre Heimatstadt zurück. 

In ihrer bewegenden Autobiographie beschreibt Caecilie Landau, 
die vom Dessauer Ufer und von Sasel aus an verschiedenen Stellen in 
der Stadt zur Trümmerbeseitigung eingesetzt war, auf welche Weise 
ihr Hamburg wiederbegegnete : 

»Der Herbst setzte 1944 früh ein, und das Wetter in den Hamburger Außenbe-
zirken war kalt und feucht mit einem fast andauernden Nieselregen. Ein feiner 
Regenschleier setzte sich auf unsere kahl geschorenen Schädel und spärlich be-
kleideten Schultern. Am Ende des Tages war unsere dürftige Kleidung bis auf die 
Haut durchnäßt. Die meisten von uns husteten und waren krank, aber wir wur-
den trotzdem zur Arbeit gezwungen. Es hieß Arbeit oder Tod. [...] Wir arbeite-
ten auf den Werften und Baustellen, sortierten Trümmer, Steine und Glas, verur-
sacht durch die Bombardierungen der vergangenen Monate. Wir waren 500 
Frauen unterschiedlichen Alters, die jüngste gerade vierzehn, die älteste um die 
fünfzig, und alle waren wir hoffnungslose, geschlagene Kreaturen. Unsere 
Hände waren verletzt, zerschnitten und schmerzhaft entzündet nach Tagen des 
Umgangs mit den dreckigen, rauhen Überresten von dem, was einmal Häuser, 
Fenster und Türen waren, Fragmente eines früheren Lebens, einer friedvollen 
Existenz, die wir schon fast vergessen hatten.»7» 

Im Oktober 1944 transportierte die SS die im KZ-Außenlager Wedel 
inhaftierten Jüdinnen in ein weiteres Außenlager in Hamburg-Eidel-
stedt (Bau von Plattenhäusern, Munitions- und Flugzeugproduktion). 
Die Häftlinge des KZ-Außenlagers Neugraben wurden am 19. Februar 
1945 geschlossen in das Außenlager Tiefstack überstellt, wo sie Pan-
zergräben ausheben mußten. Alle drei Gruppen, die Frauen aus Sasel, 
aus Eidelstedt und aus Tiefstack, wurden am 7. April 1945 in das To-
deslager Bergen-Belsen deportiert. Als britische Truppen eine Woche 
später, am 15. April, das Lager befreiten, bot sich ihnen ein Bild des 
Grauens. Auf dem Lagergelände fanden sie 6o 000 hungernde und 
kranke, oftmals vom Tod gezeichnete Gefangene und 13 000 unbe-
erdigte Leichen vor. Trotz großer medizinischer Anstrengungen ver-
starb bis Juni 1945 noch etwa jede/ r vierte der Befreiten.73  Wie viele 
Frauen aus den Hamburger KZ-Außenlagern Bergen-Belsen überleb-
ten, ist nicht bekannt. 

In den letzten Kriegsmonaten und -wochen wurden bei der Evaku- 
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ierung der im Osten gelegenen Lager nochmals Zehntausende von Ju-
den und andere Häftlinge in die auf Reichsgebiet gelegenen Konzen-
trationslager eingeliefert, so beispielsweise allein 6o 000 in das seit 1944 

eigenständige KZ Dora-Mittelbau (bei Nordhausen im Harz) mit 
seinen Arbeitskommandos für die unterirdische Flugzeugproduktion. 
Die rücksichtslose Ausbeutung ihrer Arbeitskraft sowie die zahlreichen 
Verbrechen der SS, aber auch durch Kampfhandlungen hervorgerufene 
tragische Vorkommnisse (Bombenabwürfe etc.) in der Evakuierungs-
und Auflösungsphase der Lager führten gegen Kriegsende abermals zu 
einem starken Anstieg der Opferzahlen. 

Die jüdischen Opfer der nationalsozialistischen Konzentrationsla-
ger gehören zu der großen Zahl derer, die in diesen Terrorstätten der SS 
zugrundegerichtet wurden. Es waren Menschen vieler Nationen und 
sozialer Gruppen, unterschiedlicher Weltanschauung und religiöser 
Bindung. Das Schicksal der jüdischen KZ-Häftlinge war eines unter 
vielen — und doch war das ihre ein besonderes. Es war gekennzeichnet 
durch ihre Einweisung am unteren Ende der von der SS entwickelten 
Rangfolge der Gefangenenbehandlung, isolierte Unterbringung, Ein-
satz bei den schlechtesten Arbeiten und in Strafkommandos und man-
nigfache Formen spezifischen Terrors. Die Todesrate der Juden lag 
innerhalb der jeweiligen Kategorien generell über derjenigen ihrer 
nichtjüdischen Mithäftlinge.74  
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PS.). Die Justizbehörden hatten bis zum Frühjahr 1943 ca. 1096 jüdische Strafgefangene 
für die Auslieferung an die SS namhaft gemacht. Eine nicht bekannte Zahl von ihnen ist 
bis Ende April 1943 übergeben und anschließend nach Auschwitz und Lublin deportiert 
worden. Vgl. Arndt / Boberach (wie Anm. 7), S. 40. 

59 Lagebericht der Rüstungsinspektion III in Berlin vom 15. 11. 41, zit. nach Benz 
(wie Anm. 23), S. 591. 

6o Vgl. Scheffler (wie Anm. 20), S.47; siehe dazu auch den Beitrag von Hermann 
Simon in diesem Band. 

61 Vgl. Benz (wie Anm. 23), S. 594. 
62 Zahlen nach Hilberg (wie Anm. 43), S. 1299. 
63 Zit. nach Broszat (wie Anm. t), S. 124-- 
64 Vgl. Hilberg (wie Anm. 43), S. 982 f. 
65 Zit. nach Benz (wie Anm. 23), S. 595. 
66 Vgl. Hilberg (wie Anm. 43), 5.999• Himmler teilte in einem Schreiben an die Chefs 

des RSHA und des WVHA vom it. Mai 1944 mit, daß Hitler sogar den Einsatz von 
200 000 ungarischen Juden angeordnet habe. Diese Zahl ist aber tatsächlich nicht erreicht 
worden. Vgl. Broszat (wie Anm. t), S. 131 f. 
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67 Schreiben Himmlers an Oswald Pohl, WVHA, vom 27.5.44; vgl. Hilberg (wie 
Anm. 43), S. 999- 

68 Vgl. Marsälek (wie Anm. 36), S. 283. 
69 Vgl. Pingel (wie Anm. 2), S. i5t ff. 
7o Zum KZ Neuengamme gehörten 1944/45 im Gebiet zwischen Ems und Elbe und 

von der dänischen Grenze bis zum Weserbergland mehr als 8o Außenlager, von denen 
über 20 mit Frauen belegt waren. Im Hamburger Stadtgebiet gab es insgesamt i5 Außen-
lager des KZ Neuengamme; berücksichtigt man, daß in denselben Gebäuden zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten verschiedene Lager bestanden, erhöht sich die Zahl auf 21. In 
zehn dieser Lager waren mehrere tausend Frauen untergebracht; die meisten von ihnen 
waren Jüdinnen. 

71 Vgl. Thomas Krause, Plattenhaus Poppenbüttel. Geschichte des KZ-Außenlagers 
Hamburg-Sasel, Hamburg 5990. 

72 Lucille Eichengreen (d. i. Caecilie Landau). Autobiographie (ms), Berkeley 1990 
(autorisierte Übersetzung aus dem Englischen). Vgl. auch: Lucille Eichengreen / Harriet 
Chamberlain. Rückkehr nach Hamburg 1944, in: Ursula Wamser/Wilfried Weinke 
(Hrsg.), Ehemals in Hamburg zu Hause. Jüdisches Leben am Grindel, Hamburg 5995, 
5.235-242. 

73 Vgl. Eberhard Kolb, Bergen-Belsen. Vom «Aufenthaltlager» zum Konzentra-
tionslager 1943-1945, 2. durchgesehene Auflage, Göttingen 5985. 

74 So sind beispielsweise nachweislich der Todesmeldungen des Schutzhaftlagerfüh-
rers im KZ Buchenwald (vgl. Pingel [wie Anm. 2], S. 96) in den drei Monaten vom 
55. Mai bis zum 14. August 1940 im KZ Buchenwald unter den politischen «Schutzhäft-
lingen» prozentual 15 mal soviel Juden verstorben wie nichtjüdische Häftlinge, unter 
den «Berufsverbrechern» 6,5 mal soviel und unter den «Asozialen» 5 mal soviel: 

Schutzhäftlinge 

Belegstärke: 
Nicht-Juden Juden 

Tote: 
Nicht-Juden Juden 

(«politisch») 2 600 225 25 [0,96%] 92 [14,7%] 
BV («kriminell») 214 33 12 [5,6 %] 12 [36,4%] 
«Asoziale» 5 595 240 47[2,9 %] 34[14,2%] 
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REGIONALE ASPEKTE 





DAS LEBEN DER HAMBURGER JUDEN 
IM ZEICHEN DER «ENDLÖSUNG» 
(1942-194 

Ina Lorenz 

I. Vorbemerkung 

Die systematische Verfolgung und Ermordung der deutschen Juden 
wird seit der ersten Wannsee-Konferenz vom 20. Januar 1942 in der 
Code-Sprache des NS-Staates als «Endlösung» bezeichnet. Das Grau-
enhafte von Absicht und Vorgehen des NS-Staates kann ein histori-
scher Bericht, wie er sich notwendig in der Aufnahme von Befunden 
und in der Analyse darstellt, nur unvollkommen mitteilen. Der ver-
schärfte Blick auf Einzelheiten, auf Personen, auf individuelle Schick-
sale läßt erahnen, wie viel Leid sich hinter dem mitgeteilten äußeren 
Geschehnisablauf verbirgt. 

Dessen sachgerechte Rekonstruktion bleibt ohnedies unsicher, weil 
nur unter schwierigen Bedingungen möglich. Das beruht wesentlich 
auf der äußerst unbefriedigenden Quellenlage, welche die Komplexität 
des Geschehens nur bruchstückhaft erfaßt. Selbst als vorhanden anzu-
sehende Lücken lassen sich in ihrer Tragweite häufig nur schwer be-
urteilen. Ist ferner bereits allgemein damit zu rechnen, daß historische 
Dokumente eher die Sichtweise der Erfolgreichen wiedergeben und 
der im historischen Prozeß Unterlegene gewissermaßen aus der doku-
mentarischen Überlieferung ausscheidet oder doch nur aus der Sicht 
seiner Gegner erkennbar bleibt, so verschärft sich dieser Umstand für 
den vorliegenden Bereich: Die verfolgten und ermordeten deutschen 
Juden haben bis auf wenige Ausnahmen keine eigenen Berichte über 
ihre Zeit der Verfolgung niedergeschrieben; ihre Kultur und ihre zeit-
genössischen Quellen wurden weitgehend vernichtet, sei es auf Grund 
staatlicher Befehle oder sei es infolge der Kriegsereignisse. 

Die Verfolger der Macht, welche ihre Maßnahmen zur Verwirk-
lichung der sog. Endlösung mit bürokratischer Genauigkeit anordne-
ten, die Durchführung im Detail kontrollierten und ihren Berichts-
pflichten an übergeordnete Behörden zumeist präzise nachkamen, 
beseitigten gegen Kriegsende das entstandene Schriftgut nahezu voll- 
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ständig. Bei dieser Sachlage muß man sich der Vorläufigkeit eines auf-
nehmenden Berichtes bewußt sein. Er soll Kenntnisse darüber vermit-
teln, wie man sich das «alltägliche Leben» der Hamburger Juden, so-
weit es dies überhaupt noch sein konnte, in der Phase der «Endlösung» 
vor dem Hintergrund der allgemeinen Entwicklung vorzustellen hat. 

II. Die Ausgangslage: Auswanderung 

Das Leben der Juden war seit 1933 — stetig zunehmend — unter die 
umfassende Aufsicht des Staates gestellt worden. Das galt zunächst für 
die Abgrenzung und Ausgrenzung von anderen Deutschen. Der NS-
Ideologie entsprechend sollte das «Fremdvölkische» betont werden. 

Kein Lebensbereich blieb hiervon unberührt, mochte die Intensität 
auch unterschiedlich sein. Damit verbunden war, was man eine innere 
Ghettoisierung nennen könnte. Die deutschen Juden hatten sich nur 
noch innerhalb genau umschriebener Grenzen zu bewegen. Ihnen 
wurde die Vorstellung vermittelt, nur das ausdrücklich Erlaubte sei 
noch erlaubt. Sie wurden so zu «verwalteten» Menschen, die in die 
Auswanderung gedrängt werden sollten. Man braucht hierfür nur die 
gesetzlichen und administrativen Maßnahmen in der Zeit zwischen 
1933 bis zum Kriegsausbruch 1939 zu betrachten. Der zunächst ausge-
grenzte und dann diskriminierte, später verfolgte und verhaftete Jude 
sollte die Auswanderung geradezu als Akt der persönlichen Freiheit 
anstreben. Die Auswanderung wurde damit in jeder jüdischen Familie 
zum bestimmenden Thema. Gleichwohl war sie seit 1933 im wesent-
lichen zunächst nur durch deutsche und ausländische jüdische Organi-
sationen realisiert worden; staatliche Stellen förderten die Auswande-
rung trotz aller Erschwernisse zunächst nur vereinzelt, jedenfalls nicht 
systematisch.' 

Erst um die Jahreswende 1938 / 1939 zentralisierte man diese Bemü-
hungen. Beim Reichsminister des Innern wurde eine «Reichszentrale 
für jüdische Auswanderung» als ein inter-ministerieller Arbeitsstab 
geschaffen, mit dessen Leitung der Chef der Sicherheitspolizei, Heyd-
rich, beauftragt wurde. Dieser bestimmte seinerseits den Chef der Ge-
heimen Staatspolizei, Heinrich Müller, zum Geschäftsführer. Heyd-
rich und Müller waren entschlossen, die Auswanderung wirksam zu 
beschleunigen. Dabei sollte ihre bürokratische Durchführung unter 
strikter Kontrolle der Judenreferate der Gestapo und des Sicherheits-
dienstes einer jüdischen Organisation überlassen werden. Später wur- 
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den diese Bemühungen im Reichssicherheitshauptamt (RSHA) im Re-
ferat Eichmann zusammengefaßt.' Das war ein entscheidender Schritt, 
um nicht nur die von Göring noch verfolgte Politik der Auswanderung 
umzusetzen, sondern um zugleich eine zentrale Kontrolle über alle 
deutschen Juden zu erreichen. 

Zu diesem Zwecke wurde im Sommer 1939 die jüdische Dachorgani-
sation «Reichsvertretung der Juden in Deutschland», die sich 1933 als 
eine freiwillige Arbeitsgemeinschaft der jüdischen Spitzenverbände ge-
bildet hatte, in die «Reichsvereinigung der Juden in Deutschland» 
(RVJD) umgewandelt.3  Das klang harmlos; indes hatte die RVJD wei-
testgehend Zwangscharakter.4  Jeder Jude im Sinne des NS-Staates ge-
hörte ihr kraft seines «Judeseins » an, mit Ausnahme jener Juden, die in 
sog. privilegierter Mischehe lebten. Gleichzeitig wurden etwa 15oo jü-
dische Organisationen aufgelöst; die noch verbleibenden jüdischen Ge-
meinden erhielten den Status von Geschäftsstellen, die ihre Selbständig-
keit zunehmend verlieren sollten. Auch die Hamburger jüdische Ge-
meinde, die sich seit 1938 nur «Jüdischer Religionsverband Hamburg» 
nennen durfte, blieb nur noch formal bestehen. Bereits mit Anordnung 
vom 2. Dezember 1938 hatte die Gestapo den bisherigen Syndikus der 
Gemeinde, Dr. jur. Max Plaut (geb. Sohrau, Oberschlesien 1901, gest. 
Hamburg 1974), unter unmittelbarer Verantwortung gegenüber der 
Gestapo zum allein verantwortlichen Geschäftsführer bestimmt. 

Hauptaufgabe der RVJD sollte die Beschleunigung der Auswande-
rung sein) Noch setzte man diese Politik unverändert fort. Daneben 
hatte die RVJD das jüdische Schulwesen und die jüdische Wohlfahrts-
pflege wahrzunehmen. Das alles geschah unter ständiger Aufsicht von 
Himmler als Chef der Deutschen Polizei und Heydrich als Chef der 
Sicherheitspolizei. Gestapo und Reichssicherheitshauptamt hatten mit 
Hilfe der RVJD faktisch die deutschen Juden unter kontrollierte Poli-
zeiaufsicht gestellt. Über die lokale Gestapo — so war es auch in Ham-
burg — wurde kontrolliert, ob die RVJD ihre Aufgaben gegenüber den 
Juden so wahrnahm, wie man es sich für eine weitere Ghettoisierung 
und für eine effektive und zudem kostenfreie Auswanderung vor-
stellte. Damit verwirklichte der NS-Staat schließlich das, was ihm bei 
aller Unentschlossenheit im Detail ohnehin seit längerem vor-
schwebte: Die jüdischen Organisationen sollten eine zweckmäßige, 
nur den Interessen der staatlichen Verwaltung, insbesondere eine der 
Gestapo dienende Zusammenfassung der Juden sein und ihr Schicksal 
in Deutschland selbst beenden. Für die Juden in Hamburg bedeutete 
dies allerdings auch, daß mit der Errichtung der RVJD das Ziel der 
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Auswanderung nunmehr rechtlich und offiziell unverrückbar gewor-
den war. Diesem Ziel hatte sich das tägliche Leben unterzuordnen; die 
Lage verschärfte sich mit Kriegsbeginn.' 

Die Politik des NS-Staates, die sog. Judenfrage mit einer forcierten 
Auswanderung zu beantworten, war — sieht man es in nüchternen Zah-
len — letztlich nicht ohne Erfolg.? 

Jahr Reich (i. d. Grenzen 1937) Hamburg und Altona 

1925 (16.6.) 564 379 (ioo,o %) 22 290 (Ioo,o 
1933 (16.6.) 499 682 (88,5 %) 18 891 (84,8  %) 
1939 (17.5•) 233 646 (41,4  %) 9 943 (44,6  %) 
1941 (i. io.) 163  996 (29,1 %) ca. 7 5478 (33,9 %) 

Man kann bei grober Schätzung sagen, daß bis Anfang 1939 — also etwa 
3 Monate nach dem Novemberpogrom von 1938 — etwa die Hälfte, bis 
Herbst 1941 etwa 2/3  der Hamburger Juden die Stadt im Wege der Aus-
wanderung verlassen hatten. Dabei wird bewußt der Zuzug aus länd-
lichen Gebieten9, Geburten und der Sterbeanteil vernachlässigt. Auf 
Reichsebene war die Zahl von rund 56o 000 sog. Glaubensjuden auf 
rund 233 000 Juden im Sommer 1939, auf 165 000 Juden im Oktober 
1941 gesunken. Der Begriff «Jude» wird zu diesem Zeitpunkt längst 
nur noch aus der Sicht der Verfolger, also auf der Grundlage der Nürn-
berger Gesetze (1935) definiert. Die Volkszählung vom Mai 1939 ergab 
zudem, daß in Hamburg 4 428 sog. Mischlinge 1. Grades und 3 390 sog. 
Mischlinge 2. Grades lebten.I° 

III. Deportationen 

Im Sommer 1941 änderte der NS-Staat die Politik der Auswanderung —
gewiß auch kriegsbedingt — in eine Politik der Deportation, in der Spra-
che der Zeit verharmlosend und lautähnlich als «Abwanderung» be-
zeichnet. Bereits im Februar 1940 hatte es eine erste Deportation von 

300 Stettiner Juden gegeben. Anfang 1941 hatte Heydrich eine «Ab-
wanderung» von etwa 90000 Berliner Juden in den Warthegau angeord-
net. Das war nur zum Teil verwirklicht worden. Die abschließende Ent-
scheidung Hitlers wird wahrscheinlich im Spätherbst 1941 gefallen sein. 
Eine Präzisierung ist unsicher, weil die Ziele der Deportation angesichts 
unveränderter Meinungsverschiedenheiten der beteiligten Machteliten 
zunächst nicht festlagen, sich die sprachlichen NS-Codes für die 
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«Endlösung» zudem erst entwickelten. Mit dem Beginn der Transporte 
war die Möglichkeit der Auswanderung endgültig beendet." 

t. Oktober 1941 — L6di. Minsk. Riga. Die genaue Zahl der depor-
tierten Hamburger Juden ist auch gegenwärtig noch nicht bekannt. 
Aber man kennt die einzelnen Transporte; man weiß die Zielorte. So 
läßt sich die Zahl der deportierten Juden letztlich verhältnismäßig si-
cher eingrenzen. Danach ergibt sich folgendes Bild: 

Der erste Transport am 25. Oktober 1941 mit i 034 Personen ging 
nach Litzmannstadt (Lödi), weitere folgten am 8. und 18. November 
1941 mit 959 und mit 355 Personen nach Minsk, am 6. Dezember 1941 
ein Transport mit 744 Personen nach Riga. Bis Ende 1941 waren damit 
3092 Juden aus Hamburg deportiert. Dies sind Angaben, die man 
einem Bericht entnehmen kann, der mutmaßlich von Dr. jur. Leo 
Lippmann 1942 verfaßt wurde.' 2  Lippmann war zu dieser Zeit stellver-
tretender Vorsitzender des Jüdischen Religionsverbandes Hamburg, 
ehemals Staatsrat der Finanzdeputation der Stadt. Tatsächlich dürfte 
die Zahl der Deportierten nach heutigem Wissen etwas höher gelegen 
haben21  Unter den Deportierten des Transportes vom 6. Dezember 
1941 (Riga) befand sich der letzte Oberrabbiner Hamburgs, Dr. Joseph 
Carlebach. Er wurde am 26. März 1942 in Riga ermordet.I4  

In Hamburg lebten Anfang 1942 jetzt noch etwa 4000 Juden von 
ursprünglich 22 290. Für diesen Rest der ehemals blühenden jüdischen 
Gemeinden Hamburg und Altona war damit eine äußerst problemati-
sche Sozialstruktur entstanden. Es bestand eine deutliche Überalte-
rung, wie die nachfolgende Übersicht belegt. 85 % der Hamburger Ju-
den waren älter als 40 Jahre, allein 55 % älter als 6o Jahre. i 290 lebten in 
Mischehen oder hatten in Mischehen gelebt, aus denen Kinder hervor-
gegangen waren. '5  

Alter 	 insgesamt 	Juden in 	Juden nicht 

	

Mischehe 	in Mischehe 

bis 19 
20-39 
40-59 
6o-7o 
über 70 

199 	(4,91  %) 
423 (10,44%) 

1 166 (28,78 %) 
1 038 (25,62 %) 
1 225 (30,24 %) 

158 (12,25 %) 
68o (52,71 %) 
304 (23,56 %) 
148 (11,47 %) 

199 (7,21 %) 

265 	(9,60 %) 
486 (17,60 %) 
734 (26,58 %) 

1077 (39,01 %) 

Summe 	4 051  (99,99 %) 	1290  (99,99 %) 	2761(100,00 %) 
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Die Mischehe galt nach jüdischem Verständnis stets als Beginn der 
Assimilation. Juden, die in Mischehe lebten, dürften in ihrem ganz 
überwiegenden Anteil früher am innerjüdischen Leben der Gemeinde 
nicht teilgenommen haben. Ein religiöses Leben war ihnen nach den 
Vorstellungen der Orthodoxie ohnehin nicht möglich. Erst die im 
Sommer 1939 eingesetzte RVJD hatte sie, soweit sie nicht in privilegier-
ter Mischehe lebten, zwangskorporiert. Allein 4o % der Juden, die 
nicht in Mischehe lebten, waren über 7o Jahre alt. Sehr vereinfacht 
gesagt: Um die Jahreswende 1941 /42 bildeten alte Leute und zwangs-
korporierte Juden den «Bestand » der jüdischen Gemeinde. 

Die ersten Deportationen hatten vor allem jenen gegolten, die jünger 
als 65 Jahre waren. Das hatte die Hamburger Juden gewiß in ihrer Auf-
fassung bestärkt und vielleicht auch bestärken sollen, daß die Deporta-
tionen in der Hauptsache einem Arbeitseinsatz «im Osten» dienten. In 
der Sprache der Zeit nannte man sie auch «Ost-Abwanderung». Die 
Wahrheit war jedoch anders. Im Januar 1942 hatte die bereits erwähnte 
erste Wannsee-Konferenz auf der Ebene der Staatssekretäre die physi-
sche Vernichtung des europäischen Judentums erörtert. Die abschlie-
ßende Entscheidung war wahrscheinlich bereits im Dezember 1941 ge-
fallen. Zu welchem Zeitpunkt die jüdische Funktionselite, etwa in Ber-
lin, hiervon mit hinreichender Gewißheit erfuhr, ist unverändert strit-
tiger Gegenstand der historischen Forschung. 

2. Juli 1942 — Auschwitz. Theresienstadt. Ein halbes Jahr nach den 
letzten Deportationen setzten im Juli 1942 erneut Transporte ein. Am 

. Juli 1942 wurden aus Hamburg 295 Juden nach Auschwitz depor-
tiert, am 15. und 19. Juli 1942 1678 nach Theresienstadt.'6  Erstmals 
gehörten hierzu nun auch zahlreiche jüdische Ehegatten aus aufgelö-
sten privilegierten Mischehen. 

Seit Ende Oktober 1941, also innerhalb von 8 Monaten, waren damit 
insgesamt 5 o65 Juden deportiert. Die Hamburger Juden hatten zudem 
eine hohe Sterberate zu beklagen. In den Jahren 1941 und 1942 starben 
nach verläßlichen Angaben 731 Juden.'? Ohne daß dies ausgesprochen 
wurde, wußten die Hamburger Juden sehr wohl, daß die Zahl der Frei-
tode zunahm. Die hohe Sterbezahl läßt sich in der Tat nicht allein auf 
die veränderte Altersstruktur und die schlechte Versorgungslage zu-
rückführen. 1941 waren 357 Hamburger Juden gestorben, allein im 
letzten Quartal des Jahres 15o Personen. Im Juli 1942, dem Monat der 
erneuten Deportationen, starben weitere 8o; das war ein Anteil von 
4 % der in diesem Monat Deportierten:8  Die Zahl des versuchten Sui- 
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zids ist nicht bekannt. Die erstmals 1965 vom Staatsarchiv Hamburg 
veröffentlichte Zusammenstellung der Zahl und der Namen der jüdi-
schen Opfer gibt 308 Selbstmorde für die gesamte Zeit der NS-Herr-
schaft an. Man wird indes von einer nicht näher aufklärbaren höheren 
Zahl auszugehen haben. 

Die in der Gemeinde (Religionsverband) geführte Kartei weist für 
den 31. Dezember 1942 nunmehr 1805 in Hamburg lebende Juden aus. 
Das sind nur noch etwa 8 % der ursprünglichen Zahl von 1925. Aller-
dings hat sich deren Zusammensetzung grundlegend geändert. Von 
den genannten 1805 Juden (Jahreswende 1942 / 43) leben 951, also rund 
die Hälfte, in nicht aufgelöster privilegierter Mischehe." Die Zahl der-
jenigen Juden, die aufgrund der Polizeiverordnung vom 1. September 
1941 verpflichtet sind, den Judenstern auf ihrer Kleidung zu tragen, —
im innerjüdischen Sprachgebrauch als «Sternträger» bezeichnet — be-
trägt zu dieser Zeit nur 718." Etwa zoo Juden gelten als dauernd Sieche, 
etwa 57o befinden sich in Strafanstalten, in hamburgischen Konzentra-
tionslagern, im Polizeigewahrsam oder in Internierungshaft, jeweils 
aus Gründen, die nicht bekannt sind. Weitere ioo Juden besitzen eine 
ausländische Staatsangehörigkeit.2' 

IV. Staatliche Maßnahmen — «verwaltetes » Leben 

Die soziale und ökonomische Situation der Hamburger Juden 1942 
kann man nur als die einer staatlich drangsalierten und verfolgten Min-
derheit beschreiben. Die für das Reich angeordneten Maßnahmen 
wurden auch in Hamburg vollzogen. 

. Realitäten. Die vorhandenen Quellen lassen keine Entscheidung 
darüber zu, ob die Gestapo in Hamburg die auf Reichsebene getroffe-
nen Anordnungen eher hart oder weniger rigoros verwirklichen ließ. 
Dies ist ohnehin eine Sichtweise, die kaum angemessen ist. Die Frage 
nach «übertriebener Härte », wie sie häufig gestellt wird, ist angesichts 
der getroffenen Maßnahmen verfehlt. Die Maßnahmen waren in keiner 
Hinsicht darauf angelegt, gegenüber Juden Rücksichten zu nehmen. 
Nur einige dieser Maßnahmen können hier genannt werden, um die 
reale Lebenswelt der Hamburger Juden seit Beginn der Deportationen 
zu skizzieren: 

Den Hamburger Juden war verboten, öffentliche Verkehrsmittel zu 
benutzen, öffentliche Telefonzellen aufzusuchen, sich in Wartesälen 

213 



der Bahnhöfe aufzuhalten, Zeitungen zu beziehen, Bücher zu kaufen, 
Haustiere zu halten, in der Zeit zwischen 20 Uhr abends und 6 Uhr 
morgens die Straßen zu betreten, sich von nichtjüdischen Friseuren 
bedienen zu lassen. Ihnen wurde untersagt, Eingaben unmittelbar an 
staatliche Behörden zu richten.' Vielmehr waren Eingaben von der 
RVJD vorzuprüfen, die sich hierzu ihrer Hamburger Zweigstelle be-
diente. 

Den Hamburger Juden wurde geboten, Schreibmaschinen, Photo-
apparate, Ferngläser, elektrische Geräte, Fahrräder sowie Kleidungs-
gegenstände abzuliefern, die sie nicht für eine bescheidene Lebensfüh-
rung benötigten.23  Sie hatten — soweit sie «Sternträger» waren — ihre 
Wohnungen als «Judenwohnungen» mit einem weißen Judenstern zu 
kennzeichnen.24  Mit der Durchführung und Kontrolle dieser Maßnah-
men war der hamburgische Jüdische Religionsverband beauftragt. 
Zum 	Juli 1942 wurde — wie im Reich allgemein — die einzige jüdische 
Schule (in der Karolinenstraße) geschlossen. Im September 1942 wurde 
die Versorgung mit Fleisch, Fleischprodukten, Eiern, Milch und ande-
ren zugeteilten Lebensmitteln eingestellt. 

2. Wohnung. Ein besonderes Problem war die Unterbringung der 
Juden. Man kann für 1942 in Hamburg zwei Phasen unterscheiden. 
Betroffen waren zunächst Juden, die zum Tragen des Judensterns ver-
pflichtet waren; das waren also zunächst nicht jene, die in privilegierter 
Mischehe lebten. 

(i) Wohnungsnot. Angesichts der allgemeinen Wohnungsnot, die 
sich mit Beginn der Bombardierung Hamburgs verstärkte, standen 
nicht nur ideologische, sondern ebenfalls starke materielle Interessen 
hinter dieser Politik. Besonders aufschlußreich ist hierzu die Nieder-
schrift einer Besprechung der staatlichen Sozialverwaltung unter dem 
Vorsitz von Senator Martini vom 13. November 1941. Zu diesem Zeit-
punkt hatte Hamburg etwa i000 Wohnungen durch Bombardierungen 
verloren. In der als streng vertraulich bezeichneten Niederschrift heißt 
es u. a. :25  

«Der ursprüngliche Plan, die Juden an mehreren Stellen im Stadtgebiet zusam-
menzuziehen, ist aufgegeben worden. Nunmehr hat der Führer auf Antrag des 
Reichsstatthalters entschieden, daß die hier wohnenden Juden bis auf ganz Alte 
und Sieche nach dem Osten evakuiert werden sollen. [...] Gerechnet wird mit 
einem Zugang von ca. i000 freien Wohnungen auf Grund dieser Maßnahme 
[— d. h. aufgrund der beiden ersten Deportationen —]. Sie sollen Bombengeschä-
digten und kinderreichen Familien zugute kommen. [...] In Hamburg waren 
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vor Beginn der Evakuierung noch 7000 Juden. Bis Weihnachten werden ca. 5000 
weggeschafft sein. Die hier verbleibenden Alten und Siechen sollen möglichst in 
jüdischen Heimen untergebracht werden...» 

Man war also in der Sozialverwaltung Anfang November 1941 darüber 
unterrichtet, daß Hamburg bis zum Jahresende 1941 von einer Ge-
samtzahl von S000 zu deportierenden Juden auszugehen habe. Das läßt 
darauf schließen, daß in den entsprechenden Stellen der staatlichen 
Verwaltung ein recht genauer Überblick über die Zahl und die Zusam-
mensetzung der Hamburger Juden vorhanden war und die Frage der 
alsbaldigen Deportation in der staatlichen Führungsebene seit Winter-
beginn 1941 kein wirkliches Geheimnis mehr war. In einer weiteren 
Niederschrift vom 24. August 1942 — also nach dem vorläufigen Ab-
schluß der Deportationen im Juli 1942 — heißt es, daß insgesamt 1900 
Wohnungen «frei» geworden seien.26  Hiervon könnten allerdings nur 
etwa 1200 für Bombengeschädigte direkt oder indirekt verfügbar ge-
macht werden. Daß man diesen Kreis immer wieder betonte, hatte 
einen naheliegenden Grund. Die Beschlagnahme von «jüdischem» 
Wohnraum mit anschließender Zwangsräumung wurde im allgemei-
nen auf der Grundlage des Reichsleistungsgesetzes vorgenommen. 
Dieses Gesetz berechtigte nur zu Maßnahmen, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit militärischen Erfordernissen standen. 

(2) Beginnende Ghettoisierung. Staatliche Stellen in Hamburg, also 
unter anderem das Wohnpflegeamt und die Gestapo, warteten nicht 
erst, daß durch Deportationen sog. Judenwohnungen frei wurden. Be-
reits im Februar 1942 mußte der Jüdische Religionsverband auf Veran-
lassung der Gestapo eigene Anordnungen treffen, mit denen eine noch 
engere Belegung der vermieteten Zimmer und Wohnungen erreicht 
werden sollte. Seit April 1942 wurden innerhalb Hamburgs alle kenn-
zeichnungspflichtigen Juden in sog. Judenhäuser umgesiedelt. Im Mai 
1942 befanden sich von den 2409 Hamburger Juden nur 283 — also etwa 
10 % — in Wohnungen oder Unterkünften, die nicht vom Jüdischen 
Religionsverband Hamburg und damit letztlich von der RVJD verwal-
tet wurden. Gleichzeitig hatte die Gestapo hierzu verfügt, daß grund-
sätzlich mindestens 2 Personen in einem Zimmer unterzubringen 
seien. Es wurden auch Zimmer mit drei Personen belegt. Ab Mitte 
1943 hatten die Hamburger Juden mit durchschnittlich 6 qm Wohnflä-
che je Person zu rechnen. 

In der zweiten Hälfte 1942 wurden im Anschluß an die erwähnten 
Deportationen von Juli 1942 nochmals Umsiedlungen innerhalb Ham- 
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burgs vorgenommen. Man ging nunmehr deutlich radikaler vor, weil 
man endlich auch eine räumliche Ghettoisierung erreichen wollte. 
Etwa 230 kranke und dauernd sieche Juden wurden im Herbst 1942 in 
vier Heimen des Jüdischen Religionsverbandes untergebracht. Alle 
übrigen, nicht in privilegierter Mischehe lebenden Juden hatten in nur 
sechs Häusern unter äußerst beschränkten Verhältnissen zu wohnen. 
Es waren dies Beneckestraße 2 und 4, Bornstraße 22, Dillstraße 15, 
Rutschbahn 25 a, Heinrich Barth Straße 8 und Grindelallee 21 / 23 . Die 
Häuser gehörten entweder dem formal noch bestehenden Jüdischen 
Religionsverband Hamburg oder bereits unmittelbar der RVJD.27  Da-
mit war für etwa die Hälfte der Hamburger Juden ein Zwangs-Ghetto 
entstanden. 

(3) Zwangsbelegung als Form des Ghettos. Im Juli 1943 war Ham-
burg schwersten Bombenangriffen ausgesetzt. Die Gestapo verlangte, 
daß in kürzester Frist weitere 1 000 Zimmer verfügbar zu machen 
seien. Es gelang dem Religionsverband, die Zahl auf 75o zu mindern. 
Man griff allerdings jetzt auch auf einen erweiterten Personenkreis zu, 
nämlich auf nichtprivilegierte Mischehen, auf privilegierte Mischehen, 
in denen der Mann Jude war, und auf Jüdinnen, deren Mischehe nicht 
mehr bestand. 

Damit waren — soweit nach der Quellenlage zu ermitteln — erstmals 
in Hamburg auch bestimmte Formen der privilegierten Mischehe 
Objekt staatspolizeilicher Maßnahmen geworden. Die Anordnung 
bedeutete, daß nunmehr auch die nichtjüdische Frau, die mit einem 
Juden verheiratet war und aus dieser Ehe Kinder hatte, betroffen war 
und den bisherigen Schutz verlor. Das Ehepaar hatte seine Wohnung 
zu verlassen und in das Viertel am Grindel umzuziehen. Einsprüche 
und persönliche Rücksprachen wurden von vornherein abgelehnt.28  
Mit diesen Maßnahmen versuchte die Gestapo nochmals, möglichst 
durchgehend die Juden von Nichtjuden zu trennen und sie im Grin-
delgebiet zu konzentrieren. Zugleich benutzte man die Gelegen-
heit, privilegierte Mischehen, die durch Bombenangriffe obdachlos 
geworden waren, bei anderen privilegierten Mischehen einzuweisen. 
Mit der «Verteilung» der Wohnungen hatte die Gestapo Max Plaut 
betraut. 

Um diesen Forderungen, deren Durchführung man den Juden selbst 
überließ, Nachdruck zu verleihen, wurde wiederholt angedroht, man 
werde sämtliche Mischehen mit Kindern in Baracken außerhalb der 
Stadt, nach Elmshorn, verlegen." Das wäre einer endgültigen Kaser- 
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nierung gleichgekommen. Tatsächlich gab es im Frühjahr 1944 ausge-
arbeitete Pläne der städtischen Bauverwaltung, auf dem jüdischen Teil 
des Ohlsdorfer Friedhofs Baracken zur Unterbringung der Hambur-
ger Juden einzurichten. 

3. Arbeitseinsatz. Im Oktober 1941 wurde die Arbeitstätigkeit der 
Juden auf Reichsebene besonders geregelt.3° Bis zu diesem Zeitpunkt 
bestand formal keine Arbeitspflicht, wenngleich der Reichsarbeitsmi-
nister bereits am 4. März 1941 aufgrund eines Geheimerlasses Görings 
als dem Beauftragten für den Vierjahresplan vom 18. Februar 1941 den 
zwangsweisen Arbeitseinsatz aller arbeitsfähigen Juden angeordnet 
hatte.3! 

(I) Das allgemeine Arbeits- und Tarifrecht galt für die jüdischen Ar-
beitnehmer nicht. Jede gesonderte Vergütung war ausgeschlossen. Zu 
vergüten war nur die tatsächlich geleistete Arbeit. Der Arbeitgeber, der 
nunmehr «Beschäftigungsgeber» genannt wurde, konnte das Beschäf-
tigungsverhältnis jederzeit zum Schluß des folgenden Werktages kün-
digen. 

Juden hatten die ihnen von der Arbeitseinsatzstelle für Juden zuge-
wiesenen Beschäftigungen anzunehmen. Dieser «Arbeitseinsatz» 
durfte grundsätzlich nur gruppenweise angeordnet werden. Außer-
dem hatte der Arbeitgeber die bei ihm beschäftigten Juden von den 
übrigen Arbeitnehmern getrennt zu halten. Ein Arbeitswechsel kam 
nicht in Betracht. Kündigungsschutz, Arbeitsschutz, Jugendschutz 
und Altersversorgung waren generell ausgeschlossen; eine Arbeits-
losenhilfe hatte sich auf das zum Lebensunterhalt unerläßlich Notwen-
dige zu beschränken. Auch Juden in privilegierter Mischehe konnten 
durch die Arbeitseinsatzstelle zum «Arbeitseinsatz» verpflichtet wer-
den. Allerdings galt für sie beispielsweise nicht das Gebot der nur 
gruppenweisen Beschäftigung. Die Arbeitszeit betrug im allgemeinen 
9 bis to Stunden täglich. 

Am 13. November 1941 hatte das Reichssicherheitshauptamt die 
Ablieferung von Fahrrädern angeordnet.32  Seit April 1942 war den Ju-
den die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel untersagt ;33  Ausnah-
men waren für Juden «im Arbeitseinsatz» nur zugelassen, wenn zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte eine Wegstrecke von in der Regel 
mehr als einer Stunde Gehzeit oder von mehr als 7 km zurückzulegen 
war. Der ausgestellte Erlaubnisschein war zusammen mit einem amtli-
chen Lichtbildausweis beim Lösen der Fahrkarte, bei Antritt der Fahrt 
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sowie bei Fahrtkontrollen unaufgefordert vorzuzeigen. Diese Maß-
nahmen betrafen nur Juden, die «Sternträger» waren. Die organisato-
rische Umsetzung dieser Anordnung hatte die RVJD vorzunehmen, in 
ihrem Namen die örtlichen Vertretungen, in Hamburg also der Reli-
gionsverband. 

Über den konkreten Arbeitseinsatz der Juden in Hamburg ist nach 
der derzeitigen Quellenlage wenig bekannt. Am 22. Mai 1942 — also vor 
den erneuten Deportationen im Juli 1942 — befanden sich nach einer 
gemeindeinternen Zählung 789 Juden im «Arbeitseinsatz», Juden in 
privilegierter und nichtprivilegierter Mischehe eingeschlossen.34  Das 
waren etwa 20 % der zu diesem Zeitpunkt in Hamburg lebenden Ju-
den. Diese Zahlen weisen nicht nur erneut die ganz erhebliche Über-
alterung auf, sondern auch die Notwendigkeit einer Fürsorgeunter-
stützung des überwiegenden Teils der Hamburger Juden. Eine weitere 
Zählung am 6. Oktober 1942 — also im selben Jahr und nach der Depor-
tation von etwa 5000 Juden — ergab, daß sich 441 Juden im Einsatz in 
sog. kriegswichtigen Betrieben befanden, hiervon 38o Männer und 61 
Frauen. Das waren 23,8 `)/0 der noch in Hamburg lebenden Juden 
(1852).35  Gliedert man nach Geschlecht, dann waren 41,5 % der Juden 
in kriegswichtigen Betrieben beschäftigt, hingegen nur 6,5 `)/0 der Jü-
dinnen. Berücksichtigt man bei diesen Zahlen Kranke, Sieche und Ge-
fangene, dann waren schätzungsweise 67,8 % — also 2/3  — aller im Okto-
ber 1942 in Hamburg lebenden männlichen Juden in kriegswichtigen 
Betrieben eingesetzt. Eine andere Analyse der vorliegenden Quellen 
zeigt, daß dieser Personenkreis ganz überwiegend Mischehen zuzu-
ordnen war. Das läßt immerhin daran zweifeln, daß in erster Linie eine 
vorhandene berufliche Qualifikation vor der Deportation verschonen 
konnte. 

(2) Für 1943 sind detaillierte Angaben über Art und Zahl des 
«Arbeitseinsatzes» Hamburger Juden bislang nicht bekannt. Einige 
Juden, die in Mischehe lebten, wurden zum zwangsweisen Arbeits-
einsatz von Hamburg nach Berlin gebracht.36  Ein Schreiben von Sep-
tember 1943 nennt 5 Personen. Mitte Februar 1944 werden 92 «stern-
tragenden» Arbeitnehmern, unter ihnen nur 3 Jüdinnen, die benötig-
ten Ausweise für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel erteilt. 
Man kennt die Namen dieser Juden und die Unternehmen, bei denen 
sie beschäftigt waren. Allein 2/3  von ihnen wurden in nur 7 Unterneh-
men beschäftigt. 
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Unternehmen 
(Name) 

Zahl der beschäftigten «Sternträger» 

männlich 	weiblich 

Johannes Bischoff (Harburg) 8 
Walter Dilger 14 
Ernst Jung 7 
Chr. Georg Klood (Harburg) 7 
Joh. C. Meyer (Blankenese) 7 
Georg H. Meyerricks 9 
Rasch & Co. Io 
Steen & Co. (Lokstedt) 5 
L. Heldmann (Bahrenfeld) 3 
Aug. Hohmann Söhne 4 
Walter Prost (Altona) 
Einzelarbeitnehmer 17 

Summe 89 3 

Diese Zusammenstellung sagt nichts darüber aus, aus welchen Grün-
den ein «Arbeitseinsatz» für die genannten Betriebe angeordnet 
wurde. Sie macht allerdings deutlich, daß es nicht stets gelang, der An-
ordnung der Gestapo nachzukommen, nach Möglichkeit Juden nur in 
Gruppen zu beschäftigen. Die geringe Zahl von Fahrtausweisen läßt 
zudem erkennen, daß im Frühjahr 1944 nur etwa io % der Hamburger 
Juden berechtigt waren, öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen. Im 
Oktober 1944 wurden die nichtjüdischen Männer aus privilegierten 
Mischehen vor allem zum Arbeitseinsatz bei der Bauverwaltung her-
angezogen.37  Das bedeutete insbesondere, Bomben zu entschärfen und 
Trümmer zu beseitigen. 

V. Auflösung der Gemeinde und die Reichsvereinigung 

1. 	Finanzverhältnisse — Abgaben. In den Jahren seit Kriegsausbruch 
hatte das im September 1939 gebildete Reichssicherheitshauptamt die 
Reichsvereinigung der Juden in Deutschland (RVJD) in Berlin immer 
stärker dazu benutzt, um die Ausgrenzungs- und Deportationspolitik 
administrativ umzusetzen. Die RVJD hatte sich ihrerseits hierzu der 
lokalen jüdischen Kultusvereinigungen als örtlicher Zweigstellen zu 
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bedienen.38  Aus diesem Grunde hatte der Jüdische Religionsverband 
Hamburg — also die ehemalige jüdische Gemeinde in Hamburg — seit 
Juli 1939 seine verwaltungsmäßige Selbständigkeit zunehmend zugun-
sten der RVJD aufgeben müssen. 

Auch als Zweigstelle der RVJD hatte der hamburgische Religions-
verband zunächst seine finanzielle Selbständigkeit noch weitgehend 
bewahren können. Der Verband zog unverändert von seinen Mitglie-
dern Beiträge ein. Eine seit Dezember 1938 auf Veranlassung der Ge-
stapo Hamburg eigenmächtig erhobene «besondere» Auswandererab-
gabe war nur an ihn abzuführen. Hierzu wurde 20 % des Betrages 
festgesetzt, den auswandernde Juden nach der angewandten Reichs-
fluchtsteuer zu zahlen hatten.39  Das ergab bis März 1939 — also in nur 
drei Monaten — den hohen Betrag von etwa 1,3 Mio Reichsmark. Diese 
zusätzlichen Einnahmen wurden genutzt, um Defizite des Religions-
verbandes abzudecken. 

Erst im März 1939 änderte sich dies. Die Auswandererabgabe wurde 
nunmehr reichseinheitlich auf der Grundlage des jeweiligen Vermö-
gens berechnet. Der Religionsverband hatte diesen Betrag fast voll-
ständig an die RVJD abzuführen.4° Bis März 1941 — also in 2 Jahren —
ergab dies einen Betrag von 2,0 Mio Reichsmark. Das bemerkenswerte 
an diesem Vorgang ist, daß die «besondere» Auswandererabgabe in 
Hamburg — auf Anordnung der Hamburger Gestapo — für etwa drei 
Monate und zudem auf anderer Bemessungsgrundlage eingeführt wor-
den war, bevor dies allgemein auf Reichsebene geschah.4' Die Ham-
burger Gestapo hatte erkannt, daß in dieser Weise ein sich abzeichnen-
des hohes Defizit des Gemeindehaushalts abgedeckt werden könne. 
Jedenfalls läßt sich den vorhandenen Unterlagen kaum eine andere als 
diese Zielsetzung entnehmen.42  Die Versuche, eine Beteiligung der 
Hamburger Gemeinde an der in Hamburg aufgebrachten Auswande-
rerabgabe zu erreichen, blieben allerdings ohne Erfolg. Der steigende 
Finanzbedarf der RVJD ließ eine Rückvergütung offenbar nicht zu. 

Unverändert gab es noch einen bedeutsamen rechtlich erheblichen 
Unterschied zwischen der RVJD und dem Jüdischen Religionsver-
band. Er betraf die Mitgliedschaft. Diese war im hamburgischen Reli-
gionsverband bei gewiß formaler Betrachtung freiwillig. Mitglied 
konnte zudem nur derjenige sein, der Glaubensjude oder «Geltungs-
jude» im Sinne der NS-Terminologie war. Nur er war kraft seiner 
Mitgliedschaft verpflichtet, Gemeindesteuer zu zahlen. Nur er hatte 
allerdings ein Anrecht darauf, die gemeindlichen Einrichtungen in 
Anspruch zu nehmen. Hingegen waren in der RVJD alle Juden zusam- 
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mengeschlossen, die «Juden» im Sinne der Nürnberger Gesetze waren. 
Das betraf also auch die Abstammungsjuden, in der Terminologie des 
NS-Staates «Rassejuden» genannt.43  Im Falle einer Mischehe war der 
jüdische Ehegatte nur Mitglied der RVJD, wenn entweder der Mann 
der jüdische Teil war und Abkömmlinge aus der Ehe nicht vorhanden 
waren oder wenn die Abkömmlinge als Juden zu gelten hatten. Die 
privilegierte Mischehe wurde — jedenfalls zunächst — nicht erfaßt. 

Der hamburgische Religionsverband war also in einer Doppelfunk-
tion tätig, zunächst als selbständige jüdische Kultusvereinigung, zu-
gleich aber als lokale Zweigstelle der RVJD. Mit der Verschärfung der 
NS-Judenpolitik nahm die Einflußnahme der RVJD auf die Zweigstel-
len zu. Im Sommer 1941 wurde die Auswanderung vorläufig, im 
November 1941 endgültig untersagt. Damit entfiel für die RVJD eine 
wichtige Einnahmequelle. Sie war also darauf angewiesen, für sich in 
anderer Weise Einnahmen zu erschließen. Eine der Möglichkeiten war 
es, die faktisch bestehende lokale Finanz- und Haushaltshoheit zu been-
den. Dies dürfte ein maßgebender Grund für die endgültige Beseitigung 
der Selbständigkeit nicht nur des Hamburger Religionsverbandes, son-
dern auch der Breslauer und der Frankfurter Gemeinde gewesen sein. 

2. Zentralisierung und Auflösung des Religionsverbandes. Im Mai 
1942 wurde die Mustersatzung der jüdischen Kultusvereinigungen ge-
ändert. Der örtliche Vorstand konnte den bis dahin nur freiwilligen 
Beitritt zur RVJD für Juden fremder Staatsangehörigkeit und für Juden 
in privilegierte Mischehen erklären, obwohl diese unverändert nicht 
Mitglied der örtlichen Kultusvereinigung waren. 

Für Hamburg gab der bestellte Leiter Max Plaut entsprechende Er-
klärungen — wahrscheinlich am 9. Oktober 1942 — für 207 Personen ab, 
und zwar auf Weisung der RVJD, die ihrerseits auf Weisung ihrer Auf-
sichtsbehörde, des Reichssicherheitshauptamtes, handelte." Damit er-
wies sich die formale Unterscheidung zwischen RVJD und Religions-
verband als einem rechtsfähigen Verein zunehmend als anachroni-
stisch. Bereits im August 1942 — also nach dem vorläufigen Abschluß 
der Deportationen — hatte die RVJD endgültig die Verwaltung des Reli-
gionsverbandes Hamburg übernommen. So war es nur folgerichtig, 
daß der Reichsminister des Innern in einer Verfügung vom 6. Novem-
ber 1942 anordnete, daß der hamburgische Religionsverband nun auch 
in rechtlicher Hinsicht in die RVJD — d. h. unter Verlust seiner recht-
lichen Selbständigkeit — eingegliedert sei.45  Damit erledigte sich die 
Frage einer unterschiedlichen Mitgliedschaft. 
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Die Verwaltung und Betreuung des Hamburger Bezirkes wurde 
der «Bezirksstelle Nordwestdeutschland der Reichsvereinigung der 
Juden in Deutschland» — so der nunmehr offizielle Name — übertra-
gen. Äußerlich änderte sich also zunächst wenig. Als Leiter war un-
verändert Max Plaut eingesetzt; sein Vertreter blieb Leo Lippmann. 
Gleichwohl hatte die endgültige rechtliche Auflösung der ehemaligen 
jüdischen Gemeinde letztlich erhebliche Konsequenzen. Sie lagen vor 
allem in der Verlagerung der zuständigen «Aufsichtsbehörde» von 
Hamburg nach Berlin und damit in einer erneuten Zentralisierung. 
Außerdem verlor man in Hamburg jede finanzielle Selbständigkeit. 
Das setzte sich in der Folgezeit bis in die konkrete Kassenführung 
fort. Zahlungen wurden im Regelfall von der RVJD unmittelbar gelei-
stet. Die noch vorhandenen Vermögenswerte — auch Grundstücke —
wurden formal Eigentum der RVJD. Daraus sollten sich in der Nach-
kriegszeit erhebliche rechtliche Probleme in Fragen der Wiedergut-
machung ergeben.46  

Auch die RVJD sollte — jedenfalls formal — nur wenige Monate das 
rechtliche Schicksal der lokalen Kultusvereinigungen überdauern. 
Am io. Juni 1943 wurde sie aufgelöst.47  Grundlage war ein Erlaß des 
Reichssicherheitshauptamtes.48  Am selben Tage schloß die Gestapo 
die Zentrale in Berlin. Gleichzeitig, also ebenfalls am io. Juni 1943, 
besetzte die Hamburger Gestapo das Büro der Hamburger Bezirks-
stelle der RVJD und eröffnete ihrem Leiter, daß sämtliche jüdische 
Organisationen aufgelöst seien und die restlichen Juden in Hamburg 
in wenigen Tagen nach Theresienstadt deportiert würden. Die An-
kündigung war insoweit glaubhaft, als seit Februar 1943 in 6 Trans-
porten 324 Personen nach Theresienstadt deportiert worden waren. 
Ein Transport war einen Tag vor der Besetzung des Gemeindebüros 
durch die Gestapo, also am 9. Juni 1943, mit etwa to° Personen nach 
Theresienstadt gegangen. In der Tat folgte eine weitere Deportation 
nach Theresienstadt am 23. Juni 1943 mit io8 Personen, darunter die 
bis dahin verbliebenen Angestellten des Religionsverbandes. Die Be-
troffenen mußten also annehmen, daß die Gestapo entschlossen war, 
nunmehr auch die restlichen Juden zu deportieren und jede organisa-
torische Struktur in Hamburg aufzulösen. In der Nacht zum to. Juni 
1943 nahmen sich Leo Lippmann und seine Frau das Leben.49  

Es gehört zu den vielen Ungereimtheiten der «Judenpolitik» des 
NS-Staates, daß die Auflösung der RVJD und ihrer Hamburger Be-
zirksstelle nur formal, nicht aber tatsächlich erfolgte. Es veränderte 
sich nämlich zunächst nur wenig. Das läßt vermuten, daß die überfall- 
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artigen Maßnahmen der Gestapo eher einem als erforderlich angesehe-
nen Aktionismus dienen sollten. Sie boten die Gelegenheit, Juden, mit 
denen man bisher faktisch zusammengearbeitet hatte, durch Deporta-
tionen nach Gutdünken auszuschalten. Darauf deuten sowohl die per-
sonellen Änderungen in Berlin als auch in Hamburg hin. 

3. 	Neue Abhängigkeiten. Bereits am 17. Juni 1943 genehmigte die 
Devisenstelle des Oberfinanzpräsidenten in Hamburg, daß die bislang 
auf den Namen von Max Plaut geführten Konten, welche dem Zah-
lungsverkehr mit der RVJD in Berlin dienten, auf Max Heinemann, 
einem ehemaligen hamburgischen Rechtsanwalt, als neuen Treuhänder 
übertragen wurden.5° In einem Erlaß vom 3. August 1943 stellte der 
Reichsminister der Finanzen klar, daß die RVJD einstweilen weiter be-
stehe und ihr Vermögen bei ihr verbleibe." 

(t) 	In der Berliner Zentrale der RVJD wurde der frühere Obermedi- 
zinalrat Dr. Dr. Walter Lustig zum neuen Leiter bestimmt. Das war 
insoweit naheliegend, als die Zentrale der RVJD in das Jüdische Kran-
kenhaus (Iranische Straße) verlegt wurde. Auch in Hamburg ging man 
ähnlich vor. Zum «Vertrauensmann der Reichsvereinigung der Juden 
in Deutschland» — wie der Leiter der Bezirksstelle euphemistisch titu-
liert wurde — bestimmte die Gestapo noch im August 1943 den am 
Jüdischen Krankenhaus tätigen jüdischen Arzt Dr. Martin Heinrich 
Corten. Dieser bediente sich — wiederum mit Zustimmung der Ge-
stapo — des früheren Rechtsanwalts Max Heinemann (geb. Vechta 
1885) als Büroleiter. Ferner erhielt Corten eine besoldete Bürokraft.52  

Auch diese personelle Entscheidung gehört zu den zahlreichen Un-
gereimtheiten. Zwar war Corten der eingesetzte Vertrauensmann, aber 
tatsächlich fungierte Heinemann bis Kriegsende wie ein hauptamtli-
cher Sekretär für die restlichen Hamburger Juden. Er galt als Spezialist 
für die Bearbeitung sog. Heimeinkaufsverträge und die damit verbun-
denen, teilweise recht schwierigen Vermögensfragen. Das empfahl ihn 
offenbar im besonderen Maße auch für die Gestapo in Hamburg.53  

Noch im August 1943 beauftragte der Oberfinanzpräsident Berlin 
Heinemann «mit der Bearbeitung und Vorbereitung der Abwicklung 
der Heimeinkaufsverträge für den Bereich der früheren Bezirksstelle 
Nordwestdeutschland der Reichsvereinigung der Juden in Deutsch-
land».54  Darauf bestätigte der Oberfinanzpräsident Hamburg Heine-
mann, daß bei der Beschlagnahme des Vermögens der RVJD die Ein-
nahmen aus Heimeinkaufsverträgen mit den nach Theresienstadt 
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«abgewanderten» Juden von der Beschlagnahme ausgenommen wor-
den seien. Das Guthaben stehe der RVJD weiterhin zur Verfügung, die 
darüber nach Anweisung des Reichssicherheitshauptamtes verfügen 
dürfe. Bereits diese ineinandergreifende Zuständigkeit zweier Oberfi-
nanzpräsidenten ist ein Beispiel für die im NS-Staat auch während des 
Krieges bestehenden Überschneidungen von Kompetenzen. Corten 
und Heinemann lebten in privilegierter Mischehe. Plaut war lediger 
Jude; für ihn konnte die Hamburger Gestapo bis Januar 1944 eine Aus-
nahme von der allgemeinen Deportation erreichen. 

(2) Die mit der formalen Auflösung der RVJD verbundene interne 
Neugestaltung diente — wie sich alsbald herausstellte — auch dazu, einen 
möglichst unmittelbaren Zugriff des Reichssicherheitshauptamtes ge-
genüber Juden aus privilegierter Mischehe zu ermöglichen und einen 
solchen gegenüber «Mischlingen ersten Grades» vorzubereiten. Der 
allgemeinen Quellenlage läßt sich heute mit hinreichender Sicherheit 
entnehmen, daß Himmler nach der weitgehenden Ausschaltung der 
«Volljuden» auch insoweit das Ziel einer Endlösung verfolgte, wie er 
sie verstand, nämlich in der «Reinheit des Blutes >>. 5 5  

Es mußten daher weitere Abhängigkeiten im Sinne der psychischen 
und moralischen Unterdrückung geschaffen werden. Das generelle 
Gefühl der durchgreifenden Ghettoisierung und der vollkommenen 
Machtlosigkeit sollte entstehen. Hoffnungslosigkeit der Situation, Un-
terbinden sozialer Kontakte, Verarmung und behördliche Bevormun-
dung waren hierfür die entscheidenden Werkzeuge. Dazu gehörte 
auch, daß die maßgebenden Entscheidungen keinen bestimmten Per-
sonen mehr zugerechnet werden durften. Der Vertrauensmann — ein 
Ausdruck, der schon damals zwiespältig sein mußte, — durfte über 
keine Gelder verfügen. Er hatte notwendige Beträge gegen Abrech-
nung bei der Zentrale der RVJD in Berlin anzufordern. Er war nur 
ausführendes Instrument, ohne jede irgendwie geartete Entschei-
dungsbefugnis. So hatte er beispielsweise über Bestand, Eingang, Ab-
gabe und Verkauf von jenen Stoff-Kennzeichen, welche die Juden als 
«Sternträger» zu tragen hatten und die zentral von der RVJD versandt 
wurden, genauestens Buch zu führen. 

4. Hamburger Juden als Bombenopfer. In dieser Lage traf es die 
Hamburger Juden zusätzlich, als sie nach den schweren Bombardie-
rungen Ende Juli 5943 dringend der Hilfe bedurften, ihnen diese aber 
von den hamburgischen staatlichen Stellen weitgehend verweigert 
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wurde. Man fühlte sich nicht zuständig, weil — in der Tat — die Zustän-
digkeiten in Angelegenheiten der Juden seit längerem aus der Innen-
verwaltung ausgegliedert worden waren. 

Mitte Juli 1943 lebten in Hamburg wahrscheinlich noch 1254 Juden, 
davon nur 167 in nichtprivilegierter Mischehe.° Von ihnen war ein 
Teil durch das Bombardement getötet, ein Teil geflüchtet, ein Teil mit 
behördlicher Genehmigung fortgezogen, ein Teil hatte die eingetre-
tene Verwirrung genutzt und war untergetaucht. Auch das Büro der 
Bezirksstelle in der Beneckestraße 4 war am 29.Juli 1943 vernichtet 
worden; es wurde in einer Privatwohnung, nämlich in Hamburg 13, 
Bornstraße 22, fortgeführt. Es gab also für die Gestapo zunächst keine 
Unterlagen mehr, um sich einen genauen Überblick zu verschaffen. 
Man nahm anfangs an, daß etwa 287 Juden getötet oder untergetaucht 
seien. Weitere 39 Juden hatten Hamburg verlassen, um im Umland 
unterzukommen. Von den erfaßten 918 Juden lebten 726 in privilegier-
ten Mischehen.17  Erst nach etwa einem halben Jahr (Mitte Februar 
1944) konnte der Vertrauensmann der RVJD den Stand der in Ham-
burg lebenden Juden für das Reichssippenamt Berlin näher angeben.58  
Zu diesem Zeitpunkt war eine genaue Personenliste offenbar immer 
noch nicht mit hinreichender Verläßlichkeit wiederhergestellt wor-
den." 

Danach ging man nach dem Stand vom 18. Februar 1944 in Ham-
burg von folgenden Zahlen aus: 

. ledige Juden (Volljuden)' 
(davon 3 Kinder) 
männlich 	 2 

weiblich 	 2 	 4 

2. Volljuden in einfacher Mischehe 	 147 

3. Volljuden in privilegierter Mischehe 
männlich 	 282 
weiblich 	 420 	 702 

4. Geltungsjuden 
männlich 	 7 
weiblich 	 6 	 13 

5. Ausländische Juden 
männlich 	 3 
weiblich 	 i i 	 14 
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6. Staatenlose Juden 
männlich 	 4 
weiblich 	 4 

	 8 
7. Protektoratsangehörige Juden 

männlich 
weiblich 	 2 

Zwischensumme (= am 18.2.44 anwesend) 
	

8go 

8. Deportation am 19. 1. 1944 —Theresienstadt 	 61 

9. Umgezogen (außerhalb Hamburgs) 
männlich 	 42  
weiblich 	 45 	 87 

io. Verstorben 
männlich 	 31 
weiblich 	 14 	 45 

. zu sog. Mischlingen «erklärt» 	 3 
12. unbekannter Aufenthalt 

männlich 	 38 
weiblich 	 146 	 184 

13. unbekannter Aufenthalt ausländischer Juden 
männlich 
weiblich 	 1 	 2 

mutmaßlicher Stand Juli / August 1943 	 1 272 

Danach ließ sich das Schicksal von 184 Hamburger Juden nicht aufklä-
ren. 

Allein 308 jüdische Familien waren total ausgebombt.' Es galt 
also die erste Not zu lindern; Unterkünfte, Kleidung, Wäsche, 
Schuhzeug, Bettzeug waren für die Ausgebombten zu beschaffen. 
Selbst die Frage — man mag es kaum erwähnen —, in welcher Weise 
weitere gelbe und weiße «Judensterne» zu beschaffen seien, mußte 
mit der RVJD in Berlin als ein dringlich geltendes Problem erörtert 
werden. In einer vorhandenen Notiz, in der eine Besprechung zwi-
schen Dr. Corten und dem Leiter der Berliner Zentrale, dem bereits 
erwähnten Dr. Lustig, vorbereitet wurde, wird hierfür ein Mindest-
bedarf von 5o Kennzeichen angegeben. Immerhin hatte die RVJD als 
eine Art Soforthilfe 2000 Reichsmark angewiesen, alsdann nochmals 
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000 Reichsmark. In einer Besprechung am 21. August 1943 verlangte 
Dr. Lustig gegenüber Dr. Corten eine genaueste Abrechnung über 
diese Summen. 

VI. Deportationen von Juden aus Mischehen 

Die ersten Deportationen hatten Juden in Mischehen, Juden ausländi-
scher Staatsangehörigkeit, Juden über 65 Jahren und sog. Mischlinge 
ausgeschlossen. Das entsprach allerdings nicht den langfristigen Zielen 
von Himmler und Heydrich. Bereits auf der ersten Wannsee-Konfe-
renz (Januar 1942) hatte Heydrich mehr oder minder kommentarlos 
mitgeteilt, man werde demnächst alle Juden über 65 Jahre in ein Al-
tersghetto bringen.62  

Im Frühjahr 1942 wurde dieses Ghetto in Theresienstadt eröffnet. 
Außerdem wollte Heydrich möglichst bald sog. Mischlinge und die in 
Mischehe lebenden Juden deportieren, um damit die von ihm verfolgte 
«Endlösung» voranzutreiben. An dieser Absicht ließ er in den beiden 
folgenden Wannsee-Konferenzen im Frühjahr 1942 und im Oktober 
1942 keinen Zweifel. Aus unterschiedlichen Gründen, die ihre Ursa-
chen in erster Linie in Meinungsverschiedenheiten in der Parteihierar-
chie und der Ministerialbürokratie hatten, konnte man sich 1943 und 
1944 auf eine einvernehmliche Lösung nicht verständigen» 

. 	Deportation Theresienstadt — 1944. Am 19Januar 1944 setzte eine 
erneute Deportation ein, die einzige im Jahr 1944. Die Hamburger Ge-
stapo beauftragte am 18. Januar 1944 vormittags Max Plaut mit der 
Durchführung der Maßnahme innerhalb von 24 Stunden. Möglicher-
weise hatte man wenig Zutrauen zu dem selbst bestellten Vertrauens-
mann der RVJD, Corten. Vorgesehen waren für die Deportation nach 
Theresienstadt 78 Personen» Tatsächlich wurden 61 Personen depor-
tiert. Von ihnen überlebten 14 nicht.65  Als Transportmittel waren ein-
schließlich der Begleitmannschaft 3 Güterwagen vorgesehen. Die 
RVJD hatte die in Hamburg entstandenen Kosten von 1 574,54 RM un-
ter genauer Rechnungslegung zu zahlen. 

Die Quellen lassen keinen Aufschluß darüber zu, welcher Personen-
kreis von dieser Deportation erfaßt wurde. Man darf annehmen, daß es 
sich nur um Juden handelte, die in einer Mischehe lebten. Denn nur 
diese, nicht aber sog. Mischlinge ersten Grades, konnten dem Vertrau-
ensmann der RVJD überhaupt bekannt sein. Außerdem kamen Fälle 
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von Deportationen von sog. Mischlingen selten vor. Ledige Juden gab 
es seit den letzten Deportationen vom Juni 1943 kaum noch. Die Quel-
len lassen ferner keine gesicherten Rückschlüsse über den äußeren 
Grund der Maßnahme zu. Man darf annehmen, daß die betroffenen 
Juden sowohl aus nichtprivilegierten als auch erstmals aus privilegier-
ten Mischehen kamen." Von den in privilegierten Mischehen lebenden 
Juden wurden — auch dies zeigen die vorhandenen Quellen — überwie-
gend Männer zur Deportation bestimmt. Als möglicher Grund kann 
gelten, daß die betroffenen Juden solche aus inzwischen nicht mehr 
bestehenden Mischehen waren, also Fälle der Scheidung oder des To-
des des nichtjüdischen Ehepartners.67  Es ist nicht einmal sicher, ob es 
sich bei der überraschend angeordneten Deportation um eine vom 
Reichssicherheitshauptamt angeordnete oder um eine selbständige 
Aktion der Hamburger Gestapo handelte. Eine entsprechende zentrale 
Anordnung des Reichssicherheithauptamtes ist für die erneuten De-
portationen Anfang 1944 nicht nachweisbar." 

2. Theresienstadt — Heimeinkaufsverträge. Die Deportationen nach 
Theresienstadt galten für die hiervon betroffenen Juden — so makaber 
dies in der Rückschau klingen mag — als die glücklichere Lösung. Die 
vom Reichssicherheitshauptamt erklärte Zielsetzung, mit Theresien-
stadt ein Altersghetto einzurichten, wurde von der Mehrzahl der Juden 
zunächst geglaubt. Dazu trug unter anderem eine anfangs nur wenigen 
bewußte Irreführung bei. 

Die RVJD hatte ihre Bezirksstellen und die jüdischen Kultusvereini-
gungen bereits Mitte 1941 ermächtigt, sog. Heimeinkaufsverträge für 
Juden abzuschließen, die in Altersheime und Siechenheime aufgenom-
men werden sollten. Diese Vertragsgestaltung übertrug man nunmehr 
auf die Deportation nach Theresienstadt» Hierfür benutzte man den 
alten Ausdruck, schuf aber nach Form, Inhalt und Ziel ein neues Ver-
tragsverfahren. Unter dem 28. August 1942 wurde auf Weisung des 
Reichssicherheitshauptamtes die Vertragsgestaltung reichseinheitlich 
auf eine entsprechende neue Grundlage gestellt. Die Bezirksstellen und 
die jüdischen Kultusvereinigungen hatten mit jedem Juden, der für 
eine «Gemeinschaftsunterbringung» in Theresienstadt vorgesehen 
war — so die Ausdrucksweise — einen Heimeinkaufsvertrag abzuschlie-
ßen. Mit ihm verpflichtete sich die RVJD, dem betroffenen Juden auf 
Lebenszeit Unterkunft und Verpflegung in der Form einer Gemein-
schaftsunterbringung zu gewähren. Als «Gegenleistung» hatte ein 
Jude sein gesamtes bewegliches Vermögen der RVJD zu übertragen. 
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Dieses war zu realisieren und auf ein Sonderkonto der RVJD unter 
Angabe des Verwendungszweckes zu überweisen. Der Reichswirt-
schaftsminister hatte seinerseits das private Bankgewerbe angewiesen, 
entsprechende Buchungen in Erfüllung der Heimeinkaufsverträge 
vorzunehmen.7° Ferner ordnete der Reichsminister der Finanzen im 
Erlaßwege an, daß für die als «Wohnsitzverlegung» bezeichnete De-
portation nach Theresienstadt die Reichsfluchtsteuer nicht zu erheben 
sei und hierauf bezogene frühere Sicherheitsbescheide aufzuheben 
seien!' Das bedeutete, daß derartige Beträge der RVJD und damit 
letztlich dem Reichssicherheitshauptamt zugute kommen mußten. 
Außerdem galt für die «Wohnsitzverlegung» nach Theresienstadt 
nicht der Vermögensverfall zugunsten des Reichsfiskus, wie er mit der 

. Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941 an-
geordnet worden war.72  

Mit diesen Maßnahmen sollten die für eine Deportation nach There-
sienstadt vorgesehenen Juden in ihrem Glauben zumindest bestärkt 
werden, es handele sich wirklich nur um eine «Wohnsitzverlegung», 
wie es der offizielle Sprachgebrauch unverändert vorschrieb. Auch 
eines der Hamburger Finanzämter ging von der Ernsthaftigkeit der 
vertraglichen Konstruktion aus. Es gehört wiederum zu den erstaun-
lichen Ungereimtheiten des insoweit bürokratischen NS-Staates, daß 
Anfang 1943 das Finanzamt gegenüber dem hamburgischen Religions-
verband die Frage aufwarf, ob die Leistungen aufgrund der Heimein-
kaufverträge vermögenssteuerrechtlich als wiederkehrende Leistun-
gen zu erfassen seien. Zwar betraf die Anfrage zunächst nur den beson-
deren Fall der Heimeinkaufsverträge für die Bewohner der örtlichen 
Siechenheime. Aber den Beteiligten war bewußt, daß sich die Frage 
ohne weiteres auf die Heimeinkaufsverträge hinsichtlich Theresien-
stadt werde ausdehnen lassen. Es gelang — soweit die Unterlagen diese 
Deutung zulassen — das Finanzamt von steuerlichen Maßnahmen ab-
zuhalten. 

Die finanziellen Leistungen, die durch die Vermögensübertragun-
gen erreicht wurden, waren erheblich. Es wird angenommen, daß das 
Reichssicherheitshauptamt aus der Aktion der sog. Heimeinkaufsver-
träge als einer besonderen Form staatlich organisierten Raubes minde-
stens 109 Mio Reichsmark einnehmen konnte.73  Für Hamburg wurde 
bis Ende 1942 ein Gesamtbetrag von rd. 4,4 Mio Reichsmark auf das 
Konto der RVJD überwiesen.74  Für dieses Konto war nur das Reichssi-
cherheitshauptamt verfügungsbefugt, faktisch also nur das Referat IV 
B 4 unter Eichmann; die RVJD und ihre örtlichen Zweigstellen fun- 
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gierten damit letztlich als Exekutivorgane des SS-Apparates Himm-
lers. 

Mit der Idee der Heimeinkaufsverträge — im Sprachgebrauch der Be-
teiligten kurz H-Verträge genannt — gelang es dem Reichssicherheits-
hauptamt also, den generellen Vorrang der Reichsfinanzverwaltung in 
der Verwertung jüdischen Vermögens, wie es beispielsweise die 
II. Verordnung zum Reichsbürgergesetz vorsah, zu unterlaufen.? 5  Das 
mag einer der Hintergründe dafür sein, warum der Oberfinanzpräsi-
dent Hamburg im Juli 1943 sämtliche Unterlagen der Hamburger Be-
zirksstelle über die Heimeinkaufsverträge beschlagnahmte und er-
klärte, man werde sie nur nach Weisung der zuständigen Berliner Zen-
tralbehörde herausgeben. Etwa im Sommer 1943 übernahm die RVJD 
unmittelbar die finanzielle Abwicklung der abgeschlossenen Heimein-
kaufsverträge. 

VII. Das « alltägliche » Leben in Hamburg 

1. Versorgungslage. Ganz allgemein war die Versorgungslage der 
Hamburger Juden seit Jahren äußerst kritisch, die Lebensmittelzutei-
lungen wurden immer stärker reduziert. 

Im Dezember 1939 waren für Juden zwei besondere Dienststellen 
eingerichtet worden, in denen Lebensmittelkarten und sonstige Be-
zugsausweise zu erhalten waren. Seit März 1940 mußten die Lebens-
mittelkarten für Juden mit einem «J» versehen werden. Im Juli 1941 
bestimmte der Hamburger Senator von Allwörden, daß für Juden Ver-
kaufszeiten in den Einzelhandelsgeschäften festzusetzen seien/6  In-
nerhalb des Stadtbezirkes Hamburg seien hierfür bestimmte Läden 
vorzusehen. Es sei zu unterbinden, daß die Juden während der gleichen 
Zeit wie die übrige Bevölkerung einkauften. Es ist bezeichnend für die 
auch hier verfolgte Politik der Ausgrenzung, daß eine öffentliche Be-
kanntmachung dieser Anordnung zu unterbleiben hatte. Die später 
eingerichtete Sonderverkaufsstelle wurde im Juni 1943 wieder ge-
schlossen und den Juden — erkennbar wegen ihrer nun geringen Anzahl 
— erlaubt, mit ihren Lebensmittelkarten in Geschäften ihrer Wahl zu 
kaufen.77  Die Geschäfte wurden angewiesen, die Kartenabschnitte, die 
den Aufdruck «Jude» enthielten, anzunehmen? 

Die Versorgungslage auch der in nichtprivilegierter oder privilegier-
ter Mischehe lebenden Jüdinnen und Juden wurde seit Mitte 1943 im-
mer schwieriger. Das galt natürlich auch zunehmend für die nichtjüdi- 
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sche Bevölkerung. Entzogen wurde Juden, die als «Sternträger» kenn-
zeichnungspflichtig waren, unter anderem Fleisch, Fleischprodukte, 
Fisch, Eier, Milch, Obst, Gemüse, Schokolade, Kaffee, Tee, Wein, Al-
kohol, Seife, jegliche Textilwaren und Schuhe. Die Maßnahmen beruh-
ten auf einem Erlaß des Reichsministers für Landwirtschaft vom 
18. September 194279  Der Inhalt von Lebensmittelpaketen, welche Ju-
den noch aus dem Ausland erhielten, wurde bei den Zuteilungen abge-
zogen.' Hingegen bekamen Juden, die in privilegierter Mischehe leb-
ten, im allgemeinen noch die ungekürzten Lebensmittelkarten und 
Karten für jeweils gesondert aufgerufene Sonderzulagen. Man muß 
sich bewußt machen, daß sich diese Ehen damit deutlich von den nicht-
privilegierten abhoben. 

Juden, die kennzeichnungspflichtig waren, erhielten keine Reichs-
kleiderkarte, die für den Erwerb von Kleidung benötigt wurde. Sie 
konnten ihre Kleidung nur von einer gesonderten «Kleiderkammer» 
auf der Grundlage von Bezugsscheinen erhalten. Hierzu mußten sie 
über den Vertrauensmann der Hamburger Bezirksstelle unter Vorlage 
des Bezugsscheines bei der Kleiderkammer der RVJD in Berlin bestel-
len. Entsprechende Anordnungen lassen sich seit September 1943 
nachweisen. Die so bestellten Kleidungsstücke sandte die RVJD in Ki-
sten nach Hamburg. Der Vertrauensmann hatte alsdann zu prüfen, ob 
der betroffene Jude oder die Jüdin in der Lage war, einen angemessenen 
Preis zu zahlen. Hatte ein Jude eine Kleiderkarte — das war nur der Fall, 
wenn er in privilegierter Mischehe lebte —, so konnte er nur bei dem für 
ihn zuständigen Wirtschaftsamt einen Antrag auf Versorgung mit 
Kleidungsstücken stellen. 

2. 	Wohlfahrt und Fürsorge. Für den Lebensunterhalt eines Juden war 
«rechnerisch» seit etwa 1941 /42 ein Betrag von höchstens 15o Reichs-
mark monatlich vorgesehen. In dieser Höhe durfte ein Jude über ein 
vorhandenes Vermögen auf seinem im übrigen gesperrten Bankkonto 
verfügen. Tatsächlich betrug der Lohn des zum «Arbeitseinsatz» ein-
geteilten Juden im wöchentlichen Durchschnitt netto etwa 12 bis 
5 RM, in einigen Fällen auch bis 20 RM.' Die Juden traf die zusätz-

liche Gemeindeabgabe von 30% der Lohn- und Einkommensteuer, 
ferner seit Ende 1940 eine besondere «Sozialausgleichsabgabe» von 
15 % des Einkommens. Zahlungen irgendwelcher Sonderleistungen 
waren dem Arbeitgeber untersagt.' Das Ziel dieser Maßnahmen war 
die endgültige Pauperisierung der Juden und die damit verbundene 
weitere Abhängigkeit von Unterstützungsleistungen durch die lokalen 
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jüdischen Organisationen. Diese wurden ihrerseits — so auch in Ham-
burg — zunehmend von konkreten Finanzzuweisungen der RVJD ab-
hängig. Damit geriet das jüdische Wohlfahrtswesen faktisch insgesamt 
unter die Kontrolle des Judenreferats des Reichssicherheitshauptam-
tes. 

Seit Mitte 1942 befanden sich in Hamburg im wesentlichen nur noch 
Juden, die in Mischehe lebten. Daraus ergaben sich besondere Fragen. 
Der jüdische Teil, auch in privilegierter Mischehe, war seit Sommer 
1942 — gegen seinen mutmaßlichen Willen — zum Mitglied der RVJD 
geworden. In aller Regel traf die Not indes sowohl den jüdischen als 
auch den nichtjüdischen Teil der Familie. Man hatte hierzu in Ham-
burg die Regelung getroffen, daß die staatliche Sozialverwaltung ein-
zutreten habe. Tat sie dies, so konnte sie von der RVJD Erstattung 
verlangen. Umgekehrt leitete der Vertrauensmann die an ihn gerichte-
ten Unterstützungsanträge an die staatliche Sozialverwaltung weiter» 
Die Luftangriffe — insbesondere die Katastrophentage Ende Juli 1943 — 
hatten auch die Juden schwer betroffen. Nur Juden, die in privilegierter 
Mischehe lebten, konnten indes aufgrund der allgemeinen Vorschrif-
ten Entschädigungszahlungen erreichen.84  

Der Hamburger Vertrauensmann der RVJD hatte bei Unterstüt-
zungsanträgen eines Hamburger Juden Feststellungen über die Mit-
gliedschaft in der RVJD und zur Hilfsbedürftigkeit zu treffen sowie die 
Möglichkeit des eigenen Erwerbs durch Arbeit und das Vorhandensein 
unterhaltspflichtiger Angehöriger zu prüfen. Er wurde damit wie eine 
amtliche Stelle im Sinne einer Vorprüfung tätig. In keinem Falle durfte 
eine von der RVJD unmittelbar geleistete Unterstützung die staatlichen 
Richtsätze überschreiten. Diese lagen für eine Einzelperson im Som-
mer 1944 bei monatlich 35 RM. Es liegt auf der Hand, daß die in Not 
geratenen Juden die RVJD nur als eine andere Form staatlicher Drang-
salierung erleben konnten. Es war übrigens bei den Gerichten umstrit-
ten, ob im Falle der Scheidung die jüdische Ehefrau einen Unterhalts-
anspruch gegen ihren nichtjüdischen Ehemann hatte.' 5  

3. Jüdische Einrichtungen. Eine Besonderheit der jüdischen Ge-
meinde war es stets gewesen, die sozialen Bedürfnisse der Gemeinde-
mitglieder durch eigene Einrichtungen befriedigen zu können; die 
Vielzahl von Hilfen in unterschiedlichen Formen war hierfür kenn-
zeichnend. In diesem Sinne hatte die Gemeinde das Wohlfahrtswesen, 
das Schulwesen, das Begräbniswesen, den allgemeinen Kultus und seit 
Mitte der 2oer Jahre verstärkt auch Maßnahmen der Berufsumschu- 
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lung («Berufsumschichtung») und der allgemeinen Wirtschaftshilfe 
gefördert.86  Derartige Zielsetzungen, die geeignet waren, das Selbst-
vertrauen der Juden zu stärken, standen im deutlichen Gegensatz zur 
Absicht der «Endlösung». Es galt für die NS-Politik daher, überkom-
mene gemeindliche Institutionen stufenweise zu zerschlagen. Jüdische 
Selbsthilfe wurde nur bis Herbst 1941 geduldet.87  

( t) Krankenhaus. Trägerin des Israelitischen Krankenhauses war ur-
sprünglich eine gegenüber der jüdischen Gemeinde rechtlich selbstän-
dige Stiftung. Sie wurde — wie andere rechtsfähige Stiftungen der Juden 
auch — in die RVJD durch den Reichsminister des Innern eingeglie-
dert." Als deren Einrichtung waren damit ihre Angestellten, also 
Ärzte und Pflegepersonal, unmittelbare Angestellte der RVJD und un-
terlagen deren Direktionsbefugnis. Die Mehrzahl der Ärzte lebte in 
privilegierter Mischehe und wurde daher erst im Oktober 1942 formell 
Mitglied der RVJD. 

Seit 8939 befand sich das Israelitische Krankenhaus in den Häusern 
Johnsallee Nr. 54, dem ehemaligen jüdischen Jugendheim, in dem nun-
mehr chronisch Kranke untergebracht wurden, die nicht dauernder 
ärztlicher Hilfe bedurften, und Johnsallee Nr. 68, in der sich ehemals 
die Privatklinik Dr. Calman befunden hatte. Mitte 1942 hatte die Zahl 
der nur von jüdischen Ärzten zu versorgenden Patienten — auch als 
Folge der Deportationen im Juli 1942 — stark abgenommen. Auf An-
ordnung der Gestapo vom 1.Oktober 1942 mußte das Krankenhaus 
die beiden Häuser in der Johnsalleee daher räumen. Die verbliebenen 
Krankenhausärzte unter der Leitung von Dr. Ernst Wolffson verlegten 
die Krankenstation in das ehemalige jüdische Pflege- und Siechenheim 
Schäferkampsallee Nr. 2989  und die Station für chronisch Kranke und 
Sieche in die durch Deportationen «frei gewordenen» Altersheime 
Schäferkampsallee Nr. 25 und 27.9° Überlegungen der Gestapo im 
Sommer 1943, einen Teil der Patienten in Berlin in dem dortigen Kran-
kenhaus (Iranische Straße) unterzubringen, wurden nicht verwirk-
licht. Hingegen scheinen etwa 6o Juden, die im jüdischen Siechenheim 
betreut wurden, nach Berlin verlegt worden zu sein. Ihr weiteres 
Schicksal ist nicht bekannt. Die beiden nun «leerstehenden» Grund-
stücke Schäferkampsallee Nr. 25 und 27 wurden «beschlagnahmt, ver-
schlossen und versiegelt». Sie wurden beim Luftangriff vom 24. Juli 
1943 durch Brandbomben zerstört. 

Im Jüdischen Krankenhaus Schäferkampsallee 29 konnte nur noch 
ein Notbetrieb aufrechterhalten werden, nur 2 jüdische Ärzte, Dr. 
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Corten und Dr. Klewansky, waren noch in Hamburg am Krankenhaus 
tätig. Als Krankenhaus verfügte man nur noch über 20 Betten, nahezu 
die Hälfte des vorhandenen Raumes diente Wohnzwecken. Die einge-
tretene Abhängigkeit des Krankenhauses von der RVJD zeigt ein 
Schreiben vom 28. September 1943, in dem Dr. Corten als Hamburger 
Vertrauensmann bei der Kleiderkammer der RVJD um 3o Paar warme 
Hausschuhe oder Pantoffel bittet. Der Name «Jüdisches Kranken-
haus» wurde Ende 1943 in «Jüdische Krankenstation» geändert, auch 
dies ein Zeichen gewollter Abhängigkeit von der vom Reichs-
sicherheitshauptamt kontrollierten RVJD. Eine Abrechnung für Fe-
bruar 1945 ergibt, daß in diesem Monat 42 Patienten mit insgesamt 790 
«Verpflegungstagen» versorgt wurden. 

(2) Begräbniswesen. Die religiösen Beerdigungen wurden zunächst 
auf dem Ohlsdorfer Friedhof vorgenommen, und zwar zumeist auf 
dem jüdischen Friedhofsteil im ehemals preußischen Steilshoop.9' 
Ende November 1942 hatte man sich entschlossen, den vorhandenen 
Bestand der Grabstellen auf den jüdischen Friedhöfen an der König-
straße und in Ottensen in Form von Filmaufnahmen zu registrieren.92  
Am 30. Mai 1943 fand die letzte Beerdigung statt; der jüdische Teil des 
Ohlsdorfer Friedhofs wurde wenig später geschlossen. 

Am 1. Juli 1943 übernahm das Garten- und Friedhofsamt Ohlsdorf 
den Hamburger Teil des jüdischen Friedhofs, kurz darauf auch 
den Steilshooper Teil.93  Ein eigenes Bestattungswesen, das 1882 der 
Deutsch-Israelitischen und der Portugiesisch-Jüdischen Gemeinde 
vertraglich zugesichert und das in einer Vereinbarung zwischen den 
beiden jüdischen Gemeinden und der seinerzeitigen Finanzdeputation 
der Stadt vom 29. Juli 1904 nochmals bestätigt worden war, war damit 
beendet. Nunmehr wurden Juden auf einem abgelegenen Teil des 
Ohlsdorfer Friedhofs (Zentralfriedhof) bestattet. Im März 1943 rech-
nete man mit einer jährlichen Belegung von 230 Toten.94  

Die maßgebenden Gründe für das Schließen der beiden jüdischen 
Teile des Ohlsdorfer Friedhofs sind bislang nicht hinreichend geklärt. 
Bereits 1941 war der Plan entstanden, Teile des jüdischen Friedhofs 
aufzuheben, da man Flächen für den Bau einer projektierten Autobahn 
benötigte.95  Man darf ferner annehmen, daß ein besonderes Interesse 
an einer Bestattung auf dem jüdischen Friedhof nach Zahl und nach 
religiösen Motiven innerhalb der verbliebenen Juden zunehmend ab-
nahm. Nach den letzten Deportationen im Jahre 1942 lebten nach den 
schweren Luftangriffen seit Ende Juli 1943 in Hamburg nur noch etwa 
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90o Juden. Es handelte sich nahezu ausschließlich um Jüdinnen oder 
Juden, die in Mischehe lebten und daher bislang von Deportationen 
verschont geblieben waren. Sie standen dem religiösem Leben in aller 
Regel ferner. Allerdings hatte sich dies teilweise unter dem äußeren 
Druck der tatsächlichen Verhältnisse geändert. Gleichwohl wird man 
nur einen geringeren Teil als sog. Glaubensjuden ansehen dürfen. 

Bereits im März 1943 hatte die Gestapo Teile des jüdischen Fried-
hofs in Anspruch genommen, um provisorische Holzunterkünfte für 
Bombengeschädigte aufzustellen. Formell wurde die Beschlagnahme 
durch das hamburgische Amt für kriegswichtigen Einsatz vorgenom-
men, das seinerseits die städtische Bauverwaltung, Garten- und Fried-
hofsamt beauftragte. Die Gestapo soll hierbei auf Weisung des Kreis-
leiters der NSDAP, Morisse, gehandelt haben.° Die in Anspruch 
genommenen Flächen waren zu diesem Zeitpunkt allerdings noch 
nicht mit Gräbern belegt. Der Religionsverband stellte Entschädi-
gungsansprüche, wahrscheinlich nach dem Reichsleistungsgesetz.97  
Die so entstandenen Baracken wurden im Juli /August 1943 durch 
Luftangriffe vernichtet. Auch die Leichenhalle des jüdischen Friedhofs 
brannte aus. Die Feierhalle der ehemaligen jüdischen Gemeinde wurde 
als allgemeine Leichenhalle für nichtjüdische Bombenopfer benutzt. 

Anfang März 1944 entwickelte die Hamburger Gestapo erneut den 
Plan, auf demselben Geländeteil Baracken zu Wohnzwecken zu er-
richten. In ihnen sollten nunmehr Juden, die in Mischehe lebten, unter-
gebracht werden.98  Man beabsichtigte offenbar, auf dem Gelände des 
jüdischen Friedhofs ein Gesamtlager für Hamburger Juden einzurich-
ten. Das Vorhaben sollte über die Gestapo aus Mitteln der RVJD finan-
ziert werden.99  Ziel war hierbei auch, durch die beabsichtigte Maß-
nahme etwa 15o bis 200 Wohnungen mit 3 bis 4 Zimmern verfügbar zu 
erhalten.' Eine Rückrechnung ergibt, daß die Gestapo tatsächlich 
plante, alle noch in Hamburg lebenden Juden in dem zu errichtenden 
Barackenlager zusammenzufassen. Zu diesem Zeitpunkt befanden sich 
in Hamburg etwa 890 Juden, die nahezu sämtlich in Mischehe lebten. 
Nach den Vorstellungen der Hamburger Gestapo im Frühjahr 1944 
sollte mithin auf dem jüdischen Friedhof in Ohlsdorf im Wege inner-
städtischer Umsiedlung ein jüdisches Ghetto geschaffen werden. Die 
Realisierung der Pläne wurde — vermutlich im Spätsommer 1944 — 
von der Gestapo aufgegeben. Den Juden gegenüber war die Mög-
lichkeit der Kasernierung wiederholt zur Einschüchterung angedroht 
worden, falls sie nicht von sich aus weiteren Wohnraum «frei mach-
ten 
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Im Juni 1945 übernahm die «Hilfsgemeinschaft der Juden und Halb-
juden in Hamburg» den jüdischen Teil des Ohlsdorfer Friedhofs in 
eigene Verwaltung.'" Es galt, etwa 800 Grabsteine, die umgestürzt wa-
ren, wiederaufzurichten und den Friedhof für Beerdigungen wieder zu 
öffnen. Der Bürgermeister der Stadt, Rudolf Petersen, konnte am 
i3. Juli 1945 bei der britischen Militärregierung hierfür die erforder-
liche Genehmigung erreichen. 

(3) Beratung und Hilfe. Eine Vielzahl von Rundschreiben der 
RVJD, die immer stärker den äußeren Charakter von behördlichen 
Erlassen annahmen, wurde den Hamburger Juden nur noch im Wege 
der mündlichen Mitteilung bekannt gemacht. Die damit verbundenen 
Unsicherheiten waren gewollt. Nur wenige Juden sollten als Informa-
tionsträger noch einen Überblick haben können; die übrigen sollten 
auf Beratung durch die Bezirksstelle und vor allem auf Gerüchte an-
gewiesen sein. Das damit entstehende informelle Handeln erlaubte es 
den staatlichen Stellen, vor allem der Gestapo, im Einzelfall immer 
wieder Ausnahmen vorzunehmen und damit ihre Einschüchterung 
fortzusetzen. 

Finanzielle Hilfe war nur noch selten möglich. Das Finanzgebaren 
des Religionsverbandes, später der Bezirksstelle und danach des Ver-
trauensmannes der RVJD wurde sowohl von der Hamburger Gestapo 
als auch von der RVJD äußerst scharf kontrolliert. Gleichwohl gelang 
es Max Plaut ein Geheimkonto einzurichten. Plaut hat später über Ein-
zelheiten berichtet. i°3  

4. Kultus. Die in der jüdischen Gemeinde bestehenden vier Kultus-
verbände hatten bereits Anfang 1939 ihre Tätigkeit aufgeben müssen. 
Formell wurde beispielsweise die Eingliederung des Israelitischen 
Tempelverbandes in die RVJD allerdings erst Anfang 1941 angeord-
net.'°4  Zur etwa gleichen Zeit wurde jeder öffentliche Gottesdienst 
verboten.'s Religiöse Feiern gab es bis Ende Januar 1944 nur in priva-
ter Form, und zwar jeden Morgen und Abend.'°6  Man muß sich indes 
vergegenwärtigen, daß die Zusammensetzung der in der RVJD erfaß-
ten Juden sich gegenüber jener der ehemaligen jüdischen Gemeinde 
vollkommen gewandelt hatte. Es war weitgehend keine durch ge-
meinsamen Glauben verbundene Gemeinschaft, sondern eine kraft 
der NS-Ideologie zusammengesetzte Gruppe von Ausgegrenzten und 
Verfolgten. 

Immerhin wurde noch im Dezember 1942 im Keller des Hauses Be- 
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neckestraße 2 heimlich eine Mikwe, das Ritualbad für jüdische Frauen, 
gebaut. l°7  Die Neue Dammtor-Synagoge, die im Novemberpogrom 
im Inneren teilweise zerstört worden war, konnte noch am 17. Februar 
1939 erneut eingeweiht werden. Sie wurde am 27. Juli, nach anderen 
Quellen am 29. Juli 1943, durch Bombeneinwirkung vollkommen 
zerstört. Hunderte von Torarollen und die in der Synagoge unterge- 
brachten Bibliotheken verbrannten. 	Mit der Deportation ihres 
Oberrabbiners Ende 1941 verloren die Juden auch ihr religiöses Ober-
haupt. Die Hintergründe dieser Deportation haben sich bislang nicht 
wirklich aufklären lassen. 

VIII. Das Ende 

Im Laufe des Jahres 1944 hatte die Gestapo wieder einen genauen 
Überblick über die Zahl und die Zusammensetzung der Hamburger 
Juden erreicht. Hierzu hatte der Vertrauensmann der RVJD jeweils 
4tägig genaue Übersichten aufzustellen. Danach lebten am 31. De-

zember 1944 in Hamburg noch 865 «Volljuden»: 

Bezeichnung 	 Summe 	davon 
«Sternträger» 

1. ledige Juden (Volljuden) 
männlich 
weiblich 

2. Volljuden in einfacher Mischehe 
männlich 	 151 
weiblich 	 3 	 154 	 154 

3. Volljuden in privilegierter Mischehe 
männlich 	 264 
weiblich 	 424 	 688 

4. Ausländer 
männlich 	 2 
weiblich 	 I 	 3 

Summe 	 865 	 170 

9 
I 	 20 
	 15 
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Dieser sog. Bestand sollte sich durch zwei Deportationen am 3o. Ja-
nuar 1945 um 18 und am 14. Februar 1945 nochmals um 195 Personen 
vermindern.'9  Von den mithin insgesamt 213 Deportierten waren 5o 
Juden aus nichtprivilegierten, 82 Juden aus privilegierten Mischehen 
und 75 Jüdinnen aus privilegierten Mischehen, und zwar jeweils beste-
henden Mischehen;' sechs deportierte Juden waren ledig. 

Die Deportationen galten offiziell als angeordneter Transport «für 
einen besonderen, vordringlichen und auswärtigen Arbeitseinsatz». 
Die Gestapo verfügte durch sog. «Einsatzbefehle »." Von einer 
Wohnsitzverlegung sprach man nicht mehr; diese Legende glaubte of-
fenbar ohnehin niemand. Die Betroffenen durften einen Koffer mit 
«Ausrüstungsstücken», vollständige Bekleidung und Bettzeug mit 
Decken mitbringen. Aber auch an einen «vordringlichen Arbeitsein-
satz» glaubten die Betroffenen nicht. Sie entzogen sich zunehmend der 
Deportation, indem sie zu dem festgesetzten Zeitpunkt nicht erschie-
nen. 

Für den letzten Transport am 14. Februar 1945 läßt sich dies recht 
sicher nachweisen. Man hatte 161 jüdische Männer und 115 jüdische 
Frauen zur Deportation nach Theresienstadt vorgesehen. Eine zuvor 
erfolgte ärztliche Untersuchung im Jüdischen Krankenhaus ergab, 
daß 17 Männer nicht einsatzfähig waren oder aus anderen Gründen 
zurückgestellt werden mußten; bei den Frauen waren es 24. Es gab 
eine Reihe von Selbstmorden oder Selbstmordversuchen. Man darf 
annehmen, daß sich rund 3o Juden trotz Einsatzbefehls der Deporta-
tion entzogen. Über ihr jeweiliges Schicksal ist nur wenig bekannt. 
Indes zeigt die eingetretene faktische Verweigerung Mitte Februar 
1945 den beginnenden tatsächlichen Machtverfall der Gestapo. Es 
galt übrigens zu diesem Zeitpunkt nicht mehr als besonders schwer, 
sich von jüdischen, aber auch zunehmend von nichtjüdischen Ärzten 
Bescheinigungen über die fehlende Transportfähigkeit ausstellen zu 
lassen. 

2. 	Am 3. Mai 1945 besetzten britische Besatzungstruppen kampflos 
Hamburg.112  Wie viele Juden zu dieser Zeit noch in Hamburg lebten, 
weil ihnen dies in privilegierter Mischehe möglich gewesen war, oder 
weil sie sich im Untergrund versteckt und nur dadurch überlebt hatten, 
läßt sich annähernd ermitteln."3  Nach der noch für den 3o. April 1945 
erstellten Statistik des Vertrauensmannes der RVJD für die Hamburger 
Gestapo ergibt sich folgendes Bild: 
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Bezeichnung 	 Summe 	davon 
«Sternträger» 

. ledige Juden (Volljuden) 
männlich 	 6 
weiblich 	 71 	 13 	 8 

2. Volljuden in einfacher Mischehe 
männlich 	 102 
weiblich 	 4 	 io6 	 io6 

3. Volljuden in privilegierter Mischehe 
männlich 	 i 8o 
weiblich 	 345 	 525 

4. Ausländer 
männlich 
weiblich 	 2 	 3 

Summe 	 647 	 115 

Zu diesen etwa 65o Juden kamen solche, die in Hamburg und seinem 
Umland im Untergrund überlebt hatten. Ihre Zahl ist in der Nach-
kriegszeit nicht näher festgestellt worden. Max Heinemann schätzte sie 
in einem Bericht vom 24. Mai 1945 auf etwa 5o. Rechtsanwalt Heine-
mann war Leiter der von ihm — offenbar noch im Mai 1945 — gegründe-
ten «Hilfsgemeinschaft der Juden und Halbjuden». Von dem Leben 
einzelner Juden im Untergrund weiß man bis heute fast nichts. 

3. 	Das Ergebnis dieser historischen Bestandsaufnahme ist eindeutig: 
Die Politik der Ausgrenzung, der Diskriminierung, der Verfolgung 
und der Deportation war kaum anders als die gegenüber anderen Ju-
den in anderen Städten. Entsprechend war das «alltägliche Leben» 
der Hamburger Juden. Das Reichssicherheitshauptamt und die Ge-
heime Staatspolizei benutzten hier wie dort die jüdischen Institutio-
nen zur effektiven Verwirklichung ihrer kurz- oder langfristigen 
Ziele. Der jeweiligen jüdischen Führung blieb dies nicht verborgen. 
Sie sahen sich in persönliche Konflikte gestellt und hatten die mora-
lische Frage zu beantworten, was in einer derartigen Situation zu tun 
sei. Man wußte, daß jede äußere Zusammenarbeit dahin verstanden 
werden konnte, man kollaboriere und sei nichts anderes als der «ver-
längerte Arm der Gestapo». Das war in gewisser Hinsicht sogar eine 
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zutreffende Beurteilung. Auch die Gestapo selbst war sich dieser Situa-
tion bewußt. 

Für den einzelnen Juden war es schwer, den eigenen Schicksalsge-
nossen Vertrauen entgegenzubringen — eine weitere Last in seinem Le-
ben. Er tat es vielfach, weil er auch insoweit keine andere Wahl hatte. 
Wie in jedem diktatorischen System galt es für die Betroffenen, neue 
Verhaltensweisen zu finden und hierzu eine informelle, aber deutungs-
fähige Sprache zu benutzen. Das macht das heutige rückschauende 
Verständnis häufig schwierig. 
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ANMERKUNGEN 

I Die Darstellung beruht zu einem erheblichen Teil auf bislang unveröffentlichten 
Beständen des Staatsarchivs Hamburg und des Archivs von Yad Vashem, Jerusalem. Die 
Akten der Hamburger Geheimen Staatspolizei sind Anfang Mai 1945 vernichtet worden. 
Für einzelne Ergänzungen bin ich der Jüdischen Gemeinde in Hamburg sehr zu Dank 
verpflichtet. Eine Quellenedition über die Juden in Hamburg 1933-5945 entsteht der-
zeit im Institut für die Geschichte der deutschen Juden, Hamburg. 

Vgl. allgemein: Werner Feilchenfeld /Dolf Michaelis /Ludwig Pinner, Haavara-
Transfer nach Palästina und Einwanderung Deutscher Juden 1933-1939, Tübingen 
1972; Die jüdische Emigration aus Deutschland 1933-1941.  Die Geschichte einer Aus-
treibung. Eine Ausstellung der Deutschen Bibliothek Frankfurt am Main unter Mitwir-
kung des Leo Baeck Instituts New York, Frankfurt a. M. 1985; Ludwig Pinner, Vermö-
genstransfer nach Palästina 1933-1939, in: Hans Tramer (Hrsg.), In Zwei Welten, Tel 
Aviv 1962, S. 133-166; Curt Worman, Kulturelle Probleme und Aufgaben der Juden aus 
Deutschland in Israel seit 1933, in: Hans Tramer (Hrsg.), In Zwei Welten, Tel Aviv 1962, 
S. 280-329; Francis R. Nicosia, Ein nützlicher Feind. Zionismus im nationalsozialisti-
schen Deutschland 1933-1939, in: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte 17 (1989), 
S. 367-400; Francis R. Nicosia, The Third Reich and the Palestine Question, Austin 
1985; Hermann Graml, Die Auswanderung der Juden aus Deutschland zwischen 1933 
und 1939, in: Gutachten des Instituts für Zeitgeschichte, Bd. 1, München 1958; Juliane 
Wetzel, Auswanderung aus Deutschland, in: Wolfgang Benz (Hrsg.), Die Juden in 
Deutschland 1933-1945. Leben unter nationalsozialistischer Herrschaft, München 
1988, S.413-498; Salomon (Shlomo) Adler-Rudel, Das Auswanderungsproblem im 
Jahre 1938, in: Bulletin des Leo Baeck Instituts ro (1967), S. 159-215; Perez Leshem, 
Straße der Rettung. Der Weg deutscher Juden nach Palästina, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte B 16-17, 21. April 1973, S.3-2o; Rolf Vogel, Ein Stempel hat gefehlt. Doku-
mente zur Emigration deutscher Juden, München 1977; Mark Wischnitzer, Die jüdische 
Wanderung unter der Nazi-Herrschaft 1933-1939, in: Heinz Ganther, Die Juden in 
Deutschland. Ein Almanach, Hamburg 5959, S.95-136; Heinz Cohn, Auswanderungs-
vorschriften für Juden in Deutschland, Berlin 1938; Konrad Kwiet, Die Integration 
deutsch-jüdischer Emigranten in Australien, in: Ursula Büttner (Hrsg.), Das Unrechts-
regime. Festschrift für Werner Jochmann zum 65. Geburtstag, Bd. z : Verfolgung — Exil —
Belasteter Neubeginn, Hamburg 1986, -.309-323; Herbert A. Strauss, Jews in German 
History: Persecution, Emigration, Acculturation, in: International Biographical Dictio-
nary of Central European Emigres 1933-1945, Bd. 2, München/ New York /London/ 
Paris 1983, S. XI—XXVI; für Hamburg: Gaby Zürn, Forcierte Auswanderung und Ent-
eignung 1933 bis 1941: Beispiele Hamburger Juden, in: Arno Herzig (Hrsg.), Die Juden 
in Hamburg 1590 bis 1990, Hamburg 5995, S. 487— 497- 

2 Uwe Dietrich Adam, Judenpolitik im Dritten Reich, Düsseldorf 1972, S. 239 ff. mit 
weiteren Nachweisen. 

3 § r der Zehnten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 4. Juli 1939 (RGB1. I 
S. 1097). 
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4 Zum Charakter der Reichsvereinigung, der in der Forschung kontrovers beurteilt 
wird, vgl. Kurt Jakob Ball-Kaduri, Von der «Reichsvertretung» zur «Reichsvereini-
gung», in: Zeitschrift für die Geschichte der Juden 1 (1964), S. 191-199; Otto D. Kulka, 
Reichsvereinigung of the Jews in Germany 1938/9-1943,  in: Patterns of Jewish Leader-
ship in Nazi Europe 1933-1945. Proceedings of the Third Yad Vashem Conference, 
Jerusalem 1977; Konrad Kwiet, Nach dem Pogrom: Stufen der Ausgrenzung, in: Wolf-
gang Benz (Hrsg.), Die Juden in Deutschland 1933-1945. Leben unter nationalsoziali-
stischer Herrschaft, München 1988, S. 545-659;  Hans-Erich Fabian, Zur Entstehung 
der «Reichsvereinigung der Juden in Deutschland», in: Gegenwart im Rückblick. Fest-
gabe für die Jüdische Gemeinde zu Berlin. 25 Jahre nach dem Neubeginn, hrsg. von 
Herbert A. Strauss und Kurt R. Grossmann, Heidelberg 1970, S. 165-179; Kurt Pät-
zold, Reichsvereinigung der Juden in Deutschland (Reichsvereinigung) 1939-1943 
(1945), in: Lexikon zur Parteiengeschichte. Die bürgerlichen und kleinbürgerlichen Par-
teien und Verbände in Deutschland (1789-1945), Köln 1986, Bd. 4, S. 84-86. 

5 § 2 Abs. 1 der Zehnten Verordnung zum Reichsbürgergsetz vom 4. Juli 1939 
(RGB1. I S. 1097). 

6 Vgl. Adam (wie Anm. 2), S. 236ff., 263 ff.; Kwiet (wie Anm. 4), S. 545 ff. 
7 1925 und 1933 nur Glaubensjuden (sog. Religionsjuden), 1939 und später ein-

schließlich Abstammungsjuden (sog. Rassejuden). 
8 Zahlen nach Leo Lippmann, Ein Beitrag zur Geschichte der Deutsch-Israelitischen 

Gemeinde Hamburg in der Zeit vom Herbst 1935 bis zum Mai 1941, (MS) Hamburg 
1941 (weiterhin zitiert Lippmann I), S. 42; über die Tätigkeit Leo Lippmanns in der 
jüdischen Gemeinde vgl. Ina Lorenz, Die Gründung des »<Jüdischen Religionsverbandes 
Hamburg» (1937) und das Ende der jüdischen Gemeinden zu Altona, Wandsbek und 
Harburg-Wilhelmsburg, in: Peter Freimark/Alice Jankowski / Ina Lorenz, Juden in 
Deutschland. Emanzipation, Integration, Verfolgung und Vernichtung, Hamburg 1991, 
S. 8x -115. 

9 Zur erheblichen Binnenwanderung vgl. Salomon Adler-Rudel, Jüdische Selbsthilfe 
unter dem Naziregime 1933-1939 im Spiegel der Berichte der Reichsvertretung der Ju-
den in Deutschland, Tübingen 1974, S. 154 ff., 158. 

to Vgl. den kommentierten Bericht des «Hamburger Tageblatt» Nr. 103 vom 
15- 4- 1940- 

it Geheime Anordnung des Reichssicherheitshauptamtes vom 23. to. 1941, vgl. Jo-
seph Walk (Hrsg.), Das Sonderrecht für die Juden im NS-Staat. Eine Sammlung der 
gesetzlichen Maßnahmen und Richtlinien. Inhalt und Bedeutung, Heidelberg/ Karls-
ruhe 1981, 5.353 Nr. 256. 

12 Vgl. Lippmann I (wie Anm. 8), S. 42; Ders., Mein Leben und meine amtliche Tä-
tigkeit. Erinnerungen und ein Beitrag zur Finanzgeschichte Hamburgs. Aus dem Nach-
laß hrsg. von Werner Jochmann, Hamburg 1964, S. 671. 

13 Die Zahlen müssen wie folgt korrigiert werden: Transport vom 8.11.1941: 1004 
Deportierte, davon 936 Opfer; Transport vom 18.11.1941: 407 Deportierte, davon 403 
Opfer; Transport vom 6.12.1941: 766 Deportierte, davon 744 Opfer. - Zur Zeit wird 
das vom Staatsarchiv Hamburg (weiterhin StAH) herausgegebene Gedenkbuch «Die 
jüdischen Opfer des Nationalsozialismus in Hamburg», Hamburg x965, im Staatsarchiv 
gründlich überarbeitet und neu ediert. 

14 Miriam Gilles-Carlebach, Jüdischer Alltag als humaner Widerstand. Dokumente 
des Hamburger Oberrabbiners Dr. Joseph Carlebach aus den Jahren 1939-1941, Ham-
burg 1990, S. 43 f- 

5 Vgl. Lippmann I (wie Anm. 8), S. 44. 
s6 Angaben nach Leo Lippmann, Der Jüdische Religionsverband Hamburg im Jahre 

1942. Die Liquidation der jüdischen Stiftungen und Vereine in Hamburg. (MS) (Ham-
burg 1943) (weiterhin zitiert Lippmann II), S.7; vgl. auch Ders., Mein Leben (wie 
Anm. 12), S. 671. 
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17 1941: 357 (Lippmann I [wie Anm. 8], S. 42); VOM 1. I. bis 3o. 6. 1942 durchschnitt-
lich 34 je Monat (Lippmann II [wie Anm. 16], S.7), im Juli 1942: 8o Tote (Lippmann II 
[wie Anm. 16], S. 7); 1942 insgesamt: 374 (Lippmann II [wie Anm. 16], S. 3). 

i8 Vgl. auch für Berlin: Kwiet (wie Anm. 4), S. 651 f. 
19 Vgl. Lippmann II (wie Anm. 16), S. 8. 
20 Vgl. Lippmann II (wie Anm. 16), S. 8. 
21 Schätzungen auf der Grundlage Lippmann II (wie Anm. 16), S. 9 (Stichtag einer 

Zählung, bezogen auf den 6. ro. 1942). 
22 Text bei Lippmann, Mein Leben (wie Anm. 12), S. 681 (Anordnung vom Januar 

1942). 
23 Vgl. auch Walk (wie Anm. II), S. 377 Nr. 373; Bruno Blau, Das Ausnahmerecht 

für die Juden in Deutschland 1933 —1945, Düsseldorf 1965, S. 109 Nr. 391. 
24 Erlaß des Reichssicherheitshauptamtes vom 13.3.1942, vgl. Walk (wie Anm. II), 

S. 367 Nr. 316; Blau (wie Anm. 23), S. Ios Nr. 375; Paul Sauer, Dokumente über die 
Verfolgung der jüdischen Bürger in Baden-Württemberg durch das Nationalsozia-
listische Regime 1933-1945, II. Teil, Stuttgart 2966, S. 221 f. Nr. 431 (mit Textwieder-
gabe). 

25 Angelika Ebbinghaus /Heidrun Kaupen-Haas / Karl-Heinz Roth, Heilen und 
Vernichten im Mustergau Hamburg. Bevölkerungs- und Gesundheitspolitik im Dritten 
Reich, Hamburg 1984, S. 68 (Dokument 2o). — Vgl. auch Sonja Meersmann, Wohnraum-
versorgung und Bevölkerungspolitik in Hamburg während des Nationalsozialismus. 
Am Beispiel der jüdischen Bevölkerung Hamburgs, (MS, Diplomarbeit Hochschule für 
Wirtschaft und Politik, Hamburg), Hamburg 1989, S. 31 ff. 

26 Ebbinghaus u. a. (wie Anm. 25), S. 7o; Kwiet (wie Anm. 4), S. 64o. 
27 Vgl. Darstellung bei Lippmann II (wie Anm. 16), S. 12 f. 
28 Schreiben vom 22.9. 1943, in: StAH, Nachlaß Familie Plaut. 
29 Vgl. Bericht über die Organisationen der Juden in Hamburg vor und nach dem 

Waffenstillstand (o. D.) von Dr. Martin Heinrich Corten, in: Senatskanzlei Hamburg, 
Senat der Hansestadt Hamburg 343.0o-3, Bd. r, Bericht Bl. 5. 

3o Vgl. Verordnung über die Beschäftigung von Juden vom 3. Oktober 1941 (RGB1. I 
S.675); Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Beschäftigung von 
Juden vom 31. Oktober 1941 (RGBI. I S. 681); vgl. ferner Avraham Barkai, Vom Boykott 
zur «Entjudung». Der wirtschaftliche Existenzkampf der Juden im Dritten Reich, 
Frankfurt a. M. 1987, S. 173 ff.; Walk (wie Anm. r S. 405 Nr. 516, 520. 

31 Vgl. hierzu Walk (wie Anm. II), S. 336 Nr. 176; Sauer II (wie Anm. 24), S. 203. 
32 Vgl. Walk (wie Anm. ), S. 355 Nr. 264-- 
33 Anordnung über die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel vom 24. April 1942 

(Jüdisches Nachrichtenblatt v. 24.4.1942); Blau (wie Anm. 23), S. 1o6 ff. Nr. 377,  379, 
396; Walk (wie Anm. II), S. 35r ff. Nr. 240, 241, 249, 299, 309, 326, 345, 346, 364- 

34 Vgl. Lippmann II (wie Anm. 16), S. I°. 
35 Vgl. Lippmann II (wie Anm. 16), S. 9. 
36 Vgl. allg. Wolfgang Benz, Überleben im Untergrund (1943-1945), in: Ders. 

(Hrsg.) (wie Anm. I), S. 694; Schreiben Max Plaut vom 16.9.1943 
37 Vgl. Bericht Max Heinemann «Betrifft: Jüdischen Wohnraum in Hamburg» vom 

24.5.1945. 
38 Vgl. 5 I Abs. 3 der Zehnten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 4. Juli 1939 

(RGB1. I S. 1097). 
39 Vgl. Lippmann I (wie Anm. 8), S. 38; vgl. auch Lippmann, Mein Leben (wie 

Anm. 12), 5.689. — Die Abgabe wurde auf §7 des Reichsfluchtsteuergesetzes (Vierte 
Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und 
zum Schutze des inneren Friedens vom 8.Dezember 1931, Siebenter Teil, Kap. III, Er-
ster Abschn. — RGB1. I S. 699 [S. 731]) gestützt. 

40  Vgl. Lippmann I (wie Anm. 8), S. 38f. 
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41  Vgl. allg. Walk (wie ARM. II), S. 313 Nr. 5 3 und 55; Blau (wie ARM. 23), S.68 
Nr. z68. 

42 Recht eindeutig nach Lippmann II (wie Anm. 16), S. 19. 
43 § 5 der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. November 193 5 

(RGB1. I S. 1333). 
44 Vgl. bestätigendes Schreiben der Reichsvereinigung vom 17.10.1942; vgl. auch 

Schreiben Dr. Ludwig Loeffler vom 6. II. 1942 an Jacob Katzenstein, in: Archiv Yad 
Vashem, Jerusalem, 08/48. 

45 Vgl. Lippmann II (wie Anm. 16), S. 2, unter Hinweis auf § 5 der Zehnten Verord-
nung zum Reichsbürgergesetz vom 4. Juli 1939 (RGB1. I S. 1097). 

46 Vgl. hierzu Ina Lorenz /Jörg Berkemann, Kriegsende und Neubeginn. Zur Entste-
hung der neuen Jüdischen Gemeinde in Hamburg 1945-1948, in: Herzig (Hrsg.) (wie 
Anm. 1), S. 633 ff. 

47 Vgl. Walk (wie Anm. I I), S. 398 Nr. 485 unter Hinweis auf Sauer II (wie Anm. 24), 
5. 356f. Nr. 522; Günter Plum, Wirtschaft und Erwerbsleben, in: Benz (Hrsg.) (wie 
Anm. 1), S. 74; Benz, in: Ders. (Hrsg.) (wie Anm. s), S. 69o. 

48 Schreiben der Geheimen Staatspolizei — Staatspolizeileitstelle Hamburg — vom 
I1.6. 5943 an den Oberfinanzpräsidenten Hamburg (Vermögensverwertungsstelle), 
StAH, Bestand Oberfinanzpräsident, Arb. Sign. 31 / 1 A. 

49 Abschiedszeilen von Leo Lippmann, abgedruckt in: Lippmann, Mein Leben (wie 
Anm. 12), S. 706. 

50 Vgl. Schreiben vom 17.6.1943 
5s Vgl. Walk (wie Anm. 1), S. 400 Nr. 495; ebenfalls Vermerk von Max Plaut vom 

24. 8. 1943. 
52 Vgl. Bestätigung der Gestapo Hamburg vom 11.8. 1944. 
53 Vgl. Schreiben von Max Plaut vom 10.6. 1943. 
54 Vgl. Bescheinigung von Dr. Corten vom 5.9. 1943- 
55 Vgl. Adam (wie Anm. 2), S. 316ff. mit weiteren Nachweisen. 
56 Vgl. den Bericht Dr. Martin Heinrich Corten (o. D.), vermutlich vom Mai 1945 

(wie Anm. 29). 
57 Vgl. Darstellung von Dr. Corten (wie Anm. 29), Bericht Bl. 4. 
58 Schreiben vom 22.2. 1944. 
59 Schreiben Dr. Corten an die Reichsvereinigung vom 17.2.1944. 
6o Geschiedene Juden (aus Mischehen) sind nach den vorliegenden Quellen offenbar 

zu keinem Zeitpunkt gesondert statistisch erfaßt worden. Zum Problem der gericht-
lichen Trennung der «Rassemischehen» vgl. Reginald A. Puerschel, Trügerische Nor-
malität. Die Rechtsprechung in Ehe- und Familiensachen der Landgerichte Hamburg 
und Altona, in: Justizbehörde Hamburg (Hrsg.), «Für Führer, Volk und Vaterland...». 
Hamburger Justiz im Nationalsozialismus. Klaus Bästlein / Helge Grabitz /Wolfgang 
Scheffler (Red.), Hamburg 1992, S. 382-43i, hier S. 412ff. 

61 Vgl. Darstellung von Dr. Corten (wie Anm. 29), Bericht Bl. 4. 
62 Raul Hilberg, Die Vernichtung der europäischen Juden, Bd. 2, erw. Ausg. Frank-

furt a. M. 1990, S. 45o. 
63 Vgl. hierzu Raul Hilberg (wie Anm. 62), 5. 436 ff.; ferner Jeremy Noakes, Wohin 

gehören die «Judenmischlinge»? Die Entstehung der ersten Durchführungsverordnung 
zu den Nürnberger Gesetzen, in: Büttner (Hrsg.) (wie Anm. 1), Bd. 2, S. 69-89; John 
A. S. Grenville, Die «Endlösung» und die «Judenmischlinge» im Dritten Reich, in: 
Büttner (Hrsg.) (wie Anm. i), S.91-121. 

64 Vgl. Schreiben an die Reichsvereinigung vom 17.2.1944 zwecks Abrechnung der 
Transportkosten. 

65 Vgl. Angaben im Gedenkbuch Die jüdischen Opfer des Nationalsozialismus in 
Hamburg (wie Anm. 13), S. 83. 

66 Das ergibt ein Vergleich des für Februar 1944 aufgenommenen Bestandes mit der 
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Zahl der Ende Juli 1943 vorhandenen nicht privilegierten Mischehen von 147 zu 167 
dieser Ehen. Bei den privilegierten Mischehen hatte sich bei entsprechender Betrachtung 
die Zahl von 726 auf 702 gemindert. 

67 So die Darstellung bei Käthe Starke, Der Führer schenkt den Juden eine Stadt, 
Hamburg 1975, S. 114; andeutend wohl der Bericht von Max Heinemann vom 24.5.1945 
(wie Anm. 37), S. 1. 

68 Vgl. Erlaß des Reichssicherheitshauptamtes Berlin vom 19. I. 1945, Nachweis bei 
Sauer II (wie Anm. 24), S. 382 f. Nr. 550, 55i. 

69 Vgl. hierzu auch H. G. Adler, Theresienstadt 1941-1945. Das Antlitz einer 
Zwangsgemeinschaft. Geschichte, Soziologie, Psychologie, 2. Aufl. Tübingen 1960; 
Ders., Die verheimlichte Wahrheit. Theresienstädter Dokumente, Tübingen 1958, 
S. 48 ff.; Ders., Der verwaltete Mensch. Studien zur Deportation der Juden in Deutsch-
land, Tübingen 1974, S. 569 ff. 

7o Vgl. Rundschreiben der Wirtschaftsgruppe privates Bankgewerbe Nr. 106-52 Zif-
fer 2 und die darin mitgeteilte allgemeine Genehmigung des Reichswirtschaftsministers 
vom 21. 7. 1942; vgl. außerdem Rundschreiben der Wirtschaftsgruppe Privates Bankge-
werbe Nr. 141 vom 9. 1o. 1942. 

71 Unveröffentlichter Erlaß vom 25.9. 1942, erwähnt im Rundschreiben Nr. 278/42 
der Reichsvereinigung vom io. 10. 1942; vgl. auch das zusammenfassende Rundschrei-
ben der Reichsvereinigung Nr. 28I/ 42 vom I 7. IO. 1942. 

72 §3Abs.1 der Elften Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25.November 
1941 (RGB1. I S. 722). 

73 Vgl. Adler, Die verheimlichte Wahrheit (wie Anm. 69), S. 53 ff. 
74 Nur für Hamburg-Stadt berechnet: 4 428 633,20 Reichsmark. 
75 Vgl. auch Barkai (wie Anm. 30), S. 194ff. unter Hinweis auf das Memorandum des 

Referats Mädel, Finanzierung der Maßnahmen zur Lösung der Judenfrage, vom 
14.12. 1942. 

76 Niederschrift über die Sitzung des (hamburgischen) Haupternährungs- und 
Hauptwirtschaftsamtes vom 8.7. 1941 — Landesbildstelle Dia-Serie HH 11.3. 

77 Vgl. Lippmann, Mein Leben (wie Anm. 12), S. 695. 
78 StAH, Nachlaß Plaut D 24 (Dr. Max Plaut — Berufliches). 
79 Vgl. Walk (wie Anm. ii), S. 387 Nr. 426. 
8o Vgl. bereits Erlaß des Reichsministers für Landwirtschaft vom 30.5. 1941, bei 

Walk (wie Anm. ii), S. 342 Nr. 203. 
81 Vgl. Barkai (wie Anm. 1), 5.177 mit weiteren Nachweisen, so Helmut 

Eschwege, Resistance of German Jews against the Nazi Regime, in: Year Book Leo 
Baeck Institute XV (1970), 5.143-18o, hier S. 7 ff.; Else Behrend-Rosenfeld, Ich 
stand nicht allein. Erlebnisse einer Jüdin in Deutschland 1933-9 4 4.  Frankfurt 

 Leben 
a. M., 

2. Aufl. 1963, S. io4 ff.; Elisabeth Freund, in: Monika Richarz (Hirsg )Jüdisches 
 

in Deutschland. Selbstzeugnisse zur Sozialgeschichte 1918-1945, Bd. 3, Stuttgart 1982, 
S. 374; vgl. ferner Kwiet (wie Anm. 4), S. 577. 

82 Vgl. Verordnung zur Durchführung der Verordnung über die Beschäftigung von 
Juden vom 3i . Oktober 1941 (RGB1. I S. 681). 

83 Vgl. Schreiben Max Heinemann vom 12.6.1944  an (Konsulent) Dr. Edgar Haas. 
84 Verordnung über die Behandlung der Kriegsschäden von Juden vom 20. Juli 1941 

(RGB1.1 S. 437)- 
85 § 69 Abs. 2 des Ehegesetzes vom 6. Juli 1938 (RGB1. I S. 8o7) setzte voraus, daß der 

Unterhaltsanspruch «der Billigkeit» entspricht. Einige Gerichte hatten dies bei Ehen, in 
denen ein Teil Jude war, verneint. 

86 Vgl. allg. Darstellungen bei Ina Lorenz, Die Juden in Hamburg zur Zeit der Wei-
marer Republik, Hamburg 1987, Bd. 1, S. 448 ff. (Wohlfahrtswesen und Sozialfürsorge), 
5.324 ff. (Schulwesen), S. 516 ff. (Begräbniswesen), S. 578 ff. (Kultus), Bd. 2 S. 1o74 ff. 
(Berufsumschichtung, Wirtschaftshilfe). 
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87 Vgl. hierzu allg. Clemens Vollnhals, Jüdische Selbsthilfe bis 1938, in: Benz (Hrsg.) 
(wie Anm. 1), S. 314-411. 

88 Vgl. 5 5 Abs. t der Zehnten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 4. Juli 5939 
(RGB1. I S. 1097); das genaue Datum der Eingliederungsordnung ist nicht bekannt. 

89 Mary Lindemann, 140 Jahre Israelitisches Krankenhaus in Hamburg. Vorge-
schichte und Entwicklung, Hamburg 1981, S. 69 /7o. 

90 Vgl. den ausführlichen «Bericht über die Geschichte des Jüdischen Krankenhauses 
Hamburg seit 1938» des letzten Leiters des Jüdischen Krankenhauses (1942-1945), 
Dr. Martin Heinrich Corten, von 1945, in: Archiv der Gesundheitsbehörde Hamburg 
5025-995-8. 

95 Vgl. hierzu Lorenz (wie Anm. 86), Bd. 1, S. 5'6 ff.; vgl. ferner Anke Wagner, Der 
Jüdische Friedhof in Ohlsdorf. Die Geschichte und die Grabmäler, (MS) Magisterarbeit 
Hamburg 1986, S. 105. 

92 Vgl. Pronota Leo Lippmann vom z6. II. 1942, in: Archiv Yad Vashem, Jerusalem, 
o8 / 48; Gaby Zürn, Die fotografische Dokumentation von Grabinschriften auf dem 
Jüdischen Friedhof Königstraße / Altona (1942-1944) und ihr historischer Kontext, in: 
Peter Freimark u. a. (wie Anm. 8), S. 116-129; Hans W. Hertz, Memorandum betr. foto-
grafische Aufnahmen der Inschriften auf den alten jüdischen Friedhöfen und teilweise 
Aufhebung derselben, in: Archiv des Instituts für die Geschichte der deutschen Juden 
(IGDJ), Hamburg, Archiv-Nr. 30-003. 

93 Vgl. Schreiben der Gartenbau-Berufsgenossenschaft (Reichsunfallversicherung) 
vom 14.4.1944  betreffend einer Nachforderung von 40,20 RM, in: StAH, Friedhofsver-
waltung 277. 

94 Schreiben des Garten- und Friedhofamtes vom 31.3.1943, in: StAH, Friedhofsver-
waltung 277. 

95 Vgl. Wagner (wie Anm. 91), S. 105. 
96 Schreiben Max Plaut vom 23.7.1951 an die Jüdische Gemeinde in Hamburg, in: 

StAH, Nachlaß Plaut D 35. 
97 Vgl. Schreiben der Gemeindeverwaltung Hamburg (Kämmerei-Liegenschaftsver-

waltung) vom 25.3.1943 an die Bauverwaltung, Garten- und Friedhofsamt, in: StAH, 
Friedhofsverwaltung 277. 

98 Vgl. Schreiben der Liegenschaftsverwaltung an die Geheime Staatspolizei — Staats-
polizeileitstelle Hamburg — vom 9.3. 1944, in: StAH, Friedhofsverwaltung 277. 

99 Aktenvermerk über eine Besprechung der Gestapo Hamburg (Göttsche) vom 
6.4. 1944, in: StAH, Friedhofsverwaltung 277. 

too Schreiben des Wohnwirtschafts- und Siedlungsamtes (Gauwohnungskommissar) 
vom 26.4.1944 an die Geheime Staatspolizei — Staatspolizeileitstelle Hamburg, in: StAH, 
Friedhofsverwaltung 277. 

tot Vgl. Bericht von Dr. Corten (wie Anm. 29), Bericht Bl. 6. 
102 Vgl. Schreiben der Hilfsgemeinschaft an das Friedhofsamt Ohlsdorf vom 

12. 7. 1945 über eine erste Besprechung vom 6.6.1945,  in: StAH, Friedhofsverwal-
tung 278; zur Hilfsgemeinschaft vgl. auch Lorenz/ Berkemann, (wie Anm. 46), S. 634f. 

103 Vgl. Bericht «Die Juden in Deutschland von 1941-1943». Besprechung mit 
Dr. Max Plaut in Bremen am 18.7.1957, von K. J. Ball-Kaduri, in: Archiv Yad Vashem, 
Jerusalem, ot / 199, S• 4. 

104 Erlaß des Reichsministers des Innern vom to. 1.1941, mitgeteilt im Schreiben der 
Staatsverwaltung der Hansestadt Hamburg vom 7.5.1943 an den Jüdischen Religions-
verband über Löschung der Vereine, die vor 1900 Rechtsfähigkeit durch staatliche Ver-
leihung erhalten haben, in: StAH, Senatsakten CL VII I,it. L b No 18 Vol 7 b Fasc. 4. 

to5 Vgl. Bericht «Die Juden in Deutschland von 1941-1943» (Max Plaut), (wie 
Anm. 103). 

1o6 Vgl. Max Plaut, Die Juden in Deutschland von 1939 bis 1941, in: StAH Nachlaß 
Plaut D 39 / 3, S. to; Plaut hielt sich bis Ende Januar 1944 in Hamburg auf. 
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107 Vgl. Christiane Pritzlaff, Synagogen im Grindelviertel und ihre Zerstörung. Spu-
ren vielfältigen religiösen jüdischen Lebens, in: Ursula Wamser/Wilfried Weinke 
(Hrsg.), Ehemals in Hamburg zu Hause: Jüdisches Leben am Grindel, Hamburg 1991, 
5.28; Schreiben von Jacob Katzenstein 28.2.1944  an Familie Klein. Katzenstein war 
Lehrer an der Talmud Tora Schule gewesen, als dänischer Staatsangehöriger gelang ihm 
im März 1943 die Ausreise nach Kopenhagen. 

108 Vgl. Schreiben von Max Plaut vom 17.8.1945 an Jacob Katzenstein, in: Archiv 
Yad Vashem, Jerusalem, 08 / 48. 

109 Die Angaben im Gedenkbuch (wie Anm. t3), S.83, für den Transport am 
30. 1. 1945 sind zweifelhaft. Die angeführten Namen von 4 Verstorbenen stimmen mit 
den der Hamburger Gestapo übermittelten Namen von 18 Juden nicht überein. Die von 
Wilhelm Mosel, Wegweiser zu ehemaligen jüdischen Stätten in Hamburg, Heft r Ham-
burg 1983, S. 28, genannte Zahl von 45 Deportierten läßt sich nicht bestätigen; Mosel, 
Wegweiser, Heft 2 Hamburg 1985, S. 112, korrigiert nunmehr auf 19 Deportierte. Die im 
Gedenkbuch, S. 83, und bei Mosel, Wegweiser, Heft 2, S. 112, angegebene Zahl von 194 
Deportierten läßt sich ebenfalls nicht bestätigen. Beide Angaben dürften Opfer statisti-
scher Ungenauigkeit sein, wie sich anhand der Mitteilungen an die Hamburger Gestapo 
erkennen läßt. 

io Bericht von Max Heinemann vom 24. 5. 1945 (wie Anm. 37), S. 1. 
111 Bezeichnung einer Anordnung der Hamburger Gestapo vom 7.2.1945 betref-

fend den Transport vom 14.2.1945 
112 Vgl. hierzu Hartmut Hohlbein, Hamburg 1945. Kriegsende, Not und Neube-

ginn, Hamburg 1985, S. 87 ff. 
3 Vgl. auch Lorenz / Berkemann (wie Anm. 46) S. 634 f. 
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DIE BERLINER JUDEN UNTER DEM 
NATIONALSOZIALISMUS 

Hermann Simon 

Auf den ersten Blick scheint mein Thema «Die Berliner Juden unter 
dem Nationalsozialismus» so eng begrenzt zu sein, daß es pauschal in 
einer Stunde abgehandelt sein könnte, bezieht es sich doch auf eine 
einzige Gruppe, eine Minderheit, in einer Stadt, und zwar während 
eines Zeitraums von nur zwölf Jahren. Jedoch der Schein trügt. In 
Wahrheit sind in diesem Thema so viele Probleme gebündelt, ist der 
Gegenstand so reich an Aspekten, daß es, wenn nicht enzyklopädische 
Flachheit ohne Aussagekraft das Ergebnis sein soll — positiv ausge-
drückt: wenn angestrebt wird, ein Bild zu entwerfen —, in mehrfacher 
Hinsicht eingegrenzt und präzisiert werden muß. 

Warum? Beginnen wir mit dem Faktor Zeit! Die Zeit ist nicht als ein 
Block zu behandeln, denn zu vieles ist in den zwölf Jahren geschehen, 
und das Geschehene nennen wir Geschichte. Die allgemeine Unter-
scheidung zwischen den ersten sechs Jahren eines prekären Friedens 
und der daran anschließenden zweiten Halbzeit eines katastrophalen 
Krieges spielt selbstverständlich auch für die in Deutschland ansässi-
gen Juden eine gewichtige Rolle, doch sind für ihre spezielle Ge-
schichte andere Zäsuren zu beachten, so daß sich eine grobe Periodisie-
rung ergibt. Von der Machtübernahme im Jahr 1933 an begann die 
Ausschaltung der Juden aus dem öffentlichen Dienst und aus dem 
Wirtschaftsleben; Gesetze und Erlasse zielten auf die Vernichtung ih-
rer Existenzgrundlage und auf ihre gesellschaftliche Isolierung ab. 
Einen Einschnitt bildet der Novemberpogrom 1938, euphemistisch 
Kristallnacht genannt: Massen wurden verhaftet und in Konzentra-
tionslager verschleppt, der Massenmord wurde in der Presse (und zwar 
im «Schwarzen Korps ») angekündigt, die antisemitische Hetze eska-
lierte, und durch Gesetze wurde die Ausschaltung aus allen Lebensbe-
reichen der Umwelt perfektioniert. 

Für die Juden in Berlin beginnt im Herbst des Jahres 1941 eine neue 
Ära: Zu diesem Zeitpunkt gingen die ersten Transporte in Richtung 
Osten, in die Deportationslager, ab, nachdem bereits im Februar 1940 
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die Stettiner Juden deportiert worden waren. Mit dem Jahr 1941, in 
dem der Judenstern als Kennzeichnung eingeführt und die Auswande-
rung verboten worden war, begann für die Berliner Juden — und nicht 
nur für sie — die Epoche der Massenvernichtung nach restloser Aus-
plünderung. Ein Transport folgte dem anderen, bis schließlich am 
27. Februar 1943 die noch in Berliner Rüstungsbetrieben beschäftigten 
Juden, ca. 7000, an ihren Arbeitsplätzen verhaftet und deportiert wur-
den. Berlin galt nun als «judenrein». Diese Behauptung ist, wie zu zei-
gen sein wird, cum grano salis zu nehmen. Sie stammt von Goebbels 
(Mai 1943), der wider besseres Wissen nach der Niederlage von Stalin-
grad eine Erfolgsmeldung ausposaunen wollte. 

Meine Ausführungen will ich auf die Zeit vom Beginn der Deporta-
tionen bis zum Ende des Dritten Reichs beschränken. Eine weitere 
Präzisierung ist notwendig: Wer ist Jude? Wir wollen nicht die Nürn-
berger Gesetze zugrunde legen, nach denen auch getaufte Juden, Chri-
sten mithin, als zu verfolgende Nichtarier betrachtet wurden, wobei 
übrigens als rassenbiologisches Merkmal, da es sich offenbar nicht exakt 
ermitteln ließ, die Religion der Großeltern herhalten mußte. Wollten 
wir unser Augenmerk auch auf die sogenannten nichtarischen Christen 
richten, so bestünde wieder die Gefahr, ein zu umfangreiches Tatsa-
chenmaterial in kurzer Zeit behandeln zu müssen. Juden und soge-
nannte nichtarische Christen sind aus zwei Gründen nicht undifferen-
ziert als Einheit zusammenzufassen: 
. wollen wir nicht eine Einteilung auf Grund von pseudowissen-
schaftlichen Rassentheorien vornehmen, bei denen klare Kriterien 
für die Rassezugehörigkeit zu vermissen sind und deren Bewertung 
der Rassen als ebenso unsinnig wie unmoralisch abzulehnen ist. 

2. - und dies ist mindestens ebenso wichtig! — handelt es sich unter 
soziologischem und psychologischem Gesichtswinkel um hetero-
gene Gruppen. 

Wenn wir nämlich die aus rassistischen Gründen Verfolgten — ich sage 
nicht: aus rassischen Gründen, denn das wäre falsch! —, wenn wir also 
die Verfolgten nicht nur als Objekte der Geschichte betrachten wollen, 
was meist geschieht, sondern sie auch als Subjekte sehen, als reagie-
rende, und nicht nur als re-agierende, sondern auch als agierende (wie 
beschränkt auch immer der Handlungspielraum war), dann bemerken 
wir, daß betroffene Juden und betroffene Christen sich in einer durch-
aus verschiedenen Lage befanden: Ein Jude konnte sein Schicksal in 
der Kontinuität der jüdischen Geschichte sehen. Er konnte sein Leiden 
als das übliche Pensum der Geschichte seit der Zerstreuung nach der 
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Tempelzerstörung betrachten und durch Sinndeutung einen Halt 
finden. Für den plötzlich aus der Gesellschaft ausgegrenzten und 
verfolgten Christen, der von der Kirche als Institution im Stich gelas-
sen wurde — der Widerstand einzelner Gruppen und Personen stellt 
das Besondere gegenüber dem Allgemeinen der offiziellen Kir-
chenpolitik dar —, brach das Unglück wie eine Naturkatastrophe her-
ein. 

Unter Juden sollen in diesem Zusammenhang Personen verstanden 
werden, die sich zu ihrer Zugehörigkeit zur jüdischen Gemeinschaft 
bekannten und auch von den Nazis als Juden qualifiziert wurden. Ich 
habe bewußt vermieden, sie « Glaubensjuden» zu nennen, weil nicht 
jeder Jude, der sich als Jude betrachtet, gläubig sein muß; denn die 
Treue zur jüdischen Gemeinde kann durch das Bewußtsein der Zuge-
hörigkeit zu historischer Gemeinschaft oder auch zu einer nationalen 
Minderheit begründet sein. Das aber ist ein eigenes Problem und in 
diesem Rahmen nicht zu behandeln. 

Es ist auch nicht meine Absicht, über diejenigen Juden zu sprechen, 
denen es gelungen ist, rechtzeitig auszuwandern und dadurch ihr Le- 
ben zu retten, noch will ich die Schicksale von Berliner Juden behan- 
deln, die den Leidensweg in die Vernichtungslager antreten mußten, so 
wichtig diese Themen in der Tat sind. Wir wollen vielmehr unsere Auf- 
merksamkeit denen zuwenden, die bis zum Kriegsende in Berlin gelebt 
haben und durch die Rote Armee befreit worden sind. Zeitlich be-
schränken wir uns auf die Spanne von 1941 — Beginn der Deporta-
tionen — bis zum Ende des Dritten Reiches. Damit ist das Thema einge-
grenzt und präzisiert. 

Daß von Berlin, der damaligen Reichshauptstadt, die Rede sein soll, 
bedarf keiner weiteren Bestimmung oder Erläuterung. Und doch er- 
scheint mir ein Hinweis als angebracht: In der Großstadt — und nur in 
ihr—war auch in Zeiten schwerster Verfolgung noch ein schattenhaftes 
jüdisches Leben möglich. 

In Berlin — und ähnliches gilt auch für Hamburg — waren die Ein-
wohner, also auch die Juden, weitgehend anonym. In einer anderen 
Wohngegend der großen Stadt konnte ein Jude diskret seinen Stern 
abmontieren, wenn ihm dies als zweckmäßig erschien, ohne erkannt 
und gestellt zu werden. Vor allem gab es in großen Städten eher aufge-
klärte, kritische, skeptische Leute, in erster Linie links eingestellte Ar-
beiter, aber auch Nazigegner aus anderen Schichten, als auf dem Lande 
oder in kleinen Orten. Hier war für Verfolgte die Chance größer, uner-
schrockene Freunde zu finden, die sich als Helfer in der Not bewähr- 
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ten, oft unter Einsatz des eigenen Lebens. Auch für diese Freunde im 
Widerstand bot die Großstadt bessere Möglichkeiten zu helfen als ein 
kleiner Ort. Wir wollen nicht vergessen: Hauptstadt und Provinz wa-
ren für Juden in der Nazizeit verschiedene Welten! Man denke nur 
an die erschütternde Zahl von Selbstmorden jüdischer Schüler in 
Kleinstädten. Freitod war der letzte Ausweg für manche Kinder 
und Jugendliche, denen das Leben buchstäblich zur Hölle gemacht 
wurde. 

In Berlin, wo nicht jeder jedem in den Topf guckte, herrschte allge-
mein mehr heitere Großzügigkeit. Überdies fanden jüdische Schüler in 
jüdischen Schulen (bis zum Jahr ihrer zwangsweisen Auflösung 1942) 
eine eigene «heile Welt», wie überhaupt jüdische Intitutionen, die nur 
Großgemeinden schaffen konnten, sich als Oasen in wüster Umwelt 
bewährten. Aus der Provinz strömten beständig Juden nach Berlin. Sie 
kamen als Flüchtlinge. In Berlin konnten sie aufatmen, da sie nicht 
ständigen Schikanen ausgesetzt waren. Sie konnten über die Straße ge-
hen, ohne angepöbelt, beleidigt oder verprügelt zu werden, und vor 
allem fanden sie bei jüdischen Institutionen Rat und Hilfe; die große 
jüdische Gemeinschaft bot den Flüchtlingen einen Halt. Viele von ih-
nen waren nach Berlin gezogen, um ihre Auswanderung zu betreiben, 
weil das vom kleinen Ort aus viel schwerer zu arrangieren war. Diese 
Hoffnung mußte, wie schon gesagt, 1941 begraben werden, und so 
teilten die nach Berlin Geflüchteten dann das Schicksal der seit langer 
Zeit, oft seit Generationen, ansässigen Berliner. Der Flüchtlingsstrom 
ist bisher statistisch nicht erfaßt, nach meiner Meinung auch kaum 
erfaßbar. Dadurch wird die Erarbeitung einer genauen Statistik der 
Berliner jüdischen Bevölkerung erschwert, und wenn die Zuzüge 
in der Nazizeit nicht berücksichtigt werden, ergibt sich eine Fehler-
quelle. 

Ein Fehler anderer Art, der in der Literatur, besonders belletristi-
scher, nicht selten begegnet, besteht darin, Erfahrungen Verfolgter aus 
Provinznestern einfach auf Berlin zu übertragen. So entstehen unzu-
treffende Beschreibungen, Klischees, durch die sich ein falsches Bild 
ergibt. (Wenn etwa ein durch Stern gekennzeichneter Jude in einer 
Berliner Straße systematisch von Passanten angespuckt wird und ähn-
liches.) 

Gestatten Sie mir, zur Veranschaulichung der Lage der Juden in Ber-
lin, zur Illustration des Verhaltens weiter Bevölkerungskreise, eine 
kleine Episode zu erzählen, die ich durch eine Zeitzeugin erfahren 
habe: Ein jüdischer Mann hatte in einem von seiner Wohnung kilome- 
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terweit entfernten Stadtteil etwas zu erledigen. Das Problem der Rück-
kehr löste er in einer Weise, daß er — es war im Jahr 1942 — zwei Verbre-
chen beging, von denen jedes todeswürdig war: 
1. Er trennte den Stern ab und steckte ihn in die Tasche. 
2. Nunmehr ungekennzeichnet, wie jeder deutsche Normalbürger, 

fuhr er mit einem öffentlichen Verkehrsmittel, mit der U-Bahn näm-
lich, nach Hause; denn Juden war die Benutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel verboten. 

Während der Fahrt empfand er das allgemein menschliche Bedürfnis, 
sich die Nase zu putzen, und zog deshalb sein Taschentuch aus der 
Tasche. Dabei riß er den Stern mit heraus. Der flog in hohem Bogen 
durch die Gegend und fiel auf den Boden. Ein Unglück! Was aber 
geschah? Ein höherer Offizier hob mit spitzen Fingern das Kenn-
zeichen auf und übergab es dem Verlierer mit eleganter Verbeugung 
und folgenden Worten: « Gestatten Sie, daß ich Ihnen diesen Gegen-
stand überreiche. Sie werden ihn gewiß später brauchen.» In dem 
vollen Abteil gab es allgemeines Gelächter. Nichts passierte. Ein fana-
tischer Nazi war zufällig nicht zugegen. Das war in Berlin möglich! 
Ich wage zu behaupten: Das war nur in Berlin möglich! Diese 
Episode soll Ihnen Atmosphärisches in dieser Stadt vor Augen füh-
ren, weil dadurch begreiflich wird, daß in der Hauptstadt oder in an-
deren großen Städten Juden eher durchhalten konnten als in kleinen 
Orten. 

Auf der anderen Seite führten dauernde Schikanen bei den Betrof-
fenen zu ständiger Angst. Neben einzelnen Polizisten, die juden-
freundlich, weil menschenfreundlich waren, gab es fanatische Nazis, 
die bestrebt waren, Juden zu kriminalisieren. Das fiel nicht schwer; 
denn wer eine geringfügige Strafe erhielt, weil er die Verkehrsregeln 
verletzte, galt nun als vorbestraft, kam auf die schwarze Liste und 
wurde bei jeder Verhaftungswelle erfaßt, d. h. oft in praxi zum Tode 
verurteilt. 

Aus diesem Grunde veröffentlichte das Berliner Gemeindeblatt am 
18. September 1938 einen Artikel unter der Überschrift «Straßen-Ver-
kehrsordnung beachten»: 

«Wie uns bekannt wird, sind Gemeindemitglieder wegen Übertretung der Vor-
schriften der Straßenverkehrsordnung mit erheblichen Geldstrafen bestraft wor-
den. An Stelle der Geldstrafen tritt im Unvermögensfalle Haft, eine Strafe, die bei 
schweren Fällen ohnehin verhängt werden kann. Das veranlaßt uns, die Straßen-
verkehrsordnung für Fußgänger zu veröffentlichen und unsere Gemeindemit-
glieder besonders darauf aufmerksam zu machen, daß sie die Vorschriften auf das 
genaueste beachten. Insbesondere darf nicht übersehen werden, daß ein Über- 
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schreiten der Fahrbahn nur zulässig ist, wenn das grüne Licht aufleuchtet, dage-
gen bei Aufleuchten des gelben Lichts noch verboten ist. 

Vorstand der Jüdischen Gemeinde zu Berlin»' 

Es folgt ein Auszug aus der Straßenverkehrsordnung, der das «Verhal-
ten der Fußgänger» betrifft. 

Welche Juden hielten sich bis zum Kriegsende in Berlin auf ? 
Es handelt sich um drei verschiedene Kategorien, und zwar 

. Juden, die in einer sogenannten Mischehe lebten, d. h. daß der eine 
Ehepartner ein «Arier» war. 

2. Deren Kinder, also in Naziterminologie Mischlinge i. Grades. 
3. Juden im Sinne der Nürnberger Gesetze, wobei in unserem Zusam-

menhang nur von denjenigen die Rede sein soll, die sich zum Juden-
tum bekannten, während die sogenannten nichtarischen Christen 
nicht Gegenstand unserer Betrachtung sein sollen, wie ich schon 
eingangs gesagt habe. 

Diese letztgenannte Gruppe war seit 1941 von der Deportation be-
droht und konnte nur versuchen, sich ihr durch den Weg in die Illegali-
tät zu entziehen, während die erstgenannten Gruppen legal — jedenfalls 
nach den geltenden Rechtsvorschriften — überlebt haben. 

Die Gruppe derer, die in sogenannten Mischehen lebten, läßt sich 
noch weiter differenzieren; man unterschied nämlich zwischen privile-
gierten und nicht privilegierten Mischehen. War der Mann Jude und 
die Frau « arisch », so galt die Ehe dann als privilegiert — das Privileg 
bestand vornehmlich darin, daß der jüdische Ehepartner nicht zum 
Tragen des Judensterns verpflichtet war —, wenn Nachkommen 
vorhanden waren, die nicht der jüdischen Gemeinschaft angehör-
ten, bzw. wenn der einzige Sohn im Krieg gefallen war. Dieses Privi-
leg galt auch dann, wenn die Ehe nicht mehr bestand. Wenn hinge-
gen ein «Arier» mit einer Jüdin verheiratet war, so galt die Mischehe 
— auch die kinderlose Ehe — eo ipso als privilegiert, solange sie be-
stand. 

Nicht privilegierte Mischehen hingegen waren solche, in denen der 
männliche Partner jüdisch war und die entweder kinderlos waren oder 
deren Kinder, weil sie der Jüdischen Gemeinde angehörten, als Juden 
galten, d. h. nach der damaligen Terminologie «Geltungsjuden» wa-
ren. Sowohl der Ehemann als auch die Kinder mußten den Judenstern 
tragen. 

Es gab also Mitglieder der Jüdischen Gemeinde, die — teils durch 
Stern als Juden gekennzeichnet, teils auf Grund einer privilegierten 
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Ehe davon verschont — legal bis zum Kriegsende in Berlin gelebt ha-
ben. Dieser Personenkreis, also die in Mischehe lebenden Juden und 
ihre als Juden geltenden Kinder, ist nicht deportiert worden, wenn-
gleich das nur darum nicht erfolgte, weil das Ende des Krieges das 
verbrecherische Nazisystem zerstörte. Aber auch diese legale 
Existenz war schwierig genug und in der Anonymität der Groß-
stadt besser möglich als in kleinen Orten. Die psychische Belastung 
der Betroffenen darf nicht bagatellisiert werden. Sie durchlebten 
schwere Jahre und konnten den glücklichen Ausgang nicht voraus-
sehen. 

Diesen legal existierenden Juden stehen die illegal lebenden gegen-
über, in Berlin eine stattliche Zahl. Die Angaben schwanken erheblich. 
Es wird geschätzt, daß x400 illegal überlebt haben. Ich verbürge mich 
nicht für die Zahlenangabe. Ungenauigkeiten kommen auch dadurch 
zustande, daß oft nicht präzisiert wird, ob die Personen gezählt wer-
den, die in der Illegalität die Nazizeit überlebt haben, oder diejenigen, 
die sich der Deportation entzogen und versucht haben unterzutauchen 
(man schätzt 5000), aber durch unglücklichen Zufall oder durch haupt-
amtlich tätige «Greifer», wie sie gruppenintern genannt wurden, ge-
faßt, verhaftet, deportiert und umgebracht wurden. Es ist sehr traurig, 
aber es kann nicht verschwiegen werden, daß es jüdische «Greifer» 
gab, nur einige wenige, aber sehr effektvoll ihr schäbiges Amt aus-
übende. Das waren demoralisierte Männer und Frauen, die in der 
Hoffnung, ihr Leben durch Kollaboration zu retten, Verrat übten und 
Beihilfe zum Mord leisteten. Mir sind auch Einzelfälle bekannt, daß 
Untergetauchte, die nicht mehr ein noch aus wußten, weil sie ohne 
Nachtquartier und ohne Nahrungsmittel umherirrten, sich freiwillig 
in ihrer Verzweiflung der Gestapo gestellt haben und dann in die Ver-
nichtungslager gebracht worden sind. Sie hatten die Illusion, das Leben 
in einem offiziell euphemistisch als «Arbeitslager» bezeichneten 
KZ sei erträglicher als der Zustand der Unbehaustheit ohne einen 
Bissen zum Essen. Soweit meine Kenntnisse der nicht mehr überseh-
baren Literatur reichen, sind diese Fälle bisher nicht behandelt wor-
den. 

Ich habe die in den letzten Kriegsjahren in Berlin lebenden Juden in 
zwei Hauptgruppen eingeteilt, die «Legalen» und die «Illegalen », wo-
bei vereinzelte Sonderfälle nicht berücksichtigt worden sind. Die Ter-
minologie ist fragwürdig, denn die Bezeichnung «illegal» entstammt 
der Amtssprache der Nazis. Das Wort hat einen pejorativen Bei-
geschmack und ist daher unangemessen; denn die Gesetzlichkeit, die 
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diesen Menschen das Urrecht auf Leben bestritt, ein gesatztes Recht, 
aufgrund dessen sie ohne Gericht, ohne Verteidigungsmöglichkeit, ja, 
ohne daß Schuld vorlag, deportiert und umgebracht wurden, war ver-
brecherisch, nicht aber der Versuch, sich dieser amoralischen Gesetz-
lichkeit zu entziehen. Die sich nicht in den Tod schicken ließen, nann-
ten sich selbst «Untergetauchte», das ist ein gutes Bild. In Wien sprach 
man von «U-Booten», benutzte also eine Metapher, der derselbe Ver-
gleich zugrunde liegt: unter Wasser schwimmen und dadurch nicht 
sichtbar sein. Die amtliche Bezeichnung «Illegale» wurde noch im 
Krieg von denen, die es waren, unkritisch übernommen — kein Einzel-
fall: Man denke an Schimpfwörter wie «Protestant », «Marrane» usw. 
— und hat sich nach dem Krieg durchgesetzt und in der Literatur nie-
dergeschlagen. Wenn ich mit dem nicht terminologisierten, durchaus 
unüblichen Wort «Legale» jüdische Partner in Mischehen und der Jü-
dischen Gemeinde angehörige Mischlinge zusammenfasse, so ist das 
deshalb berechtigt, weil ihr juristischer Status und allgemein ihre Le-
bensbedingungen ähnlich waren. Überdies lebten ja die sogenannten 
Mischlinge, wenn sie jung waren, bei ihren Eltern; sie bildeten eine 
Familie. 

Wie lebten damals, richtiger: wie vegetierten diese Juden in Berlin? 
Sie wohnten nicht in Judenhäusern, denn in Berlin gab es diese Einrich-
tung, die Ihnen vielleicht aus der Geschichte Hamburgs bekannt ist, als 
Regel nicht. Eschwege zitiert dazu in seinem Bild- und Dokumenten-
band «Kennzeichen J» aus dem Bericht von L. Lippmann «Mein Le-
ben und meine amtliche Tätigkeit» (Hamburg 1964): 

«Auf Weisung der Aufsichtsbehörde mußte vom Jüdischen Religionsverband 
Hamburg innerhalb verhältnismäßig kurzer Frist bis zum April 1942 die Um-
siedlung der damals noch in Hamburg befindlichen circa 2 400 kennzeichnungs-
pflichtigen Juden so durchgeführt werden, daß bis auf etwa 28o Juden, die in 
Eigenhäusern, bei Verwandten usw. wohnten oder sich im Krankenhaus oder in 
Haft befanden, alle in wenigen, vom Religionsverband bewirtschafteten oder 
verwalteten Häusern untergebracht waren. Nach dem 1. August 1942 sind fast 
alle nach den Evakuierungen des Juli 1942 in Hamburg zurückgebliebenen Juden 
in derartigen Häusern unter starker Raumbeschränkung untergebracht worden. 
Auf Veranlassung der Aufsichtsbehörde erfolgte eine Umsiedlung unter Raum-
beschränkung auch für Mischehen; zunächst für nichtprivilegierte, seit 5943 
auch für privilegierte Mischehen...»' 

Über die Judenhäuser in Dresden sind wir durch die lebendige und 
detaillierte Schilderung gut informiert, die der Romanist Viktor Klem-
perer in seinem berühmt gewordenen Werk «LTI» bietet, das bald 
nach dem Krieg erschien. (LTI bedeutet lingua tertii imperii; das Buch 
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ist der Analyse der Sprache der Nazis gewidmet und zugleich ein Me-
moirenwerk von großer Aussagekraft.) 

Daß die Jüdische Gemeinde in Berlin Obdachlose in eigens einge-
richteten Asylen unterbringen mußte, geht aus einer bisher unpubli-
zierten Akte hervor, die als Depositum im Bundesarchiv, Abteilungen 
Potsdam bewahrt wird.3  Am 24. August 1941 schreibt die «[Jüdische] 
Kultusvereinigung zu Berlin e. V.» an die Haftpflichtabteilung der 
«Victoria Versicherungs Akt.-Ges.» in Berlin: 

« Betr. Haftpflichtversicherung 677977 
Wir teilen hierdurch ergebenst mit, daß wir auf unseren Grundstücken Au-
guststr. 17, Gr. Hamburgerstr. 27 und Johannisstr. i6 sogenannte <Bereitschafts-
heime> unterhalten, die zur Aufnahme von wohnungslosen bzw. evakuierten 
Juden dienen. Diese Bereitschaftsheime können bis zur folgenden Höhe belegt 
werden: 

Auguststr. t7 	 25 Personen 
Gr. Hamburgerstr. 27 	40 Personen 
Johannisstr. 16 	 3o Personen 

Wir bitten Sie, uns die Ausdehnung des Risikos auf diese Bereitschaftsheime zu 
bestätigen und uns eine etwa in Frage kommende Prämienerhöhung aufzugeben. 
Personal wird in diesen Bereitschaftsheimen nicht beschäftigt. »4  

Am 17. April 1942 teilt die Kultusvereinigung, Rechtsabteilung, unter-
zeichnet von Dr. Julius Israel Blumenthal, der «Fa. Richard Winter — 
Assecuranz —» folgendes mit: 

«Betr.: Feuer-Einbruchdiebstahl-Versg. No. 59 732 / 33 324 <Helvetia>. 
Bereitschaftsheim Gr. Hamburgerstr. 27 

Hierdurch teilen wir Ihnen erg. mit. daß per 15.4.42 das Bereitschaftsheim aus 
dem Grundstück Gr. Hamburgerstraße 27 auf unser Grundstück Heidereuter-
gasse 4/ 5 verlegt worden ist. 
Wir bitten, uns die Änderung des Risikos zu dokumentieren.» 5  

Wenn das Gros der Berliner Juden auch nicht in Judenhäusern unterge-
bracht war, so sind die Wohnverhältnisse der Juden doch als prekär zu 
bezeichnen. Sehr vielen Juden — ich spreche jetzt nicht von bestimmten 
Gruppen, sondern von allen Juden — waren etwa von 1938 an die Woh-
nungen gekündigt worden. Nach welchem System diese Kündigungen 
erfolgten oder unterblieben, ist nicht recht klar. Wer wohnungslos ge-
worden war, mußte bei jüdischen Wohnungsinhabern mit einwohnen. 
Es ergab sich auf diese Weise, daß in einer größeren Wohnung in jedem 
Zimmer eine Familie wohnte. Dieser Unerquicklichkeit waren auch 
die bis Kriegsende legal existierenden Juden ausgesetzt. Zum Ver-
ständnis der Alltagskultur dieser Menschen ist es wichtig, sich vor 
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Augen zu halten, daß diese Wohnbedingungen wesentlich dazu beitru-
gen, das Leben zur Hölle zu machen. Das ist gewiß nichts spezifisch 
Jüdisches. Man kennt das Problem bei Ausgebombten; es begeg-
net überall, wo Menschen zusammengepfercht werden. Es gab Geran-
gel um die Küchen- und Badezimmerbenutzung usw. Die Nervosität 
durch Ungewißheit und Angst, die die Verfolgungssituation mit sich 
brachte, führte zu einer Gereiztheit, die das erzwungene Zusammen-
leben auf engem Raum noch erschwerte. Und diese Schwierigkeit 
machte das Leben noch schwerer, so daß eine ständige Wechselwirkung 
entstand. 

Das Leben war auch dadurch schwer für Mischehepartner und 
Halbjuden, daß sie mit J (Jude) gekennzeichnete Lebensmittelkarten 
bekamen, also nur reduzierte Lebensmittelzuteilungen erhielten. 
Wurde das Gros der Bevölkerung im Krieg schon nicht mehr recht satt, 
so waren Juden dem Hunger ausgeliefert. Für Lebensmittelkäufe auf 
dem schwarzen Markt fehlte in der Regel das Geld, denn die «Sternträ-
ger» waren meist verarmt und erhielten jämmerliche Löhne. Sie waren 
zur Zwangsarbeit eingesetzt ohne Rücksicht auf ihre Qualifikation. Sie 
arbeiteten in der Rüstungsindustrie, aber durchaus nicht nur dort: Sie 
mußten die sogenannten niedrigsten Arbeiten verrichten. Z. B. arbei-
tete ein Zahnarzt als Hilfskraft auf den Rieselfeldern, dann in einer 
städtischen Parkanlage als Papieraufsammler. Jüdische Mädchen, 
die eine Lehre absolviert hatten oder an einer Berufsausbildung ge-
hindert wurden, dienten bei der Reichsbahn als Wagenputzerinnen 
usw. 

Am bedrückendsten für diejenigen, die noch — noch! — in Berlin le-
ben durften, war die Erwartungsangst, daß auch ihnen die Deportation 
nicht erspart bleiben würde. Das waren weder irrationale Ängste noch 
auch der Glaube an Gerüchte, deren damals — wie immer in Notzeiten 
— viele kolportiert wurden, sondern es war eine nüchterne Einsicht in 
die Realität: Nur weil die alliierten Armeen schneller waren als die 
Mordmaschinerie der Nazis, haben Mischehepartner und Halbjuden 
überlebt. Es war geplant, auch sie auszurotten, wie auch die Sorben, 
eine schwer unterdrückte slawische Minderheit auf dem Territorium 
der ehemaligen DDR, eines Tages in die Vernichtungslager deportiert 
worden wären, wenn der Krieg noch länger gedauert hätte. 

Der Anlauf, jüdische Männer nichtjüdischer Frauen zu verschlep-
pen, ist genommen worden und --- gescheitert: 

Während der bereits erwähnten Fabrikaktion im Februar 1943, als 
die Machthaber die letzten in Rüstungsbetrieben arbeitenden Juden 
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verhaften ließen, wurden auch die in Mischehen lebenden Juden 
zwecks Deportation eingesperrt, und zwar in der Rosenstraße, mitten 
in der Berliner Innenstadt. In unmittelbarer Nähe befand sich das 
Hauptquartier der Gestapo in der Burgstraße. «Burgstraße», für uns 
heute ein belangloser Straßenname, war damals von einem Schreckens-
nimbus umgeben. Und trotzdem fanden die Frauen der eingesperrten 
Männer den Mut, Tag und Nacht vor dem Gebäude in der Rosenstraße 
zu demonstrieren und im Chor zu brüllen : «Gebt unsere Männer frei.» 
Die Nazis konnten sich nicht entschließen, auf offener Straße deutsche 
Frauen zusammenzuschießen, noch dazu kurz nach Stalingrad: Die 
Stimmung der Bevölkerung war schlecht; Kriegsbegeisterung gab es 
nur noch bei Fanatikern. Die Demonstration führte zum Erfolg. Die 
Männer wurden entlassen und konnten nach Hause gehen. Es hat in 
der gesamten Nazizeit eine einzige Demonstration gegeben. Diese 
wurden von Frauen durchgeführt! Und sie war erfolgreich. Daraus 
läßt sich lernen, daß mit Mut und Energie auch unter Terror viel er-
reicht werden kann. 

Wie viele sogenannte arische Ehefrauen an dieser Protestaktion be-
teiligt waren, wissen wir nicht. Niemand hat sie gezählt. Durch die 
Literatur geisterte zunächst die Zahl 6000, eine starke Übertreibung. 
Dividieren wir diese Zahl durch to, so kommen wir der Wahrheit nä-
her, die sich nicht mehr genau ermitteln läßt. Wir wissen aus Erlebnis-
berichten der Beteiligten, daß die Frauen jeweils nach einigen Stunden 
von ihren Schwestern, Nachbarinnen oder Freundinnen abgelöst wor-
den sind, denn die Demonstration dauerte mehrere Tage lang. Auch 
kamen manche der sogenannten arischen Ehefrauen mit einer ganzen 
Korona als Verstärkung. 

Ständig wurde in der Zeit von 1933-1945 auf die nichtjüdischen 
Frauen Druck ausgeübt, sich von ihren jüdischen Männern zu trennen, 
aber nur wenige, sehr wenige, folgten der obrigkeitlichen Empfehlung 
und schickten ihre Männer in den Tod. Gleichermaßen solidarisch ver-
hielt sich das Gros der nichtjüdischen Männer, die mit jüdischen 
Frauen verheiratet waren. Wer sich bis 1944 der Scheidung widersetzt 
hatte, mußte unter widrigen Bedingungen in einem Lager der Organi-
sation Todt — O. T., eine Abkürzung mit Schreckensnimbus — Zwangs-
arbeit leisten. 

Ein Teil der in Berlin legal lebenden Juden war bei jüdischen Institu-
tionen angestellt. Welche Institutionen existierten noch in den letzten 
Kriegsjahren? Diese Frage ist darum sehr wichtig, weil es hier, nur 
hier, reduziert und stets gefährdet, jüdisches Leben gab, so daß in be- 
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scheidenster Weise doch die Kontinuität gewahrt werden konnte. Trä-
ger dieser Kontinuität jüdischen Lebens waren, in hervorragender Be-
währung, in Mischehen lebende Juden und Halbjuden; daß die Unter-
getauchten nicht aktiv werden konnten, versteht sich von selbst und 
bedarf daher keiner Begründung. 

In den ersten Jahren nach 1933 waren die jüdischen Institutionen 
aufgeblüht, kein Wunder, da die Juden nun auf ihren Kreis verwiesen 
waren; sie waren noch nicht so ausgepowert, daß sie nicht in der Lage 
gewesen wären, Literatur zu kaufen oder Kulturveranstaltungen zu 
besuchen, und noch nicht so verzweifelt, daß sie dafür keinen Sinn 
mehr gehabt hätten. Ernst Simon hat für diese Erscheinungen das 
Stichwort «Aufbau im Untergang» geprägt: Das Schulwesen entwik-
kelte sich in großem Maße, so auch die Erwachsenenbildung, die jüdi-
sche Presse erzielte höhere Auflagen als je zuvor, die Veranstaltungen 
des Jüdischen Kulturbundes — Theater, Oper, Konzerte, Vorträge —
standen auf hohem Niveau und fanden regen Zuspruch, so auch das 
jüdische Museum, das nach jahrelanger Vorbereitung einige Tage vor 
der Machtübergabe eröffnet worden war. Mit dem Novemberpogrom 
1938 änderte sich die Lage radikal; für die Juden im gesamten deut-
schen Reich gab es nun nichts mehr aufzubauen; es gab nur noch Un-
tergang. 

Etwa 90000 Berliner Juden haben Deutschland verlassen. Viele 
wollten sich durch Auswanderung retten, konnten es aber nicht, denn 
die Bedingungen waren nicht leicht zu erfüllen: Nur wenige Länder 
nahmen Juden auf, in begrenzter Zahl, und verlangten finanzielle Ga-
rantien von Inländern oder ein bei der Einwanderung mitzubringendes 
Kapital. Gerade die Ärmeren hatten weder Auslandsbeziehungen 
noch Vermögen, ja, sie hätten nicht einmal das Fahrgeld aufbringen 
können. 

Den Selbstmord sahen viele als letzten Ausweg. Statistische Anga-
ben sind Martin Riesenburgers Erinnerungen zu entnehmen, der «eine 
zahlenmäßige Aufstellung der jüdischen Menschen» gibt, «die durch 
den Freitod in der Zeit von 1933 bis 1945 aus dem Leben schieden und 
auf dem Friedhof in Weißensee ihre letzte Ruhestätte fanden: 

1933 
	77 Tote 

1934 
	6o Tote 

1935 
	66 Tote 

1936 
	

6o Tote 
1937 	54 Tote 
1938 	113 Tote 
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1939 	Io3 Tote 
1940 
	59 Tote 

1941 
	254 Tote 

1942 
	811 Tote 

1943 
	

214 Tote 
1944 
	34 Tote 

1945 
	

2 Tote 
1907 jüdische Menschen wählten so die Flucht aus einer Zeit des Grau-
ens.»6 

Die Verbliebenen (1933: 160564; 1939: 75344) scharten sich eng um 
die Gemeinde. Ihr, der Berliner Jüdischen Gemeinde, war schon ein 
halbes Jahr vor dem Novemberpogrom die Rechtsstellung als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts entzogen worden. Sie bestand weiter als 
eingetragener Verein. Im Frühjahr 1941 mußte dieser Name in «Jüdi-
sche Kultusvereinigüng zu Berlin» geändert werden. Sie wurde im 
Februar 1943 in die «Reichsvereinigung der Juden in Deutschland» 
eingegliedert und im Vereinsregister gelöscht. Unerachtet dieser Ein-
gliederung behielt sie de facto ihre Selbständigkeit, wie auch die Ge-
meinden Hamburg, München und Frankfurt am Main. 

Die Reichsvereinigung, der — wie gesagt — die Berliner Gemeinde 
eingegliedert war, hatte ihren Sitz in Berlin. Am I°. Juni 1943 erschien 
die Gestapo, verhaftete die wenigen dort noch arbeitenden nicht 
« arisch versippten» Juden und beschlagnahmte das Vermögen der In-
stitution. Eine gleiche Aktion erfolgte bei der Berliner Jüdischen Ge-
meinde und bei den Bezirksstellen der Reichsvereinigung im übrigen 
Reichsgebiet. Die Vorstandsmitglieder der Berliner Gemeinde, die alle 
zugleich auch leitend in der Reichsvereinigung tätig waren, sind seit 
Mitte 1942 sämtlich deportiert worden. Bald nach dem io. Juni 1943 
wurde eine neue Reichsvereinigung gegründet. Sie hatte ihren Sitz 
in den Verwaltungsräumen des Jüdischen Krankenhauses im Bezirk 
Wedding. Ihr Leiter war der Oberregierungsrat und Obermedizinalrat 
Dr. Dr. Walter Lustig. Er lebte in Mischehe und war und ist eine 
höchst umstrittene Figur: Dieser Mediziner war ein dezidierter jüdi-
scher Antisemit — auch das gab es, allerdings als Ausnahme —, arbeitete 
sehr eng mit der Gestapo zusammen und war bekannt für seine zahlrei-
chen zarten Bindungen an die Schwesternschaft, weshalb er statt Ober-
regierungsrat Lustig mit dem Spitznamen Oberlustrat Gierig genannt 
wurde. Auf der anderen Seite galt er als hervorragender Könner auf 
seinem Fachgebiet. Ein weiteres Positivum: Er hat manchem Kranken, 
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der im Krankenhaus lag, das Leben gerettet, indem er ihn vor der De-
portation bewahrte. Als Arzt hatte er die entsprechenden Möglichkei-
ten. Seine Biographie ist bisher nicht geschrieben. Das wäre lohnend, 
denn die genaue Beschreibung und Analyse des Lebens gerade einer 
solchen zwielichtigen Figur könnte zur Epochencharakteristik beitra-
gen. 

Das jüdische Krankenhaus, das zu einem Teil als Gefängnis genutzt 
wurde, war, obgleich der Gestapo unmittelbar unterstellt und ihr hö-
rig, eine funktionierende und lebendige jüdische Organisation und so-
mit ein Zentrum jüdischen Lebens. Es gab noch ein zweites Zentrum: 
Das war der große Gemeindefriedhof — der größte jüdische Friedhof 
Europas — in Berlin-Weißensee, der bis Kriegsende in Funktion war; 
bis zum 6. Mai 1945 wurden dort Bestattungen vorgenommen. Auch 
«Friedhofswesen und Bestattungen» gehörten zu den Aufgaben der 
Reichsvereinigung. Hier wirkte seit dem to. Juni 1943 der bereits er-
wähnte Prediger der Jüdischen Gemeinde Martin Riesenburger, ge-
schützt durch seine nichtjüdische Ehefrau; er wurde später Landesrab-
biner der DDR und amtierte bis zu seinem Tode im Jahre 1965. Auf 
dem Friedhof waren nach dem Juni 1943 noch etwa zwölf Personen 
beschäftigt. Leiter des Friedhofs war der Jurist Arthur Brass, der noch 
heute hochbetagt in Berlin lebt. Sein Verdienst ist es, zahlreiche Tora-
rollen auf dem Friedhof versteckt und dadurch gerettet zu haben. «Wir 
haben», schreibt Martin Riesenburger in seinen erstmals 196o in der 
DDR unter dem Titel «Das Licht verlöschte nicht» erschienenen Erin-
nerungen, «dieses große Heiligtum aus der tiefsten Nacht der Un-
menschlichkeit gerettet und es erhalten für die leider so wenigen Über-
lebenden der Berliner Gemeinde, die 1945 zurückkehrten ».7  

Das Ende der Berliner Jüdischen Gemeinde ist bis heute weitgehend 
unerforscht. Es ist auch schlecht dokumentiert; das hängt mit dem all-
gemeinen chaotischen Zustand der letzten Kriegszeit zusammen. Es 
bedurfte mühseliger Recherchen für mich, um Ihnen das wenige sagen 
zu können, was ich soeben vermittelt habe. Wichtig wurde für mich 
der Fund eines scheinbar belanglosen Dokuments, nämlich des Be-
triebsausweises eines Friedhofsangestellten. Dieser Ausweis wurde aus 
nicht mehr rekonstruierbaren Gründen am i. Februar 1945 ausgestellt. 
Aus ihm geht die amtliche Bezeichnung der Institution und mithin der 
juristische Status hervor. 

Eine wichtige Quelle sind für uns die bereits zitierten Memoiren 
Martin Riesenburgers. Er schreibt: «Das große Zusammensinken des 
Gemeindekörpers der Berliner Jüdischen Gemeinde vollzog sich hier 
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auf diesem Friedhof, aber unter der Asche ließen wir wenigen das 
Feuer weiterglühen ...>>8  Riesenburger war «umgeben von einem klei-
nen Kreis jüdischer Mitarbeiter, welche in nicht mehr zu überbieten-
der Hingabe [...] ihre ungeheuer schwere Arbeit verrichteten ».9  Wir 
«haben hier Furchtbares gesehen. Tag für Tag wurden zahlreiche 
Menschen auf dem Friedhof eingeliefert, die [...] den Freitod den ent-
setzlichen Qualen, Folterungen und Mißhandlungen vorzogen. Alle 
Giftmittel standen hoch im Kurs [...] Es hat Wochen gegeben, in denen 
die Anzahl dieser Freitode so groß war, daß wir oft bis in die Abend-
stunden hinein Beerdigungen vollzogen.» i° Zu diesen Selbstmördern 
gehörte auch die 85jährige Witwe des berühmten Malers Max Lieber-
mann (März 1943). Das pompöse Grabmal des Kammersängers der 
Berliner Staatsoper Joseph Schwarz mit der Inschrift: «Herr, Du bist 
meine Zuflucht für und für » war so beschaffen, daß man hineinklettern 
konnte, und wurde von Untergetauchten, die keine Bleibe hatten, als 
Nachtquartier benutzt. 

Noch 1944 hat Riesenburger einen jüdischen Kalender angefertigt, 
um Juden mit den Daten der Feiertage versorgen zu können. Auf dem 
Friedhof wurden geheime Gottesdienste abgehalten, an denen gele-
gentlich auch Untergetauchte teilnahmen. Tief im Gelände versteckt 
wurde sogar noch 1944 eine Laubhütte errichtet. Der Friedhof be-
währte sich als Hort jüdischen Lebens. Dort fand im Mai 1945 der erste 
öffentliche Gottesdienst in Freiheit statt. 

Es ist viel über die Konzentrationslager, die Ghetti, die Sammellager 
in Berlin, von denen die Transporte abgingen, geschrieben worden; 
auch immer wieder erschienen Zeitungsartikel, so daß vorauszusetzen 
ist, daß alles dies allgemein bekannt ist. Darum wollte ich über diejeni-
gen Juden berichten, die bis zum Kriegsende in Berlin gelebt haben, sei 
es legal — darüber habe ich bereits gesprochen —, sei es illegal. Wir müs-
sen uns nun den Untergetauchten zuwenden. 

Informationen sind der Memoirenliteratur zu entnehmen, ferner 
schriftlich fixierten und auch mündlichen Berichten. Es ist banal und 
trotzdem notwendig zu konstatieren, daß wir es bei dieser Gruppe mit 
lauter heterogenen Einzelschicksalen zu tun haben. Und wenn ich von 
einer Gruppe spreche, so ist das eine nachträgliche Zusammenfassung 
von Personen, die denselben Weg gegangen sind, nämlich in den Un-
tergrund, nachdem sie sich der Deportation entzogen hatten. Aber sie 
sind diesen Weg nicht gemeinsam gegangen, bildeten insgesamt keine 
Gruppierung, in der es einen Zusammenhang gab. Daß es im wesent-
lichen einzelne waren, die auf Grund ihres individuellen Entschlusses 
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den Sprung ins Ungewisse wagten, um dem sicheren Tod zu entgehen, 
schließt nicht aus, daß es — wohl nur wenige — Gruppen gegeben hat. Es 
gab kleine Freundeskreise, alte Bekannte, die in derselben Lage waren 
und sich gelegentlich trafen, sehr vorsichtig natürlich, um ihre Pro-
bleme zu besprechen und sich gegenseitig Mut zu machen. Aber das 
ist eher die Ausnahme. Ein wohl einzigartiger Kreis beansprucht be-
sondere Aufmerksamkeit: Es ist die Gruppe vorwiegend Jugendlicher, 
die sich selbst «Chug Chaluzi» nannte, frei übersetzt: «Kreis der 
Palästina-Pioniere». Sie waren Zionisten, hatten also eine gemein-
same Ideologie, ein gemeinsames Ziel und eine illegale Organisation, 
die notwendig war, um sich gegenseitig zu helfen: durch die Vermitt-
lung von Nachtquartieren, durch Lebensmittel usw. Dazu bedurfte es 
einer Führung. Der «Chug» stand zunächst unter der Leitung des Leh-
rers Jizchak Schwersenz, und nachdem es diesem gelungen war, in 
die Schweiz zu flüchten, unter der Leitung des damals sehr jungen 
Gad Beck, der jetzt, ebenso wie Schwersenz, in Berlin lebt. Dieser Wi-
derstandsgruppe — denn um eine solche handelt es sich — ist ein Buch 
gewidmet: Ferdinand Kroh: «David kämpft — Vom jüdischen Wider-
stand gegen Hitler »." Der Autor dieses Buches konnte sich auf Doku-
mente stützen: Der «Chug» war eine Untergruppe des «Hechaluz » 
(der Pionier), einer 1917 gegründeten zionistischen Weltorganisation 
für den Aufbau Palästinas, die ein international gespanntes Netz zur 
Rettung verfolgter Juden nach Palästina geknüpft hatte und die ver-
streuten Untergruppen materiell unterstützte. Briefe der Berliner 
Gruppe an Nathan Schwalb, den Leiter der Zentrale in der Schweiz, 
werden als Archivalien bewahrt und konnten von Kroh ausgewertet 
werden. Für die vielen Einzelschicksale sind wir auf Erlebnisberichte 
angewiesen, sei es aus der Sicht der Untergetauchten, sei es aus der 
Sicht der Helfer. 

In der Illegalität haben mehr Frauen als Männer überlebt, weil diese 
in größerem Maße gefährdet waren als jene, denn häufig wurde nach 
Deserteuren gefahndet. Die zahlreichen Razzien galten vor allem Män-
nern. Militärpapiere, die den Inhaber legitimierten, sich in Zivil in Ber-
lin aufzuhalten, waren sehr schwer zu beschaffen, während ein Post-
ausweis leichter zu erhalten war oder ein gefälschtes Papier, mit dem 
sich eine Frau zur Not ausweisen konnte. Für Frauen — selbstredend 
tauchten mehr junge als alte Leute unter — kam als günstiger Umstand 
der kriegsbedingte Dienstbotenmangel hinzu: Indem Familien ein jü-
disches Mädchen beherbergten, konnten sie zugleich das Problem des 
Hauspersonals lösen. 
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Wer waren die Helfer? Eine soziale Zuordnung ist nicht möglich, 
denn es gab in allen Klassen und Schichten Persönlichkeiten, die sich 
von der braunen Masse lossagten. Unterschlupf gewährten Arbeiter 
und Angestellte, kleine Ladenbesitzer, Angehörige des Hochadels, 
Militärs, Prostituierte, Berufsverbrecher, Intellektuelle und auch — re-
lativ selten — Bauern; geholfen wurde aus politischen Motiven, hier 
sind vor allem Kommunisten und Sozialdemokraten zu nennen, aber 
auch Liberale und Rechte, sogar vereinzelt Nazis, die mit dem Mord-
programm ihrer Partei nicht einverstanden waren. Andere bewährten 
sich aus religiösen Gründen als Retter, evangelische und katholische 
Christen, oft auch Angehörige von Sekten. Zu betonen ist, daß die 
bereits erwähnte unterdrückte slawische Minderheit, die Sorben, die —
hätte der Krieg länger gedauert — auch eines Tages «liquidiert» worden 
wäre, in vorbildlicher Weise mit den verfolgten Juden solidarisch war 
und ihnen half. Nicht vergessen wollen wir, daß es auch Menschen gab, 
die aus schlichter Menschenliebe sich der im Untergrund Lebenden 
annahmen, ohne durch Religion, Ideologie oder politische Position 
motiviert zu sein. Viele Helfer haben große Opfer gebracht und be-
wußt Freiheit und sogar Leben aufs Spiel gesetzt, aber es gab auch 
ambivalente Wohltaten: Illegale wurden versteckt und ausgeplündert, 
oder sie mußten für ein Nachtquartier im Kohlenkeller ohne Lohn 
Schwerarbeit verrichten. Wir sehen uns einer großen Mannigfaltigkeit 
gegenüber, der man nicht mit einfachen Formeln gerecht werden kann. 
Es war nicht meine Absicht, diese Mannigfaltigkeit vorzuführen — das 
wäre auch in einer kurzen Zeit nicht möglich —, aber ich wollte darauf 
hinweisen, daß es sie gibt und daß sie aus Memoirenliteratur erschließ-
bar ist. 
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DIE JUDEN IN LEIPZIG 
UNTER DER HERRSCHAFT DES 
NATIONALSOZIALISMUS 

Manfred Unger 

Wenn man zu Standardwerken zur Geschichte der Juden unter dem 
Nationalsozialismus greift — es sei beispielsweise auf Arbeiten von 
R. Hilberg, A. Barkai, F. Battenberg, auf den von M. Richarz heraus-
gegebenen dritten Band der Selbstzeugnisse verwiesen' — ist auffällig, 
daß Leipzig darin kaum, allenfalls in einer marginalen Rolle vor-
kommt. Und das, obgleich die Stadt über eine Großgemeinde verfügte, 
die um 1910 an siebenter, später an sechster Stelle in Deutschland lag. 
Der Grund für diese periphere Situation in der Forschung ist wohl 
vorwiegend auf der Leipziger Seite selbst zu suchen. Während über die 
ältere Geschichte, etwa über die jüdischen Kaufleute des 17. / i8Jahr-
hunderts schon früher publiziert wurde,2  rückten die Jahre von 1933 
bis 1945 erst Anfang der 6oer Jahre ins Blickfeld, als eine Reihe von 
Schlüsseldokumenten des Polizeipräsidiums, der Gestapostelle, aber 
auch der Stadtverwaltung zutage traten.3  Diese Thematik wurde um 
1987 durch ein Inventar der archivalischen Quellen4  und die Vergabe 
einiger Arbeiten wieder aufgegriffen, und sie erhielt durch den 5o. Jah-
restag des Novemberpogroms mit einer Ausstellung, die in der Öffent-
lichkeit viel Resonanz fand, Auftrieb. Deutlichere Methoden ließen 
auch die Quellenbasis ergiebiger werden und sich erweitern, es wurden 
aufs neue Quellen entdeckt, wie vor allem das Bildarchiv des jüdischen 
Fotografen A. Mittelmann, das jener Ausstellung zugute kam.5  Bei nä-
herem Zusehen erwiesen sich die etwa 2 000 Aktenbände, die aus der 
NS-Zeit stammen, als nicht ganz einförmig, obgleich sie überwiegend 
aus der Repression hervorgegangen, als schriftlicher Niederschlag von 
Verfolgung, Vertreibung und Vernichtung entstanden waren. Sie ent-
halten auch Schriftstücke der jüdischen Organisationen und reflektie-
ren den spezifischen Widerstand, das Ringen um Selbstbehauptung 
und Solidarität. Bis vor wenigen Jahren gab es im Unterschied etwa zu 
Dresden mit den Memoiren von V. Klemperer und L. Grundig für 
Leipzig keine oder kaum Selbstzeugnisse. Auch das hat sich durch die 
Publikation der Erinnerungen von Simson J. Kreutner und Gerda 
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Gottschalk, jetzt dazu von Rolf Kralovitz geändert. Und hierher ge-
hört nicht zuletzt die Studie von Fred Grubel zur Geschichte der Ge-
meinde zwischen 1933 und dem Pogromwinter 1938 / 39.6  Inzwischen 
sind mehrere Untersuchungen, darunter zur Sozialgeschichte der Ju-
den Leipzigs, sowie eine Publikation von Quellen vorbereitet, die den 
Zeitraum betreffen oder tangieren.? Danach scheint es möglich, die 
Feststellung zu wagen, daß sich die Konturen der Thematik als über-
schaubar darstellen, aber noch viel Forschung im einzelnen zu leisten 
bleibt, um allein den Nachholbedarf auszugleichen. 

Zu Beginn des Jahres 1933 konnte die Religionsgemeinde auf die 
Entwicklung eines Jahrhunderts zurückblicken, die weithin kontinu-
ierlich anmutet und der das Umfeld einer vom liberalen Bürgertum 
geprägten Stadt entgegenkam. Eine jüdische Gemeinde hatte schon im 
Mittelalter existiert. Vom ausgehenden 15. Jahrhundert an gab es aber 
in Leipzig wie im ganzen kursächsischen Territorium für Jahrhunderte 
keine seßhaften Juden mehr. Als Kaufleute waren sie dagegen auf allen 
Messen präsent. Vor allem am Ende des 18. Jahrhunderts, einer der 
großen Aufstiegsphasen der Messe, sind sie als Träger des Osthandels 
hervorgetreten. Und im Schatten der Messe entstand auch die neue 
Gemeinde, die erstmals 1834 bezeugt ist, wahrscheinlich aber schon in 
die Zeit um 182o datiert und auf Brodyer Kaufleute zurückgeht. Ost-
europäische Firmen bildeten Filialen, bevor sie ihren Hauptsitz nach 
Leipzig verlegten. Zwar nahm die Zahl der Ansässigen gegenüber den 
Messebesuchern nur langsam zu, aber 1836 wurde der Rat der Stadt um 
den Bauplatz für die Gemeindesynagoge gebeten, und 1854 / 55 kam es 
nahe dem Stadtzentrum zu dem großen, auf die Zukunft orientierten 
Bauwerk, neben dem aber mehrere ältere Betstuben der Messebesu-
cher fortbestanden. Seit dem Vormärz, da 1846 die Statuten der Ge-
meinde von der Staatsregierung bestätigt wurden, vollzog sich bei aller 
Eigenständigkeit die Integration in die bürgerliche Gesellschaft der 
schnell wachsenden Großstadt. Das fand in der Mitgliederzahl seinen 
Ausdruck, die sich 1890 schon auf 4300, an der Jahrhundertwende auf 
6 200 belief und sich bis in die Mitte der 2oer Jahre noch einmal mehr als 
verdoppelte. In der sozialen Struktur dominierte der Mittelstand bei 
weitem. Er umfaßte Kaufleute in großer Zahl, Handwerksmeister, 
Ärzte, Anwälte. Reiche Großkaufleute, Bankiers und Warenhausbe-
sitzer, für die Namen wie Eitingon, Ariowitsch, Kroch, Ury stehen, 
die auch als Stifter hervorgetreten sind, wie das gerade für die beiden 
erstgenannten galt, hat es nur wenige gegeben. Die Zahl der Arbeiter 
läßt sich mit 5 % angeben, erschöpft aber diese proletarische Schicht 
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nicht. Sie erstreckte sich auf Hilfskräfte in den Fellhandlungen und 
Kürschnereien, zu ihr gehörten wohl auch Hausierer, Tagelöhner, ge-
rade Zugewanderte, die noch ohne festen Beruf und eigenen Haushalt 
lebten. Das Anfang 1933 erschienene Adreßbuch der Gemeinde — es 
war von einer Gewerbeausstellung veranlaßt — stellt dazu eine wichtige 
Quelle dar, die etwa 5 000 Haushalte nennt und weitgehende Aussagen 
zur Berufsstruktur, auch zur Soziotopographie zuläßt.' Es ist gleich-
sam das letzte komplette Zeugnis der Gemeinde unmittelbar vor dem 
Machtantritt der Nationalsozialisten. 

Auch wenn der Anteil der Glaubensjuden an der Einwohnerzahl 
Leipzigs zu keiner Zeit größer war als 2,1 % (1885), so hat doch ihr 
Beitrag eine kaum zu überschätzende Bedeutung. Das gilt vorrangig 
für den Handel. Der «Brühl » und damit Leipzigs Stellung als interna-
tionales Pelzzentrum ist ihre Schöpfung. Die Impulse für das Bil-
dungsbürgertum sind zu nennen. In der Wissenschaft galt das bei-
spielsweise für die Orientalistik seit der Mitte des i9Jahrhunderts. 
Insgesamt ist es wohl der Gewinn an Weltoffenheit, der Leipzig von 
seinen jüdischen Bürgern zuteil wurde. Seit dem Ende des 19. Jahrhun-
derts war die Religionsgemeinde mit antisemitischen Vorstößen kon-
frontiert. Es gab sie in der Öffentlichkeit, im Verlagswesen wie an der 
Universität, aber selbst die NSDAP hatte bis in die Zeit der Weltwirt-
schaftskrise hinein keinen bestimmenden Einfluß.9  

In den zwölf Jahren vollzog sich alles Entscheidende «reichseinheit-
lich». Dennoch scheint es naheliegend, örtlichen Abweichungen und 
Besonderheiten nachzugehen und auf die Notwendigkeit, kompara-
tive Untersuchungen anzustellen, hinzuweisen. Das könnte gerade für 
Zentren wie Frankfurt a. M., Hamburg, Köln, Leipzig usw. sinnvoll 
sein. Nach der Reichsstatistik zählte die Gemeinde im Sommer 1933 
II 500 Mitglieder!' Diese Zahl lag niedriger als 1925, als sie sich auf 
13 50o belief. Sie blieb in den ersten Jahren nach 1933 auffällig kon-
stant. Für März 1938 wird für Leipzig sogar die Zahl 12000, für Sach-
sen 18 000 genannt.' Es gab nicht nur Emigration, sondern auch Zu-
wanderung nach Leipzig. In Kleinstädten sahen sich jüdische Men-
schen Repressalien eher ausgesetzt als in der Großstadt. Die Zahl der 
jüdischen Verfolgten hat nicht nur diese Zuwanderung zu berücksich-
tigen, sondern auch die Zahl derer, die aus der Gemeinde ausgetreten, 
zur evangelischen oder katholischen Kirche konvertiert waren, was die 
Reichsstatistik von 1933, die nur Glaubensjuden nennt, nicht ausweist, 
die als «Halbjuden» galten oder der « arische » Ehepartner waren. Die 
Quellen sind in den Zahlenangaben mit erheblichen Unsicherheiten 
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behaftet, so daß auch von daher nur eine Schätzung möglich ist. Da-
nach dürfte mit mindestens 15 000 Verfolgten für Leipzig zu rechnen 
sein, und das bei einer Einwohnerzahl, die in den 3oer Jahren über 
700 000 lag!' 

In den Leipziger Ereignissen zeichnen sich deutlich drei Phasen ab: 
die Entwicklung bis zum Novemberpogrom, die Zwischenphase 
1939 / 41, über die wir am wenigsten wissen, und die Jahre der «End-
lösung» vom Januar 1942 bis Anfang 1945. Zweifellos sind die reichlich 
fünf Jahre der ersten Phase mit ihrem Auf und Ab der Ausgrenzung und 
des Terrors in sich sehr differenziert zu sehen. Die Verfolgung und 
Vertreibung verlief wellenförmig, so etwa die Monate nach den Nürn-
berger Gesetzen, dann aber die «Pause» zur Zeit der Olympiade, 
schließlich der Terror Ende Oktober und im November 1938. 

Es soll hier nur einigen Gesichtspunkten nachgegangen werden. Die 
Quellen reflektieren in den ersten Jahren deutlich Verfolgungsmaß-
nahmen, wie sie auf der kommunalen Ebene praktiziert wurden. Das 
gilt beispielsweise für die Ausgrenzung nichtarischer Ärzte und Zahn-
ärzte mit der Einteilung in «noch zugelassen» oder nicht mehr mit 
kassenärztlicher Praxis versehen. Gewerbescheine wurden nicht mehr 
ausgegeben, Handwerker von öffentlichen Aufträgen ausgeschlossen, 
Spar- und Girokassen verweigerten Darlehen, Viehhändlern und Flei-
schern wurde der Zutritt zum Schlachthof verwehrt. Die Quellen zei-
gen die Verdrängung jüdischer Kinder aus den öffentlichen Schulen, 
auch aus den Berufsschulen. In Leipzig lief eine Kampagne, die Juden 
vom Aufenthalt im Rosental, einem zentrumsnahen Park, ausschließen 
sollte. Hierzu gab es Rückfragen in Hamburg, Frankfurt a. M., Köln 
und Breslau, die Antworten lassen erkennen, daß es dort vergleichbare 
Schritte noch nicht gab.' 3  

Wesentlich erscheint die von Kwiet / Eschwege und A. Pauker auf-
geworfene Frage nach dem jüdischen Widerstand. '4  Bei allen und 
verständlichen Illusionen, die es 1933 gab — und was später kam, 
vermochte sich damals ohnehin niemand vorzustellen —, treten auch 
deutliche Positionen entgegen: Der erste war der Centralverein, der 
sich gegen eine Hetzsendung des Mitteldeutschen Rundfunks mit den 
Worten wehrte, « daß Deutschland in Barbarei und Mittelalter zurück-
gesunken ist ». Gleichzeitig fanden sich Kräfte, die sich für eine «Mauer 
jüdischer Zusammenarbeit» stark machten. Das war schon in den er-
sten Monaten, und tatsächlich traten angesichts des gemeinsamen Geg-
ners die Differenzen, die es innerhalb der Gemeinde zwischen Altein-
gesessenen und Neuen, Orthodoxen und Liberalen gab, zurück.' 5  

270 



Es gab in Leipzig aktiven Widerstand mehrerer junger jüdischer 
Menschen, die im Rahmen einer illegalen Organisation unter dem 
Namen «Zelle Zentrum » tätig waren, Flugblätter verfaßten und ver-
teilten. Im Sommer 1934 in eine Verhaftungswelle gekommen, wurde 
Erica Gottschalk, die an der Spitze gestanden hatte, wegen «Vorberei-
tung zum Hochverrat» zu Zuchthaus verurteilt. Nach der Entlassung 
gelang ihr die Emigration nach Schweden.'6  Alfred Gerst, dessen Ur-
teil auf drei Jahre und neun Monate Zuchthaus lautete, schrieb in einem 
Brief aus Waldheim an seine Mutter, den die Zensur nicht durchließ 
und der dadurch erhalten blieb: «Ich bin nun leider Jude. Das darf ich 
nie vergessen. Erstens steht's an meiner Tür [der Zelle] und zweitens 
gibt es sogar Beamte, die mich so anreden ...» Das Sozialamt der Reli-
gionsgemeinde setzte sich umsichtig für seine Emigration ein, er wurde 
jedoch in ein KZ überführt und ist 1942 in Sachsenhausen ermordet 
worden.'? Dasselbe Schicksal erlitt 1937 in Dachau Hermann Gott-
schalk, der Bruder Erica Gottschalks, der — wie sein Vater Jurist — einer 
anderen Widerstandsgruppe angehört hatte. Oder der Vorsitzende der 
Leipziger Ortsgruppe der Jüdischen Lehrervereinigung, Max Jaffe, 
stand 1937 vor dem Sondergericht. '8  

Was die Juden Leipzigs gegen die schwelende Barbarei zu stellen 
vermochten, waren ihr aufrechter Gang und der trotzige Zusammen-
halt, wie er von der Religionsgemeinde, ihren Einrichtungen und von 
den Vereinen getragen wurde. Im Januar 1937 schrieb F. Grübel im 
Gemeindeblatt: 

«Die jüdische Gemeinde ist arm. Die jüdische Gemeinde hat unerhörte Aufga-
ben in sozialer, in geistiger und in seelischer Hinsicht zu leisten. Die jüdische 
Gemeinde steht und fällt mit dem Verantwortungsgefühl ihrer Mitglieder, und 
mit der jüdischen Gemeinde steht und fällt die Existenz von Tausenden von 
Juden, die in dieser Stadt wohnen und deren Gegenwart und Zukunft ohne die 
Hilfe der Gemeinde Not und Verzweiflung sein würden.»'9  

Kurz darauf geschah, was «wohl einzigartig sogar im damaligen Nazi-
deutschland dasteht»: Die Stadtverwaltung verlangte, den ältesten der 
drei jüdischen Friedhöfe, der von 1815 bis 1865 belegt worden war, zu 
räumen, um dann dort einen Schuttplatz anzulegen." 

Die Vereine waren — bis auf Ausnahmen — 1933 bestehen geblieben. 
Es gab über 70, die örtlichen Organisationen zentraler Vereine wie 
z. B. des «CV» (Centralverein deutscher Staatsbürger jüdischen Glau-
bens), daneben viele, die ausschließlich in Leipzig bestanden. Mit dem 
Jüdischen Kulturbund hat es sogar eine Neugründung gegeben. Und 
die meisten hatten mehr Zulauf als vordem. Aber alles, was sie ohne 
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vorherige Anmeldung und Genehmigung taten, war illegal. Polizei 
und Gestapo sahen in ihnen eine einfache Möglichkeit der Observa-
tion, und es hat von daher nicht an Eingriffen gefehlt. Ihre Leistungen 
kamen trotz der ihnen auferlegten Fesseln zustande. So ließ sich bei-
spielsweise durchsetzen, daß Anfang 1934 im Schauspielhaus Lessings 
Nathan durch das Berliner Kulturbundtheater aufgeführt werden 
konnte, und Ende des Jahres gelang es — 11/2  Jahre nach der Berliner 
Gründung — die Genehmigung einer Leipziger Kulturbundorganisa-
tion durchzusetzen. Bemühungen darum hatte es schon seit dem Som-
mer 1933 gegeben. Die Mitgliederzahl erreichte 1936, vor der großen 
Emigrationswelle, mit 800 den Höhepunkt. Hier war trotz der ghetto-
artigen Eingrenzung, wie sie für alle jüdischen Organisationen zutraf, 
gleichsam eine Insel humanistischer Kultur entstanden, in deren Pro-
gramm Felix Mendelssohn Bartholdy und Gustav Mahler, aber ebenso 
Mozart und Beethoven vertreten waren, bis es verboten wurde, «deut-
sche » Werke aufzuführen. Allein Werke Mendelssohns zu bringen, ein 
Mendelssohn-Trio jüdischer Musiker zu unterhalten, war nach dem 
Abbruch des Denkmals vor dem Gewandhaus im November 1936 ein 
Akt entschiedenen geistigen Widerspruchs. Vorträge zu halten, war 
nicht erlaubt, aber es gab Rezitationen. Die erhalten gebliebenen Pro-
grammzettel und die «Monatsblätter», die es für annähernd ein Jahr —
1938 — gegeben hat — es sind originär jüdische Quellen —, reflektieren 
bei näherem Zusehen in dem, was zu rezitieren ausgewählt wurde, 
manche verdeckte Andeutung kritischer Distanz. Der Vorsitzende des 
Kulturbundes widersetzte sich Ende 1935 einer Auflage der Polizei 
«als mit dem jüdischen Stolz nicht vereinbar». Er betonte die «Eigen-
ständigkeit der jüdischen Kultur» und fügte hinzu, die «Aufgabe des 
Vereins sei, der jüdischen Bevölkerung einen seelischen Halt zu ge-
ben», da sie vom Besuch anderer Veranstaltungen ausgeschlossen sei. 
Wie das verstanden wurde, zeigt sich darin, daß die Gestapo daraufhin 
Conrad Goldschmidt zum Rücktritt zwang.' Einen wichtigen Teil der 
Selbstbehauptung stellte das jüdische Bildungswesen dar. Das galt für 
die Arbeit der Höheren Israelitischen Schule bis zu ihrem Verbot 1942 
wie für das Lehrhaus, eine Art eigener Volkshochschule, wo unter 
schwierigen Bedingungen die Umschulung für solche Berufe und 
Fremdsprachenkenntnisse betrieben wurde, die der Aufnahme in 
einem Emigrationsland förderlich waren. 

Beruflich sind die Leipziger Juden in ihrer großen Mehrzahl Selb-
ständige gewesen. Die «Arisierung» traf ihre ökonomische wie soziale 
Existenz in einem entsprechenden Umfang. Allein von der Rauch- 
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warenbranche sind bis 1936 über einhundert Firmen liquidiert oder 
«arisiert» worden. Während der letzten Welle von 1938 /39 fielen i 600 
Firmen unter die Arisierung, darunter 577 Großhandlungen? Cha-
rakteristisch sind die Vorgänge bei den Verlagen in dem traditionsrei-
chen Buchhandelszentrum, als das Leipzig — trotz der lange eingetrete-
nen Schwergewichtsverlagerung nach Berlin — immer noch galt. Um 
die 20 ortsansässige Firmen waren betroffen, abgesehen vom Vielfa-
chen derer, die Leipzig als zusätzlichen Verlagsort führten, hier ihre 
Auslieferung abwickelten, regelmäßig als Aussteller auf der Buch-
messe vertreten waren und natürlich dem Börsenverein angehörten. 

Anfänge sind gleich 1933 erkennbar. Die «erste Ausschaltungs-
welle »23  lief in Leipzig zeitgleich zu Berlin, Frankfurt a.M., Stuttgart 
usw. 1935 an. Noch vor den Nürnberger Gesetzen nahm der Druck —
begleitet von Denunziationen und Schikanen — in kurzer Zeit derart 
zu, daß die Gefahren, «die sich für das deutsche Buch aus einer rigoro-
sen Anwendung des Ariergrundsatzes ergeben müssen» deutlich wa-
ren» Der Mut, mit dem von jüdischer Seite damals widersprochen 
wurde, scheint schon im Verlauf der zweiten Welle 1936 / 37 und erst 
recht ab dem Frühjahr 1938 nicht mehr recht vorstellbar. 

Mit Rücksicht auf den Export und damit die Deviseneinnahmen gab 
es vorübergehend Sondergenehmigungen, die Unterschiede bewirkten 
und bisweilen Hoffnung nähren mochten. Abwechselnd wurden jüdi-
sche Firmen im Adreßbuch des Buchhandels gestrichen und — ohne 
den Inhaber — wieder genannt. Es erschienen in kurzen Abständen 
Listen der «jüdischen Buchverlage und Buchvertriebe »25  ähnlich wie 
das bei den Ärzten und Zahnärzten der Fall gewesen war. Schon 1936 
sahen sich einige Leipziger Verleger gezwungen, Deutschland zu ver-
lassen, noch bevor es vordergründig um ihre Firmenanteile ging. Bei-
spielsweise wandte sich Jakob Hegner — mit wissenschaftlichen Editio-
nen wie u. a. von Werken Thomas von Aquins befaßt —, nach Wien, 
versuchte dort eine Neugründung, bevor er zwei Jahre darauf bei der 
Besetzung Österreichs verhaftet wurde und, wieder entlassen, nach 
England flüchten konnte? Oder Max Hofmann, als «Mischling 
i. Grades » verfolgt, war gezwungen, seinen auf Geographie spezia-
lisierten Verlag aufzulösen. Zu seinen Verdiensten gehört es, eine Bi-
bliothek gestiftet zu haben, aus der das deutsche Archäologische Insti-
tut in Istanbul hervorgegangen war." Albert Cohn, der Inhaber des 
wissenschaftlichen Antiquariats Janus, verließ Leipzig im Som-
mer 1937 Richtung Amsterdam? Walter Jolowicz war schon nicht 
mehr Geschäftsführer der Firma Gustav Fock, eines international re- 
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nommierten Antiquariats und Verlages für Naturwissenschaften, als es 
1938 um die «Arisierung» ging. Offiziell lautete der Kommentar dazu: 
«... es wäre wirklich eine Tat für den deutschen Buchhandel [...], wenn 
man auf diese Weise die letzten Volljuden aus dem Buchhandel entfer-
nen könnte.»29  

Die entscheidende Welle lief Ende 1938. Der Verlag Moses Wolf 
Kaufmann, um 186o nach Leipzig übergesiedelt, gab jüdische Gebet-
bücher, Predigtwerke und andere religiöse wie wissenschaftliche Lite-
ratur heraus. Im Jahre 1927 mit einer Niederlassung in Berlin versehen 
und gleichzeitig von Oscar Porges übernommen, wurde er noch im 
Juni 1938 von dem Reichskommissar Hinkel als «im Rahmen des jüdi-
schen Buchhandels zugelassen» bestätigt. Auch die Liste vom Oktober 
stufte ihn so ein, aber Anfang 1939 war die ehrwürdige Firma verboten 
und im Handelsregister des Amtsgerichts getilgt.3° 

Ein ähnliches Schicksal erlitt der Seemann-Verlag. Schon 1933 sollte 
Gustav Kirstein mit Hilfe einer Teilung des Verlages verdrängt wer-
den, wie er auch aus dem Vorstand des Börsenvereins ausscheiden 
mußte. Nach seinem Tode 1934 führte seine Frau die abgeteilte Firma 
weiter. Werke von Kokoschka, Picasso, Hofer und Matisse blieben im 
Angebot der Kunstblätter, bis Ende 1938 ein SS-Standartenführer aus 
dem Goebbels-Ministerium mit der «Entjudung des Kunstverlages 
Seemann & Co in Leipzig» beauftragt wurde. Frau Kirstein beging in 
dieser Situation Selbstmord.3' Jener Standartenführer fungierte als 
«Treuhänder» für eine ganze Reihe von Verlagen, beispielsweise auch 
für die Musikverlage Benjamin, Simrock und Rahter, die an ein Berli-
ner Unternehmen gelangten, und für C. F. Peters. 

Auf eine Gründung im Jahre i800 zurückgehend, besaß dieser 
Großverlag eine kaum überschätzbare Bedeutung für das Musikschaf-
fen des 19. / 20. Jahrhunderts. Zu den Verlagsautoren von Peters zähl-
ten mindestens 5o von den Nationalsozialisten verfemte Komponisten, 
Musiker und Musikschriftsteller, darunter Gustav Mahler, Arnold 
Schönberg, Hanns Eisler, Mosche Menuhin und Bruno Walter. Für die 
Stadt war der Verlag u. a. durch die Stiftung der Musikbibliothek her-
vorgetreten. An der Spitze stand über Jahrzehnte mit Henri Hinrich-
sen eine der geachteten Persönlichkeiten des kulturellen Lebens. So 
hatte er 1911 die Hochschule für Frauen, die Henriette Goldschmidt-
Schule, gestiftet, und auf ihn geht das Musikinstrumentenmuseum zu-
rück, das er 1926 der Universität nach einem Sammlungs-Ankauf 
schenkte und weiter großzügig förderte. In den ersten Jahren des NS-

Regimes gehörte er übrigens zu den wichtigsten Helfern des Jüdischen 
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Kulturbundes in Leipzig. Als im Frühjahr 1936 generell gegen die Kul-
turbünde im Reich eine Veranstaltungssperre verhängt war, gelang es, 
das Konzert mit Carl Flesch, einem langjährigen Autor des Verlages, 
der damals schon in London lebte, trotzdem durchzuführen. Henri 
Hinrichsen finanzierte das Konzert, und Carl Flesch war Gast der Fa-
milie. Glücklicherweise ist der Schriftwechsel, den beide in diesem Zu-
sammenhang führten, überliefert. Dazu ist dieser Vorgang in einer 
gleichzeitigen Denkschrift von Kurt Singer erwähnt. Zwei der Söhne 
waren schon vor dem Kriege nach den USA bzw. England emigriert. 
Notgedrungen ging Henri Hinrichsen, 72 Jahre alt, 1940 mit seiner 
Frau ins Ausland. Mit der Besetzung Belgiens wurde man seiner den-
noch habhaft; 1942 ist er in Auschwitz ermordet worden. Sein dritter 
Sohn, der nach Frankreich geflohen war, ist dort 1940 im Gefängnis 
Perpignan umgekommen. Das Verlagsunternehmen, zu dem auch die 
Firma Rieder-Biedermann gehörte, fiel teilweise dem Universalverlag 
von Kurt Herrmann in die Hände.32  Jene Befürchtung, die der Verleger 
Rudolf Schick und Kurt Sabbatzky, der Leipziger CV-Geschäftsfüh-
rer, Anfang 1935 ausgesprochen hatten, war in einem Umfang Realität 
geworden, die wohl selbst ihre Voraussicht übertraf. Beide gehörten 
im Novemberpogrom zu den Verhafteten; später gelang ihnen die 
Flucht über die deutsche Grenze. Mit dem Ende der «Arisierung» der 
Verlage schloß sich der Bogen, der im Frühjahr 1933 mit Entlassung 
und Vertreibung von Gelehrten der Universität, von Künstlern wie 
dem Gewandhauskapellmeister Bruno Walter eingesetzt hatte, und 
wie sie jüdische Anwaltskanzleien und Ärzte betraf.33  

Nachzutragen ist, daß auch «arische» Verlage hinsichtlich ihrer in-
und ausländischen jüdischen Autoren tangiert waren. Bei einem sol-
chen Verlagsunternehmen wie Breitkopf &Härtel belief sich ihre An-
zahl auf mehr als einhundert, bezogen auf den Zeitraum vom Ende des 
i9Jahrhunderts bis um 1933. Genau in diesem Jahr brach z. B. die 
Verbindung zu Gustav Brecher, dem Leipziger Opernintendanten, ab, 
als er— abgesetzt — die Stadt verlassen mußte. Ähnliches traf für Arnold 
Mendelssohn, einen Verwandten von Felix Mendelssohn Bartholdy, 
zu. Von 1934 datiert die letzte Korrespondenz des Verlages mit Bro-
nislaw Hubermann, der 1936 in der Emigration das Palästina-Orche-
ster gründete. Es betraf ebenso den Komponisten Ernest Bloch wie 
Max Brod und Franz Werfel als Textautoren oder die Musikhistoriker 
Max Friedlaender in Berlin und Guido Adler in Wien.34  

In diesen Zusammenhang gehört eine Konfrontation des Leipziger 
Unternehmens Harrassowitz, als es im Oktober 1941 von der Reichs- 
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schrifttumskammer attackiert wurde. Die war darauf gestoßen, daß 
dort Verlagsverzeichnisse aus Oslo und Kopenhagen verschickt wor-
den waren, die u. a. Werke von Stefan Zweig und Lion Feuchtwanger 
anboten. Die Durchschrift der dem Unternehmen angedrohten 
Schritte, die zur Information an den Börsenverein der Deutschen 
Buchhändler ging, vermerkt nachdrücklich die parallele Benachrichti-
gung von Gestapo und SD." Aber es ist bemerkenswert, daß eine alt-
eingesessene Firma noch zu dieser Zeit so etwas wagte. 

Die «schnell aufeinanderfolgenden Maßnahmen des Jahres 1938» 
hatten damit begonnen, daß im April Vermögen jüdisch Verfolgter 
über 5 000 RM anzumelden war. Im Juli waren alle noch existenten ge-
werblichen Betriebe zu registrieren, und die Verordnung vom 3. De-
zember legte den Zwang auf, sie «binnen einer bestimmten Frist zu 
veräußern», wie es in ihrem Artikel 1 offiziell hieß. Damit schloß sich 
der Kreis, der am Boykottag des i. April 1933 seinen gewaltsamen Auf-
takt erfahren hatte. Der letzte Akt war eingebunden in den Übergang 
zum offenen Terror, wie er Ende Oktober 1938 einsetzte und in der 
«Reichskristallnacht » Tage darauf seinen Höhepunkt erfuhr. 

Der Versuch, für Leipzig ein Gesamtergebnis des «Arisierungs»-
prozesses zu nennen, wäre beim Stand der Forschung noch zu früh. 
Die am Ort verfügbaren archivalischen Quellen machen offenbar nur 
einen Teil aus. Das scheint sowohl für die Seite der Betroffenen wie für 
die der Gewinner zu gelten.36  Offenkundig aber ist, daß der büro-
kratisch mit «Kauf» übertünchte Raub von Eigentum — Firmen, 
Grundstücken usw. — einen neuen und großen Schub der Vertreibung 
bewirkte. Er trug entscheidend dazu bei, die im Verlaufe eines Jahr-
hunderts gewachsene Sozialstruktur der jüdischen Bevölkerung Leip-
zigs zu zerstören und leitete den Anfang totaler Pauperisierung auch 
derer ein, denen bis 1941 die Flucht nicht mehr gelang oder denen das 
Risiko, Deutschland zu verlassen, oder in der Stadt, die ihnen Heimat 
war, zu bleiben, gleichwertig zu sein schien. 

Die letzte Arisierungswelle lief noch, da hatte ein einziges Ereignis 
einschneidende Bedeutung: die erste Deportation in Gestalt der 
«Polenaktion». Man muß bedenken, daß fast 65 % der damals noch 
etwa 36o 000 jüdischen Verfolgten im Altreich in sieben Städten kon-
zentriert waren, fast 4o % lebten in Berlin. Als die Stadt mit dem zweit-
größten Anteil von Ostjuden war Leipzig dieser Aktion besonders 
ausgesetzt. Die Vielzahl der aus Polen stammenden Juden war histo-
risch bedingt. Sie beruhte auf einer beständigen Zuwanderung im Ge-
folge des Osthandels der Messe. Was die deutsche Staatsangehörigkeit 
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anbelangte, so verhielt sich die sächsische Regierung in Dresden selbst 
in der Weimarer Republik mit ihrer 30-Jahresfrist so extrem zöger-
lich, daß sich der Erwerb in einer Generation kaum verwirklichen 
ließ. 

Zum 1. August 1938 werden 9310 «Rassejuden» für Leipzig ge-
nannt. Davon waren der Untersuchung von T. Kübler zufolge 6o `)/0 
aus dem Osten. Durchweg waren Polen/ Galizien das Geburtsland, 
nur je etwa 1 °/0 stammte aus Rußland, der Ukraine usw. Als im 
April 1938 der Druck zur «Entlassung nicht-deutscher Funktionäre 
und Angestellten» der Religionsgemeinde wie der Vereine einsetzte, 
hatte das gerade bei den Vereinsvorständen eine entsprechende Wir-
kung.37  Das erwies sich einige Monate darauf aber nur als eine Vor-
stufe zu dem, was in der Polenaktion folgte. 

So schwerwiegend diese Aktion auch war, so dürftig ist die doku-
mentarische Überlieferung über sie. Das gilt weniger für den Ablauf, 
der kaum Unterschiede zu den anderen Zentren aufwies, als vielmehr 
für die Frage nach der Quantifizierung. Von der Polizei, in deren 
Händen die Durchführung lag, sind am Ort keine Dokumente greif-
bar. Die auswärts liegenden und publizierten müßten auf ihren Regi-
straturzusammenhang geprüft werden. Am ausführlichsten ist der 
Bericht, den der amerikanische Konsul unmittelbar danach seinem 
Außenminister geschickt hat. Es heißt darin: 

»Um 8 Uhr am selben Tage begann die Jagd. Die Mehrzahl der polnischen 
Juden, die ja zu Tausenden in der seit langem berühmten Pelzstadt Leipzig 
wohnten, waren auf dem Weg hinaus. Vermutlich wußte keiner, wohin es 
eigentlich gehe [...] Das Tempo, in dem dieses Verfahren durchgeführt wurde, 
war wohl einzigartig in der zivilisierten Welt. Die meisten Opfer hatten eine 
halbe Stunde, um sich anzuziehen und ihre persönlichen Angelegenheiten ab-
zuwickeln. Man schätzt, daß ca. 3 3oo Juden schon in vier Sonderzügen Leipzig 
verlassen haben [...] Die Polizei schätzt, daß die Gesamtaustreibung aus Sach-
sen sich bis heute auf ca. 12 000 Personen beläuft. Sie ging nicht ohne tragische 
Szenen ab, wenn Eltern von Kindern getrennt wurden oder Männer von ihren 
Frauen...» 

Bekanntlich hatte Heydrich in einem Schnellbrief vom 26. Oktober 
die Abschiebehaft verhängt. In Halle begann daraufhin die Aktion 
schon am 27. Oktober abends. Von daher gelangte die Nachricht nach 
Leipzig und veranlaßte viele der Betroffenen, im polnischen General-
konsulat Zuflucht zu suchen. Der amerikanische Konsul hielt über 
das Eingreifen seines Kollegen F. Chiczewski fest: 
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«Wenn auch ohne Asylrecht, so stellt das polnische Konsulat doch so eine Art 
Mekka in der Stadt dar. Der polnische Konsul hat mir mitgeteilt, daß r 300 
polnische Juden die letzte Nacht auf dem Boden des polnischen Konsulats 
verbracht haben. Kinder und Frauen kamen auf den Boden, andere kamen in 
die Büroräume, Wohnzimmer, auf Treppen oder Korridoren. Der Keller war 
überfüllt. Der Garten glich einem Tollhauslager...» 

Auch das amerikanische Konsulat hatte Verfolgten Zuflucht ge-
währt.38  Dieser Augenzeugenbericht stimmt mit einem Schriftstück 
der Polizei vom to. November überein, das den Aufenthalt von t 296 
Personen in der Villa Ury, vor den Fenstern des Reichsgerichts und 
nahe dem Polizeipräsidium, nennt,39  dagegen weichen andere Doku-
mente für die Zahl der an die Grenze nach Beuthen Transportierten 
mit i 598 Personen von der Version der amerikanischen Seite erheb-
lich ab.4° Die Religionsgemeinde äußerte in einem Schreiben an die 
Gestapostelle vom 3. November nur: «Die bekannte Aktion der Aus-
weisung der polnischen Staatsangehörigen hat einen sehr beträcht-
lichen Teil unserer Gemeindemitglieder erfaßt ...» Durch die Depor-
tation büßten einige Vereine bis zur Hälfte ihrer Mitgliedschaft ein. 
Beim Talmud-Tora-Verein hatten sogar nur zwischen 6 und 7 % der 
Mitglieder die deutsche Staatsbürgerschaft. Noch vor dem Verbot im 
Anschluß an die «Reichskristallnacht» mußte er seine Tätigkeit ein-
s tellen. 41  

Über das weitere Schicksal der Deportierten ist, außer daß einige 
aufgrund eines Abkommens noch einmal zurückkehren konnten, 
nichts bekannt. Die aus dem Konsulat wurden später doch ausgewie-
sen. Und wem von Polen aus nicht bald die Reise in ein sicheres Land 
gelang, der geriet nach Kriegsausbruch — und das muß für die Mehr-
zahl befürchtet werden — erneut in die Verfolgung und letztlich in die 
Vernichtungslager.42  

Verlauf und Wirkung des Novemberpogroms in Leipzig unter-
scheiden sich wenig von den Ereignissen anderenorts. In den ersten 
Morgenstunden des to. November steckten NSKK-Angehörige die 
großen Synagogen, die der Gemeinde und die in Apels Garten in 
Brand, zahlreiche Geschäfte am Brühl und innerhalb wie außerhalb 
des Stadtzentrums wurden demoliert. Die barbarischen Aktionen 
zielten auf die Gemeinschaftseinrichtungen: die Synagogen und die 
Vereine. In Leipzig gab es 13 Synagogen und Betstuben, und kaum 
eine blieb von Zerstörung oder Plünderung verschont. Geschäfts-
räumen der Vereine erging es nicht anders, das Schriftgut wurde mit-
genommen. Über den Verbleib der Dokumente ist bislang nichts 
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bekannt, so daß diese wichtigen Quellen als verloren gelten müs-
sen.43  

Hatte es bis dahin zahlreiche einzelne Verhaftungen gegeben, so 
folgte jetzt eine Verhaftungswelle. Die Liste des Polizeigefängnisses 
über die «Sonderaktion», «Judenaktion» oder «Politisch, Jude» — so 
die Bezeichnungen in der Spalte für den Haftgrund — hält mehr als 55o 
Namen fest. Die Verhaftungswelle begann am Morgen des to. Novem-
ber und reichte im wesentlichen bis zum 14. November; einzelne Ver-
haftungen gab es noch weitere drei Tage lang. Zu den ersten, die von 
der Gestapo geholt wurden, gehörten der Verwaltungsdirektor der 
Gemeinde, Fritz Grübel, die Rabbiner David Ochs und Gustav Cohn 
sowie der Bankier Hans Kroch. In der Liste kommen Männer aller 
Berufe vor, die Kaufleute machen den größten Anteil aus, Kürschner 
und andere Handwerker werden genannt, Markthelfer, der t71ährige 
Schüler Siegfried Rose ebenso wie der Verleger Hans Hinrichsen — ein 
Sohn Henri Hinrichsens und Mitinhaber des Peters-Verlages —, Leo 
und Walter Jolowicz. Daß auch nahezu alle Ärzte und Anwälte festge-
nommen wurden, der rührige Geschäftsführer des Kulturbundes, 
Walter Carow, darunter war, zeigt das systematische Vorgehen, mit 
dieser Welle der Gewalt die Gemeinde zu schockieren und zu desorga-
nisieren." Deutlich ist ebenso die Absicht, den letzten Widerstand ge-
gen die «Arisierung» zu brechen. Nicht weniger als 270 von ihnen 
wurden in das KZ Buchenwald überführt, andere nach Sachsenhausen. 
Offenbar kamen sie in der Mehrzahl bis Anfang 1939 wieder frei, und 
für viele war das der letzte Anstoß, Deutschland zu verlassen. 

Hier stellt sich die Frage nach dem Verhalten der nichtjüdischen Be-
völkerung, soweit sie nicht direkt oder indirekt am Pogrom beteiligt 
war. Eine Akte mit Kurzberichten mehrerer Polizeireviere ist erhalten. 
Und sie führt außer den Verwüstungen Meinungsäußerungen auf. 
Man gibt in vorsichtiger Diktion zu, «daß das Vorgehen gegen das 
Judentum [...] von den Volksgenossen teils begrüßt, teils aber auch 
vorsichtig kritisiert und verurteilt» wurde, daß es «wegen mißliebiger 
Äußerungen über Maßnahmen gegen Juden» zu Verhaftungen kam. 
Einzelne Äußerungen der Solidarität mit den jüdischen Menschen 
wurden wörtlich festgehalten. Ein Schlosser hat «vor einem Judenge-
schäft geäußert: Das nennt sich Zivilisation, das nennt man Kultur». 
Ein anderer Arbeiter sagte vor einem demolierten Geschäft: «Das 
waren Bubenhände ...» Allein für den to. November sind 16 Verhaf-
tungen wegen politischer Äußerungen belegt, und der zusammenfas-
sende Bericht für den ganzen Monat nennt über to° Festnahmen aus 
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politischen Gründen (ohne die genannte Verhaftungswelle).45  Mehr als 
der mutige Protest einzelner ist aber nicht erkennbar. 

Nach dem Pogrom war die Lage der jüdischen Verfolgten völlig ver-
ändert. Bis auf die Religionsgemeinde lebten sie — nach dem Verbot der 
Vereine — ohne organisierten Zusammenhalt. Die Emigration schlug in 
Flucht um. 

Der Aufhebung des Mieterschutzes im April 1939 folgte die syste-
matische Vertreibung aus den Wohnungen und die Ghettobildung in 
einer Reihe von Straßen westlich des Hauptbahnhofes. Einmal werden 
47 «Judenhäuser» genannt. Der Abschluß der «Arisierung» bedeutete 
auch das Ende des jüdischen Wirtschaftssektors. Arbeitseinsatz auf 
unterster Ebene und zu Niedriglöhnen, nichts anderes als Zwangsar-
beit, setzten ein. Faktisch war das schon vor der Verordnung vom 
3. Oktober 1941 der Fall und bewirkte auch eine Ghettoisierung des 
Arbeitsprozesses. Für Juli 194o sind einmal Einsätze im Tiefbau und 
bei der Müllbeseitigung genannt, und es heißt, 74 Juden seien auf den 
Friedhöfen beschäftigt.46  War 1938 mit der Aufstellung einer Juden-
kartei begonnen worden, bot die Ausgabe von Lebensmittelkarten bei 
Kriegsbeginn durch eine besondere Kartenstelle und der Zwang, damit 
nur in festgelegten Geschäften einzukaufen, Möglichkeiten, das Netz 
der Verfolgung immer enger zu ziehen. In Leipzig wurde im Anschluß 
an das Gesetz zur Aufhebung des Mieterschutzes das «Amt zur Förde-
rung des Wohnungsbaues » der Stadtverwaltung zum administrativen 
Zentrum der Verfolgung. Von hier aus ist die Einweisung in die «Ju-
denhäuser» praktiziert worden, hier wurde dann auch die Kartenstelle 
plaziert. Der bis zum Sommer 1942 an der Spitze des Amtes stehende 
Botho Furch wurde zum «Eichmann » von Leipzig.47  

Diese total veränderte Situation bildet den Hintergrund für eine an-
dere, schmalere Quellengrundlage. Solche originär jüdische Quellen 
wie das Gemeindeblatt und die Monatsblätter des Kulturbundes hatten 
im November 1938 ihr Erscheinen einstellen müssen. Im «Jüdischen 
Nachrichtenblatt» (Berlin) kommt Leipzig ganz selten vor. Die bei der 
Gestapostelle geführten Akten über die Vereine brechen ab, auch die 
aus der Abteilung IV des Polizeipräsidiums stammenden Personen-
akten versiegen. Andererseits sind weder die Judenkartei noch die Re-
gistraturen des genannten Amtes überliefert, so daß gewissermaßen 
das Zentrum der Quellen ausfällt. Gerade die Phase zwischen der Jah-
reswende 1938 / 39 und dem Beginn der «Endlösung» im Januar 1942 
ist dürftig dokumentiert. 

Die Reichsstatistik vom Mai 1939 gibt für die Stadt Leipzig die 
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Zahl 5 8o5 jüdische, darunter 900 «Mischlinge» ersten und 435 zweiten 
Grades, an. Im ganzen Regierungsbezirk Leipzig waren es 6233. Die 
entsprechende Zahl für Sachsen beläuft sich auf II 65 3 Menschen, die 
für Dresden-Stadt auf 2712.48  Leipzig lag damit übrigens an siebenter 
Stelle in Deutschland." Erwähnenswert ist, daß die Stadtverwaltung 
im Dezember 1939 4000-4 5oo Juden nennt und eingesteht: «Ein-
wandfreie statistische Zahlen über die Juden fehlen bei allen Stellen.» 
Gleichzeitig begegnet die Zahl von 2 36o als die der jüdischen Haus-
halte.5° In einem Bericht an den sächsischen Wirtschaftminister vom 
Juli 8940 heißt es, daß «von den etwa 6 000 Juden, die noch am I. 6. 1939 
sich in Leipzig aufhielten, bis heute über die Hälfte aus- bzw. abwan-
derten, so daß es zur Zeit hier noch etwa 2 3oo Juden gibt ».5  I Offenbar 
ist die Zahl absichtlich niedriger angegeben, als sie tatsächlich war. Der 
Unterschied zu dem Aus- bzw. Abwandern berührt die Frage nach der 
Anzahl einzelner Verhaftungen. Für Dezember 1939 werden beiläufig 
zoo Juden als zu dieser Zeit in Haft angegeben. Auch dürfte bei dem 
immer höher werdenden Altersdurchschnitt der Gemeinde der Rück-
gang durch Todesfälle nicht gering gewesen sein, während die Gebur-
ten niedrig lagen. Die Anzahl der insgesamt jüdischen Verfolgten hat 
gewiß höher gelegen, es sei nur an die «Mischehen» gedacht.52  

Deutschland so schnell wie möglich zu verlassen, blieb auch nach 
Kriegsbeginn die wichtigste Form jüdischer Selbstbehauptung. Bis 
sich im Sommer 1941 die Grenzen völlig schlossen, hat das Berliner 
Nachrichtenblatt jede seiner Ausgaben in geradezu beschwörender 
Weise in den Dienst dieses Zieles gestellt. Es sei nur der Aufruf : «Bah-
net, bahnet den Weg!» vom Oktober 1940 als Beispiel genannt." Au-
ßer den allgemeinen Zahlen ist der Verlauf für Leipzig kaum nachvoll-
ziehbar. Es stellen sich Quellen- und Methodenprobleme, wie sie 
kürzlich W. Benz, im einzelnen für Deutschland I. Arndt und H. 
Boberach, dargestellt haben.54  Ohne eine Untersuchung, wie sie zur 
Klärung des Schicksals der jüdischen Bürger Baden-Württembergs ge-
leistet wurde," bleiben quantifizierende Angaben für Leipzig unge-
nau. Ausnahmsweise finden sich einzelne Belege. So vermochte der 
Gemeindevorsteher Carl Goldschmidt — er hatte dieses Amt seit 1924 
inne — im Februar 1940 in die USA zu entkommen. Kurz danach ist 
dasselbe für Marie Schauber, die neun Jahre in der Gemeindeverwal-
tung, zuletzt als Hauptfürsorgerin, tätig war, bezeugt.5 6  

Für die Geschicke der Verfolgten nach 1939 scheinen die Ereignisse 
um das jüdische Krankenhaus kennzeichnend. Auf dem Höhepunkt 
der Religionsgemeinde im Jahre 1928 eingeweiht, gestiftet von Chaim 
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Eitingon und seiner Frau Alexandra, stellte das Haus eine der modern-
sten Kliniken in der Stadt und weit darüber hinaus dar. Es stand dabei 
nicht nur Mitgliedern der Gemeinde, sondern auch allen anderen of-
fen. So kam es, daß hier 1935 Hermann Liebmann, der einstige Unter-
bezirksvorsitzende der SPD, Aufnahme fand, als er — gezeichnet von 
den Lagertorturen — kurz vor seinem Tode freigekommen war. Die 
Verhaftungswelle der «Reichskristallnacht » traf auch den Chefarzt 
Prof. Martin Nothmann. Aus dem KZ entlassen, gelang ihm 1939 die 
Emigration nach New York.57  Auf eine persönliche Anordnung des 
sächsischen Reichsstatthalters Mutschmann mußte die Klinik im De-
zember 194o binnen Stunden geräumt werden, ohne daß auch nur ein 
Stück Ausstattung, ohne daß Instrumente und Medikamente mitge-
nommen werden durften. Die Einweisung der Patienten, Ärzte und 
anderen Mitarbeiter erfolgte schließlich in eine separate, mit einer 
Bretterplanke abgegrenzte Unterkunft auf dem Gelände des Klini-
kums von Leipzig-Dösen, ausgegrenzt mit einer Kennzeichnung, wie 
sie erst später obligatorisch werden sollte. Patienten und Personal hat-
ten blaue Armbinden mit dem Davidstern zu tragen, bei den Schwe-
stern galt das zusätzlich für die Hauben. 

Ab 1942 waren Patienten wie medizinisches Personal gleichermaßen 
den Deportationen ausgesetzt. Am 5. Mai wurden die Ärzte Baruch 
Cires und Moses Michael Walltuch mit ihren Frauen, letztere mit den 
beiden kleinen Kindern, dazu die 19jährige Krankenschwester Edith 
Meister deportiert. Der Weg führte über die Sammelstelle in der 
32. Volksschule in der Yorkstraße nach Treblinka, Majdanek oder Bel-
zec.58  Ein Jahr darauf stehen auf der Liste eines Transports nach There-
sienstadt die Namen des letzten Chefarztes, des Chirurgen Otto 
Michael, der Oberin Frieda Silberberg sowie der Krankenschwester 
Ottilie Itzigsohn, diese zusammen mit ihrem Mann. Gleichzeitig wur-
den alle 17 Bewohner des Hauses Lörstraße to, das Sitz der Gemeinde-
verwaltung und zugleich eines der Ghettohäuser war, deportiert. Daß 
sich darunter Fritz Grunsfeld befand, der 1939 die Nachfolge von Fritz 
Grübel angetreten hatte, kam dem Ende der Verwaltungstätigkeit der 
Religionsgemeinde gleich. Von der letzten Stufe der Auflösung der 
Station in Dösen ist eigentlich nur das Datum nachweisbar: der 15. Au-
gust 1943. Von Otto Michael ist bekannt, daß er noch ein Jahr in The-
resienstadt als Arzt gewirkt hat, bevor er ein Opfer der Haft wurde. 
Fritz Grunsfeld konnte nach der Befreiung zurückkehren und den 
Neuaufbau der Religionsgemeinde leiten, bis er unter den antisemiti-
schen Pressionen, die sich in der letzten Phase der Stalin-Ära im gesam- 
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ten sowjetischen Machtbereich — so auch in der DDR — zuspitzten, 
gezwungen war, nach Westdeutschland zu flüchten.5 9  

Die Quellenlage für die drei letzten Jahre ist wiederum anders. Ne-
ben den Deportationslisten, die in zwei nicht völlig deckungsgleichen 
Fassungen in Leipzig und in Jerusalem überliefert sind," verfügt Leip-
zig über die Erinnerungen von Gerda Gottschalk sowie die Tagebuch-
aufzeichnungen von Dora Hansen, die Gerda Gottschalk zu verwah-
ren vermochte, dazu die Aufzeichnungen von Rolf Kralovitz.6' Zu 
nennen ist das ungewöhnliche Schriftgut des einstigen Versteigerungs-
hauses Klemm, denn die letzte Habe der Deportierten ist beschlag-
nahmt und versteigert worden. Ein Teil der dabei entstandenen Listen 
ist erhalten.' Aber es sind neben den Deportationen auch Quellen zu 
Einzelschicksalen überliefert. 

In Leipzig sind bis zum Februar 1945 neun Deportationen nach-
weisbar. Sie betrafen etwa 2 50o Menschen. Zeitlich lag das Gewicht 
ganz auf dem Jahre 1942. Den Beginn markiert eine Aktennotiz des 
städtischen Ernährungsamtes, die wenige Tage vor dem ersten Trans-
port, am 17. Januar 1942, geschrieben wurde: «Heute fand eine Ver-
handlung bei der Gestapo [...] statt.» Und sie fährt fort: «Mittwoch, 
den 21 . 1 ., io Uhr, werden 625 Leipziger Juden nach dem Osten ab-
geschoben ...» Tatsächlich waren es mehr. Einige sind in der Liste 
wieder gestrichen. Manche der Namen tauchen bei späteren Trans-
porten wieder auf. Es kommen auch Juden aus Grimma, Mittweida 
und anderen Orten vor, die über Leipzig deportiert wurden. Außer 
den Namen sind die Geburtsdaten, Anschriften — die Ghettohäuser —
und auch Berufe angegeben. Es heißt beispielsweise «Kaufmann, jetzt 
Arbeiter.» Hedwig Burgheim, die zuletzt das jüdische Kinderheim in 
der Leibnizstraße betreut hat, wird auf der Liste nach Auschwitz als 
Hilfsarbeiterin bezeichnet. Insgesamt sind 270 Kinder und Jugendliche 
bis zu 17 Jahren genannt. Die kleinsten Kinder waren Gittel Freier und 
Aron Walltuch, drei bzw. sechs Monate alt. Von den vier Geschwi-
stern Zellner zählte Cila zwei Jahre. Im Februar 1943 wurden auch die 
Insassen des Pflegeheims in der Färberstraße mit dem Ziel Theresien-
stadt oder Auschwitz abgeholt. Betty Schipper zählte 86 Jahre. Auf der 
Liste steht auch der 1933 an der Universität entlassene Arzt Prof. Felix 
Skutsch. Im Unterschied zu seiner Frau, die das Lager nicht überlebte, 
gehörte er zu den wenigen, die aus Theresienstadt zurückkehrten. Auf-
fällig sind in den Listen Kreuze neben den Namen von Ehepaaren; die 
Anzahl derer, die unmittelbar vor dem Abtransport ihrem Leben selbst 
ein Ende setzten, ist hoch.63  
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Hervorzuheben ist eine Postkarte, am 21. Januar 1942 im Durch-
gangslager geschrieben, die Luise Guttmann, 3o Jahre alt, auch im Na-
men ihrer Eltern, des Ehepaares Sand, an ihre Schwester schickte: 
«Eine elende Schinderei, wir sind nicht beisammen, aber trotzdem ge-
faßt ...»64  Die wenigen Zeilen blieben das letzte Lebenszeichen dieser 
drei Menschen. Das bedeutendste Leipziger Dokument überhaupt ist 
wohl der Bericht Gerda Gottschalks. Zusammen mit ihrer Schwester 
Helga bei einer Stern-Kontrolle im Oktober 1941 verhaftet, wurden 
beide gleichfalls im Januar 1942 nach Riga verschleppt. Durch den 
Vormarsch der sowjetischen Armee 1944 nach Stutthof verlegt, ge-
hörte Gerda Gottschalk vorübergehend zu einem Häftlingskom-
mando auf einem Bauernhof. Hier gelang es ihr, eine Nachricht an den 
katholischen Geistlichen Josef Gülden nach Leipzig zu schicken, über 
den Hubertus Pfürtner von Danzig aus ihr und zwei Gefährtinnen zur 
Flucht verhalf.65  Nach Kriegsende glückte ihr die Rückkehr. 

Sind auf diese Weise die Ereignisse in dem Todeslager und die ein-
zigartige Aktion der Befreiung festgehalten, wissen wir durch eine 
gänzlich andersartige Quelle um bestimmte Begleitumstände. In einem 
im Mai 1945 geschriebenen Bericht ist die Rede von der Konfiszierung 
und Versteigerung der zurückgelassenen oder auch den Juden abge-
nommenen Habe: «Die zum Abtransport vorgesehenen Personen 
wurden in den ersten Morgenstunden von der Gestapo abgeholt. An 
der Amtsstelle oder in der Wohnung mußte der Abgewanderte ein vor-
gedrucktes Vermögensverzeichnis [...] aufstellen.» Die Firma Klemm 
wurde mit dem Abholen beauftragt, wobei ein Finanzbeamter zugegen 
war. Aber nur noch bei den ersten Deportationen gab es eigene Haus-
halte. Danach waren sie «in Einzelzimmern untergebracht, [...] meh-
rere in einem Zimmer», so daß nicht wenige schon über keinerlei eige-
nen Haushalt mehr verfügten. Einmal hat das Versteigerungshaus über 
ioo Koffer übernommen, von denen die Mehrzahl zwischen RM 50,-
und 200,- erbrachte. Zum Augenblick der Versteigerung waren die so 
beraubten Menschen wohl schon nicht mehr am Leben." 

Die in wenigen Gerichtsakten greifbaren Einzelschicksale unter-
scheiden sich nicht von denen, die in Gruppen deportiert wurden. So 
ist im September 1942 Susanne Aizen verhaftet worden. Sie war 
18 Jahre alt. Als Grund galt der Verstoß gegen die zweite Verordnung 
zum Gesetz vom 17. August 1938 sowie gegen die «Polizeiverordnung 
über die Kennzeichnung von Juden», wobei die Gestapo gleich die 
«Rückführung nach Strafverbüßung» geltend machte. Ins Gewicht 
fiel, daß Susanne Aizen von einem Soldaten ein Kind hatte. Die Verur- 
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teilung drohte «im beschleunigten Verfahren». Zwei Tage nach der 
Verhaftung übernahm der jüdische Justizrat Martin Drucker die Ver-
teidigung. Selbst verfolgt, einst Präsident des Deutschen Anwaltver-
eins,67  konnte er nachweisen, daß sie «Mischling i. Grades» war und 
die Anklage nicht zutraf. Offensichtlich kam es gar nicht erst zur Ge-
richtsverhandlung. Susanne Aizen fiel am 5. Oktober wieder in die 
Hände der Gestapo. Das Register des Polizeigefängnisses vermerkt, 
daß sie am 12. Dezember nach Auschwitz gebracht wurde, wo sie am 
II . Januar ermordet worden ist." Während hier die Verteidigungs-
schrift Martin Druckers in der Akte enthalten ist und in ausführlicher 
Weise Auskunft gibt, existiert im Falle von Frieda Hauschild das Urteil 
mit eingehender Begründung. Die 6ojährige Frau war schon vor dem 
Ersten Weltkrieg zur evangelischen Kirche konvertiert. Durch den 
Tod ihres « arischen» Mannes hatte sie jeden Schutz verloren, als sie des 
Verstoßes gegen die «Kennkarten- und Zusatznamenbestimmungen» 
beschuldigt wurde. Sie konnte nachweisen, daß sie sich lange vor der 
Verhaftung bei der NS-Bürokratie um eine Klärung bemüht hatte, ob 
die Bestimmungen für sie überhaupt zuträfen. Das Gericht akzeptierte 
ihren Standpunkt und sprach sie am 29. Oktober 1943 frei. Trotzdem 
geriet die auf den Tod krebskranke Frau wieder in Gestapohaft.69  

Am i3. Juli 1942 verließ der seit Jahresbeginn dritte Transport Leip-
zig «nach Osten». Tags darauf schrieb Furch aus Riesa — er war schon 
nicht mehr im Amt — privat an den Oberbürgermeister: «In Leipzig 
gibt es jetzt also noch knapp 900 Juden. Viele davon sind über 65 Jahre 
alt oder es bestanden andere Hinderungsgründe...» Abgestimmt mit 
der Gestapo empfiehlt er eine Verschleppung «im Großen» nach The-
resienstadt.7° Sie kam im September zustande, aber es folgten noch 
weitere. Der letzte Transport verließ die Stadt am 14. Februar 1945. 
Damit schien die «Endlösung» tatsächlich erreicht. Einzig die Men-
schen des letzten Transports vermochten nach Leipzig zurückzukeh-
ren. Und sie trugen einen neuen Anfang. 
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DIE VERNICHTUNG DER JUDEN IN 
MECKLENBURG 

Karl Heinz Jahnke 

Anfang 1933 lebten in Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Stre-
litz in 47 jüdischen Gemeinden 1002. Bürger.' In den beiden Mecklen-
burg waren zu dieser Zeit über 800 000 Menschen ansässig. 

Mit diesem sehr geringen Anteil der Juden an der Gesamtbevölke-
rung stand Mecklenburg an vorletzter Stelle im Deutschen Reich. 

Die Ursachen dafür liegen in der Stellung zu den Juden in der wech-
selvollen Geschichte Mecklenburgs und in den Existenzbedingungen 
für jüdische Familien im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts in diesem 
Teil Deutschlands. 

Nur für kurze Zeit zwischen 1868 und 1933 bestand überall in 
Mecklenburg die Möglichkeit für Juden, sich hier frei anzusiedeln. 

In der Gesamtgeschichte der Verfolgung, Vertreibung und Vernich-
tung der deutschen Juden im Dritten Reich spielt Mecklenburg sicher 
eine untergeordnete Rolle. Trotzdem scheint es mir auch von Gesamt-
interesse zu sein, zu wissen, wie sich in den Jahren des NS-Regimes das 
Leben jüdischer Bürger in diesem Territorium gestaltete. 

Die Forschungen der letzten Jahre bestätigen eine Reihe von Tatsa-
chen und Erkenntnissen aus der vorliegenden umfangreichen Literatur 
zur Geschichte der deutschen Juden in der Zeit des Nationalsozialis-
mus, machen aber auch Besonderheiten deutlich, die sich aus den spe-
zifischen Lebensbedingungen für jüdische Familien in Mecklenburg 
ergaben. 

Die Untersuchungen zu einzelnen Städten und zur Geschichte des 
Landes Mecklenburg sind noch unvollständig. Trotzdem gestatten sie, 
im Rahmen dieser Vorlesungsreihe Aussagen für das Territorium als 
Ganzes zu treffen. 

Zunächst einige Bemerkungen zur vorliegenden Literatur. 
Hinsichtlich der Geschichte der Juden im Mittelalter bis in die Mitte 
des I9Jahrhunderts ist das 1874 erschienene Buch von Ludwig Do-
nath «Geschichte der Juden in Mecklenburg von den ältesten Zeiten 
(1266) bis auf die Gegenwart (1874)» nach wie vor ein Standardwerk.' 
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Im Dritten Reich hat sich der Direktor der Mecklenburgischen 
Landesbibliothek in Schwerin, Dr. Carl August Endler, in der Verun-
glimpfung der Juden besonders hervorgetan. Am deutlichsten zeigt 
dies der 1937 von ihm verfaßte Aufsatz «Die Juden in Mecklenburg» 
für den Band «Mecklenburg. Werden und Wachsen eines Gaues ».3  

Am Ende seines Textes prophezeit Endler: «Es ist für Mecklen-
burg wohl damit zu rechnen, daß unter der Gesetzgebung des Dritten 
Reiches die seit 1870 begonnene Abnahme der Juden ein sehr rasches 
Tempo annehmen wird und in absehbarer Zeit wieder der Stand von 
1600 erreicht sein wird: nämlich der, daß Mecklenburg wieder ein ju-
denfreies Land ist.» 4  

Nach 1945 ist die Erforschung der Geschichte der Juden in Meck-
lenburg lange Zeit vernachlässigt worden. In Stadtgeschichten und 
anderen Überblicksdarstellungen spielte der Terror der Nazis ge-
genüber den Juden zwar eine Rolle, wurde aber nicht umfassend 
untersucht. Die Arbeit aus dem Jahre 1969 von Jürgen Tack «Die 
<Endlösung der Judenfrage> in Mecklenburg von 1933-1945 (unter 
besonderer Berücksichtigung Rostocks)» blieb dabei ein erster Ver-
such, der zugleich auch die Grenzen dieser Forschungen in der DDR 
deutlich machte.5  

Ab Mitte der 8oer Jahre begannen an der Universität Rostock und 
im Rostocker Stadtarchiv systematische Forschungen zur Geschichte 
und Vernichtung der Juden in Mecklenburg. Ein deutliches Zeichen 
setzte 1986 Holger Dehmelt mit seiner Diplomarbeit «Antisemitis-
mus und Judenverfolgung in Mecklenburg von 1933 bis 1938 ».6  In 
den letzten fünf Jahren begannen auch Untersuchungen zum Schick-
sal der Juden in Rostock, Ribnitz, Neustrelitz und Schwerin. 

Anläßlich des So. Jahrestages der Reichspogromnacht fand an der 
Rostocker Universität am 16. März 1988 ein Kolloquium zur Juden-
verfolgung in Mecklenburg unter besonderer Beachtung des Pogroms 
am 9. und io. November 1938 statt. Neue Untersuchungsergebnisse 
zum Verlauf und zu den Folgen der Reichskristallnacht in Mecklen-
burg sowie zur Verfolgung der Juden in Ribnitz, Rostock, Schwerin 
und Wismar konnten auf dieser Tagung vorgestellt werden. Ende 
1988 erschienen mehrere Veröffentlichungen. Die wichtigste ist sicher 
die von Frank Schröder und Ingrid Ehlers : «Zwischen Emanzipation 
und Vernichtung. Zur Geschichte der Juden in Rostock ».7  

Danach wurden die Forschungen nicht beendet, sondern fortge-
setzt. Erst kürzlich konnte Dörte Adert ihre Diplomarbeit zum 
Thema «Aus dem Leben der jüdischen Gemeinden in Strelitz und 
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Neustrelitz in der Zeit der Weimarer Republik und des Nationalsozia-
lismus (1919 —194o)» abschließen.' 

Die Gründung der Stiftung «Begegnungsstätte für jüdische Ge-
schichte und Kultur» im Max-Samuel-Haus in Rostock bietet auch für 
die Forschungen zur Geschichte der Juden in Mecklenburg neue Mög-
lichkeiten. 

Ausgrenzung und Verfolgung der Juden in Mecklenburg 1933 — 1937 

Der größte Teil der 47 jüdischen Gemeinden, die Anfang 1933 in 
Mecklenburg bestanden, wirkte in kleinen Landstädten, die weniger 
als io 000 Einwohner zählten. Oft lag die Zahl noch weit unter 5 000. 
Ausnahmen machten: die einzige Großstadt Rostock, die mittleren 
Städte Schwerin und Wismar sowie die über z0000 Einwohner zählen-
den Kommunen Güstrow, Neubrandenburg und Neustrelitz. Knapp 
über io 000 Bewohner wurden in Parchim und Waren gezählt. Anga-
ben über jüdische Einwohner liegen nur aus zwei mecklenburgischen 
Dörfern vor. 

Die jüdische Landesgemeinde in Mecklenburg stellt in einem Be-
richt vom November 1933 fest, daß die Zahl ihrer Mitglieder auf 639 
zurückgegangen sei.9  Worauf ist dieser enorme Verlust um mehr als ein 
Drittel der Mitglieder in zehn Monaten zurückzuführen? 

Die Hauptursache ist in den vollkommen veränderten Lebensbedin-
gungen, in dem Terror des NS-Regimes gegen die Juden zu suchen. 

In Mecklenburg-Schwerin hatte sich die Lage bereits im Sommer 
1932 nach der Bildung der von der NSDAP geführten Regierung Wal-
ter Granzow stark gewandelt. Intensiv erfolgte seit diesem Zeitpunkt 
die Ausgrenzung jüdischer Bürger aus dem öffentlichen Leben. Im De-
zember 1932, im Zusammenhang mit dem Weihnachtsgeschäft, wurde 
von den Nazis in mehreren mecklenburgischen Städten der Boykott 
jüdischer Geschäfte organisiert. In Rostock wurde zum Beispiel das 
folgende Flugblatt verbreitet: «Bedenkt, daß Weihnachten ein deut-
sches Fest ist. Kauft nicht in jüdischen Geschäften, jüdischen Waren-
häusern, Einheitspreisgeschäften oder Konsumvereinen. Unterstützt 
den christlichen deutschen Mittelstand.» 10  

Nach dem 3o. Januar 1933 wurde dieser Kurs verstärkt fortgesetzt. 
Im März 1933 gab es mehrere Aktionen zur Diffamierung und Aus-
schaltung jüdischer Bürger aus dem gewerblichen und öffentlichen 
Leben. Aus Rostock und Schwerin wurde gemeldet, daß aufgrund an- 
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geblicher Proteste der Bevölkerung im Interesse der öffentlichen Ord-
nung jüdische Geschäfte geschlossen worden seien. Gleichzeitig stei-
gerte die Nazipresse die Kampagne dafür, nur bei «rein Deutschen» 
deutsche Waren zu kaufen. In dem Organ der NSDAP für Mecklen-
burg «Niederdeutscher Beobachter» hieß es z. B. am 8. März 1933 

«Volksgenossen! Wie schon gestern bringen wir im Anzeigenteil laufend Sam-
mel-Anzeigen deutscher Geschäfte, um energisch Front gegen jüdische Unter-
nehmungen, Warenhäuser und Einheitspreisgeschäfte zu machen. Jeder Partei-
genosse und jeder Deutsche sollte im Interesse des gewerblichen Mittelstandes 
und seiner Gesinnung ganz besonders darauf achten, nur die Geschäftsleute zu 
unterstützen, die als Deutsche am Wiederaufbau unseres Vaterlandes arbeiten.» 

So wurde in Mecklenburg der im ganzen Reich am 1. April 1933 durch-
geführte Boykott jüdischer Geschäfte, Rechtsanwälte und Ärzte lang-
fristig vorbereitet. 

Am 31. März fanden in Schwerin und Rostock Nazi-Kundgebungen 
statt, um auf dieses Ereignis unmittelbar einzustimmen. Sie standen 
unter dem Motto «Wir zwingen Juda in die Knie». Auf in großer Zahl 
verbreiteten Flugblättern hieß es: «Jeder deutsche Volksgenosse kauft 
nicht mehr beim Juden, geht nicht zum jüdischen Rechtsanwalt, mei-
det jüdische Ärzte, liest keine jüdische Literatur.» 

Die stabsmäßig geführte Aktion begann am Sonnabend, den 
. April, um io.00 Uhr und erfaßte ganz Mecklenburg. In Rostock, 

Schwerin und Wismar verlief wohl alles wie geplant. Während aus Or-
ten wie Neustrelitz und Parchim gemeldet wurde, daß sich größere 
Teile der Bevölkerung abwartend verhielten und andere sich nicht ab-
halten ließen, wie gewohnt ihren Wochenendeinkauf bei jüdischen Ge-
schäftsinhabern zu machen. Dies hängt sicher auch damit zusammen, 
daß vom Boykott betroffene jüdische Bürger in der Vergangenheit viel 
für die Städte, in denen sie wohnten, getan hatten und deshalb hohes 
Ansehen genossen. 

In den Boykott waren die Büros der Rechtsanwälte und die Praxen 
der Ärzte eingeschlossen. Halt gemacht wurde ebensowenig vor der 
Zahnklinik der Rostocker Universität, die von dem international be-
kannten Wissenschaftler, dem Juden Prof. Dr. Dr. Hans Moral, gelei-
tet wurde. 

Die Beschimpfungen, Verleumdungen und Ausgrenzungen wurden 
nach dem 1. April verstärkt fortgesetzt. Bestehende Verträge, ein-
schließlich von Aufenthaltsgenehmigungen, wurden kurzfristig ge-
kündigt. Nach Einführung des Gesetzes über das Berufsbeamtentum 
wurden zahlreiche angesehene jüdische Bürger beurlaubt und kurze 
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Zeit darauf aus dem öffentlichen Dienst entlassen. Dies betraf zum 
Beispiel alle an der Rostocker Universität tätigen jüdischen Wissen-
schaftler. Einzelne von ihnen wurden infolge des starken Drucks zum 
Selbstmord getrieben, so der Kinderarzt, Dr. Georg Posner, und der 
bereits genannte Zahnmediziner, Prof. Dr. Dr. Hans Moral. Dieser be-
gründete seine Entscheidung in einem Brief an den Dekan der Medizi-
nischen Fakultät wie folgt: 

«Ich bin Jude und habe nie ein Hehl daraus gemacht, ich bin aber meiner gan-
zen Einstellung nach Deutscher und bin immer stolz darauf gewesen, ein Deut-
scher zu sein, ein Deutscher, dessen Konfession die jüdische ist. Ich lehne es 
auch ab, aus äußeren Gründen meine Konfession zu wechseln. Aber eben weil 
ich ein Jude bin, soll ich aus meinem Amt entfernt werden. Das kann ich, der 
ich meine Arbeit immer mit vollem Herzen getan habe und der ich nichts getan 
habe, was gegen meinen Eid oder meine Pflicht gewesen ist, nicht erleben. Ich 
werde also freiwillig gehen, aber ich gehe nicht, um woanders meine Arbeit 
wieder aufzunehmen, ich gehe da hin, wo Ruhe und Frieden ist, die Ruhe, die 
mir die Elemente nicht gönnen, die meinen, daß ein Jude ein minderwertiger 
Mensch ist.» " 

Infolge dieses Terrors gegen die Juden verließen in wenigen Monaten 
mehrere Hundert von ihnen Mecklenburg. Die Mehrzahl ging wahr-
scheinlich ins Ausland. 

In den einzelnen Orten Mecklenburgs setzte sich in den folgenden 
Jahren die Ausgrenzung jüdischer Bürger fort, obwohl eine ähnlich 
großangelegte Kampagne wie im ersten Halbjahr 1933 zunächst nicht 
wiederholt wurde. Dies geschah erst im Sommer und Herbst 193 5 in 
Vorbereitung der durch den Nürnberger Parteitag verabschiedeten 
Gesetze, mit denen eine neue Stufe des Terrors gegen die Juden in 
Deutschland eingeleitet wurde. 

Anfang September 193 5 startete die NSDAP in Mecklenburg eine 
Versammlungskampagne unter dem Motto «Gegen Judentum und po- 
litischen Katholizismus ».13  Der Druck auf jüdische Unternehmer, ihre 
Geschäfte bzw. Betriebe aufzugeben, wuchs beträchtlich an. Immer 
wieder erschienen Zeitungsmeldungen bezüglich der Geschäftsüber- 
nahme jüdischer Firmen in «arische Hände». In Neustrelitz einigten 
sich alle Hotels und Vergnügungsstätten, Juden künftig den Besuch in 
ihren Häusern zu verwehren24  In großer Aufmachung wurde am 
13. September 1935 mitgeteilt, daß Crivitz als erste Stadt in Mecklen-
burg «judenfrei» sei.' 5  

Aus mehreren Orten wurden in dieser Zeit Listen mit den Namen 
aller jüdischen Einwohner mit der deutlichen Aufforderung veröffent-
licht, endlich Deutschland zu verlassen. 
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Gleichzeitig nahm der Druck gegenüber Nichtjuden zu, die den 
Weisungen der Ausgrenzungen der Juden nicht nachkamen. Am 
15. September 1935 verbot z. B. der Bürgermeister der Stadt Parchim 
den Rentenempfängern, in jüdischen Geschäften einzukaufen. In der 
amtlichen Mitteilung hieß es: «Der Bürgermeister weist darauf hin, 
daß Empfänger von Unterstützungen und öffentlichen Mitteln (So-
zial- und Kleinrentnerfürsorge und Kleinrentnerhilfe) der Einkauf in 
jüdischen Geschäften verboten ist. Zuwiderhandlungen haben Einstel-
lung der Unterstützung zur Folge.» i6  

Aufgrund dieser und anderer Maßnahmen erreichte 1935/36 die 
Zerstörung der Existenz jüdischer Familien einen neuen Höhepunkt. 
Weitere Juden, die das nötige Geld aufbringen konnten, verließen 
Mecklenburg. Eine Übersicht vom April 1937 belegt, daß nur noch 5o6 

Juden in Mecklenburg lebten.'? Seit 1933 war also ein Rückgang um 
fast so Prozent erfolgt. 

Zu den Städten, in denen keine Juden mehr wohnten, zählten Boi-
zenburg, Brüel, Doberan, Goldberg, Grevesmühlen, Krakow, Kröpe-
lin, Laage, Marlow, Neukalen, Neustadt-Glewe, Rehna, Schönberg 
und Wesenberg. 

Aus 39 Orten wurden zu diesem Zeitpunkt jüdische Einwohner ge-
meldet. Darunter waren 24 Orte mit ein bis drei sowie fünf mit fünf bis 
neun jüdischen Bürgern. Zentren bildeten Rostock mit 176, Schwerin 
mit 54, Neustrelitz mit 5o und Güstrow mit 47 jüdischen Einwohnern. 
Weiter werden für Grabow II, Neubrandenburg 15, Parchim 22, für 
Stavenhagen und Teterow je 13 und für Wismar 12 Juden ausgewiesen. 
Für Juden war es jetzt noch schwieriger geworden, in Mecklenburg zu 
leben. Ihre Isolierung und die Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen 
nahmen weiter zu. 

Wichtigsten Halt für diese Menschen boten die jüdische Landesge-
meinde und jüdische Gemeinden in einzelnen Städten. Die Geschichte 
der jüdischen Landesgemeinde und der ihr angeschlossenen Gemein-
den ist noch nicht geschrieben. Die wenigen überlieferten Dokumente 
und Aussagen von Überlebenden gestatten aber diese Wertung. 

In dem Bericht des Oberrates der Landesgemeinde Mecklenburg für 
das Jahr 1936 heißt es: 

«Allerdings hat die Liquidation des Judentums weitere Fortschritte gemacht. Es 
sind aus den Gemeinden eine ganze Anzahl Mitglieder teils in die größeren 
Städte, teils ins Ausland verzogen. Auch manche unserer Jugendlichen sind aus-
gewandert. Auf der anderen Seite hat das jüdische Leben im Lande an Umfang 
und Stärke in erfreulicher Weise zugenommen.» 's  
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Daß der Zusammenhalt der verbliebenen Juden größer geworden 
war sowie die Initiativen zur Selbsthilfe, zur Linderung wachsender 
Not jüdischer Bürger zunahmen, bestätigen auch andere Quellen. 
Hierzu gehört der Monatsbericht für Oktober 1937 des in Lübeck 
ansässigen Landesrabbiners, Dr. Winter.r9  Er hatte im Oktober die jü-
dischen Gemeinden in Neustreilitz, Güstrow, Rostock, Neubranden-
burg, Stavenhagen und Grabow sowie jüdische Bürger in Malchin und 
Ludwigslust besucht. Gleiches gilt für jüdische Gefangene in den Straf-
anstalten Alt-Strelitz und Bützow. Die besondere Aufmerksamkeit 
galt der Wiederherstellung der Synagoge in Neubrandenburg, deren 
Fenster durch Steinwürfe zerstört worden waren, sowie der Erhaltung 
der jüdischen Friedhöfe in Malchin und Ludwigslust. 

In dem Bericht ruft eine Bemerkung über den Besuch in Rostock 
besonderes Interesse hervor. Es heißt dort: «Vortragsabend mit an-
schließender Aussprache, die äußerst anregend unter Teilnahme der 
jüngeren Generation verlief. Besprechung im Anschluß über die Ein-
richtung einer regelmäßigen <Freitagsabend-Feier> für die Jugend, für 
die ich meine Mitarbeit gern zur Verfügung stellte.» 2°  Erhalten ge-
blieben ist auch eine Niederschrift über die Tagung der Landesver-
sammlung der jüdischen Gemeinde am 6. Februar 1938 in Rostock. 
Daraus geht hervor, daß im Oberrat Vertreter der jüdischen Gemein-
den Güstrow, Neubrandenburg, Parchim, Rostock, Schwerin und 
Stavenhagen mitwirkten. Einen besondern Platz bei den Beratungen 
nahmen Fragen der Winterhilfe und der Wohlfahrtspflege ein. Damit 
wurde auf die immer mehr anwachsende Armut jüdischer Bürger rea-
giert. 

Die letzte bisher bekanntgewordene Liste der Mitglieder der Lan-
desgemeinde Mecklenburg weist am 24. April 1938 458 Juden aus, die 
in 43 Orten lebten.21  Unter ihnen waren viele alte, kranke und weitge-
hend mittellose Menschen. Von denen, die noch im Erwerbsleben 
standen, konzentrierte sich die Tätigkeit auf Einzelhandelsgeschäfte, 
Handelsvertreter, Ärzte und Rechtsanwälte. Nur einzelne Juden wa-
ren Fabrikbesitzer bzw. übten ein Handwerk aus oder führten einen 
landwirtschaftlichen Betrieb. Seit Frühjahr 1938 verschlechterte sich 
ihre Lage wie in allen anderen Gebieten Deutschlands weiter. Ein weit-
gefächertes Bündel von Maßnahmen zur sog. Arisierung des wirt-
schaftlichen und geistigen Lebens wurden wirksam. Eine Schlüsselstel-
lung nahm dabei die Verordnung vom 26. April zur Anmeldung des 
gesamten jüdischen Vermögens ein. Einge Wochen später wurde Juden 
die Tätigkeit in verschiedenen Berufen verboten. Jüdische Ärzte und 
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Rechtsanwälte wurden im Herbst 1938 aus dem öffentlichen Leben 
ausgeschlossen. Auch in Mecklenburg wurden Juden nun verstärkt 
zum Verkauf ihrer Häuser, Geschäfte, Unternehmen und von land-
wirtschaftlichem Grundbesitz genötigt. 

Die Zahl der jüdischen Auswanderer stieg jetzt wieder an. 
Im Sommer 1938 erfolgte die Vertreibung von Juden aus ihren Woh-

nungen und der Ausschluß der Kinder von den öffentlichen Schulen. 
Eine Aktion zur Einebnung und Zerstörung jüdischer Friedhöfe 
wurde landesweit eingeleitet. 

Am 28 Juli 1938 erfolgte die Anweisung, daß sich vom 1.Oktober 
ab alle Juden durch besondere Kennkarten ausweisen mußten. Im Ro-
stocker Stadtarchiv sind die Anträge von 118 Bürgern erhalten geblie-
ben, die eine solche Kennkarte beantragten.22  

Ende Oktober 1938 erfolgte in Mecklenburg, wie in ganz Deutsch-
land, die Ausweisung der sog. Ostjuden. Es handelte sich vorrangig um 
Juden polnischer Nationalität. Allein in Rostock waren davon 33 Per-
sonen betroffen. 

Reichspogromnacht in Mecklenburg 

Anfang November eskalierte der Terror gegen die jüdische Bevölke-
rung im ganzen Reich nach dem tragischen Tod des Mitarbeiters der 
deutschen Botschaft in Paris, Ernst vom Rath. 

Am Dienstag, den 8. November, erschien der «Niederdeutsche 
Beobachter» in Mecklenburg unter der Überschrift «Das Maß nach 
dem Pariser Attentat voll. Langmut mit Juden zu Ende». Entspre-
chend der von der Führung der NSDAP angeordenten Gewaltakte 
der SA und der SS gegen jüdische Bürger, ihre Synagogen und ihren 
Besitz begann auch in Mecklenburg in der Nacht vom 9. zum 
io. November der Pogrom, der sich am io. November ausweitete.23  
In den Städten Güstrow, Neubrandenburg, Parchim, Ribnitz, Ro-
stock und Strelitz wurden die Synagogen durch Brandstiftung zer-
stört. In Schwerin und Teterow erfolgte der Abbau der jüdischen 
Gotteshäuser. In fast allen Städten, wo noch Juden lebten, wurden 
ihre Geschäfte und viele Wohnungen zerstört. Dies geschah u. a. in 
Gnoien, Grabow, Güstrow, Ludwigslust, Mirow, Neubrandenburg, 
Neustrelitz, Parchim, Rostock, Schwerin, Strelitz, Teterow, Waren 
und Wismar. 

Besonders brutale Ausmaße gewann der Pogrom in den Städten 

298 



Wismar und Güstrow. Am io. November fand im Zentrum Wismars 
auf dem Marktplatz eine Kundgebung der Nazis unter den Losungen 
statt «Hinaus mit den Juden», «Juda verrecke!», «Wir wollen frei sein 
von den Juden», woran i 5 000 Wismarer Einwohner teilgenommen 
haben sollen.24  Der Kreisleiter der NSDAP hielt eine zu hemmungslo-
sem Terror gegenüber allen Juden auffordernde Rede. Symbolisch hat-
ten die Veranstalter auf dem Markt zwei Galgen errichtet, an die unter 
dem Beifall der Menge zwei Strohpuppen, die jüdische Bürger darstel-
len sollten, gehängt wurden. An diesem Tage wurden alle jüdischen 
Einwohner festgenommen. 

In Güstrow legten fanatisierte Nazis Brände in der Synagoge, in dem 
Tempel auf dem jüdischen Friedhof in Dettmansdorf und im Uhrenge-
schäft Lustig. Auch in dieser Stadt wurden alle Juden inhaftiert. 

Insgesamt erfolgte in Mecklenburg zwischen dem io. und 23.No-
vember 1938 die Festnahme von i68 jüdischen Männern, die in die 
Landeshaftanstalt Neustrelitz-Strelitz gebracht wurden.25  Im Überei-
fer hatte die Polizei in Neustrelitz zunächst auch die elf in der Stadt 
lebenden jüdischen Frauen und Mädchen inhaftiert. 

Unter den 168 Männern hatten 14 das 7o. Lebensjahr bereits über-
schritten. Der älteste Gefangene war der 81jährige Louis Emanuel aus 
Neubrandenburg. Unter den Festgenommenen waren auch zwei 
5jährige aus Grabow und Wismar. 
Der größte Teil der Verhafteten kam am 2.Dezember wieder frei. 

Die Entlassung der letzten 14 Gefangenen erfolgte am 25. März 1939. 

Vertreibung und Vernichtung der Juden 1939-1943 

Die Reichspogromnacht hatte vielfältige verheerende Wirkungen. 
Mehrere Juden nahmen sich das Leben. Zu ihnen gehörten in Neustre-
litz die Schwestern Sarah und Frieda Lewinsky. Sie hatten zusammen 
eine kleine Drogerie geführt, die völlig zerstört worden war. 

Sehr stark wurde jetzt der Druck auf alle Geschäftsinhaber, ihr 
Eigentum abzutreten und ihre Unternehmen zu schließen. Diese Ten-
denz stand in Übereinstimmung mit der am 12. November von Her-
mann Göring als Beauftragtem für den Vierjahresplan erlassenen 
Verordnung zur völligen Ausschaltung der Juden aus dem wirtschaft-
lichen Leben. Ab I. Januar 1939 wurde Juden der Betrieb von Einzel-
handelsgeschäften und die Führung eines Handwerksbetriebes unter-
sagt. 
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Besonders angestiegen war die Hetze gegen die Juden in den Me-
dien. Zwei Beispiele aus dem «Niederdeutschen Beobachter» vom 
12. November über die Situation in einzelnen mecklenburgischen 
Landstädten: Aus der Stadt Mirow wurde unter der Überschrift «Die 
letzten Juden verschwunden» berichtet: 

«Das bisher in jüdischem Besitztum stehende Geschäftshaus Ecke Schloß- und 
Mühlenstraße wurde zum Preis von 27000 RM an den Kantinenpächter Max 
Berndt in Viezen verkauft. Die Übergabe des Grundstücks erfolgt am 5.Dezem-
ber 5938. Damit haben nunmehr endlich die letzten Vertreter der jüdischen 
Mischpoke unsere Stadt verlassen. Der kraushaarige Judenbengel und sein mit 
gebleichten Haaren umherlaufendes Judenweib werden nie wieder unsere Stadt 
betreten: dafür wird die Mirower Bevölkerung sorgen.» 

Ähnlich war der Tenor des Berichts über die Stadt Röbel unter dem 
Motto «Juden machen sich dünne». 

<an Röbel wurden dem Juden Robert Beyer die Fenster eingeworfen und reich-
lich sonstiger Materialschaden angerichtet. Der Jude mußte in Schutzhaft ge-
nommen werden. Die jüdische Synagoge wird seit mehreren Wochen als Auto-
garage benutzt. Jude Becker verkaufte vor einigen Wochen sein Geschäftshaus an 
einen Manufakturwarenhändler und ist jetzt nach Berlin abgereist.. 

Die am 3. Dezember 1938 durch den Reichswirtschafts- und den 
Reichsinnenminister erlassene «Verordnung über den Einsatz des jüdi-
schen Vermögens» bedeutete faktisch die völlige Liquidierung des jü-
dischen Eigentums in Industrie, Handel, Handwerk sowie Land- und 
Forstwirtschaft. Unter diesen Bedingungen wurden auch in Mecklen-
burg die Juden gezwungen, ihre Betriebe, Häuser, Geschäfte und Be-
rufe aufzugeben. Im mecklenburgischen Landeshauptarchiv in Schwe-
rin befinden sich Akten, die Auskunft über die Vernichtung jüdischen 
Eigentums in zo Städten Mecklenburgs geben.z6  

Durch die von dem NS-Staat zwischen November 1938 und Februar 
1939 eingeleiteten Maßnahmen wurden die Existenzgrundlagen fast al-
ler jüdischen Familien in Mecklenburg zerstört. Die Juden wurden aus 
dem wirtschaftlichen und kulturellen Leben völlig ausgeschlossen und 
total isoliert. In der Presse erfolgte eine kaum zu beschreibende Verun-
glimpfung und Diskriminierung dieser Menschen. Unter massivem 
Druck verließen weitere Juden Mecklenburg und gingen größtenteils 
ins Ausland. Durch die starken Einschränkungen für die Einwande-
rung in andere Länder und die hohen Kosten war dieser Weg vorrangig 
nur wohlhabenden, gesunden und jungen Menschen möglich. Arme, 
Alte und Kranke mußten zurückbleiben. Im Sommer 1939 waren in 
Mecklenburg noch ungefähr 25o Juden ansässig. Über ihr weiteres 
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Schicksal ist wenig bekannt. Fast alle, die zurückgeblieben waren, wur-
den in Konzentrationslagern, vor allem in Auschwitz sowie in There-
sienstadt und Majdanek umgebracht. Nur ganz wenige überlebten. 

Aus einer Erhebung der Gestapo vom 17. Februar 1942 geht hervor, 
daß in Mecklenburg noch 232 Juden lebten.27  Die Mehrzahl von ihnen 
wohnte in Rostock. Exakte Angaben liegen für die Städte Bützow, 
Dömitz, Gadebusch, Grabow, Hagenow, Ribnitz, Tessin und Wismar 
vor. In diesen Orten waren Anfang 1942 noch 19 Juden, größtenteils 
alleinstehende alte Frauen, gemeldet.' In Bützow und Hagenow lebte 
je ein jüdisches Ehepaar. 

1942 und 1943 sind fast alle von ihnen zu Transporten zusammenge-
faßt, in Konzentrationslager gebracht und dort ermordet worden. Ge-
naue Angaben über solche Transporte liegen aus Mecklenburg für den 
it. Juli 1942 und den r 1. November 1942 vor.29  

Durch eine 1987 von Jana Behnke vorgelegte Untersuchung ist der 
letzte Weg der vier in der Stadt Ribnitz lebenden jüdischen Frauen 
genauer nachvollziehbar.3° Wahrscheinlich hat Frau Annemarie Thron 
geb. Joseph den Holocaust überlebt, weil ihr nichtjüdischer Mann, der 
Arzt Dr. Ludwig Thron, sich mutig zu seiner Frau bekannte. 

Am 5. Juni 1941 wurde die 7ojährige Emmi Lichenheim gezwungen, 
ihre Wohnung zu räumen und in die Wohnung der 73jährigen Jenny 
Salomon zu ziehen. Hierher war vorher bereits die dritte alleinste-
hende Jüdin, die 57jährige Paula Moses, eingewiesen worden. Auf eng-
stem Raum mußten die drei Frauen leben. In der kleinen Stadt «wach-
ten» viele darüber, daß die Jüdinnen die demütigenden Verordnungen 
des NS-Staates einhielten, wie z. B. das Tragen des Judensterns. 

Aber auch in dieser Stadt gab es einzelne Menschen, die sich der 
völligen Isolierung und Mißachtung der Juden zu widersetzen suchten. 

Im November 1941 wurden deshalb in Ribnitz zwei Frauen vor die 
Gestapo geladen und verwarnt. Eine davon war die 8i jährige Berta 
Thoms. Sie hatte trotz Verbot jeden Sonntag Frau Moses besucht. Dies 
wurde ihr nun untersagt. Im Vernehmungsprotokoll von Frau Thoms 
hat der Beamte vermerkt «Da Frau Thoms 81 Jahre, unzweckmäßig, 
Schritte einzuleiten ».3  I  

Am tojuli 1942 wurde Frau Paula Moses nach Rostock gebracht, 
wo der Judentransport zusammengestellt wurde. Am t 1. November 
gingen auch Emmi Lichenheim und Jenny Salomon diesen Weg. In 
dem Bericht des Polizeibeamten heißt es: 

«Die betreffenden Jüdinnen wären mit dem Zug um 4.43 Uhr nach 
Rostock abtransportiert worden. Im Keller hätten sich noch einige 

301 



Zentner Kartoffeln, Kohlen sowie Gemüse und zwei bis drei Kilo-
gramm Äpfel befunden, die man der NSV übergeben habe.» 32  

In Schwerin gab es einzelne mutige Menschen, die den Juden bei 
ihrem Abtransport im November 1942 letzte Hilfe gewährten. Frau 
Marie-Luise Hamburger berichtet darüber: 

«... im November 1942 ereilte auch die letzten der jüdischen Gemeinde das 
Schicksal. Sie erhielten Bescheid, sich für den Abtransport nach Theresienstadt in 
einigen Tagen bereitzuhalten. Ich half die Sachen richten und die Koffer mit dem 
Nötigsten packen. Die armen alten Leute waren so verstört, daß sie keiner Tätig-
keit fähig waren [...] Als der letzte Abend gekommen war und es hieß, Abschied 
von der alten Heimat zu nehmen, wurden auch schon die Möbel abgeholt, kaum 
daß man der alten Frau das Bettgestell und eine Decke übrigließ [...] Als es 3 Uhr 
morgens war, klopfte es hart an die Tür. <Alles fertigmachen>, rief man. Es waren 
zwei Polizisten, die die Juden abholten. Der Abschied ging sehr still vonstatten, 
kaum daß ein Wort gesprochen wurde. Gebeugt, stumm und verzagt schlich sich 
unsere kleine Karawane aus den Häusern, ein Gestapomann an der Spitze, zwei 
Polizisten am Schluß. Wir Freunde trugen das Gepäck; ich glaube, die Juden, alt, 
schwach und matt, wären hierzu kaum in der Lage gewesen [...] Dann ging es ans 
Abschiednehmen, das kurz und wortlos war, jeder wußte, daß er die Heimat und 
sein Heim nie wiedersehen würde.» 33  

Unvollständige Angaben liegen weiter über einen Transport vom Juli 
1943 vor. 

Bekannt ist auch der verstärkt einsetzende Druck auf Juden, die mit 
einem Nichtjuden verheiratet waren, sowie auf Kinder, bei denen ein 
Elternteil Jude war. 

Vom 27.November 1944 liegt ein Verzeichnis der Gestapo Schwerin 
vor, das Auskunft gibt über den Arbeitseinsatz von, wie es im Nazijar-
gon heißt, «jüdisch Versippten und Mischlingen 1. Grades». Auf der 
Liste sind 24 Personen eingetragen, von denen 15 in Mecklenburg ge-
boren sind. Sie alle kamen offensichtlich in Betrieben der Rüstungsin-
dustrie zum Einsatz.34  

Zum Verhalten der Bevölkerung 

Wie verhielt sich in Mecklenburg die Bevölkerung zu den durch das 
Hitlerregime ausgegrenzten jüdischen Mitbürgern? Inwieweit gab es 
Hilfe und Widerstand gegen die nationalistischen Gewaltmaßnahmen? 
Die bisher dargestellten Tatsachen bestätigen das aus der Literatur be-
kannte Gesamtbild auch für Mecklenburg. Die Masse des Volkes hat 
zugesehen und nichts dagegen getan. Ziemlich groß war wohl auch der 
Teil der Bürger, der das NS-Regime durch die Teilnahme an antijüdi- 
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schen Kundgebungen und Denunziantendiensten aktiv unterstützte. 
Die Manipulierung der öffentlichen Meinung gegen die Juden und ihre 
Ausgrenzung hatte umfassend funktioniert. 

Die einzige überlebende Jüdin in der Stadt Neustrelitz, Frau Inge 
Schössow geb. Lewitsch, hat hierzu bei einer Befragung kürzlich er-
klärt: «Die meisten Einwohner der Stadt brachten den Juden Haßge-
fühle entgegen und beschimpften sie öffentlich. Nur von wenigen wur-
den kleine Hilfen gewährt, so brachte zum Beispiel eine Nachbarin uns 
immer die Zeitung, da Juden keine Zeitungen mehr abonnieren und 
kaufen durften.» 35 

Trotz dieser Grundtendenz, die sicher nicht nur für Neustrelitz zu-
traf, gab es eine kleine Minderheit, die anders handelte. Ihr Einsatz ist 
schwer zu erfassen, da er sich größtenteils unmittelbar im täglichen 
Alltag vollzog. Die schon dargestellten Beispiele von Frauen aus Rib-
nitz, Schwerin und Neustrelitz belegen dies. Es waren meist einfache 
Menschen aus dem Volk, die die jüdischen Mitbürger, die mit ihnen 
jahrzehntelang friedlich zusammengelebt hatten, nicht verstoßen woll-
ten. Diese Personen waren oft Repressalien ausgesetzt, da es um sie 
herum überall genügend Denunzianten gab. 

Sehr widersprüchlich war, wie auch in anderen Gebieten, die Hal-
tung der Kirchen. Im August 1935 hatten Pastoren in mehreren meck-
lenburgischen Orten, u. a. in Ludwigslust, Herzfelde, Schwerin und 
Teterow, den Mut, sich in Predigten für ihre jüdischen Mitbürger ein-
zusetzen. Das NS-Regime reagierte darauf sofort mit äußerster 
Schärfe. Ami. September 1935 richtete der «Niederdeutsche Beobach-
ter» wütende Angriffe gegen diese Geistlichen. Drei Jahre später hat-
ten sich offensichtlich als Reaktion auf die Reichskristallnacht eine 
Reihe Bürger mit Sorge an die Leitung der evangelischen Landeskirche 
gewandt. Im kirchlichen Amtsblatt reagierte Oberkirchenrat Schulz 
am 16. November 1938 darauf mit «Einem Mahnwort zur Juden-
frage». Alle Geistlichen wurden aufgefordert, 

»... ihre Verkündigung in Predigt und Seelsorge so auszurichten, daß die deut-
sche Seele keinen Schaden leidet und den deutschen Menschen dazu verholfen 
wird, daß sie ohne falsche Gewissensbeschwernis getrost alles daran setzen, eine 
Wiederholung der Zerstörung des Reiches durch den jüdischen Ungeist von in-
nen [...] unmöglich zu machen.» 36  

Adolf Hitler wurde von dem Kirchenführer für seine Entschlossenheit 
gegenüber den Juden gedankt. In dem Mahnwort heißt es: « Dem Füh-
rer gilt daher unsere Liebe [...] und Treue auch in dem dem deutschen 
Volke aufgetragenen Kampf gegen die Juden.» 
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Einzelne Mitglieder der KPD und SPD, die aus der Illegalität heraus 
Widerstand leisteten, unterstützten im November 1938 in Neustrelitz 
und Rostock verfolgte jüdische Bürger. 

In Rostock verbreiteten Kommunisten im Januar 1939 ein Flugblatt, 
in dem auf den Zusammenhang zwischen den verstärkten Kriegsvor-
bereitungen und dem Pogrom gegen die Juden aufmerksam gemacht 
wurde. Im Text heißt es: «Die faschistischen Machthaber schüren das 
deutsche Volk zu einem neuen Krieg, in ihren Versammlungen reden 
sie von Kanonen statt Butter. Die jüdischen Geschäfte haben sie zer-
stört und ihre Inhaber in die KZs überführt.» 37  

Verfasser des Flugblatts war der Kommunist Otto von Zschock aus 
Rostock. Er war selbst mit einer Jüdin verheiratet. Sie hatten den Nazi-
terror ganz unmittelbar am ED. November 1938 erlebt, als der von Frau 
Else von Zschock geführte Zigarrenladen überfallen und zum größten 
Teil zerstört wurde. 

Jüngste Forschungen haben ergeben, daß der im Sommer 1937 von 
der Rostocker Universität als Direktor der Medizinischen Poliklinik 
und Hochschullehrer für Innere Medizin verwiesene Prof. Dr. Georg 
Ganter sich hartnäckig geweigert hatte, seine jüdischen Patienten nicht 
mehr zu behandeln. Als er deshalb im Dezember 193 5 verstärkt an-
gegriffen wurde, erklärte er in einer Auseinanderstzung: «Und im 
übrigen behandele ich jeden Juden genauso gut wie jeden anderen 
Menschen ».38  Diese Haltung war einer der Hauptgründe für die Ab-
berufung und Zerstörung der Existenz dieses Mediziners. 

Bei den Forschungen der letzten Jahre ist die Erkenntnis gewachsen, 
daß der Anteil jüdischer Bürger am Widerstand auch in Mecklenburg 
größere Aufmerksamkeit als bisher verdient. Die Geschichte der Juden 
in der NS-Zeit wurde vorrangig aus der Sicht des Terrors und der Ver-
treibung der Juden und nicht des Widerstands dargestellt. 

Der Oberrat der jüdischen Landesgemeinde in Mecklenburg war 
zwischen 1935 und 1939 das wichtigste Zentrum zur Verteidigung jü-
discher Interessen und Rechte. Nach der Auflösung der Landesge-
meinde durch die Nazis im Sommer 1939 und ihre Eingliederung in die 
Reichsvertretung der Juden wurde dies auch von einzelnen jüdischen 
Persönlichkeiten weiter versucht. Zu nennen sind hier besonders der 
langjährige Vorsitzende der jüdischen Gemeinde in Rostock, der 
Kaufmann Arnold Bernhard, und das Mitglied des Oberrates, der 
Rostocker Rechtsanwalt Dr. Richard Josephy. 

Hartnäckig führten sie z. B. den Kampf mit der Stadt Rostock ge-
gen die Enteignung jüdischen Besitzes. Vielfältige Maßnahmen wurden 
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von ihnen getroffen, um Hilfsbedürftige zu unterstützen. Arnold 
Bernhard verließ Rostock 1939 nicht, obwohl er über die nötigen Mit-
tel und Einladungen aus dem Ausland verfügte. Er wollte bis zuletzt 
bei seinen jüdischen Leidensgenossen bleiben. 1943 wurde er zusam-
men mit seiner 86jährigen Mutter 39  und seiner Frau nach Theresien-
stadt und 1944 nach Auschwitz gebracht. 

Dr. Josephy vertrat als Jurist unmittelbar die Interessen einzelner 
jüdischer Bürger und jüdischer Gemeinden. So wandte er sich im Auf-
trage der Landesgemeinde gegen die Zerstörung jüdischer Friedhöfe in 
Boizenburg, Laage, Kröpelin, Parchim und Ribnitz. 

Vom i. Dezember 1938 ab durfte auch er seinen Beruf als Rechtsan-
walt nicht mehr ausüben. In harten Auseinandersetzungen gelang es 
dem Vorstand der jüdischen Landesgemeinde durchzusetzen, daß 
Dr. Josephy als Konsultant jüdischen Mitbürgern Rat erteilen konnte. 

Dr. Josephy war mit einer Nichtjüdin verheiratet. Dies hat ihn wohl 
davor bewahrt, daß er mit einem der Transporte in ein Konzen-
trationslager verschleppt wurde. Am I i . April 1944, bei einem der 
schweren Bombenangriffe auf Rostock, ist er in seiner Wohnung um-
gekommen. Als Jude war ihm verwehrt, einen Luftschutzbunker auf-
zusuchen. 

Schwierig ist es, das Schicksal von Juden aus Mecklenburg weiterzu-
verfolgen, die zwischen 1933 und 1939 ihre Heimat verließen und sich 
in anderen größeren deutschen Städten ansiedelten. 

An einem Beispiel soll dies dargestellt werden. Es handelt sich um 
den Arzt Dr. Hans Lindenberg und seine Frau Edith, die beide eine 
maßgebliche Rolle in der jüdischen Gemeinde in Rostock und auf 
Landesebene spielten. Wegen seiner großen Hilfsbereitschaft war 
Dr. Lindenberg sehr beliebt. Nach der Reichskristallnacht mußten die 
Lindenbergs Rostock verlassen. Sie gingen nach Berlin. Zwischen 1939 
und dem Mai 1943 hat Dr. Lindenberg als Arzt, mit Unterstützung 
seiner Frau, unter schwierigsten Bedingungen kranken Juden in Berlin 
geholfen. Am 17. Mai 1943 wurden Hans und Edith Lindenberg mit 
dem 38. Berliner Osttransport nach Theresienstadt verschleppt und 
von dort am 9. Oktober 1944 nach Auschwitz gebracht, wo sie unmit-
telbar nach der Ankunft ermordet wurden. 

Die Lückenhaftigkeit der Forschungen ist mir bewußt. Trotzdem 
können die Untersuchungsergebnisse helfen, diesen so schmerzlichen 
Teil der Geschichte unseres Volkes differenzierter zu erfassen und un-
vergeßlich zu machen. 
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BEWÄLTIGUNGSVERSUCHE 





IM DORF ERZÄHLEN — 
VOR GERICHT BEZEUGEN. 
ZUR INNEREN LOGIK VON SAGEN UND 
AUSSAGEN ÜBER NS-GEWALT GEGEN JUDEN "- 

Franziska Becker, Utz Jeggle 

Wir reden im folgenden nur indirekt über Juden. Es geht uns vielmehr 
um Projektionen der anderen Seite, die von der NS-Gewalt mitgeformt 
sind. Dabei untersuchen wir zwei verschiedene kollektive Gedächtnis-
systeme, die auf den ersten Blick nicht viel miteinander zu tun haben. 

Zum einen geht es um mündlich tradierte Geschichten über Verfol-
gung und Leiderfahrung von Dorfjuden, die in Baisingen, einer kleinen 
württembergischen Gemeinde, gesammelt wurden. Zum anderen ha-
ben wir Einblick genommen in sog. Restitutionsakten, in denen die 
Verfahren um den materiellen Aspekt des NS-Unrechts dokumentiert 
sind. In den Prozessen um jüdisches Eigentum, die in den soer und 
6oer Jahren bei den Landgerichten geführt wurden, standen Vertreter 
der Oberfinanzbehörden und Restitutionsrichter den wenigen Über-
lebenden oder deren Nachfahren gegenüber. Letztere mußten vor 
Gericht den Nachweis über jeden einzelnen persönlichen Einrichtungs-
gegenstand erbringen, um so wenigstens einen mehr symbolischen 
Geldbetrag für all das Hab und Gut zu erhalten, das vom fiskalischen 
Erfüllungsgehilfen des NS-Staates nach der Verschleppung der Juden 
konfisziert und in Amtsstuben, Haushalten und anderswo verteilt wor-
den war und nun, Jahre später, als nicht mehr «feststellbar» galt. 

Wir haben unsere Interpretationen den Titel «Im Dorf erzählen, vor 
Gericht bezeugen » vorangestellt, um diese zwei Textsorten kenntlich 
zu machen, in denen über NS-Gewalt und Verfolgung in je besonderer 
Weise gesprochen wird. Sagen und Aus-Sagen, damit scheint Gegen-
sätzliches formuliert, der Eindruck liegt nahe, daß wir in den dörf-
lichen Erzählungen die Verfälschung — oder, um es kulturwissen-
schaftlich angemessener zu formulieren — die eigensinnigen Formen 
dörflicher Erinnerungskultur vorfinden, und vor Gericht dagegen eher 
die Tatsachenbezeugung, die faktische Rekonstruktion historischer 
Tatsachen, die Benennung von Schuldigen und Schuld. 

Für die Baisinger Geschichten I gilt sicher, daß sie an anderen Re- 
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geln, als denen der Faktizität orientiert sind, sie bezeugen keine Ereig-
nisse, sondern vielmehr den erinnernden Umgang mit den lokalen Ge-
schehnissen. Sagen können wir sie nennen, weil diese Geschichten zum 
festen Bestandteil des mündlich tradierten dörflichen Archivs gehören, 
Sagen aber auch deshalb, weil sie als verbale Bemühungen bedrückende 
Erfahrungen umschreiben, um Ereignisse rückblickend erträglicher zu 
machen, indem sie das Entsetzliche, Gewalt und Grausamkeit, in Spra-
che einfangen und so erzählbar machen. Freilich geschieht solche Erin-
nerungsarbeit gerade im Umgang mit NS-Ereignissen immer um den 
Preis der Verharmlosung, Verleugnung und der anderen Formen der 
Schuldabwehr, wenn in den Erzählungen offensichtlich Gewalt getilgt 
oder die Spur des eigenen Schuldanteils auffällig verschleiert wird. 
Werden solche Erinnerungstechniken, die im Dienst des individuellen 
und kollektiven Gedächtnisses ein halbwegs unbelastetes Weiterleben 
garantieren sollen, nur als Lüge entlarvt, dann wird nicht nur ihr tiefe-
rer seelischer Nutzen nicht verstanden, sondern dann gerät auch in 
Vergessenheit, daß diese Geschichten trotz aller Verbiegungen oder 
gerade in dieser Form der Abwehrhandlung doch auch die Spuren der 
Vergangenheit festhalten, die da verwischt werden sollen. Anders ge-
sagt: die Ereignisse und die Erinnerung daran verschwinden ja nicht 
aus dem dörflichen Gedächtnis, sie tauchen in verfremdeter Form ge-
rade da wieder auf, wo sie negiert werden sollen, ein Indiz dafür, daß 
bei aller Verharmlosungstendenz doch auch ein latentes Bedürfnis be-
steht, im lokalen Bereich die bedrückenden Geschichtsanteile zu si-
chern. 

Der juristische Diskurs dagegen scheint — oberflächlich betrachtet —
einer ganz anderen Logik zu folgen. Hier geht es um die schriftliche 
Fixierung dessen, was die mit der sog. Wiedergutmachung beauftrag-
ten Institutionen in den 5 oer und 6oer Jahren über Umfang und Vielfalt 
des Unrechts in Erfahrung brachten: aktenmäßig belegt bis in alle 
Winkel, diesen Eindruck zumindest legen die Berge von Prozeßunter-
lagen nahe. Denn erstmals kam in den Entschädigungsprozessen das 
ganze Ausmaß der planvollen Katastrophe zutage, wovon die bundes-
deutsche Öffentlichkeit bis in die 6oer Jahre hinein keine Notiz nahm 
und nehmen wollte, was der wirtschaftswunderliche Verdrängungs-
wille niederhielt. Was die Mehrheit der Deutschen nicht interessierte, 
war für die Verfolgten von umso größerer Bedeutung. Formal immer-
hin boten die Verfahren jedem Verfolgten die Möglichkeit, berechtigte 
Ansprüche vorzubringen, das sei bei aller Kritik an den Unzulänglich- 
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keiten der Verfahrensstruktur auch betont. Die formale Zuverlässig-
keit des Rechtsweges ist aber immer nur die eine Medaillenseite eines 
juristisch ausgeklügelten Normenwerkes. Besonders die «Wiedergut-
machung» hätte, um überhaupt etwas zu sein, der Ergänzung durch 
etwas ganz anderes bedurft, einer Dimension, die wir vorläufig 
menschlich nennen wollen und die sich in der Haltung, in der Ge-
bärde, in der Sprache, in einem anderen Verstehen hätte ausdrücken 
müssen. Doch das, was wir als innere Logik des Verfahrens untersu-
chen, ließ gerade diese menschliche Dimension vermissen, die Ein-
fühlungsfähigkeit, nicht nur in sog. Verfolgungstatbestände, sondern 
in das persönlich Erlittene. 

Unser kulturwissenschaftliches Interesse wendet sich also ge-
wissermaßen diesen Formen des Mißlingens und ihren vielfältigen 
Gründen zu, wir fragen nicht nach den rechtsphilosophischen Unzu-
länglichkeiten, die sich in der äußeren Verfahrensstruktur nieder-
schlagen, wir fragen nach deren innerer Logik, also der immanenten 
Verdrängungstendenz, um so dem Verständnis näherzukommen, was 
soviel nur scheinbar äußerliche juristische und finanztechnische Ver-
renkungen im Umgang mit Schuld zu bewirken vermochte. Um dann 
— soviel vorweggenommen — bei aller grundsätzlichen Unterschiede 
der dörflichen und juristischen Auseinanderstzung doch auch die un-
terschwellig gemeinsamen Mechanismen des Nicht-erinnern-Wollens 
aufzuzeigen. 

Wir beginnen mit der dörflichen Sagenwelt, in der nicht Fakten tra-
diert, sondern Bilder phantasiert werden, Bilder, die man sich vor Ort 
von den Ereignissen im Nationalsozialismus und dem Umgang mit den 
Juden machen möchte, um dann in unseren Interpretationen zu zeigen, 
welcher Strategien und Techniken sich die lokale Erinnerung bedient, 
um dem Vergessen Vorschub zu leisten. Was bleibt von der Gewalt 
gegen andere im Gedächtnis oder genauer: Wie modelliert das Ge-
dächtnis fatale Ereignisse, um ein unbelastetes Weiterleben zu garan-
tieren? Wie sehen solche Veränderungen aus und wie können sie 
kulturwissenschaftlich verstanden werden, ohne sie einfach als Erfin-
dungen oder bewußte Unwahrheiten abzutun. 

Wir glauben nicht, daß sich hinter den Verdrängungsstrategien in 
Baisingen eine reale Schuld verbirgt, aber doch die geheime Ahnung, in 
einem verbrecherischen Zusammenhang gestanden zu haben, als man 
zum Beispiel in der «Kristallnacht» die Fensterläden schloß, um nicht 
mitansehen zu müssen, welche Zerstörungen SA-Männer der Gegend 
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anrichteten, Ausdruck einer Haltung: «Damit wollen wir nichts zu tun 
haben.» 

Es ist auffällig, wie manche Forscher in den 6oer Jahren dörfliche 
Sagenmotive aufgriffen und für bare Münze nahmen, so beispielsweise 
der Stuttgarter Historiker Paul Sauer, als er 1966 die demolierenden 
SA-Leute, die in Baisingen gewütet hatten, als «fremde Männer mit tief 
ins Gesicht gezogenen Hüten und hochgestellten Mantelkragen» 2  be-
schrieb. Ein Bild, das, so scheint es, sinnfällig machen soll, wie die 
«braune Flut» über Nacht völlig unerwartet in die ländliche Stille ein-
brach und die ahnungslosen Dorfbewohner überraschte, sie in ihrem 
Schrecken lähmte und in ihre Häuser trieb. Die Gewalttäter sind in 
Baisingen bis heute eine Horde unbekannter und unerkannt gebliebe-
ner Eindringlinge. Ihre Namen hat man entweder nie erfahren oder 
gleich wieder vergessen. Und es waren immer nur Fremde. Ganz selten 
werden Täter namentlich genannt, aber dann sind es Tote, mit deren 
Schicksal sich der Beweis höherer Gerechtigkeit erbringen läßt. So 
wird etwa erzählt, der Kreisbaumeister von Horb, der mitrandalierte, 
sei später an einem Jahrestag der «Kristallnacht» am Herzschlag ge-
storben. Die Untaten werden mitunter auf Erden, aber von einer höhe-
ren Macht vergolten. Solch religiöse Gerechtigkeitsvorstellungen las-
sen auch das schlechte Gewissen ahnen, das im anderen, im bösen Täter 
bestraft sein will. 

Die Erinnerung operiert mit gesicherten Fronten: Sie trennt pau-
schal in die «Bösen », die von außen hereinbrachen — diese haben mit 
dem dörflichen Terrain, aber auch mit dem Innenleben seiner Bewoh-
ner nichts zu tun — von den «guten» Baisingern, die sich zumindest 
innerlich dagegen auflehnten. «Was da passiert ist in der Kristall-
nacht», so erzählte ein Gewährsmann, «das waren keine ansässigen 
Baisinger. Das waren lauter Menschen, Leute, Nazileute, die mit Last-
wagen ins Dorf gebracht worden sind. Weiß Gott woher, von anderen 
Ortschaften, von außerhalb, wo es diese Parteimänner gegeben hat. 
Und die hat man da rein und die haben die Sache machen wollen, wo 
d'Leut nichts wissen wollten davon.» 

Das Gedächtnis sichert den Abstand zur Gewalt. Eine Möglichkeit 
ergibt sich aus der räumlichen Entfernung, auf die man sich berufen 
kann: «Wir haben überhaupt nichts gesehen, wir waren viel zu weit 
weg», versicherte eine Frau. Eine andere Form der Distanzierung voll-
zieht sich auf einer inneren Ebene und kommt im teilnahmslosen Er-
zählen zum Ausdruck, etwa wenn immer wieder betont wird, wie «arg 
schad es um's Sach» war, das in der «Kristallnacht» zu Bruch ging, die 
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Marmeladengläser an den Wänden, die zerborstenen Mostfässer, das 
schöne Geschirr wird wortreich beklagt; von den Menschen, denen es 
gehörte, ist in diesem Zusammenhang nie die Rede. Wenn das Ge-
dächtnis hier Gegenstände, Dinge benutzt, um nicht über menschliche 
Schicksale nachdenken zu müssen, so drückt diese Haltung nicht nur 
die kleinbäuerlich-schwäbische Attitüde aus, sondern die sachbezo-
gene Erinnerung schützt ja auch vor Scham über unterlassene Hilfe, 
aber auch vor Mitleid und Anteilnahme. 

Dieses oft befremdend unausgebildete Mitgefühl findet sich in den 
Baisinger Erzählungen vor allem dann, wenn nach den Deportationen 
gefragt wird. Die Bilder des Abtransports der Juden existieren in der 
Erinnerung nur noch als cinematographische Momentaufnahmen. 
Über die Begleitumstände wird nicht gesprochen. Lapidar heißt es 
häufig: «Die sind halt einfach fortgekommen.» Die Befragten erinnern 
sich kaum an die Namen der Juden — viele Ermordete glaubt man noch 
am Leben —, ebensowenig können Personen ausgemacht werden, die 
an der Organisation beteiligt waren. Oft sind nicht einmal die Namen 
der Konzentrationslager bekannt. «Theresienstadt vielleicht, das wis-
sen wir nicht», sagte eine Frau, «also die sind halt einfach fortgekom-
men mit einem Wagen, mit einem Pritschenwagen von der Brauerei 
glaub' ich. Der Wagen, der Ding, der hat die Füße hinten runterge-
hängt, das weiß ich noch, der Kahn, nein Lazar — wie der jetzt geheißen 
hat, das weiß ich nicht mal mehr.» Oder: «Die sind eines schönen Ta-
ges geholt worden und irgendwo vergast.» 

So weit entfernt man sich innerlich von den Taten der Nazis fühlt, so 
unbekannt ihre Vertreter sind, so namenlos sind auch die Orte, wo die 
Juden hinkamen, bis heute geblieben. «Eines schönen Tages », so be-
ginnen oft Märchentexte. Im Baisinger Erzählrepertoire fungiert dieser 
Einstieg ähnlich als Sagenformel. Umschrieben wird hier das Überra-
schungsmoment der nächtlichen Deportation, das die Geschichten wie 
ein roter Faden durchzieht. Scheinbar vergessen sind die Menetekel der 
Gewalt im Vorfeld, als die männlichen Baisinger Juden nach der «Kri-
stallnacht» von Landjägern ins Konzentrationslager Dachau abgeführt 
wurden, oder später, als die Juden Abschiedsbesuche in christlichen 
Häuser machten, weil die Nazibehörden ihnen ein neues Zuhause «im 
Osten» vorgaukelten. 

«Wir haben überhaupt nichts gewußt», lautet die regelmäßige For-
mel auf die Frage, was man denn auf nichtjüdischer Seite ahnte. «Die 
Juden haben gerochen, daß es schlimm wird», «den Juden hat's ge-
schwant, was passiert», darin sind sich alle Baisinger einig. Die Ahnun- 
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gen der Tödlichkeit werden immer der jüdischen Seite zugeschoben, so 
auch in der folgenden Episode. Ein Baisinger erzählte von dem kleinen 
Isaak, an den er sich noch gut erinnern könne, als die Juden sich kurz 
vor ihrer Deportation vor dem Rathaus versammeln mußten. Damals 
habe Isaak gesagt: «Ich möcht' bloß wissen, warum die uns noch fort-
nehmen und noch Geld ausgeben für den Transport, die sollen uns 
doch in die Seewies' runternehmen und verschießen, na ist alles vor-
bei.» 

Wichtig ist in unserem Zusammenhang nicht, ob sich dieses Selbst-
gespräch wirklich so zugetragen hat, bedeutsam für unseren Baisinger 
und deutbar für Ethnographen ist vielmehr die latente Botschaft, und 
die vermittelt ja doch, daß im Dorf die Gewißheit existierte, daß das, 
was die Nazis als Ansiedlung im Osten ausgaben, in Wirklichkeit töd-
lich war. Daß die Einsicht, im Vorfeld etwas gewußt zu haben, heute 
von den Baisingern mitunter so heftig bestritten werden muß, ist wohl 
auch ein Zeichen des tiefen Schocks, den das «Verschwinden» der Ju-
den auch auslöste, als sie auf Leiterwagen im Morgengrauen aus dem 
Dorf gefahren wurden. 

Wie schwer die Erinnerung an die NS-Vergangenheit in Baisingen 
auszuhalten war und bis heute ist, das sei im folgenden mit den Ge-
schichten illustriert, die über den Viehhändler Harry Kahn, der 1945 
nach dem Aufenthalt in elf Konzentrationslagern ins Dorf zurück-
kehrte, erzählt werden. Diese Geschichten sind phantasievolle Versu-
che, das Dorf und seine Bewohner zu entlasten, das Leid der anderen 
zu verharmlosen oder gegen eigenes aufzurechnen. Dahinter verbirgt 
sich vor allem der Wunsch, Unrecht nachträglich erträglicher zu ma-
chen, allerdings nicht für die Juden, sondern für sich selbst. Auch hier 
ist der «historische Kern» im engen Sinn für das Verständnis dieser 
Geschichten nebensächlich. Es geht um den unterschwelligen Nutzen, 
Schreckliches und Unverstandenes zu «erklären», in dem man es im 
Rahmen des eigenen Vorstellungsvermögens auf ein erträgliches Maß 
zurückzustutzen versucht. 

Die Abwehr, die monströse Realität der Verbrechen um des eigenen 
Seelenfriedens willen auszublenden, scheint erst über den Versuch 
einer graduellen Annäherung erfolgreich. Wenn es um die Frage der 
Lagererlebnisse des Harry Kahn geht, dann sind die Baisinger beredt. 
Mutmaßungen werden zu gesicherten Wahrheiten. Niemand habe sich 
jedoch getraut, ihn zu fragen, was er wirklich erlebt hatte und viel-
leicht kursieren gerade deshalb die wildesten Gerüchte über das Aus-
gestandene. 
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.Der kam ja aus dem KZ wieder. Da muß irgendwie, also das ist soviel ich weiß in 
Baisingen nie ans Tageslicht gekommen, wo er hergekommen ist. Der muß da 
hüben in Mühringen ein Mädle als Kindsmädle gehabt haben. Ich weiß nicht, hat 
der ihr Vater den aus dem KZ rausbracht oder was. Da ist was geschmuggelt 
worden, aber rausgekommen ist das nie.. 

Man hat die Auseinandersetzung mit der Realität der Konzentra-
tionslager vermieden, um den Wunsch, Harry Kahn möge es in den 
Lagern gar nicht so schlecht gehabt haben, nicht zu gefährden. Mal 
heißt es, er sei in einer Küche gewesen, ein anderes Mal wird er-
zählt, seine zweite Frau, angeblich eine Halbjüdin, habe ihn versteckt 
und er sie aus Dankbarkeit später geheiratet, dann wieder sollen ihm 
«deutsche Soldaten viel geholfen haben, daß er's überstanden hat», 
schließlich «hat er eben Dusel gehabt, er hat sein Leben retten kön-
nen, weil er Baufahrzeuge fahren konnte und ein kräftiger Bursche 
war...». 

Es gibt auch die Form der totalen Verleugnung, Harry Kahn «sei 
gar nicht im KZ gewesen». Ein Gewährsmann mutmaßt sogar, Harry 
Kahn habe es «deshalb so gut gehabt», weil man ihm im KZ nicht 
geglaubt habe, daß er Jude sei. 

Eine andere Geschichte folgt einem ähnlichen Muster. Auch die-
ses Erzählmotiv ist nicht das Resultat einer taktisch eingesetzten, be-
wußten Erfindung, sondern drückt eher das latente Bedürfnis aus, 
zugefügtes Unrecht abzuschwächen und durch Selbstmitleid aufzu-
wiegen. Der Gewährsmann setzt in der folgenden Episode Harry 
Kahn als imaginierten Entlastungszeugen ein, der eine moralische 
Botschaft vermitteln soll. Wenn das Opfer das eigene Elend in Be-
ziehung zu den deutschen Soldaten setzt, denen es viel schlechter 
ergangen sei, dann verliert das Schicksal der Juden seinen einzig-
artigen Schrecken, die Aussage eines Überlebenden bürgt doppelt 
für die Wahrheit dessen, was das Gewissen zur Beruhigung herbei-
sehnt. 

«Und da kann ich mich noch an einen Ausspruch vom Harry Kahn erinnern, 
wo er zu den Baisingern gesagt hat: <Jetzt will ich euch mal was sagen, tut doch 
net so saudumm: Meine Kameraden von Baisingen, die beim Komiß waren in 
Rußland, wo sind se denn? Alle sind he, alle gefallen sind se. Was haben di 
g'habt? Überhaupt nichts. Ich hab jeden Tag was zu fressen g'habt, ich hab 
jeden Tag ein Nest g'habt und wenns bloß en Teppich war, aber naliege hab 
ich können. Und wenn ich auch net viel zu fressen g'habt hab, aber a Supp 
hab ich g'habt [...] Und was hen die g'habt? Nix zu fressen, nix, kein Dach 
überm Kopf, und alle hen se ghe g'macht. Gottseidank bin ich wieder da>: Das 
war doch ehrlich gesprochen>>, so beschließt der Gewährsmann seine Erinne-
rung. 
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Eine weitere Erzählvariante will einen KZ-Aufseher aus dem Nachbar-
dorf zum «Retter» erklären: 

«Der soll dem Harry verholfen haben, daß er wieder zurückgekommen ist. Ha er 
wär sozusagen reif gewesen im KZ, daß er sozusagen umgekommen wär, und der 
muß es scheints so weit gebracht haben, hat er ihn auf die Seite geschoben oder 
irgendwie. Also so hat man's gehört, hat der Harry selber gesagt, dem hat er's zu 
verdanken, daß er wieder rauskommen ist.» 

Das Schlimme, so soll vermittelt werden, hat mit der Heimat nichts zu 
tun, im Gegenteil, sie hat sich nichts zu schulden kommen lassen, ja sie 
hat sogar im Nazigewand das Überleben und damit die Rückkehr des 
Harry Kahn ermöglicht. Spätestens zuhause zeigte sie wieder ihre hei-
lende Kraft. Eine Gewährsfrau ist sicher, daß «der Harry sich hier wie-
der gesund gemacht hat». Sie meint das vordergründig auch materiell. 
Harry Kahn arbeitete sich nach 1945 in kurzer Zeit zum beinahe kon-
kurrenzlosen Viehhändler hoch, «wie der ewige Jude» habe er Tag und 
Nacht geschafft. Darunter liegt jedoch eine Rechnung, die zu einer 
positiven Bilanz führt: Man hat ihm zwar in der Nazizeit nicht hel-
fen können, aber nachher ist es ihm zuhause um so besser gegangen. 
Das auswärts zugefügte Leid ist daheim «wiedergutgemacht» wor-
den. In der Rechnung fehlen die Baisinger Juden, die nicht überlebt 
haben. So ist Harry Kahn für die Baisinger auch ein Zeuge für die Mög-
lichkeit, die Lager zu überleben. Und das ist der Schlußstein in der 
Beweisführung, wonach es in den KZs so schlimm nicht gewesen sein 
kann. 

Mit unseren Interpretationen haben wir versucht aufzudecken, wie 
sich in der sagenhaften «Geistesbeschäftigung» der Baisinger, also in 
der Negierung oder Verformung der Fakten, doch auch die Erinne-
rung verbirgt, nur daß diese Erinnerung oft nicht zugelassen werden 
kann. Die Angst vor der Einsicht, in einem verbrecherischen Zusam-
menhang gestanden zu haben, aber auch die Angst, Gefühle wie Trauer 
oder Mitleid einzugestehen, sind gewissermaßen die seelischen Kräfte, 
die die Spuren des Geschehenen zu verwischen oder auszuradieren 
versuchen. 

Viele Geschichten weisen sehr ambivalente Motive auf, in ihnen ver-
mischen sich Entlastungsversuche des eigenen Handelns, Verharmlo-
sung der Leiderfahrung anderer mit hartnäckig tradierten antijüdi-
schen Stereotypen. Ein letztes Beispiel: In dieser Episode, die sich 
nachweislich nie zugetragen hat, sind die Erfahrungen der Restitution 
festgehalten und umgedeutet. Es wurde in Baisingen als zutiefst un- 
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heimlich empfunden, als nach Kriegsende plötzlich einige Juden ins 
Dorf zurückkehrten und persönlich in Baisinger Wohnstuben und 
Schlafzimmern nach dem Verbleib ihrer Dinge forschten, die auch Ein-
heimische anläßlich der Versteigerungsaktionen im Dorf gleich nach 
den Deportationen im insgeheimen Glauben an ein endgültiges Ver-
schwinden der Juden erworben hatten. Und die amtlichen Ermittlungen 
der Restitutionsbehörden rührten nun auch an bedrückenden Erinne-
rungen, die man lieber vergessen hätte, sie rekonstruierten den eigenen 
Schuldanteil. Gerade die Rückerstattungsverfahren lieferten Sagen-
stoff, verarbeitet im folgenden und letzten Beispiel, von einem Ge-
währsmann erzählt: 

«Viele haben damit gerechnet, daß die Juden nicht mehr wiederkommen, aber das 
war nicht der Fall. Zum Beispiel der Schweizer, sind beide umkommen und der 
Sohn ist von Palästina oder von Israel rauskommen und gräbt in dem Vater seinem 
Krautgärtle und findet da die ganzen Papiere und das Zeug wieder, und die Leut, 
wo Schulden gehabt haben, wieviel tausend Mark Schulden, haben alles wieder 
zahlen müssen.» 
F. B. «Ach, das hat der in seinem Garten gefunden? 
H. B. «Im Garten, ja. Da drin rumgstochert und drin rumgraben und hat denkt: 
<Mein Vater hat bestimmt was auf d' Seite don und dann in das Krautgärtle neigra-
ben.<« 
F. B. «Und das waren lauter Schuldscheine ?» 
H. B. «Ja. Und die Leut mußten alles wieder rausgeben. Auch die Häuser, alles. 
Das war halt das Ende vom Lied.» 

Die Geschichte — wie gesagt nie vorgefallen — transportiert zumindest 
zweierlei. Zunächst sicher ein antijüdisches Klischee: Der Emigrant, 
der sich seine Rechtstitel auf juristischem Wege zurückzuholen ver-
suchte, erscheint hier als derjenige, der in einer Nacht- und Nebelak-
tion Dinge ausgräbt, so als stünden sie ihm nicht zu, als habe er etwas 
zu verbergen. Wieder werden die Juden nahe am Betrügerischen ange-
siedelt, wird ihnen wieder als typische Charaktereigenschaft Gerissen-
heit zugetraut. Doch in diesem Bild steckt auch noch etwas anderes: 
Weil die Umstände der Aufdeckung von Schuld vielen rätselhaft und 
unheimlich geblieben waren, wird das Ergebnis der Nachforschungen 
nicht dem Erfolg der Justizbehörden zugeschrieben, sondern einer 
Kraft, die stärker ist als alle bürokratischen Bemühungen. Auch die 
Macht der Überlebenden alleine reichte nicht aus, der Zufall mußte 
nachhelfen. Die latente Moral dieses Erzählmotivs gipfelt in der fata-
listischen Gewißheit: Es bleibt nichts unentdeckt, auch wenn es noch 
so tief vergraben ist, jeder Schuldschein kommt ans Tageslicht, jede 
Schuld wird bloßgelegt. Das war zwar für die Betroffenen unange-
nehm und bitter, aber zuguterletzt, und das wäre die zuversichtliche 
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Botschaft, siegt eine ins Metaphysische verlegte Gerechtigkeit über 
verwerfliches Vorteilsdenken. Vielleicht ist die latente Anerkennung 
von Schuld nur dann möglich, weil erträglich, wenn sie unterschwellig 
in solchen «sagenhaften» Geschichten aufgehoben wird. 

Ein bezeichnendes, projektives Bild: in der Tiefe der dörflichen Gärten 
graben die Opfer nach Schuld. Sie werden fündig. Das ist auch eine, 
vielleicht typisch dörfliche Form des indirekten Eingeständnisses. Wir 
wechseln den Ort und gehen zum Restitutionsgericht und seinen Aus-
sagen über, indem wir zunächst die Stimme der Kläger, also der Opfer 
anhören, um dann die Schuldscheine der Beklagten zu suchen. In 
einem dritten Abschnitt geht es dann um den Geist der Urteile: was 
will uns das Gericht sagen und was verschweigen. 

Zunächst also: Nach was suchen die Opfer in diesen langwierigen, in 
vielem demütigenden Verfahren? Zunächst wirklich materielle Ent-
schädigung. Den Juden ist, soweit sie überlebt haben, ja wirklich alles 
genommen worden. Nach Baisingen kamen fünf Habenichtse zurück. 
Frau Harburger war so arm dran, daß sogar die Ortsgemeinde ein Ein-
sehen hatte, und ihr ein erstes Darlehen von zoo Mk gewährte. Die 
anderen mußten ihren ehemaligen Besitz mühsam ersetzen, von dem 
Eigentum war in der Regel kein Nagel an der Wand übrig geblieben, es 
war durch die Versteigerung und die Verwertungstätigkeit der Finanz-
behörden in alle Winde zerstreut. 

Harry Kahn, so eine besagter Geschichten, sei von Haus zu Haus 
gegangen und habe sein elterliches Schlafzimmer zusammengesucht. 
Dabei ging es ihm eben nicht um irgendein Bett, oder um die Anschaf-
fung eines neuen, es ging um sein Eigentum, um seine Geschichte, um 
die familiale Tradition, um die bescheidene Genugtuung, nicht alles 
verloren zu haben. Denn umgekehrt wie in den Baisingern, für die die 
Versteigerung der jüdischen Besitztümer das Signal des Nimmerwie-
dersehens der Juden war, muß in den Juden die Verschleuderung und 
nicht Wiederbereitstellung der persönlichen Habe ein Gefühl des 
Nicht-mehr-zurück-Könnens ausgelöst haben. Im eigenen Haus, im 
eigenen Geschäft, im eigenen Bett hatten sich Fremde breit gemacht, die 
das nicht als Unrecht ansahen, sondern, die zuerst einmal Beweismate-
rial haben wollten, daß dies auch wirklich jemand anderem gehört hatte. 

Die Finanzverwaltung hatte diese Scheinlegitimierung des Unrechts 
besorgt und verantwortet. Was den Opfern und ihren Erben wie ein 
Raub vorkam, schien der anderen Seite ein regulärer Verwaltungsakt, 
vollzogen von einer deutschen Behörde. 
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Die Vorstellung eines Raubs, die ja unserem alltäglichen Rechtsemp-
finden bei der willkürlichen Wegnahme von Hab und Gut entspricht, 
trennte Kläger, also Opfer, von den Beklagten, den Vertretern des 
Deutschen Reichs, also den Oberfinanzdirektionen (OFD). Dort 
sprach man von Einzug, Beschlagnahmung etc., nie von Raub oder 
Diebstahl. Die jüdischen Kläger kämpften nicht gegen einen Verbre-
cher, sondern gegen eine Behörde, die nicht einzusehen brauchte, daß 
das, was — um es in den Worten Filbingers zu sagen — vorher Recht war, 
jetzt plötzlich insgesamt Unrecht sein sollte. 

Die Juden kämpften also nicht nur um Rückerstattung der geraub-
ten Werte, sondern auch um ihr Recht. Das führte zu vielen, vorsich-
tig gesagt, Mißverständnissen. Zwei unterschiedliche Interpretations-
systeme traten gegeneinander an; die Opfer mußten die Beweise 
erbringen, daß die Forderungen, die sie stellten, rechtens sind. Das 
beförderte, wiederum vorsichtig gesagt, manche Enttäuschung. Der 
Emigrant Julius Horkheimer aus Hechingen schrieb an seinen Anwalt 
am 29. Januar 196o: 

«In höfl. Beantwortung Ihres Schreiben vom 7. d. M. muß ich Ihnen nach reif-
licher Überlegung leider mitteilen, daß es weder mir noch meiner Gattin mög-
lich ist, die einzelnen Gegenstände, die meinen Eltern, bzw. meinem Onkel ge-
raubt worden sind zu nennen bzw. zu bewerten. Inzwischen sind so viele Jahre 
vergangen, daß wir uns beim besten Willen nicht mehr erinnern können. Bei 
meinem Vater handelt es sich ja insbesondere um eine, man kann gut sagen, 
hochherrschaftlich eingerichtete 5-Zimmerwohnung, von welcher auch nicht 
mehr ein einziger Nagel vorhanden ist! Dies könnten wir in einer eidesstattlichen 
Versicherung bekunden...» 3  

Horkheimer will 16 563 DM, geboten werden 4 700 DM, der Vergleich 
endet bei 7 181 DM . Die Bürokratie verlangt eine genaue Auflistung, 
die viele aus dem Gedächtnis nicht zu erbringen vermögen. Das Ent-
schädigungsrecht verwandelt sich durch die Nachweispflicht in Forde-
rungen, die leicht als Anspruchsdenken diskreditiert werden. Wie die 
Opfer das sahen, faßt Herbert Harburger aus Baisingen in einem Brief 
an das Fürsorgeamt Horb vom 2o. Juni 1947 so zusammen: «Wir wol-
len keine Almosen, wir wollen unser Recht!» 4  

Dinge, die man hatte und die einem geraubt wurden, zurück zu be-
kommen, das ist die legitime Forderung der Klägerseite. Aber was für 
Dinge sind es? Auch da bestehen zwei differente Interpretationsrah-
men. In den Augen der Justiz vielfach gebrauchtes, abgenütztes Mobi-
liar, besserer Sperrmüll, in den Augen der Rückkehrer etwas völlig 
anderes. Es sind ja die Dinge, die einem am nächsten waren, Bett, 
Stühle, der Tisch, um den die Familie saß, das Nähkästchen, das die 
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Mutter benützte, die Briefmarkensammlung, die der Großvatr liebe-
voll ordnete, der Teppich, auf dem man als Kind balgte; auch ohne 
soziale Phantasie, es handelte sich dabei um Erinnerungsstücke aus dem 
Kernholz der Familiengeschichte, um Dinge, an die man durch das 
Verfahren erinnert wurde, die aber plötzlich ihre Aura abgesprochen 
bekamen und aus einem wertvollen, die Katastrophe überdauernden 
Symbol zu einem x-beliebigen Gebrauchswert entzaubert wurden. 

Die gleichen Dinge haben in verschiedenen Augen und in einem unter-
schiedlichen historischen Zusammenhang einen höchst unterschied-
lichen Wert, das zeigt die Aussage der Hausangestellten der Familie 
Adler aus Buttenhausen: «Mir ist niemals gesagt worden, daß das 
Wohnzimmer Altertumswert habe. Ich schaute es immer als ein älte-
res Zimmer an, wie ein solches nach 3o — 4ojährigem Gebrauch aus-
sieht.» 5  

Die liebevolle Rekonstruktion einer Briefmarkensammlung, die Be-
hauptung, der Vater, immerhin der Schullehrer von Baisingen, habe 
eine echte Guarneri-Geige gehabt, sind also nicht Versuche, schnelles 
Geld zu machen, wie es die OFD und in ihrem Gefolge auch oft die 
Restitutionskammer unterstellen, sondern bedeuten die Bemühungen, 
jene Zeiten heraufzubeschwören, in denen die Dinge nicht abgenützt, 
sondern von der Familie belebt worden sind. So suchen die Opfer nicht 
nur ihre materielle Entschädigung, ihr Recht und ihre Erinnerungen, 
sie suchen darüber hinaus Verständnis dafür, was ihnen genommen, 
geraubt und zerstört wurde. In den Dingen spiegelt sich Erfahrungsge-
schichte, im Verlust der Dinge die tödliche Dimension der Verfolgung. 
Das Anzweifeln des früheren Besitzes und seines Werts hieß auch, an 
diesen Erfahrungen und ihrer Wahrheit zu zweifeln. 

Wir wechseln die Seite und fragen, wie agierten und argumentierten 
die Vertreter der beklagten Seite. Zunächst fallen Kontinuitäten auf, 
alte Bekannte haben nur scheinbar die Seite gewechselt. Das gleiche 
bürokratische Amt, das zuvor die «Verwertung des Besitzes» betrieb, 
ist nun mit dessen Restitution beauftragt. Was ein Fall von konkreter 
Aufarbeitung der Vergangenheit sein könnte, von tätiger Reue, zeigt 
sich schnell in der Praxis der Behörde als Versuch, die Kontinuität ganz 
im Filbinger'schen Sinn zu bewahren. Trotz der Möglichkeit eines 
Neuanfangs sieht man sich in mehrfacher Beziehung als Träger einer 
Tradition. Vielfach werden mit den gleichen Methoden, zum Teil von 
den gleichen Beamten, die Ansprüche der Kläger, also der NS-Opfer, 
klein gemacht, die materielle Seite der Anträge entwertet, die emotio- 
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nale nicht zur Kenntnis, zumindest nicht ernst genommen. Die Konti-
nuitäten, die sich ergaben, scheinen nicht nur einem paranoiden Auge 
verdächtig. Wir wollen ein paar Dinge aufzählen: 

Zunächst äußerliche Kontinuitäten in den Personen. Ein Finanzbe-
amter des Finanzamtes Horb, ein Herr Gerber, wird nicht müde zu 
versichern, daß die Akten verloren gegangen seien: «Es ist zu vermu-
ten, daß dieselben kurz vor Kriegsende der Vernichtung anheimgefal-
len sind.»6  Diese Formel wird immer wiederholt, zu Unrecht, denn es 
ist gelungen, diese Akten in den abgegebenen Akten des Finanzamts 
Horb im Staatsarchiv Sigmaringen ausfindig zu machen.? Der gleiche 
Beamte war 1941 /42 mit der Organisation der Versteigerungen in den 
Orten der Horber Gegend, in denen noch Juden lebten, betraut. Be-
zeichnend ist auch, wie der Leiter des Finanzamts Horb diese Konti-
nuität zeichnet. In einer Stellungnahme schreibt er 1958 

»Aus den Gemeinden Baisingen, Haigerloch, Mühringen und Rexingen wurden 
zahlreiche jüdische Familien deportiert, deren Hausrat dem Finanzamt Horb zur 
Verwertung überlassen wurde. Der Umfang dieses Auftrags war für mein kleines 
Amt enorm. Die Versteigerungen wurden anfangs in der Presse bekannt gege-
ben. Später erfolgte nur noch Ausschellen im Ort. Es handelte sich überwiegend 
um älteren, stark gebrauchten Hausrat, der nicht so begehrt war. Nach Aussagen 
meiner Beamten hatten sie das Prinzip, zuerst den kleineren begehrteren Hausrat 
wie Kleider, Wäsche, Betten, Küchengeräte abzusetzen, damit die Bestände 
übersichtlicher wurden. Die Beamten waren angehalten, mit den abgeschlosse-
nen Listen die Erlöse täglich mit der Finanzkasse abzurechnen. Ich selbst konnte 
mich bei den Versteigerungen und Aussonderungen nicht betätigen. Die Füh-
rung meines Amtes war damals durch den Personalmangel sehr erschwert. Ich 
bin aber ab und zu in die Gemeinden gereist, um mir von der Durchführung der 
Versteigerungen ein Bild zu machen.» 

Diese äußere Kontinuität liegt jedoch nicht nur in einzelnen Personen, 
sie ist auch in den Sachen repräsentiert, fast symbolisch, aber zugleich 
sehr real, so ein Aktenordner im Finanzamt Horb, der die Versteigerung 
und ihre Erlöse aus dem Jahr 1942 nur durch ein dazwischen geheftetes 
Stück eines Aktendeckels von der Entschädigung io Jahre später trennt. 
Auch für Volkskundler, die es gewohnt sind, in Dingen Kontinuitäten 
zu sehen, sind die engen Traditionslinien gelegentlich bizarr. So wird 
Harry Kahn aufgefordert, die Teppiche aus seinem Familienbesitz im 
Finanzamt Horb abzuholen, das Finanzamt Biberach ziert eine Stand-
uhr, das Finanzamt Laupheim eine Wanduhr aus dem Besitz der Familie 
Friedland, Verwandte des Hollywood-Produzenten Laemmle, dem 
man gleichwohl seine Ansprüche heftig bestreitet; man findet einen 
Makler, der die geforderten 50000 DM auf ein Zehntel zusammen-
streicht. 
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Es gibt noch eine andere Kontinuität der Form; die Juden müssen Li-
sten über ihren früheren Besitz anfertigen, genau die gleichen wie 1941 
und 1942, ja in einzelnen Fällen sind diese Listen zu Deporta-
tionszwecken noch vorhanden und können zur Grundlage der Ent-
schädigung gemacht werden. Listen reduzieren Ansprüche auf Ob-
jekte, sie verneinen aber jede symbolische Bedeutung eines Objekts. 
Das Gefühl, daß die Dinge mehr bedeutet haben und in der Erinnerung 
mehr bedeuten, als einen bloßen Gebrauchswert, lassen die Beklagten 
und ihr Vorgehen vermissen. Es geht ihnen um eine möglichst kosten-
günstige Regelung der Ansprüche. 

Das gehört zur inneren Logik eines Amts, zum Auftrag eines Fi-
nanzbeamten, wenn nicht diese fatale Kontinuität wäre, die nicht nur 
in den Dingen, sondern auch in den Sprech- und Denkweisen steckt, 
die sich im Verfahren äußern: 

Wie wird beispielsweise über die Deportation und Ermordung ge-
sprochen? «In den Osten gekommen », «im Jahre 1942 evakuiert», «in 
den Osten deportiert und dortselbst verstorben», «die Wwe Elsa Preß-
burger wurde im November 1941 von Rexingen nach dem Osten de-
portiert, wo sie den Tod fand >> .9  Fehlleistungen sind Wegweiser: «Karl 
Levy wurde auf Grund nationalsozialistischer Verfolgung als Jude am 
19. 8. 1942 aus dem Osten deportiert und ist seitdem verschollen.» l° 
Einmal heißt es sogar — beim Finanzbeamten Gerber — «abgeschoben» 
worden. 

Die sprachliche Figur verrät oft mehr als der Inhalt, wie die Aussage 
des Steueramtmanns Wüst zeigt, der bei der OFD Vermögensverwal-
tung tätig war: «Mein Sachgebiet umfaßte die Verwertung der beweg-
lichen Gegenstände eingezogener Werte.»'' Das Wörterbuch des Un-
menschen ist zur Genüge bekannt, aber daß es noch in den 5c:)er Jahren 
sprachregelnd wirkt und dadurch eine neue Interpretation der «Ver-
wertung der beweglichen Gegenstände» verhindert, ist beklemmend. 
So ist es auch möglich, daß ein Gestapo-Beamter, ein Herr Amthor aus 
Stuttgart, völlig versachlicht über seinen «Auftrag» bei seiner «Dienst-
stelle», dem «Judenreferat in Stuttgart» reden kann.' Die Institution 
erscheint in diesem Reden wie ein Gehäuse, das absoluten Rechts-
schutz vor persönlicher Verantwortung bietet. Deshalb gibt es im Ver-
fahren auch keine Täter. 

Auch das gehört zur Logik eines Restitutionsverfahrens, und es mag 
richterlicher Weisheit ja auch wohl anstehen, fern von Rachegelüsten 
zu operieren; aber den Kulturwissenschaftler interessieren weniger die 
Rechtsverhältnisse als vielmehr die Verweisungszusammenhänge, in 
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denen sie stehen und die sie repräsentieren. Von da aus gesehen ist es 
schon auffällig, wie mit den früheren Dienststellen kooperiert wird. 
Täteraussagen werden dankbar aufgenommen, wenn sie die jüdischen 
Ansprüche minimieren helfen. So wird ein Vorfall aus Horb, wir wür-
den ihn Raubüberfall in Parteiuniform nennen, Anlaß zur Selbstdar-
stellung eines alten Kämpfers, legitimiert durch den Hintergedanken 
der Behörde, daß dieser Beutezug auf Veranlassung einer Wirtschafts-
behörde geschehen und dadurch nicht restitutionspflichtig sei. Der 
Täter Ruhland sagt an Eides statt aus: 

«Der Unterzeichnete Hans Ruhland aus Horb erklärt unter Vorbehalt seines 
Erinnerungsvermögens nach ca. 25 Jahren und eines inzwischen erlittenen 
schweren Autounfalls (Schädelbasis-Fraktur) folgendes an Eidesstatt: Es ist 
richtig, dass Familie Landauer in Horb a. N. ein kleines Lebensmittelgeschäft 
hatten und infolge des Hitlerregimes abgegeben haben, bzw. mußten...» 

Kein Wort von seiner Rolle. Als er vor Gericht als Zeuge geladen wird, 
läßt er den Termin zunächst platzen und bittet dann telefonisch: « aber 
um pünklichen Aufruf, da ich möglichst 11.31 nach Tübingen zu einer 
Bestrahlung fahren sollte.» '3 

Die historische Rekonstruktion ist in dem Verfahren Sache des Klä-
gers; er muß seinen Anspruch nachweisen. Ihm fällt die Erinnerungs-
arbeit zu. Das Amt darf vergessen. Das geht so weit, daß das Finanzamt 
Horb nicht nur die NS-Akten, die angeblich gegen Kriegsende verlo-
ren gegangen sind, nicht finden darf, sondern sich auch herausredet, 
daß die Akten, die aus dem Jahr 1951 stammen, nicht auffindbar sein 
sollen: «... Sie sind vermutlich anläßlich des zweimaligen Umzugs des 
betreffenden Sachgebiets verloren gegangen, bzw., mit anderen auszu-
scheidenden Akten irrtümlich vernichtet worden.» 14  Die Behörde 
braucht kein Gedächtnis zu haben, vermutlich würde ihr Selbstver-
ständnis dadurch gestört, und ihre Kontinuität könne problematisiert 
werden. 

Es ist Aufgabe der Kläger, wie in jedem x-beliebigen Schadenerstat-
tungsprozeß, die Ansprüche nachzuweisen. Ungewöhnlich ist es aller-
dings, daß eine Behörde beklagt wird, die einerseits geraubt haben soll, 
zum anderen in moralischer Neutralität auftritt und als Behörde die 
Ansprüche der Kläger bezweifelt. Zumal sie beim Entwerten der Ar-
gumente der Gegenseite den Scharfsinn entwickelt, der ihr ansonsten 
abgeht. Wie gesagt, es gehört zur Logik des juristischen Handelns, daß 
man sein Interesse vertritt, aber wie man dies tut, das gehört wieder zur 
inneren Logik, die wir in diesen Verfahren sehen. 

Durch das Verfahren wird nicht nur dem Kläger die Beweislast zu- 
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gemutet, sondern er wird dadurch auch in den Verdacht der Vorteil-
nahme gerückt. Da zumindest die Stuttgarter Restitutionskammer 
möglichst mit einem gütlichen Vergleich die Verfahren zu Ende 
brachte, führte das dazu, daß die OFD prinzipiell versuchte, die An-
sprüche der Kläger als übertrieben zu disqualifizieren. So tat sie ihrem 
behördlichen Auftrag doppelt Genüge, zum einen reduzierte sie die 
Ansprüche, zum anderen die eigene Schuld, indem sie den anderen ins 
Zwielicht des Forderns und Übertreibens rückte. Gegen die Ansprü-
che des Filmkaufmanns Friedland wurde ein Gutachten angefertigt, 
das nur ein Zehntel des geforderten Betrags akzeptierte, oder die väter-
liche Briefmarkensammlung, die der nach Israel entkommene Simon 
Fritz Haas 1959 aus der Erinnerung zu rekonstruieren versuchte und 
die er auf knapp 15 000 Schweizer Franken schätzte, wurde von einem 
Briefmarkenspezialisten aus Stuttgart auf einen Wiederbeschaffungs-
wert von 3 000 DM heruntergeschätzt. 

Von diesem Übertreibungsverdacht war es nicht weit zur Lügenun-
terstellung. Als der Anwalt einer Klägerin auf die Umstände der Ver-
steigerung und ihren Zwangscharakter hinwies, um glaubwürdig zu 
machen, daß der persönliche Besitz weit unter Wert verscherbelt wor-
den sei, konterte die OFD kühl: «Die Erfahrung hat vielmehr gezeigt, 
daß die Gegenstände vor der Versteigerung von zwei verschiedenen 
Schätzern geschätzt worden sind und der Zuschlag erteilt wurde, wenn 
die abgegebenen Gebote den Schätzwert erreichten. Das Finanzamt 
hatte kein Interesse, die zu Gunsten des Reichs eingezogenen Werte zu 
verschleudern.» 15  Äußerlich und innerlich ist man nicht mit den 
Opfern, sondern mit der Kontinuität der eigenen Behörde identifiziert. 

Der Kläger, nicht die beklagte Behörde, steht im Verdacht des fal-
schen Zeugnisses. Von dieser systematisch, wenn auch nicht immer 
bewußt eingesetzten Verdächtigung ist es nicht weit zum alten Kli-
schee vom betrügerischen Juden. Dies bezeugt eine Geschichte aus 
Baisingen: Der Sohn des letzten Lehrers gab an, sein Vater hätte eine 
echte Guarneri-Geige gehabt. Eine solche Behauptung war natürlich 
der OFD ein Dorn im schäbigen Auge. Sie suchte und fand Zeugen, die 
das Gegenteil behaupteten. Ein Arzt aus Eutingen, Doktor Woerrle, 
der sich seiner guten Bekanntschaft zu der Familie Straßburger rühmte, 
beschrieb seine Begegnung mit der Guarneri so, es hing da eine 

«völlig wertlose Dreiviertelsgeige und (ich, also der Doktor) sagte in völlig frot-
zelnder Art [...] <wie schade, daß Moritz kein Adolf Busch werden kann, wo 
schon die Stradivari da hängt>. Unter herzlichem Gelächter verließ ich das Haus, 
in dem ich noch hunderte Mal bei Straßburgers aus und einging. Trotz des besten 
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allgemeinen Menschenbildes der Familie Straßburger geht mir bei der Wieder-
gutmachungsforderung einer echten Guarneri die Zornesröte ins Gesicht, ob so 
vieler jüdischer Verlogenheit und Geldgier. Das sieht dem einstigen Moritzle 
gleich, der fast nur von Kleinbetrug und Ladentisch-Rauberei lebte, berufslos 
blieb und trotzdem er Lehrerssohn war in keinerlei Ansehen stand. Ich schwöre 
jeden Eid, daß in der Familie Straßburger keine echte Stradivarius-Geige noch 
eine echte Guarneri-Geige vorhanden war.» 

Es geht nicht so sehr um die Guarneri, sondern um die Wut, die die 
jüdische Art auslöst; ein ähnlich heftiges Gefühl zugunsten eines Klä-
gers wird nie geäußert. Die OFD als zuständige Behörde nützt die 
Schatten der Vergangenheit für ihre Sparsamkeitsideologie. Das 
machte eine innere Restitution, die mehr bedeutet als den Willen, 
(möglichst wenig) Geld zu bezahlen, sicherlich unmöglich. Die Ge-
schichte einer Behörde, der Finanzverwaltung, erweist sich als sym-
ptomatisch für den Umgang mit den Überlebenden des Holocaust in 
den 5 oer und 6oer Jahren. Man behandelt die geschichtliche Verant-
wortung wie eine unangenehme und von Fremden auferlegte Last. 
Man hat den Eindruck, es geht nicht darum, Unrecht zu erkennen und 
zu lindern, sondern darum, die eigene Schuld erträglich zu gestalten. 
Indem man das Unrecht minimalisiert, verkleinert und normalisiert 
man auch die eigene Verantwortung. 

Die Rolle der Richter: Im Gegensatz zur OFD und den Beklagten ver-
suchten die Rückerstattungsrichter in minutiöser Ermittlungsarbeit 
Fakten über Enteignung und Verfolgung zusammenzutragen: Polizei-
posten in den Dörfern wurden beauftragt, Zeugen über ehemalige 
Wohnverhältnisse zu befragen; jüdische Nachfahren wurden dringend 
angehalten, Briefe der Eltern oder alte Rechnungen über Mobiliar zu-
sammenzutragen, alles könne wichtig sein. Doch die penibel angeleg-
ten Rekonstruktionsversuche stehen dann in krassem Widerspruch zu 
den kleinlich verfaßten Urteilen, in denen sophistische Juristenrheto-
rik berechtigt vorgetragene Ansprüche zerredete. 

Trotz aufwendiger Beweisaufnahme war bei den amtlichen Ermitt-
lungen meist nicht viel herausgekommen: Bürgermeister konnten sich 
an Enteignungen nicht mehr erinnern; Frauen, die jahrelang in jüdi-
schen Haushalten ausgeholfen hatten, wollten im Nachhinein beim 
Putzen immer nur auf den Fußboden, nie aber auf Möbel und in 
Schränke gesehen haben. Die Beweisnot blieb an den jüdischen Klägern 
hängen und wurde von den Richtern zwar grundsätzlich konstatiert, 
aber in durchschnittlich acht von zehn Fällen nicht zugunsten der Klä-
ger berücksichtigt. Die richterlichen Urteile stimmten ein in allgemeine 
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Entwertungsstrategien. So in dem Bescheid gegen Siegbert Lemberger. 
Er hatte glaubwürdig vorgetragen, sein umgekommener Vater Simon 
Lemberger aus Rexingen habe als tiefgläubiger Jude genau 26 reli-
giöse Bücher in Leinen gebunden, mit Goldschnitt verziert und mit 
deutscher Übersetzung versehen, im Wert von 35o DM besessen. Kind-
heitserinnerungen waren für den Sohn daran geknüpft, der Vater hatte 
an Feiertagen daraus vorgelesen. Das Gericht wollte solcher Versiche-
rung nicht folgen und erkannte lediglich 5o DM an mit der Begrün-
dung: 

«Wenn auch der Besitz von Gebetbüchern und der Hl. Schrift bei einem gläubi-
gen Juden keiner Erörterung bedarf, so war doch zu prüfen, ob die behauptete 
Zahl und Ausstattung das übliche Maß nicht überschreitet. Der Kläger, von dem 
die Angaben stammen, ist früh gealtert und leidet an schwerer Arteriosklerose. 
Seinen Angaben über Zahl und Beschaffenheit der Gebetbücher seines Vaters 
kann daher nicht viel Gewicht beigemessen werden. Glaubhaft ist nur, daß der 
Erblasser die üblichen Gebetbücher für die beiden Hauptfeiertage besaß. Und 
diese Bücher waren bei ständigem Gebrauch abgenützt.» 

Selbst der Neuwert wurde nur mit wo DM taxiert. Und die ablehnende 
Begründung endet mit folgender Einschätzung: «Daß der Erblasser 
wertvolle Judaica besaß, wie etwa den Talmud, ist in Anbetracht der 
Lebensgewohnheiten westdeutscher ländlicher Juden unwahrschein-
lich.» '7 

Wie mußte einem Überlebenden zumute sein, wenn seine Aussage, 
vor allem aber seine Erinnerungsfähigkeit so elementar in Zweifel ge-
zogen wurde. Die Richter versuchten zwar, zu rekonstruieren, aber 
sie verloren sich in Wahrscheinlichkeitsrechnungen, deren Bilanz 
stets zum Nachteil der jüdischen Seite ausfiel. Grundlage ihrer Ent-
scheidungen war letzlich allein ihr Vorstellungsvermögen oder -un-
vermögen. In den juristisch denkenden Köpfen wurde nicht nur 
entschieden, was einer besessen und eingebüßt hatte, da wurde auch 
zurechtgezimmert, wie sich ein Verfolgter in akuter Notlage ideal-
typisch habe verhalten müssen: So etwa im Urteil um ein Perlencol-
lier, das die Mutter, Selma Schäfer aus Haigerloch, als Erbstück und 
Andenken der Tochter in Briefen versprochen hatte, als beide vor der 
Deportation an verschiedene Orte zwangsumgesiedelt worden waren. 
Die Tochter, die überlebte, mußte 1958 vor Gericht den Zwang der 
Wegnahme des Schmuckstückes beweisen, was ihr mangels Unterla-
gen aber nicht gelang. Die Richter nun setzten der hohen Wahr-
scheinlichkeit eine andere, nämlich wiederum ihre Logik entgegen. 
Sie berücksichtigten zwar, daß Nichtablieferung von Wertgegenstän-
den damals unter strengste Strafe gestellt war, gingen in ihrem Urteil 
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aber davon aus, daß die Mutter der Anordnung zuwiderhandelte, den 
Schmuck also behielt und später heimlich — trotz Ausgangssperre —
verkaufte, über den Erlös also noch frei verfügen konnte. Die gegentei-
ligen Beteuerungen der Tochter, die Mutter hätte das Schmuckstück 
niemals weggegeben, sondern sehr daran gehangen, nützten nichts. 
Die Klage wurde abgewiesen:8  Das Urteil spielte gleich dreierlei her-
unter: Die große Angst der Mutter, wenn unterstellt wird, sie habe sich 
der Anordnung der NS-Behörden widersetzt, der sentimentale Bezug 
zu einem persönlichen Gegenstand, der ja vererbt und nicht verschleu-
dert werden sollte, aber auch den tatsächlichen Wert des Schmuckes 
für die Tochter. So war das Feilschen um Dinge Symptom einer tiefer-
liegenden Denkhaltung. Den richterlichen Spruch formulierte ein 
grundsätzliches Mißtrauen, den jüdischen Antragstellern nicht zu 
glauben. Und das bedeutete im Endeffekt viel mehr als finanzelle 
Einbuße. Das Nicht-wahrhaben-Wollen von Gefühlen wie Angst und 
das Nicht-zur-Kenntnis-Nehmen von Werten — objektiven wie per-
sönlichen — vernichtete auf diese Weise eben auch die Erinnerungen der 
jüdischen Seite. 

Der Zynismus der Ignoranz wird besonders deutlich in einem 
späteren «Entschädigungsfall». Der zweite Bereich des Wiedergut-
machungsprogramms umfaßte dann, nach dem Bundesentschädi-
gungsgesetz geregelt, die Fälle, in denen es um KZ-Inhaftierung, Frei-
heitsentzug, Körperverletzung, Rentenansprüche für Verfolgte und 
Hinterbliebene, Schaden im beruflichen Fortkommen etc., also die 
immaterielle Seite der Verfolgung ging. So im Fall des Victor Gideon 
aus Baisingen. Er hatte sich im November 1936, nachdem er in der nahe-
gelegenen Kleinstadt Horb von Gestapoleuten schwer mißhandelt wor-
den war, auf dem Nachhauseweg das Leben genommen. Zwei Jahre 
läng, von 1958 bis 196o versuchte die Familie, ihr Recht auf Entschädi-
gung für den Tod Victors geltend zu machen. Ein Jurist im Landesamt 
für die Wiedergutmachung in Tübingen formulierte 1958 folgenden 
Ablehnungsbescheid : 

«Unverständliche und abnorme Reaktionen auf eine Verfolgungsmaßnahme 
ohne lebensbedrohlichen Akzent, deren Erduldung auch einem lebensschwachen 
Menschen zugemutet werden kann, fallen nicht unter das Tatbestandsmerkmal <in 
den Tod getrieben> des s 15 BEG [...]. Der Verstorbene war unstreitig Jude, diese 
Tatsache allein rechtfertigt in dem hier interessierenden Zusammenhang jedoch 
noch nicht den Schluß, daß er auch verfolgter Jude war. Das muß die Klägerin 
vielmehr beweisen [...]. Es ist durchaus möglich, daß ein Unglücksfall vorgelegen 
hat. Die überwiegende Wahrscheinlichkeit spricht dafür, daß Art und Gegenstand 
der polizeilichen Vernehmung keine nationalsozialistische Verfolgungsmaß-
nahme gewesen ist. In jener Zeit sind von Boykottmaßnahmen abgesehen noch 
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keine Übergriffe gegen einzelne Juden vorgenommen worden. Aber auch wenn 
Viktor Selbstmord begangen haben sollte, ist nicht erwiesen, daß er vorsätzlich 
oder leichtfertig in den Tod getrieben worden ist.» " 

Ein Jurist konstruiert Geschichte und destruiert Geschichtserfahrung. 
Das blieb kein Einzelfall. In der bundesdeutschen Wiedergutma-
chungspraxis wurde bis in die 7oer Jahre hinein mit Leiderfahrung so 
oder ähnlich umgegangen, was in den überwiegenden Fällen bei den 
Opfern, die überlebt hatten, zu einer Retraumatisierung führte, wenn 
ihnen unterstellt wurde, daß sie physische und psychische Symptome 
simulierten. 

So lief die juristische Prozedur, die eigentlich dazu da war, die Affä-
ren der Vergangenheit aufzudecken und den Umgang mit Schuld in 
einem den jüdischen Opfern angemessenen Verfahren zu bewältigen, 
auf das Gegenteil hinaus, auch ohne daß daran immer-noch-braune 
Gesinnung mitgewirkt hat. Es wurde nicht nur um Dinge gefeilscht, 
sondern auch um die Frage, ob einer Jude oder verfolgter Jude war. Das 
letzte Beispiel zeigt in besonders gravierender Weise die erschreckend 
unausgebildete Einfühlung in Todesängste und die Tendenz, Vorfälle 
aus dem Zusammenhang der Verfolgung herauszulösen, um sie dann 
der Labilität einzelner zuzuschreiben. 

Dieses Versagen richterlicher Beurteilung und Entscheidung lag si-
cher nicht nur in der Abwehrhaltung einzelner begründet. Daß die 
Entschädigung zu einer Form der Entsorgung von Schuld wurde, lag 
auch an der Art des ausgearbeiteten Wiedergutmachungsrechts. Weil 
es so etwas zuvor nie gab und die Rechtssprechung nicht gerüstet war, 
hielt man sich an vorgegebene Muster der Schadensersatzregulierung —
und verfehlte damit die tödliche Dimension. Das zeigt sich in der Ten-
denz, lediglich Schaden zu ermitteln und ihn dann noch möglichst zu 
minimalisieren und sich um das, was eine / r oder eine Gruppe gelitten 
oder im weitesten Sinne eingebüßt hat, nicht weiter zu kümmern, son-
dern verfügbare Mittel zu vergeben — nicht aus Gründen, sondern zu 
Zwecken. Diese Denkform in Schadensarten findet sich in letzter Kon-
sequenz da wieder, wo die gewaltsame Tötung, also Mord, «Schaden 
an Leben» genannt wurde. 

Spätestens hier werden die grundsätzlichen Unterschiede in den 
Verdrängungstrategien unserer beiden Untersuchungsfelder deutlich: 
Steckte in dem Baisinger Bild von dem aus der Tiefe gegrabenen 
Schuldschein zumindest das metaphorische Eingeständnis eigener 
Verantwortung und Schuld, so suggerierte die Bürokratie, daß diese 
Schuld berechenbar und vor allem aufrechenbar sei. Mitgefühl, Ein- 
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fühlung, haben sicher in einer funktionstüchtigen Behörde wenig 
Platz. Aber durch die Verfahren wird der Öffentlichkeit exemplarisch 
vorgeführt, daß Raub und Mord Schadensfälle sind, die ohne große 
persönliche Aufregung, ohne Täter, aber auch ohne Anerkennung der 
Leiden der Opfer regulierbar seien. Solche Urteile behandeln mehr als 
einzelne Fälle; sie sind Indikator von gesellschaftlichem Mangel an 
Problembewußtsein und zugleich Multiplikator für die gesellschaft-
liche Unlust und Unfähigkeit, sich in die jüdischen Leiderfahrungen 
einzufühlen. 

Auch die Baisinger haben ihre Schwierigkeiten, aber sie tun sich 
eben auch schwer, weil es so schwer ist. Sie bekämpfen ihre Gefühle, 
aber die Anstrengung, mit der sie sich beispielsweise der Restaurierung 
der ehemaligen Synagoge widersetzen, ist ein Symptom, daß Gefühle 
da sind, die in das dörfliche Gedächtnis integrierbar sein könnten. 

Diese Symptome zu entschlüsseln, erfordert ungewohnte Lesetech-
niken, und die Rückübersetzung für die Bevölkerung bedarf prakti-
scher Arbeit, deren wissenschaftlicher Charakter von mancher und 
manchem hier so sehr bezweifelt werden könnte, daß wir an dieser 
Stelle besser abbrechen ... 
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AUSCHWITZ UND DIE DEUTSCHEN 
DIE ERINNERUNG AN DEN VÖLKERMORD 

Wolfgang Benz 

Auschwitz steht nicht nur als Name des Konzentrations- und Vernich-
tungslagers, in dem eine Million jüdischer Menschen — ein Sechstel der 
Opfer des Genozids — ermordet wurde, Auschwitz dient auch als Syn-
onym für das Grauen des Völkermords, als Metapher von Schuld und 
Verstrickung im Bewußtsein der Deutschen. Viele, wohl die meisten, 
drängten die stigmatisierte Vokabel aus ihrem Gedächtnis, suchten 
nach überdeckenden Erinnerungen, bäumten sich nach anfänglichem 
Schweigen mit Vehemenz gegen die historische Realität und versuch-
ten immer wieder aufs Neue, «Auschwitz » und alles, was hinter dem 
Begriff steht, zu verneinen.' 

In der Erinnerung der Mehrheit blieb — ohne das Leugnenwollen der 
evidenten Wahrheit —, Auschwitz das Tabu schlechthin, selbst wenn das 
Problem thematisiert wurde.' Wenn die Vertreter der Evangelischen 
Kirche im Oktober 1945 in ihrer Stuttgarter Erklärung von einer «Soli-
darität der Schuld» sprachen, so blieb das Bekenntnis doch ebenso allge-
mein («durch uns ist unendliches Leid über viele Völker und Länder 
gebracht worden») wie christlich-selbstbezogen («wir klagen uns an, 
daß wir nicht mutiger bekannt, nicht treuer gebetet, nicht fröhlicher 
geglaubt und nicht brennender geliebt haben»). Von den Juden war 
nicht die Rede.3  Als die Bundesrepublik vier Jahre später, 1949, ins 
Leben trat, war die Verurteilung der Verbrechen des NS-Staats zwar 
allgemein und selbstverständlich, aber eine öffentliche, die kollektive 
Erinnerung stimulierende Erklärung gab es nicht. Als sie der Par-
lamentspräsident Jenninger 1988 zum 5o. Jahrestag des Novemberpo-
groms versuchte, ging es auf so dramatische wie peinliche Weise schief.4  
Sicherlich hatten sich die Exponenten der jungen Bundesrepublik nach 
Kräften bemüht, öffentlich die Positionen des bürgerlichen Anstands 
wieder deutlich zu machen, wenn sie an den Holocaust erinnerten. Aber 
die Anlässe, die den Bundespräsidenten Theodor Heuss oder Bundes-
kanzler Adenauer dazu veranlaßten, waren nur zu oft Verwüstungen 
jüdischer Friedhöfe oder an Synagogen geschmierte Hakenkreuze. 
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Zwei Verhaltensweisen breiteten sich im westlichen Nachkriegs-
deutschland aus, natürlich nur bei denen, die nicht blind und stumpf 
waren und ohnehin keine Gedanken an das Vergangene verschwende-
ten: Die einen suchten das Heil in unreflektiertem Philosemitismus 
und verlagerten das Problem auf die Ebene christlich-jüdischer Begeg-
nung,5  die anderen gerieten nach Auschwitz und wegen Auschwitz aus 
dem Gefühl unbewußter und unbewältigter Schuld heraus in neue Res-
sentiments gegen die Juden, in neuen Antisemitismus.6  

Die vier Verjährungsdebatten des Bundestags (196o, 1965, 1969 und 
1979) waren noch vom Konsens der Demokraten gegen den National-
sozialismus, von der Verurteilung des Judenmords getragen, und in der 
Verachtung der rechtsradikalen Publizistik waren sich die Parlamenta-
rier vom konservativen bis zum linken Rand einig.? Eine kurze Zeit gab 
es Ende der 7oer Jahre auch, als die große Mehrheit, emotional ange-
rührt von der Fernsehserie Holocaust, über den Judenmord nachdenk-
lich war. Aber auf Dauer war das Diktum von Franz Josef Strauß tröst-
licher: «Ein Volk, das diese wirtschaftlichen Leistungen erbracht hat, 
hat ein Recht darauf, von Auschwitz nichts mehr hören zu wollen.»8  

Das Parlament der DDR, deren Führung vier Jahrzehnte lang die 
Konsequenz aus dem Erinnern an die jüdische Katastrophe verweigert 
hatte, tat im April 199o, unmittelbar vor Toresschluß, den befreienden 
Schritt, dem die Bundesrepublik trotz ihrer beachtlichen materiellen 
Anstrengungen zur «Wiedergutmachung» und trotz vielfachen Bemü-
hens nichts Gleiches an die Seite setzen konnte, weil immer die rigo-
rose und eindeutige Formulierung versäumt wurde. In der gemeinsa-
men Erklärung aller Fraktionen der Volkskammer im Frühjahr 1990 
hieß es, das erste frei gewählte Parlament der DDR bekenne sich «zur 
Mitverantwortung für Demütigung, Vertreibung und Ermordung jü-
discher Frauen, Männer und Kinder. Wir empfinden Trauer und 
Scham und bekennen uns zu dieser Last der deutschen Geschichte.»9  

Das war, nach einer langen Zeit der Heuchelei, des selbstgefällig ze-
lebrierten Antifaschismus, spät genug; aber der Deutsche Bundestag in 
Bonn hat so etwas niemals zustande gebracht, und keine Bundesregie-
rung hat jemals formell und feierlich ausgedrückt, daß aus der gemein-
samen Verantwortung für die Demütigung, Vertreibung, Ermordung 
der jüdischen Frauen, Männer, Kinder Verpflichtung entstand. Gewiß, 
Bonn hat frühzeitig die materielle Erblast übernommen und sich um 
«Wiedergutmachung» und «Entschädigung» bemüht, aber die mate-
rielle Großzügigkeit paarte sich mit dem Widerstreben gegen die Erin-
nerung an das Vergangene, und Triebfeder der Entscheidung, die Schä- 
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den nach Kräften zu lindern, war nicht nur Reue, Scham, Entsetzen 
über das Geschehene, sondern auch politisches Kalkül: Wieviel mehr 
internationale Reputation ließ sich für die junge Bundesrepublik ge-
winnen, wenn sie die materielle Schuld annahm, deren Anerkennung 
die DDR verweigerte. Der BRD hat die Bereitschaft zur ökonomischen 
Wiedergutmachung reichen Zins getragen, der DDR hat die Negierung 
des Erbes arg geschadet.' 

Auch wenn die finanziellen Leistungen an die Opfer des Holocaust, 
die seit 1952 gezahlt werden — als Renten oder als Entschädigungen für 
Sachverluste — bei den Deutschen nicht unbedingt populär sind, so 
wurde doch ihre Notwendigkeit nie bezweifelt. Allerdings bekamen 
die Wiedergutmachungsleistungen, über deren Höhe (derzeit insge-
samt ca. 8o Milliarden DM) beim Publikum in der Regel keine genaue-
ren Vorstellungen vorhanden sind, eine Alibifunktion beim Umgang 
mit der Vergangenheit. Einerseits konnte man sich mit dem Gefühl 
beruhigen, es werde getan, was möglich sei, um den Schaden «wieder 
gut zu machen», andererseits wurde, insbesondere bei den Angehöri-
gen der zweiten und dritten Generation, das Unbehagen darüber ge-
nährt, daß man für etwas zahlen müsse, woran man selbst gar keinen 
verursachenden Anteil habe. Das konnte, wenn der emotionale Zu-
gang zum Problem des Holocaust fehlte, dazu führen, daß man denen 
glaubte, die den ganzen Komplex von Entschädigung und Wiedergut-
machung als langandauerndes Erpressungsmanöver «der Juden» gegen 
«die Deutschen» deklarierten und die ständig verlangen, es müsse end-
lich einmal der Schlußstrich gezogen werden. 

Der Wunsch, die nationalsozialistische Vergangenheit und den Um-
gang mit ihr abzuschließen, kommt im Unterbewußtsein auch derge-
stalt zum Ausdruck, daß die Mehrheit der Deutschen die Opfer des 
Holocaust nur als Tote wahrnimmt. Daß es gerettete und befreite 
Überlebende gibt, daß die Toten nicht spurlos ausgelöscht wurden, 
sondern im Bewußtsein ihrer Familienangehörigen präsent sind — da-
von und von den Traumata dieser Menschen nimmt die Mehrheit der 
Deutschen kaum Kenntnis. Und weil sie die vor mehr als vier Jahr-
zehnten begangenen Verbrechen als Teil der Geschichte — als abge-
schlossene Vergangenheit — verstehen, während sie für die Opfer im-
mer noch bis in die Realität des Alltags reichen, entstehen immer 
wieder Mißverständnisse. Sie kristallisieren sich an Personen, Ereignis-
sen oder an tabuisierten Orten und kulminieren bei bestimmten Gele-
genheiten, etwa beim Appell zur Errichtung neuer Gedenkstätten und 
Mahnmale, bei der Bitte um Spenden für Zwecke, die der Bewahrung 
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der Erinnerung dienen. Die Reaktionen sind jeweils auch wichtige In-
dikatoren für den Zustand des öffentlichen Bewußtseins im Hinblick 
auf den Holocaust. 

Das Fernseh-Magazin «Panorama» brachte am 9. März 1992 einen 
Beitrag «Auschwitz verfällt». Vorangegangen waren eindrucksvoll il-
lustrierte Berichte in großen Zeitungen der Bundesrepublik, in denen 
der desolate Zustand der Gedenkstätte geschildert worden war. Es 
fehlte nicht an Hinweisen auf die moralische, kulturelle und pädago-
gisch-politische Bedeutung des Erhalts der ehemaligen Mordstätten 
auf polnischem Boden. Der polnischen Regierung fehle das Geld, 
schrieb die Süddeutsche Zeitung, und Deutschland fehlte das Interesse 
an einem Ort des Gedenkens, den die UNESCO als Bestandteil des 
Kulturerbes der Welt erklärt, und damit in eine Reihe mit der Akropo-
lis, der Alhambra, den Pyramiden und weiteren 30o Objekten in 115 
Staaten der Erde gestellt hat. International bedurfte die Aufnahme von 
Auschwitz in die Welt-Denkmalliste keiner Rechtfertigung, dem deut-
schen Publikum muß man es freilich immer wieder erklären, daß der 
Begriff Kultur die Gesamtheit der Lebensformen umfaßt, die für eine 
Gesellschaft repräsentativ sind, geistig wie materiell, daß daher Dachau 
und Auschwitz als Zeugnisse einer Epoche, die Bestandteil deutscher 
Geschichte als individueller Erfahrung und kollektiven Bewußtseins 
ist, unbedingt erhaltenswürdig sind. 

«Bewahren» wird aber wegen des Schuld- und Leidensdrucks, der 
alle Verdrängungen überdauert, als Anklage und «Erinnern» wird als 
Schulderklärung und erzwungene Selbstbezichtigung verstanden. Es 
geht aber grundsätzlich und zuerst um etwas ganz anderes: «Auch der 
größte Friedhof der Welt braucht die Liebe und den Schutz der Men-
schen aus aller Welt. Und Auschwitz braucht Geld, denn ohne Geld 
wird Auschwitz verrotten. Wer über dieses Millionengrab Gras wach-
sen läßt, beleidigt die Überlebenden und raubt den Toten ihre Ge-
schichte.» '1  

Die Reportage im Fernseh-Magazin «Panorama»'2  diente, wie auch 
die vorhergehenden Berichte in anderen Medien, einer Spendenaktion 
der «Internationalen Stiftung zur Erinnerung der Opfer von Ausch-
witz». Die Wirkung des Appells im Fernsehen war beträchtlich, im 
Positiven wie im Negativen. Dokumentiert und publiziert in Anrufen 
an den Sender 3  und in Zuschriften, die den Norddeutschen Rundfunk 
in der Folgezeit erreichten, ergibt sich ein Einblick in die Bewußt-
seinslage und das Verhältnis der Deutschen zum nationalsozialisti-
schen Völkermord an den Juden und weit darüber hinaus. Antisemiti- 
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sche und rassistische Attitüden sind darin ebenso belegt wie nationali-
stische Einstellungen, die sich in Feindschaft und Überheblichkeit ge-
genüber Polen zeigen oder als Syndrom aus Selbstmitleid, Trotz und 
Abwehr historischer Realität zu Tage treten. 

Selbstverständlich sind die Äußerungen aus Anlaß der Sendung 
«Auschwitz verfällt» im quantitativen Sinne nicht repräsentativ '4  für 
die Einstellung der Deutschen zum Holocaust. Die Rückmeldungen 
auf die Sendung «Auschwitz verfällt» bieten aber, aus konkretem An-
laß und spontan erfolgt, Hinweise auf Verhaltensmuster und Einblicke 
in Bewußtseinsstrukturen, die typisch und weit verbreitet sind. In der 
Moderation zur Dokumentation des Zustands von Stammlager 
(Auschwitz I) und Birkenau (Auschwitz II, dem eigentlichen Ort der 
Massenmorde) am Beginn der 9oer Jahre hatte es geheißen, die polni-
sche Regierung habe mehr Geld in die Gedenkstätte Auschwitz ge-
steckt als in jedes andere Museum, aber jetzt sei das Land nicht mehr in 
der Lage, «das Massenvernichtungslager als Zeugnis und Mahnung zu 
erhalten». Und abschließend rief Joachim Wagner, der verantwort-
liche Redakteur der Sendung, zur privaten Hilfe für Auschwitz auf —
zur Ergänzung der offiziellen Beteiligung der Bundesregierung, denn 
«die moralische, historische und politische Verantwortung für die 
Greueltaten des NS-Regimes trifft nicht nur den Staat, sondern alle 
Deutschen».I 5  Diese Feststellung ist Bestandteil der politischen Kultur 
der Bundesrepublik seit ihrer Gründung, sie wird aber auch relativiert 
durch die Forderung vieler, die Verantwortung zu terminieren, irgend-
wann (bzw. es  sollte schon längst geschehen sein) müsse, amtlich, welt-
öffentlich und unwiderrufbar, das Ende der deutschen Zuständigkeit 
für Hitler und den nationalsozialistischen Staat erklärt werden. 

Das geschieht in der Regel in sehr emotionalisierter Form, wobei viel 
von einem diffusen Schuldbegriff Gebrauch gemacht und wobei deut-
lich wird, daß viele Deutsche die Zeit seit dem Zusammenbruch des 
Hitlerregimes als Periode der Bestrafung empfinden, zugleich aber 
auch als Zeit der Sühne : Die materiellen Leistungen zur Entschädigung 
und Restitution (mit dem ebenfalls emotional und moralisch unglück-
lich befrachteten Begriff «Wiedergutmachung» etikettiert) werden als 
Argument ebenso verwendet wie die Aufbauleistungen im eigenen 
Land, und daraus wird gefolgert, es sei genug getan und gebüßt wor-
den, der saldierende Schlußstrich unter das Kapitel Holocaust sei über-
fällig. 

Zwei Generationen leben inzwischen in Deutschland, die keine indi-
viduelle Schuld mehr haben können; in deren Argumentation spielt die 
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Zurückweisung einer Mithaftung für die Schuld der Väter und Groß-
väter eine große Rolle. Dazu sind sie individuell und subjektiv natür-
lich berechtigt, und den Nebeln der «Betroffenheit» zu entrinnen, die 
selbsternannte Moralisten erzeugen, ist ein Bestreben, das an sich kei-
nen Tadel verdient. Die ebenso emotional aufgeladene Abwehr der 
Erinnerung, als Zurückweisung oktroyierter «Schuld» getarnt und mit 
Leidenschaft betrieben, ist zwar teilweise ein Reflex auf zuviel aufklä-
rerisches Engagement, aber schon wegen der demagogischen Verwi-
schung der Tatbestände «Schuld» und «Verantwortung» unzulässig. 
Gehört in solches Argumentationsmuster doch die Unterstellung, der 
«Schuldvorwurf» diene in erster Linie der Erpressung oder zumindest 
der Demütigung der Deutschen, die überdimensional viel leisten müß-
ten, aber gleichzeitig am Genuß des ihnen Zustehenden gehindert blie-
ben. 

Aus der — im Prinzip zunächst wertneutralen — Verantwortung der 
Nachgeborenen destillierten nationalistische und reaktionäre Inter-
essenten frühzeitig den grobschlächtigen Vorwurf einer angeblichen 
«Kollektivschuld» der Deutschen heraus, gegen den man sich uner-
müdlich zur Wehr setzen müsse. Das populistische Rezept erweist sich 
seit Jahrzehnten als erfolgreich: Zwar wurde niemals Deutschland 
oder den Deutschen offiziell der Vorwurf kollektiver Schuld gemacht—
in keinem Dokument, in keiner Handlung der Alliierten —, aber der 
Abwehrmechanismus gegen die imaginäre Pauschalverurteilung funk-
tioniert reibungslos, ja man scheint geradezu darauf angewiesen. 

«Schuld» ist auch die zentrale Kategorie in der Reaktion der Zu-
schauer auf die « Panorama »-Sendung. Der erste Anrufer, der Enkelge-
neration zugehörig, spricht immer wieder von «Selbstzerfleischung», 
die in Deutschland betrieben werde, man «wolle Schuldgefühle ein-
impfen» bzw. «die eingetrichterten Schuldgefühle» konservieren. Eine 
Berlinerin plädiert unter Hinweis auf das von ihr so verstandene Ver-
ursacherprinzip dafür, die Industrie zur Kasse zu bitten, weil sie Nutz-
nießer des NS-Systems und damit von Auschwitz gewesen sei. Ein 
25jähriger stellt die Frage, bis wann man denn zahlen solle und meint, 
irgendwann müsse die alte Schuld doch abgeglichen sein. Es gebe so 
viel wichtigere Probleme — etwa das Ozonloch in der Atmosphäre —
«wieso sollen wir immer spenden?». Ähnlich argumentiert auch eine 
Frau, die Spendenmittel für die Kinder der Dritten Welt verwenden 
will, das Geld solle nicht in «die tote Materie Auschwitz » gesteckt 
werden, Hilfe für die Lebenden sei wichtiger als die museale Renovie-
rung des KZ: Zur Bewahrung der Erinnerung genüge die Dokumenta- 
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tion der Daten und Fakten. Ein weiterer Anrufer (insgesamt hatten 
fünf Zuschauer die Möglichkeit, unmittelbar im Anschluß an die Sen-
dung über das Telefon mit dem Redakteur und der Reporterin, die den 
Bericht über Auschwitz machte, zu diskutieren) ist mit der Autorin der 
Dokumentation einig, wie wichtig der Augenschein vor Ort ist (er hat 
1964 mit einer Gewerkschaftsdelegation Auschwitz besucht), er stellt 
aber auch die Frage, ob der latente polnische Antisemitismus nicht mit 
Schuld sei am heutigen Zustand von Auschwitz. 

In der Diskussion mit den spontanen Anrufern wird eine Schwierig-
keit deutlich, die symptomatisch ist: Keiner der Anrufer bestreitet die 
historische Realität von Auschwitz und des Holocaust, alle sind über-
zeugt von der Notwendigkeit, eine Wiederholung zu verhindern, sie 
sind also durchaus repräsentativ für die Mehrheit der Deutschen, und 
zwar auch in dem Punkt, daß es — mindestens für die Jüngeren — pro-
blematisch ist, sich individuell und subjektiv im Komplex von Schuld 
und Erinnerung, im negativen nationalen Heroismus zu verorten. Die 
stereotype Einladung zur Betroffenheit, (auch von der Reporterin 
hartnäckig mit der auffordernden Frage «Waren Sie in Auschwitz ?» 
offeriert) ist nicht hilfreich bei der Lösung des Problems, dient allen-
falls der Ausgrenzung und Abwendung vom Thema. 

Die Reaktionen, die schriftlich in den folgenden Tagen und Wochen 
den Sender erreichten, sind auch insofern vielleicht weniger repräsen-
tativ, als die Unmutsäußerungen überwiegen. Es wäre falsch, aus den 
im folgenden zitierten Stellungnahmen die Schlußfolgerung zu zie-
hen, die Mehrheit der Deutschen dächte so. Dagegen spricht allein das 
Ergebnis des Spendenaufrufs: Fast eine halbe Million DM sind bis zum 
Sommer 1992 aus privater Hand für die Erhaltung der Gedenkstätte 
Auschwitz aufgebracht worden. 

Ein 32jähriger Zuschauer, den die gezeigten Bilder «sehr betroffen 
gemacht» haben, fragt, ob es «für nachfolgende Generationen eigent-
lich nicht unglaublich makaber» sei, eine Stätte der Grausamkeit und 
Menschenvernichtung zu konservieren. Es komme ihm so vor, «als 
würde in einem offenen Sarg in einem offenen Grab ein furchtbar ver-
stümmelter Leichnam liegen, den man in dieser Form für die Nachwelt 
um jeden Preis erhalten wolle, nur um die Greueltaten seiner Mörder 
zu dokumentieren». Auschwitz könne möglicherweise zu einer Art 
«Horrorkabinett» verkommen, «zu dem vielleicht eines Tages junge, 
vielleicht weniger verantwortungsbewußte Menschen pilgern könn-
ten, um sich dort gehörig zu gruseln, und vielleicht noch ihre Namen in 
die Wände der Gaskammern ritzen würden». Das käme einer zweiten 
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Ermordung der Toten gleich; dies zu verhindern, sollten die materiel-
len Überreste vernichtet werden, eine fotografische Dokumentation 
über Leben und Tod im Konzentrationslager solle die Besucher über 
die historische Realität aufklären. 

Man kann das als Flucht ins Abstrakte, als Abwehr gegenüber den 
konkreten Relikten des Völkermords interpretieren. Das wird in einer 
anderen Zuschrift noch deutlicher formuliert: 

«Auschwitz wurde uns auf der Heimreise aus der russ. Gefangenschaft gezeigt. 
Es war z. Z. noch nicht verfallen, die Konfrontation war grausam. Wir Landser 
wußten überhaupt nichts über die Existenz dieses Vernichtungslagers. Die Ver-
gangenheit in die Gegenwart zurückzurufen geschieht m. E. vornehmlich aus 
kommerzieller Vorausschau. Die Verantwortung heute noch und in Zukunft den 
jüngeren völlig unbeteiligten Generationen anzulasten ist eine Heuchelei, das 
Geschäft mit der Vergangenheit steckt dahinter!» 

Wie in vielen anderen Briefen wird dann vorgeschlagen, das Geld zur 
Linderung von Elend und Not zu verwenden, statt zur Erhaltung von 
Auschwitz: «Baulichkeiten, die an geschichtliche Kulturen erinnern 
zu sanieren und zu pflegen haben mein Verständnis, doch die Grau-
samkeiten unmenschlicher Vernichtungslager sollten nicht aus Trüm-
mern wieder aufgebaut werden um damit ein Geschäft zu machen.» 

Eine Krankenschwester argumentiert ähnlich, wendet aber die Ab-
wehr der Restaurierungsarbeit zum philanthropischen Projekt: 

«Wir sollten unsere Betroffenheit besser in unseren Gedanken und in unseren 
Herzen bewahren und uns in Menschlichkeit üben. Auschwitz — als Denkmal —
sollte zu einem Zentrum besonderer Art ausgebaut werden. Aber dafür brauchen 
wir doch nicht diese schrecklichen 450 Baracken wieder! Wir sollten eine <neue 
Stadt> erbauen, in der insbesondere die <Erben> der Opfer und die <Erben> der 
Täter in Frieden und Freiheit wohnen und in Respekt, Toleranz und multinatio-
naler Kultur miteinander leben. Das wäre ein lebendiges Denkmal und ein täg-
liches Sicherinnern.» 

Ein bescheidener Versuch in dieser Richtung existiert übrigens, in Ge-
stalt der von der Bundesrepublik Deutschland (unter demonstrativer 
Abstinenz des Landes Bayern) finanzierten Jugendbegegnungsstätte in 
Auschwitz. 

In eine andere Kategorie von Reaktionen fallen die Zuschriften, die 
unter patriotischen Gesichtspunkten Relativierungen des historischen 
Befunds vornehmen. Das geschieht, je nach Generationszugehörig-
keit, unter Hinweis auf Erlebnisse in der Kriegsgefangenschaft (so 
wird erwähnt, daß Auschwitz im Frühjahr 1945 als Sammelplatz für 
deutsche Kriegsgefangene diente, wobei erhebliche Verluste durch 
Hunger und Seuchen zu beklagen waren) oder bei der Flucht und Ver- 
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treibung aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten. Abgelehnt wird 
im gleichen Atemzug auch immer wieder die These von der deutschen 
Kriegsschuld 1914, und auf den Versailler Vertrag als verursachendes 
Element für den Nationalsozialismus wird ebenso häufig verwiesen. 
Das dient der kollektiven Rechtfertigung und Entlastung; die ver-
brecherische Qualität des NS-Regimes wird bei dieser Form der Rela-
tivierung nicht bestritten. «In unserem Land existieren genügend 
Gedenkstätten für das menschenverachtende Naziregime» schreibt je-
mand, der den Spendenaufruf für Auschwitz für « eine Geschmacklo-
sigkeit » hält. Der Gegenvorschlag: «Wie wär's mit einer Gedenkstätte 
für die zwei Millionen Toten, meist Frauen, Kinder und Greise, die 
durch Flucht und Vertreibung umkamen? Oder sind diese Menschen, 
weil Deutsche, schuldig?» 

Aus dem Trauma, einer quasi universellen deutschen Alleinschuld 
geziehen zu werden, argumentiert auch ein Angehöriger der Kriegsge-
neration, der die verfallende Gedenkstätte Auschwitz abreißen und 
durch ein Mahnmal ersetzen will. Eine schäbige Gedenkstätte würde 
der Sache eher abträglich sein, meint er, sollte es trotz seiner Bedenken 
zur Restaurierung kommen, müsse sich aber Israel beteiligen, und 
zwar wegen der Leistungen der Bundesrepublik für Opfer und Hinter-
bliebene des Holocaust. Das Fazit: 

«Wir sollten nichts unter den Tisch kehren, aber nach 47 Jahren uns nur aus-
schließlich auf die Zukunft konzentrieren, wo enorme Aufgaben auf uns warten. 
Indem wir einseitig über die Vergangenheit reden, schüttet man nur Wasser auf 
die Mühlen der Rechtsextremen. Die vielfältigen Schicksale unseres Volkes ver-
dienen gleichwertige Behandlung und Berichterstattung.» 

Das Relativieren und Aufrechnen deutscher Verbrechen mit fremder 
Schuld ist nicht gleichbedeutend mit der Verharmlosung oder Leug-
nung des historischen Tatbestands, wie er von den «Revisionisten» 
betrieben wird. Diese meldeten sich unter Beifügung von Pamphleten 
und mit reichlichem, aus der rechtsextremistischen und neonazisti-
schen Literatur gewonnenen Zitatenschatz zu Wort. Wie nicht anders 
zu erwarten, versuchten sie mit den bekannten Fragestellungen und 
Behauptungen, die «Auschwitz-Lüge» zu widerlegen. Die angebliche 
technische Unmöglichkeit, in Auschwitz (oder an den anderen Stät-
ten des Genozids) Menschen in den Dimensionen zu ermorden, wie 
dies tatsächlich geschah, spielt eine beträchtliche Rolle in der Argu-
mentation dieser Zuschriften. Immer wieder werden die «For-
schungsergebnisse» eines dilettierenden amerikanischen Ingenieurs 
namens Leuchter erwähnt, die von der Verteidigung in einem Neo- 
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naziprozeß in Toronto eingeführt wurden. Der Leuchterbericht '6  
gilt seitdem Rechtsextremisten als naturwissenschaftlich-technischer 
«Beweis », daß es keine Massentötungen durch Giftgas gegeben 
hat. 

Widersprüche in der Berichterstattung der Medien, insbesondere 
hinsichtlich der Zahlenangaben von Holocaustopfern, aber auch be-
langloser Details, werden von Interessenten stets aufgegriffen und jah-
relang tradiert, um den Makel der «Kollektivschuld» abzustreifen. 
Auch die Korrektur irrtümlich zu hoch angegebener Opferzahlen (wie 
in Auschwitz, wo auf inzwischen entfernten Gedenktafeln früher vier 
Millionen Opfer genannt waren) dient den Revisionisten noch als 
«Beweis» dafür, daß alle Angaben und Berechnungen von Histori-
kern grundsätzlich falsch sind, auch die eine Million tatsächlicher Op-
fer in Auschwitz und die sechs Millionen ermordeter Juden insge-
samt.' 7  

Ein «Sudetendeutscher» beruft sich auf zwei Onkels tschechischer 
bzw. jüdischer Herkunft, die in Buchenwald und Theresienstadt in-
haftiert waren und nach ihrer Befreiung — im Gegensatz zu den Mas-
senmedien — nichts von Gaskammern und Vergasungen zu berichten 
wußten. «Da ich meinen Onkels mehr glaubte als der Propaganda [...] 
war für mich klar, daß da nicht alles stimmen kann ». Er fühlt sich 
seit langem über die Konzentrationslager belogen, und die Sendung 
«Panorama» hat sein Mißtrauen noch bestärkt. Vieles an den gezeigten 
Bildern erscheint ihm einfach unmöglich: 

«Da war das Bild mit der Unmenge von Schuhen der <Getöteten, sprich Verga-
sten>. Das Bild ist für mich eine Fälschung, denn eine hier gezeigte <Lagerung> ist 
undeutsch. Ich war lange genug Soldat der Wehrmacht, um zu wissen, was deut-
sche Ordnung ist. Niemals wäre geduldet worden, daß die requirierten Schuhe so 
wahllos hingeworfen worden wären. Damit die Schuhe einem doch beabsichtig-
ten nützlichen Zweck hätten zugeführt werden können, wäre zumindest das 
paarweise Zusammenbinden notwendig gewesen. Wie sonst hätte man in dem 
auf dem Bild gezeigten Chaos jemals zwei zusammengehörende Schuhe finden 
können ?!» 

Die Argumentation ist typisch, wenn auch in dieser Skurrilität sel-
ten. Immer wieder werden Zweifel an der Authentizität der Brillen 
oder der abgeschnittenen Haare geäußert, die in Auschwitz gezeigt 
werden. Könnte das Haar nicht auch von deutschen Landsern stam-
men, die im Frühjahr 1945 hier geschoren wurden, fragt einer, der die 
Realität der Gaskammern und Krematorien erschüttern will. Wenn 
es gelänge nachzuweisen, daß die Brillen alle von gleicher Art und so-
mit vielleicht nicht von Holocaustopfern aus allen Teilen Europas ge- 
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tragen worden sind, dann wäre auch der Massenmord nicht wirklich 
geschehen, dann wäre man vom Schuld- und Leidensdruck erlöst, 
lautet die Hoffnung. Der «Sudetendeutsche» faßt die Motive zusam-
men: 

«Eigentlich hätte ich mich niemals mit diesen Ereignissen beschäftigt, denn als 
Heimatvertriebener hatte ich genug Last zu tragen. Nachdem aber kein Ende der 
Kollektivbeschuldigung, und damit auch meiner Person!, abzusehen war, wollte 
ich nun genau wissen, welche Verbrechen ich als tatsächlich Unschuldiger began-
gen haben sollte. Eben diesem Umstande ist es zu verdanken, wenn ich ein ganz 
anderes Ergebnis bekomme, als es die Massenmedien <hervorzaubern>. Ein wei-
terer Grund ist der, daß ich vor meinen Kindern, und jetzt schon wieder Enkel-
kindern, nicht als Massenmörder dastehen möchte.» 

Dem Rechtfertigungsbedürfnis dient vielfach die Schuldzuweisung an 
andere. Das äußert sich in vielen Stellungnahmen in Antisemitismus 
und Polenfeindschaft. In einem Brief wird unterstellt, die zum Erhalt 
der Gedenkstätte Auschwitz erforderlichen 42 Millionen Dollar wür-
den von jüdischer Seite verlangt. Es müsse 

«den Juden doch selbst langsam peinlich sein, uns Deutschen dieses Thema im-
mer wieder auf's Brot zu schmieren! [...] Und dann diese für mich äußerst pein-
liche Demutshaltung der deutschen Politiker gegenüber dem jüdischen Volk, 
dieses hat doch inzwischen selbst Dreck genug an seinen Händen (und Blut!), 
siehe den Umgang mit den Palästinensern!» 

Ein anderer schildert, unter dem Vorwurf, die Fernsehsendung sei 
deutschfeindlich in ihrer Berichterstattung, ausführlich seine Leiden 
als Kriegsgefangener in Sibirien; in die Aufrechnung deutscher Leiden 
mischen sich antijüdische und antislawische Ressentiments: «Verkom-
menheit, Unordnung und Verfall gibt es in Polen doch wahrlich genug. 
Und im Betteln sind die Polen ja auch Weltmeister». Deshalb solle eine 
schlichte, leicht zu pflegende Gedenkstätte in Auschwitz das verkom-
mene und verfallene Lager Auschwitz ersetzen. Wie lange man «den 
Polaken» noch die Stiefel küssen müsse, fragt ein Heimatvertriebener, 
der vorschlägt, alle Relikte in Auschwitz zu verbrennen «damit der 
Spuk endlich mal zuende ist, sonst sitzt in ioo Jahren wieder noch eine 
Frau Schlesinger im Fernsehen und muß für die armen Polen betteln». 
In einem anderen Brief heißt es : «Wieviel DM-Milliarden Polen, noch 
mehr Israel, geschluckt haben, wissen Sie besser als ich. Es sind mehr 
als man zugibt. So gesehen war die oben bezeichnete Sendung un-
verfroren — unverschämt». Ähnliche Verwahrungen gibt es häufig, 
etwa «das unersättliche Polen hat genug Milliarden von uns Deutschen 
polnisch verwirtschaftet» oder: «Ich frage mich, wieviel Gelder der 
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Deutsche Bürger noch an die Polen spenden soll, obwohl sie mehrere 
Milliardenbeträge durch die Bundesregierung schon kassierten und die 
deutschen Gebiete — Ostpreußen und Schlesien — geschenkt beka-
men!» 

Die häufig artikulierte Vermutung, die Deutschen müßten zur Lö-
sung aller Probleme der Welt finanziell einstehen, und um die Zah-
lungsbereitschaft aufrechtzuerhalten, würden Schuldvorwürfe ver-
ewigt, ist in einer Zuschrift so gefaßt: 

«Haben Sie denn noch immer nicht begriffen, warum alle zu uns kommen und 
uns einreden, wir hätten an allem Schuld? Jahrzehnte wurden wir beschimpft, 
das Wort vom häßlichen Deutschen ging um die Welt und plötzlich mögen uns 
alle und kommen zu uns. Wir wurden schon immer ausgebeutet und wenn wir 
uns dagegen wehrten, dann sind wir die Bösen und alle fielen über uns her. Wie 
wäre es, wenn wir Schlesien aufbauen würden und uns bei den Polen entschul-
digen würden, weil wir so lange nichts getan haben ?» 

Der Verfasser des Briefes ist 1940 geboren und verbittet es sich aus-
drii0klich, mit Auschwitz in Verbindung gebracht zu werden und eine 
moralische oder materielle Schuld angelastet zu bekommen. Das sei 
«Verleumdung und Volksverhetzung». Aber gegen Deutsche dürfe 
man ja, im Gegensatz zu Ausländern, ungestraft hetzen. Als Themen 
für die nächsten «Panorama»-Sendungen schlägt er vor «Was kosten 
den Steuerzahler die Asylanten täglich ? Wieviel Straftaten werden von 
Ausländern begangen? Wie viele Deutsche werden jährlich von Aus-
ländern ermordet oder verletzt und umgekehrt ?» 

Der das schreibt, ist möglicherweise kein notorischer Fremdenfeind, 
sondern sucht, wie viele andere, ein Ventil für seine Empörung, für die 
vermeintlich oktroyierten und instrumentalisierten Inferioritätskom-
plexe, die er als Deutscher hat, wenn er mit moralischen Appellen kon-
frontiert wird, die sich auf — für ihn — lange zurückliegende historische 
Ereignisse gründen. 

Von einer sehr kleinen Minderheit abgesehen, die mit der Leug-
nung und Verharmlosung des Holocaust jeden vernünftigen Diskurs 
verweigert (das dokumentiert sie bei entsprechenden Gelegenheiten 
durch anonyme und obszöne Äußerungen stets aufs Neue), sind sich 
die Deutschen bewußt, daß Auschwitz ein schweres Erbe ist. Die 
Erinnerung ist, das beweisen die Reaktionen auf die Fernsehsendung, 
auch weniger verdrängt als vielmehr negativ besetzt; das kollektive 
Bewußtsein über den Holocaust ist von Empfindungen der Scham 
und Schuld geprägt. Diese Empfindungen sind im allgemeinen nicht 
reflektiert und schlagen leicht in Abwehr um. Dem Wunsch nach Er- 
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lösung dienen freilich Aufforderungen zur Betroffenheit oder mora-
lische Appelle zur Verantwortung, wie sie sich als Bestandteil der 
politischen Kultur der Bundesrepublik eingebürgert haben, je länger 
desto weniger. Insbesondere gegenüber der zweiten und dritten Ge-
neration sind neue Formen der Auseinandersetzung erforderlich. 
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